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Einleitung. 


las in der großen Welt: und Menſchheitsgeſchichte eine der vornehmſten Aufgaben der 

Sorſchung bildet: die Verdeutlichung des Sufammenhanges, der aegenfeitigen Bedingtheit 
perfönlicher und unperfönlicher Kräfte, wird auch bei Darſtellung der Derfaffungs: 
entwicklung der Bergwerksgefellihaft Georg von Gieſche's Erben als Siel vor 
ſchweben dürfen. 

In ihren Kindheitsſtadien genießt die Geſellſchaft, dank der Gunſt der Landes: 
herren, eine bevorzugte, vom Vater auf Rinder und Rindeskinder gleichſam vererbte 
Ausnahmeſtellung; fie iſt dem wirtſchaftlichen Wettbewerbe, den allgemeinen Landes: 
geſetzen nur in beſchraͤnktem Maße unterworfen. Die kleine Sahl ihrer Teilnehmer, 
durch Blutsverwandtſchaft eng verbunden, regiert fid) ſelbſt nach ungeſchriebenen 
Geſetzen. Treu und Glaube, Samilienfinn und Tradition find die alleinigen Grund» 
lagen ihres Gemeinſchaftslebens; ſie reichen hin, um den einzelnen in der verfügung 
über feinen Anteil am Geſamtbeſitze zugunſten der Allgemeinheit zu bejdránhem. Sür die 
Leitung des verhältnismäßig primitiven Geſchaͤftsbetriebes genügen zwei vertraute Diener des 
Hauſes und der Samilie: der Bergſchreiber in Gberſchleſien und der Saktor in Breslau. In 
den Beziehungen zu den Behörden, in dem verhaͤltniſſe der Mitglieder zueinander, in der 
verwaltung des Gefchäfts — überall zeigt fid) das perfönliche Element, der Samiliencyarakter. 
Aber es wandeln ſich die Seiten und damit auch die Menſchen und ihre Gemeinſchaften. Die 
Geſellſchaft verliert mit Beginn des 19. Jahrhunderts ihre auf Gunſt und Gnade beruhenden 
Sonderrechte. Sie tritt ein in das freie Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte; ſie unterſteht fortan 
in vollem Umfange dem Geſetze. Die allgemeine, unperſönliche Rechtsordnung wirkt alsbald 
wie Scheidewaſſer auf das Gefüge der urſprünglichen Samiliengeſellſchaft. Die Tradition, die 
den einzelnen Teilnehmern die Trennung vom Ganzen, die Veräußerung ihrer Anteile verbot, 
muß mangels geſetzlicher Grundlage weichen. Die ganze auf verwandtſchaft und perſön⸗ 
lichen Beziehungen beruhende Organiſation wird in ihren Grundfeſten erſchüttert. Sie muß 
unter ſchweren Kämpfen erſetzt werden durch einen in geſetzmäßiger Sorm geſchloſſenen Vertrag, 
ein Statut. Die Samiliengeſellſchaft wird zur Rörperſchaft, zur juriſtiſchen Derfom. Die neue 
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Rorporation kann fid) nicht mehr der früheren patriarchaliſchen Sormen ihrer Gefchäfts: 
gebarung bedienen. Sie erfordert neue Organe zu ihrer vertretung; fie ſchafft fid) bei der 
fteigenden Ausdehnung ihres Betriebes eine weitverzweigte Verwaltung, deren einzelne Teile 
ebenſo kunſtvoll ineinander greifen wie bei Staats: und Gemeindebehörden. So werden wir 
auf allen Gebieten des inneren Geſellſchaftslebens die unperfönlichen Elemente: Recht und 
Geſetz, Statut und vertrag je länger, je mehr Geltung gewinnen ſehen. 

Und doch, in eben dieſem mit geſchichtlicher Motwendigheit, mit faſt mechaniſcher Geſetz⸗ 
mäßigkeit fid) abſpielenden Dorgange werden wir anderſeits das Walten der Perfönlichkeiten 
auf Schritt und Tritt verfolgen können. Menſchen finds, deren perſönliche Intereſſen, Be 
ſtrebungen und Leidenſchaften immer den Anſtoß geben zur lDeiterentmidilung der Dinge. 
Menſchen ſind's, die das allgemeine Geſetz auf unſre Geſellſchaft anwenden, ihren Bedürfniffen 
anpaſſen, die den berwaltungsordnungen und organen ihr Gepräge aufdrücken. Alſo wenn 
auch unfre Darſtellung im allgemeinen zeigen wird, wie in der Geſellſchaftsverfaſſung das 
perfönliche Element zurücktritt, fo wird fie doch anderſeits im einzelnen die Menſchen zu ſchildern 
haben, die als tatkraͤftige Leiter, als treue Beamte oder als eigennützige Diener, als neidiſche 
Widerfacher die Geſchicke der Geſellſchaft im guten und böfen beeinflußt haben. So wird die 
allgemeine Wahrheit, daß weder die materiellen Krafte allein, noch ausſchließlich die „großen 
Männer“ die Geſchichte machen, ſondern daß auf der Wechfelwirkung beider alles geſchichtliche 
Leben beruht, auch in der Vergangenheit von „Georg von Gieſche's Erben“ beſtatigt 
erſcheinen. 

Als Markfteine für die Wandlungen der Geſellſchaftsverfaſſung find mit dem, bei allen 
ſolchen Einteilungen erforderlichen Vorbehalte, die Jahre 1812, 1829, 1860 und 1872 anzuſetzen. 
Mit der erſten nachdrücklichen Anwendung der Berggeſetze auf die inneren Derhältniffe der Gefell 
ſchaft (1812) ijt die urſprüngliche verfaſſung des alten „Samiliengeſchaͤfts“ unhaltbar geworden. 
Mit dem erſten Verkaufe eines Anteils an einen Sremben (1829) ift fie endgültig zu Grabe ge 
tragen. Die nach dreißigjährigen Derfaffungskämpfen gelungene Erwerbung der ftorporations: 
rechte (1860) bezeichnet die Geburtsſtunde der neuen Geſellſchaft, die mit der Umbildung ihrer 
inneren Verwaltung (1872) auf den Höhepunkt ihrer Schaffenskraft gelangt ift. 


IL 
Das alte Familiengeſchäft 1716—1812. 


1. Die älteſte Geſellſchaftsverfaſſung. 


Das Teftament Georgs von Gieſche. Leitung des Geſchaͤfts durch feine Söhne. Die drei Linien. 
Ungeſchriebene Geſetze. vertretung der Geſellſchaft durch alle Mitglieder. Keime der Repräfentativverfaffung: Auf- 
treten Chriſtian Sriedrichs von Teichmann 1761, Reifen zu den Galmeipackungen. 


Aus dem Dunkel, das infolge des Verluftes der alteften Geſchaftsbücher und papiere 
die erſten Jahrzehnte der Geſellſchaftsgeſchichte umgibt, tauchen nur die allgemeinen Umriſſe der 
älteften Derfaffung und verwaltung einigermaßen deutlich hervor. Das Teftament Georgs von 
Gieſche vom 21. März 1716 ſagt nur, daß ſeine beiden überlebenden Söhne (Georg Chriſtian 
T 1723 und Sriedrich Wilhelm + 1754) das ,Gallmen-lTegotium" leiten und für ihre Bemühungen 
eine Derhaufspropifion von je 2% im voraus erhalten follten. Die in dem Teftamente ange 
kündigte „abſonderliche Instruction" über die Sortführung des Gejchäfts ijt wahrſcheinlich nie 
erlaſſen worden. Oder fie müßte auffallend raſch verloren gegangen und in Dergeffenheit geraten 
fein; denn es ijt ſicher, daß fie ſchon um 1780 den Enkeln und Urenkeln Georgs von Gieſche 
nicht mehr bekannt war. Das Teftament der Anna Maria von Gieſche (1727 Okt. 9) zeigt 
uns den nunmehr einzigen Sohn Sriebrid) Wilhelm als Geſchaftsleiter und beftätigt die ihm 
von feinem vater zugeficherte Entſchadigung „vor feine Mühe und Sleiß wegen des Gallmen: 
Negotii“. Der Erbvergleich Sriedrich Wilhelms von Gieſche mit feinen drei Schweſtern 
(1730 Marz 31) ift uns inhaltlich unbekannt. In dem vergleiche vom 19. März 1738, durch 
den Sriedrich Wilhelm das Geſchaͤfts- und Samilienhaus Ring 20 erhält, ift nur allgemein von 
dem „noch weiter gemeinſchaftlich fortcontinuirenden GalmeiNegotium" die Rede. Daß Sriedrich 
Wilhelm in der Leitung des Geſchäfts von den Gatten feiner drei Schweſtern unterſtützt wurde, 
ſchließen wir aus dem Teftamente der älteften Schweſter Suſanna Elifabeth von Sieblegg (1742 
Sebr. 26). Dieſe verſchreibt zwar die Erträge ihres Geſchäftsanteils, die ,Repartitionen* ihrer 
einzigen Tochter Marianne Eliſabeth von Teichmann, beſtimmt aber, daß ihr Gatte Johann 
Matthias von Sieblegg 10% davon erhalten follte „vor feine Bemühung, und daß er das Werk 
hilft treiben“ 
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Durch das Ceftament Sriedrich Wilhelms von Gieſche (1754 Oht. 7) der 1. feine 
dritte Schweſter Chriſtiane Eleonore von Pogrell, 2. die einzige Tochter feiner älteften Schweſter, 
Marianne Elifabeth von Teichmann, und 3. die ältefte Tochter feiner zweiten Schweſter Johanna 
Gottliebe Amalie von Walther und Croneck geb, von MWildenftein als Erben einſetzte, und durch den 
vergleich vom 14. Okt. 1754, durch den Srau von Walther ihre drei jüngeren Geſchwiſter an 
der Erbſchaft beteiligte !), bildete fid) das Sundament der alten Samilienverfaſſung: die Drei- 
teilung in die MWildenfteinfche, Teichmannſche und pogrellſche Linie, die mit gleichem Rechte und 
gleichem Gewinn an dem Gefchäfte beteiligt find. Dieſe Gleichberechtigung der drei Linien ift 
der eine Hauptartikel der vielleicht nie aufgezeichneten Geſetze, nach denen die Gieſcheſchen 
Erben das Dermächtnis ihres Ahnen verwalteten. Der andre Hauptpunkt war die Vererbung 
der Anteile in der Blutsverwandtſchaft, unter grundfäßlichem Ausſchluſſe der angeheirateten 
Manner und Srauen, Was wir in dem Ceſtamente der Suſanna Elifabeth von Sieblegg feſtgeſetzt 
finden, bleibt, wie wir [páter noch ſehen werden, bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts feſtſtehender 
Brauch, von dem dann nur unter dem Swange der Geſetze abgewichen wird. Die Privilegien 
von 1762 und 1782 nennen als Geſellſchaftsteilnehmer nur blutsverwandte Männer und Srauen. 
Nur Chriſtian Sriedrich von Teichmann, deffen Frau Marianne Elifabeth zur Seit des Privilegs 
von 1762 ſchon geſtorben war, wird in dieſem angeführt, jedoch lediglich als bertreter ſeiner 
minderjährigen Minder, 

Als Vertreter ihrer Frauen und Rinder konnten auch die angeheirateten Männer, obwohl 
fie von Beſitz, und Erbrechten ausgeſchloſſen waren, wenigſtens an der Sührung des Befchäfts 
ſich beteiligen?). Auch hierin entſpricht das Siebleggſche Teftament dem fpäteren Brauche, 

Wie fid) nach dem Tode Sriedrich Wilhelms, zur Zeit der Enkel Georgs v. Gieſche, 
die Leitung des Gefchafts geftaltete, wiſſen wir nicht im einzelnen. Als Vertreter der Geſellſchaft 
nach außen erſcheint bei geringfügigen Anläſſen der Breslauer Geſchaͤftsführer; bei wichtigeren 
Rechtsgeſchaͤften werden alle Gieſcheſchen Erben einzeln aufgeführt. Dieſes geſchieht bei[piels: 
weiſe in dem Privileg von 1762, bei dem verkaufe des Ringhauſes an den Buchhändler Morn 
1761 und bei dem Darlehnsvertrage mit Graf Henckel ⸗eudeck 1769). bon ftändigen Ver: 
tretern der drei Familien hören wir noch nichts. Solange die Sahl der Beteiligten noch nicht 
8 über[tieg, waren diefe allenfalls zu entbehren, wenn auch der Umſtand, daß die Mitglieder 
dem Landadel angehörten und in verſchiedenen Areifen zerſtreut wohnten, die Derftändigung der 
einzelnen febr erſchwerte. Hur in einem Salle, wo es unter ſchwierigen Umftänden auf raſches, 
ſchlagfertiges Handeln der Geſellſchaft ankam, bei den Verhandlungen mit den Behörden, die 
der Privilegienerneuerung von 1762 vorangingen, erſcheint eins der Samilienglieder, Chriſtian 
Sriedrich von Teichmann, als vertreter der übrigen. Aber diefe Vertretung wird als etwas Um 
gewöhnliches mit den „gegenwärtigen Rrieges-Cäufften“, dem „geſperrten Poſt-Courſe“ und den 
entlegenen Pohnorten der andern Teilnehmer ausdrücklich entſchuldigt, und die endgültige rechts: 


1) dgl. Allgemeine Geſchichte, S. 14 ff. 2) Dal. unten, flapitel 4. 3) Allgemeine Geſchichte, S. 123 f. 


Wohn: und Geſchäftshaus Georg v. Gieſche's und feiner Erben 
von 1691—1761, 


Breslau, Ring 20. 
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verbindliche Erklärung der Gieſcheſchen Erben wird doch bei einer Sufammenkunft fämtlicher 
Mitglieder vereinbart und von allen eigenhändig unterſchrieben. 

Nächt dieſem außergewohnlichen Salle zeigte fid) das Bedürfnis nach einheitlicher Der: 
tretung der Geſellſchaft zuerſt, wo es fid) um die Kontrolle des Betriebs in Oberſchleſten 
handelte. So entſtand der Brauch, daß je ein Mitglied einer der drei Familien in jährlichem 
Turnus zu den Galmeipachungen nach Oberfchlefien reiſte!). Doch ſcheint diefe Einrichtung 
nicht lange beſtanden zu haben, Sie war ſchon wieder ſeit mehreren Jahren eingeſchlafen, als 
man 1786 die Repräfentanten-Derfaffung endgültig begründete. 


2. Die erſten Gejchäftsführer. 
Der Galmeifahtor Joh. Lucas laß. Der Buchhalter Joh. Gottlieb Luther. 


Wie über die Geſellſchaftsverfaſſung der erſten Jahrzehnte, find wir auch über die 
damalige kaufmännifche Verwaltung nur in allgemeinen Umriſſen unterrichtet. Als erſter uns 
mit Namen bekannter Beamter der Gieſcheſchen Erben erſcheint 1754 der „Balmeifahtor" 
Johann Lucas Glaß, dem Sriedrich Wilhelm von Gieſche in feinem Teftamente als Lohn 
für langjährige treue Dienfte ein Legat von 400 Talern ausſetzt. Auch daß Glaß im felben 
Jahre bei dem Erbvergleiche der Srau von Walther und Eronech mit ihren Geſchwiſtern als euge 
erſcheint, ſpricht für feine nahen Beziehungen zum Geſchaͤft und zur Samilie. Beim Verkaufe 
des Ringhauſes, das bis dahin Sitz des Geſchaͤfts geweſen war, an den Buchhändler forn 
(1761 Sebr. 28) wird ausbedungen, „daß dem jederzeitigen Galmeifaktor ſämtlicher von 
Gieſcheſchen Erben, ſolange von ihnen der Gallmei Handel betrieben wird, eine Wohnung in 
dem Haufe gegen einen jährlichen Sins von 20 Chalern überlaffen 
bleibt.“ Suletzt wird Glaß in den Quellen erwahnt im Juli 1763, wo 
ev für feine Prinzipale in wieſchowa 35 Sentner Galmei kauft. , 
1769 finden wir zum erſten Male den Sahtor Job. Gottlieb Luther, 
der [páter auch als Buchhalter bezeichnet wird. ` 

Die Sunhtionen des Breslauer ,Sahtors" beſtanden im Empfang des aus Gberſchleſten 
ankommenden Balmeis und dem Weiterverfand an die auswärtigen Kunden, in der Rorreſpondenz 
mit dieſen und in der Sührung der Rechnungen. Der oberſchleſiſche Betriebsleiter Heppner 
erklärt 1769 bei einer ftaatlichen Revifion der Bergwerke, daß er von den an die Grundherren 
für die Gräberei geleiſteten Abgaben, vom Abſatze und Preife des Galmeis Reine Kenntnis 
habe; das müffe alles der ,Hauptfaktor” Luther in Breslau wiſſen. Ganz entſprechend ſchreibt 
Heppner 1782 an Herrn von Wilczek: „Da bei dem Gallmey Graben feit alters her die Ein: 
richtung ſich befindet, daß über alle Ausgaben Wöchentliche Rechnung gelegt und nach Breslau 
eingefannt wird, Wo über dieſes beym Schluße eines jeden Jahres man über den Cassen- 


1) Schreiben Hauptmann von Wegers an Landrat von Teichmann. Heſellſchaftsarchiv, Alten II, 4. 
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Beſtand, als auch über alle Natural-Beftände specialiter absolviret wird,“ fo habe er keinerlei 
Akten, aus denen er über die bisher in Stollarzowitz gezahlten Grundzinſe Auskunft geben 
könne !). Der Saktor führte auch das Geſchaͤftsſiegel?) der Sirma der „von Gieſcheſchen 
Erben“ oder „George von Giefdje’s feel. Erben“ und vertrat fie überall da, wo nicht 
etwa im berkehr mit den Behörden oder bei beſonders wichtigen Verträgen eine Vertretung 
der Geſellſchaft durch alle einzelnen Mitglieder erforderlich erſchien. So iſt der vertrag mit 
Georg Adolf von Walther und Croneck über die Galmeigrabereien in Stollarzowitz (1761 Juni 21) 
nur mit der Sirma unterzeichnet. Am 2. Mai 1779 richtet Herr von Milczech feine Kündigung 
dieſes Vertrages und feine Erklärung, daß er von Ende Juni an für jede Tonne Galmei 
2 Gulden Grundzins verlange, an die Adreſſe des Sahtors Luther. Dieſer antwortet am 
11. Mai, daß er „zwar dero Antrag meinen Gnädigen Herren Prineipalen gehörig anzuzeigen 
nicht ermangeln werde. Da aber dieſelben zum Theil in verſchiedenen Creyßen wohnen, zum 
Theil in fgl. Militair-Dienften bey den Armeen fid) befinden und ich itzt den Stand der Re 
gimenter nicht genau wiſſen kann,“ fo würde er ihre Entſchließungen kaum fo bald einholen können. 

Je mehr das Geſchaͤft nach dem Tode Sriedrich Wilhelms von Gieſche einer 
einheitlichen Leitung entbehrte, und je mehr die Sahl der Teilnehmer wuchs, um fo wichtiger 
wurde die Stellung des Breslauer Geſchäftsführers; um fo mehr kam auf feine Treue und 
Redlichkeit an. Wie wir bald ſehen werden, war Luther hierin feinem Vorgänger Glaß 
moͤglichſt unähnlich; er war nur zu febr geneigt, feine wenig kontrollierte Stellung zum 
Schaden feiner „Gnädigen Herrn Prineipalen“ zu mißbrauchen. Aber indem er dadurch zur Der: 
beſſerung der Geſellſchaftsverfaſſung den Anſtoß geben half, wurde er für die Gieſcheſchen Erben 

„ein Teil von jener Kraft, 
„Die ſtets das Böfe will und doch das Gute ſchafft.“ 


5. Die Begründung des Reprajentanten-Holleaiums 1780—86. 


ſtritiſche Cage des Geſchaͤfts ca. 1780—85. Sufammenkunft von Samilienvertretern 1780. 
vertrag mit Graf Benckel-Reudeck 1784. Unredlichteit Luthers. Rundfehreiben Candrats von Walther 1785. 
peſſimiſtiſche Auffaſſung von Wegers. Endgültige Begründung des Repräfentanten - Kollegiums auf Vorfchlag 
von Walthers 1786. 


Der Ausſpruch des alten griechiſchen TDeifen „Der Rampf ift der Vater aller Dinge" 
und unfer Sprüchwort „Rot macht erfinderiſch“ beruhen auf derſelben Erfahrung: Rur aus 
Kampf und ot erwächſt die Erkenntnis der Unzulänglichkeit des Beſtehenden und damit die 
Dervollkommnung. So ift auch die Repräfentanten-Derfaffung unfrer Geſellſchaft aus Seiten der 
Bedrängnis hervorgegangen. Von allen Seiten ſchienen fid) den Erben Georgs von Gieſche 
in den Jahren 1780—85 Schwierigkeiten entgegenzuſtellen: Die Behörden unter Leitung des 


1) Geſellſchaftsarchiv, Akten I, 10. 2) Abbildung desfelben in: Allgemeine Geſchichte S. 130. 
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Minifters von Heinitz waren ihnen feindlich, bemängelten ihren Betrieb als Raubbau, -be 
günftigten ihren gefährlichſten Widerſacher, den Grafen Henckel ⸗Neudech. Das faſt 80 Jahre 
beſeſſene Privileg war aufs höchfte bedroht. Gleichzeitig erfuhr auch der Galmeihandel eine 
erſte ernſtliche Störung; der Abſatz ftochte, der Reingewinn war 1781/85 gegen 1776/80 von 
31000 auf 4000 Taler herabgeſunken. Kurz, es war eine Seit, die zum Sufammenfchluffe, zur 
Anſpannung aller Kräfte antrieb. 

Daß dieſer Zuſammenſchluß aber, ſtatt wie früher durch gemeinſame Beratungen aller 
Geſellſchaftsmitglieder, jetzt durch Vertreter der drei Samilien erfolgen mußte, war ſchon durch 
das natürliche Wachstum der Teilnehmerzahl bedingt. von den 8 Enkeln Georgs von 
Gieſche, die in der Privilegienverlängerung von 1762 genannt find, leben 1782 nur noch 3, 
Su ihnen find aber jetzt 25 Uvenkel getreten, von denen je 8 den kinderreichen Samilien von Teich: 
mann und von Walther und Croneck angehören. Damit war eine einigermaßen raſche Der. 
ftánbigung aller Mitglieder über Einzelheiten des Gefchäftsbetriebs zur Unmöglichkeit geworden. 

Am 25. Sebruar 1780 vereinigten fid) zu Rapatſchütz, Kreis Trebnitz, dem Samiliengute 
der von Walther und Cronech, 11 Mitglieder der Wildenfteinfchen Samilie zur Ausſtellung einer 
Vollmacht für den Mann, der mehr als ein Menfchenalter hindurch als „spiritus rector“ des 
Repräſentanten-⸗Rollegiums ſegensreich wirken ſollte, für ihren Neffen, Bruder und Vetter, Landrat 
Sylvius Chriſtoph Sigismund von Walther und Croneck. Sie ermächtigen ihren Vertrauens: 
mann, „im amen unſerer als Repräfentanten des von Pildenſteinſchen Hauſes“, bei der 
„Gieſiſchen Galmaphandlung“ ihre Gerechtſame wahrzunehmen, die in Geſchäͤftsſachen ab: 
zuhaltenden Sufammenkiünfte zu beſuchen, vorſchlaͤge „zu Derbefferung des Werkes" zu machen, 
die Rechnungen zu prüfen, die zu verteilenden Erträge für die Samilie einzuziehen und den 
Bergwerksbetvieb zu „recherchieren“. Siw alle diefe Bemühungen wird ihm, durch eine am 
ſelben Cage ausgeſtellte befondere Urkunde, ein „Honorarium von 100 Reichsthalern jährlich" 
aus den der Samilie zufallenden Gewinnanteilen zugefichert “). 

Die erſte uns bekannte Amtshandlung des neuen Samilienvertreters richtet fid bezeich⸗ 
nenderweiſe auf die Vergangenheit, aus deren Kenntnis man wohl Hilfe in den Schwierigkeiten 
der Gegenwart erhoffte. Am 1. März 1780 kommt Sigismund von Walther mit je einem Be 
vollmächtigten der andern beiden Linien, Sylvius Wilhelm von Roſchembahr und Karl Sriedrich 
von Teichmann in Breslau zuſammen, um „die alten Documenta und Schrifften unſeres Galmey- 
Negoces nachzuſehen und zu reyidiren“ 2). vielleicht ſuchte man Beweismittel gegen die drohenden 
Anfprüche der Grafen Henckel oder Material, mit dem das Geſuch um verlängerung des 
Privilegs wirkungsvoll unterſtützt werden könnte. Oder wollte man den alten Urkunden Dor. 
ſchriften für die Regelung der inneren Verhältniffe der Geſellſchaft entnehmen? Wie dem auch 
fei, jedenfalls ſcheint die Unterſuchung, nach dem vorliegenden Protokoll, nicht das gewünfchte 
Ergebnis gehabt zu haben. Aber die Einrichtung gewählter Samilienvertreter hatte Beſtand. 


1) Dies und die folgende Darſtellung nach Geſellſchaftsalten IT, 4. 2) Val, Allgemeine Geſchichte, S. 100. 
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Als es glücklich gelungen war, die von feiten des Grafen Henckel Neudeck drohende Gefahr 
durch gütliche Vereinbarung abzuwehren, wurde der am 29. März 1784 geſchloſſene Vertrag 
„von Seiten der Georg v. Gieſche Erben durch die Häupter der davon abſtammenden 
Samilien eigenhändig unterſchrieben und mit ihren angebohrenen pettſchaften beſiegelt“. Dieſe 
„Samilienhäupter“ find in der Mildenfteinfchen und pogrellſchen Linie die Vertreter von 1780; 
nur für Rarl Sriedrich von Teichmann iſt ſein jüngerer Bruder Johann Sylvius eingetreten. 

Aber daß die Tätigkeit der Samilienvertreter feit 1780 zu einer zweckmäßigen Geſchaͤfts⸗ 
leitung nicht ausreichte, zeigte ſich ſchon 1785/86, als ſich die Geſellſchaft von inneren Seinden: 
Untreue ihres Gefchäftsführers Luther, Mißtrauen gegen ihren Hauptabnehmer, die Sirma 
Maſchens Erben in Stettin, und Entmutigung eines Teils ihrer Mitglieder ſchwer bedroht ſah. 
Damals erwarb fid) Landrat von Walther durch die von ihm vorgeſchlagene und durchgefochtene 
Einrichtung eines ſtändigen Repräſentanten-Rollegiums mit regelmäßigen Sitzungen ein unver 
gängliches Derbienft um die Geſellſchaft. 

In der Monatsrechnung des Saktors Luther für Juni 1785 fand ſich, wie Landrat 
von Walther am 9. September der Wildenſteinſchen Linie durch Rundſchreiben mitteilt, auf 
einmal ein Ausgabepoſten von 6168 Tl. 15 Sgr., die angeblich feit 20 Jahren allmählich 
ausgegeben, aber nie verbucht worden waren. Der verdacht der Unterſchlagung war überaus 
dringend, und es entſtand zunächft die Frage, ob man die Sache gerichtlich verfolgen, Luther 
verhaften laſſen und abſetzen ſolle. Es iſt ſehr bezeichnend für die damalige unſichere Lage der 
Geſellſchaft und das geringe Selbſtvertrauen ihrer Mitglieder, daß man dies einfach nicht 
wagte. Selbſt der energiſche, zielbewußte Landrat von Walther erklärte fich dagegen wegen der 
Schwierigkeit, einen andern fachverftändigen und kautionsfähigen Beamten zu finden, und wegen 
der Gefahr, daß Luther zu ihrem Konkurrenten Herrn von Wilczek übergehen könne, dem die 
Galmeigräberei ſchon geſtattet fei, und der fid) nun auch noch um die Erlaubnis zum berſand 
ins Ausland bemühe. Die zweite Srage war, wie ſolche, für den damaligen Geſchaͤftsumfang 
beträchtliche Unterſchlagungen möglich geworden ſeien und wie fie für die Zukunft verhütet 
werden könnten. Mit aller Energie verwahrt ſich Landrat von Walther gegen den unter den 
Geſellſchaftsmitgliedern laut werdenden Vorwurf, daß mangelhafte Rechnungsprüfung durch die 
bisherigen Samilienvertreter den leidigen Vorfall verſchuldet habe. „Sollte einer oder der andere 
von der resp. Familie glauben, ich hätte ſelbſt etwan Theil an dieſem verſtoß, fo trete ich 
ſogleich von der gantzen Sache zurück und trage ſelbſt auf eine gerichtliche Unterſuchung an, 
denn mein eigen Bewußtſein, durchgängig rechtſchaffen zu handeln und gehandelt zu haben, ift 
bloß überzeugung für mich, nicht aber für einen andern, und ich bin bereit, einen jeden zu 
überführen, daß ich in denen Derbáltnijem, wie ich jetzt bin, keinen Unordnungen von der 
Arth Grentzen ſetzen kann.“ Derartige Unterſchleife könne hein Menſch ermitteln, „welcher 
nicht die Correspondence erbricht und expedirt, und biß jetzt iſt dazu noch keiner von der 
Samilie authoriſiert geweſen, und da dieſes eine große und meitläufftige Sache ijt, wozu mehr 
gehoͤret, als Rechnungen in Empfang zu nehmen, fo gehöret ein Director über das gantze Werk 
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dazu, welcher alles diefes über fid) nimt. Der kan wiffen, was einkömt und in der Solge alle 
dergleichen Unordnungen verhüten.“ Wenn nun auch auf Grund dieſer einleuchtenden Dar: 
legung die Mitglieder der Wildenſteinſchen Linie Landrat von Walther ihres ungefchwächten 
vertrauens verſicherten, fo war doch die Mutlofigkeit, die Furcht, daß das alte Samiliengefchäft 
auf die Dauer nicht haltbar ſei und daß man es deshalb, wenn irgend möglich, veräußern 
müſſe, unter den Gieſcheſchen Erben weit verbreitet. Am 26. Jan. 1786 unterbreitet Hauptmann 
von Weger in Stettin!) feinem Schwager Landrat Wilhelm von Teichmann den plan zu einem 
letzten Derfuche, das Geſchaͤft wieder in die Höhe zu bringen: Ein ſchwediſcher Kaufmann, mit 
dem er bekannt geworden fei, erbiete fih, den bisher durch die Sirma Maſchens Erben in Stettin 
vermittelten Galmeiverſand nach Schweden direkt dorthin zu leiten, falls nicht etwa Gieſche's 
Erben mit dem Stettiner Haufe bindenden Rontraßt hätten. Sei dies der Sall, jo müffe man 
entweder verſuchen, diefen Kontrakt durch königlichen Machtſpruch loszuwerden, oder man müſſe 
ſchlimmſtenfalls das Privileg zu verkaufen ſuchen, mas freilich bei dem jetzigen Verfall des 
Geſchaͤfts kaum 50 000 Cl. bringen werde. „Je länger es in dieſer Derfaffung bleibt, je ſchlechter 
wird es werden, ſodaß wir am Ende noch zuſchießen werden ſollen. Soweit wird Luther unſern 
Schlaf benutzen.“ Da Luther wahrſcheinlich mit Maſchens Erben „nur zu gut Sreund“ ſei, 
müſſe man den Plan eines direkten Galmeiverſands nach Schweden auch vor ihm forgfältig 
geheimhalten. Landrat von Teichmann wußte nichts beſſeres zu tun, als dies Schreiben an 
Landrat von Walther einzuſenden, der es im März ausführlich beantwortete. Es iſt bezeichnend 
für den mutigen Mann, daß er den kleinmütigen verkaufsvorſchlag, der übrigens ſchon im Jahre 
1781 in den Verhandlungen über verlängerung des Privilegs aufgetaucht war?), garnicht erft 
erwähnt, ſondern nur an die Derbefferung der Geſellſchaftsverfaſſung denkt. Er fei ganz von Wegers 
Meinung, daß „die Handlung auf einen beſſern Suf gebracht werden“ müffe und habe deshalb 
einen Entwurf gemacht, der in feiner und der Pogrellſchen Linie zirkuliere und bald auch zu 
den Teichmanns kommen werde. Durch diefe „Statuten“ folle die „alte Derfaffung" des Gefchafts 
wiederhergeſtellt, für künftig Unterſchleif verhütet und mehr Gewinn erzielt werden. Erſt wenn 
diefe neue Ordnung eingeführt fei, was möglichft ſchleunig geſchehen müſſe, könne man mit 
dem ſchwediſchen Raufmann verhandeln. Im ſelben Sinne ſchreibt Landrat von Walther am 
21. März 1786 bei Üiberfendung des Entwurfs an feinen Bruder Ernſt: „Nach meiner Überzeugung 
ift es nach unſrer Lage der einzige Weg, dieſes Werk wieder in fein voriges Anſehen zu bringen“. 

Den Inhalt des von Maltherfchen Verfaffungsentwurfs und feine baldige vollſtändige Ans 
nahme durch alle Mitglieder der drei Samilien erſehen wir aus dem erften Protokoll bes 


1) Johann Philipp Benjamin von Weger, geb. 1. 9. 1736 als Sohn des Jakob v. W., Erbherrn auf Radine 
und Biſchdorf, geft. 12. 1. 1809; 1781 Hauptmann im Regiment von Winterfeld, 1794 Major, 1800 Oberft und 
Kommandeur des 7. Infanterie-Regiments von Owſtien, 1805 Generalmajor und Kommandeur des Sorts Preußen 
bei Neiße; co 1. 5. 1774 Juliane Charlotte, dritte Tochter des Chriftian Sriedrich von Teichmann; Vater des 
Repräfentanten und Kefnstrágers Sriedrich von Weger, 

3) Allgemeine Geſchichte S. 105 f. 

Geschichte der Bergwerhsgefeilfchaft G. v. Gieſches Erben 
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Reprajentanten-Rollegiums vom 16. Mai 1786'). Es ift beſchloſſen, heißt es da, daß die 
„Commiſſarii“ der drei Samilien fid) künftig am 15. jedes Monats in Breslau verfammeln 
ſollen, um „in allen Angelegenheiten die nötige Verfügung zu treffen“. Der Sahtor Luther 
foll bei dieſen Sitzungen alle eingegangenen Briefſchaften vorlegen, „auch darauf ſehen, daß, 
ſoviel als möglich, die Gelder zu rechter Seit eingezogen und repartiret werden“. Die „Commiſſion“ 
foll regelmäßig alle Handlungs⸗ Rorreſpondenzbücher, Rechnungen und Beläge revidieren. Mur 
„unbeträchtliche Vorfälle" darf ber Saktor ohne vorherige Rückfrage erledigen. Dieſe knappen 
Sätze genügten, um an die Stelle der bisherigen regelloſen und gelegentlichen Sufammenkünfte 
von Samilienvertretern mit befcehränkter Befugnis eine Rörperſchaft treten zu laffen, die, wenn 
wenn auch vorläufig noch nicht zu ſchlagfertiger Verwaltung nach modernen Begriffen, doch zu 
einer einheitlichen Leitung des Samilienunternehmens fähig war, und die zwei Menfchenalter 
hindurch, bis zum Erlaſſe des Statuts von 1845, eigentlich das einzige einigende Band der 
vielköpfigen Geſchlechtsgemeinſchaft geweſen iſt. 


4. Die Mitglieder des Repräſentanten⸗ Kollegiums. 


Der Mame „Repräfentanten‘. Die Zuſammenſetzung des Rollegiums. Nicht-Blutsverwandte 
als Repräfentanten. Landrat von walther als ſtändiger vertreter der Mildenfteinfchen Linie. KLandesältefter 
von ſtoſchembahr bis 1797 ſtändiger Repräfentant, darauf wechſelnde Vertreter der pogrellſchen Linie. Wechſelnde 
vertreter der Teihmannjchen Linie. Gründe des Wechjels. Bezüge der Repräfentanten. Stellvertretung. 

Auch in größeren Gemeinſchaften, deren Derfaffungen wortreicher und ausführlicher zu 
fein pflegen, als das erſte Repräſentanten-Protokoll vom 16. Mai 1786, ift für die Bedeutung 
einer Rörperſchaft nicht der geſchriebene Buchſtabe ſchlechthin entſcheidend, ſondern es kommt 
febr viel darauf am, was die Mitglieder derſelben aus ihrer Stellung zu machen verftehen. 
Um ſo natürlicher iſt es, daß in der Samiliengeſellſchaft der Gieſcheſchen Erben die Bedeutung 
des Repräſentanten⸗ftollegiums je nach den Perfönlichkeiten, die ihm angehörten, bald größer, 
bald geringer geweſen ijt, ja, daß für die Stellung und die Befugniffe der Reprafentanten, die 
das protokoll von 1786 nur im allgemeinen umſchrieb, ſich im einzelnen erſt allmählich feſte 
Grundſaͤtze und Normen gebildet haben. Selbſt ihre Bezeichnung war anfänglich keine ganz 
feſtſtehende. Der Name „Repräſentant“ kommt zwar in der Vollmacht für Landrat von Walther 
von 1780 ſchon vor, aber das erſte Protokoll beginnt „In Praesentia derer von fämtlichen 
Interessenten des von Giſiſchen Galmey negoces constituireten perpetuirlichen Commissariis,“ 
und auch ſonſt find in den Protokollen bis 1792 die Bezeichnungen „Commissio“ und 
„Commissarii* allein üblich. Erſt ſeitdem hat fid) der Name „Repräſentanten“ nach und nach 
eingebürgert. 

Sir die Suſammenſetzung des Kollegiums galt als anerkannter Grundfak nur, daß 
jedes großjährige männliche Samilienmitglied, einſchließlich der angeheirateten Männer bluts⸗ 


1) protokolibud) 1786—1802 im Geſellſchaftsarchiv. 
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verwandter Srauen, Repräfentant werden konnte, daß jedoch aus Sweckmäßigkeitsgründen die 
in der Samilie zahlreichen Offiziere fid) durch andre Verwandte vertreten ließen. Im übrigen 
beftellte jede der drei Linien ihre vertreter völlig nach Gutdünken und daher nach ganz ver 
ſchiedenen Gefichtspunkten. 

Daß die Wildenfteinfche Linie von Anfang an bis zu dem Statut von 1845, das für 
alle Repräfentanten die Wahl durch die Generalverſammlung einführte, ihre Vertreter auf 
Lebenszeit oder bis zu ihrem freiwilligen Ausſcheiden beibehielt, lag gewiß an der Perjönlichheit 
ihres erſten Repräſentanten. Sylvius Chriſtoph Sigismund von Walther und Croneck, 1748 als 
vierter Sohn feiner Eltern Georg Adolph von Walther und Croneck und der Johanne Gottliebe 
Amalie von Wildenſtein geboren!), war vielleicht 1780 zunächſt deshalb Samilienvertreter geworden, 
weil er als einziger von fechs Brüdern damals nicht der Armee angehörte. Aber in der Seit der 
Krifis erkannten feine nächſten verwandten bald, daß fie die vertretung ihrer Intereſſen in 
keine geſchickteren und zuverlaſſigeren Hande hätten legen können. Seine mahellofe Rechtlichkeit, 
fein opferwilliger Samilienfinn, feine ftete Hilfsbereitfhaft erwarben ihm das unwandelbare 
vertrauen der Seinigen. Der nüchterne praktifche Befchäftsverftand, von dem feine Briefe mit 
ihrer ſchlichten, fachlichen, aber um fo eindringlicheren Beredfamheit fo deutlich Seugnis ab: 
legen, ficherte ihm in dem Kollegium, das er ja in erſter Reihe geſchaffen hatte, dauernd die 
führende Stelle. Trotz ſchwerer Heimſuchungen in feiner Samilie, trotz ſchmerzhafter körperlicher 
Leiden widmete er dem gemeinſamen Werke feine Kraft, bis am 8. Sept. 1819 der Tod feinem 
tätigen Leben ein Siel fekte. 

Auch die Pogrellſche Linie hatte anfänglich einen ftändigen Vertreter. Sylvius Wilhelm 
von Koſchembahr (geb. 11. 4. 1726) gehörte als Gatte der Eleonore Wilhelmine von pogrell 
zeitlich noch in die Generation der Enkel Georg von Gieſche's und war der Senior feiner 
Linie. Pahrſcheinlich als ſolcher wurde er 1780 Samilienvertreter und blieb von 1786 bis zu 
feinem Tode (1797 Juli 15) Repräfentant, obgleich in der Linie ſonſt an großjährigen und zwar 
blutsverwandten Mitgliedern kein Mangel war. Über feine Wirkfamkeit im Kollegium ift 
nichts Näheres bekannt. Seit 1797 wechſelt das Repräfentantenamt unter den 3 Stämmen, in 
die ſich die pogrellſche Linie in der Generation der Urenkel Georg von Gieſche's teilte, das 
heißt unter den Söhnen der Chriſtiane Wilhelmine von Thierbach, geb. von pogrell, des 
Sriedrich Wilhelm von Pogrell und der Eleonore Wilhelmine von Koſchembahr, geb. von pogrell. 
Der Wechfel erfolgte zu Michaelis und, wie es ſcheint, grundſaͤtzlich in zweijährigem Turnus, 
war aber infolge des Militärdienſtes eines Teiles der Mitglieder und andrer, für uns nicht mehr 
erkennbarer Umſtände kein regelmäßiger. vertreter der ſieben Geſchwiſter Thierbach, von denen 
allerdings 1797 nur noch fünf lebten, waren in der Seit bis 1812: der dritte Bruder Chriftoph 
Sylvius Adolf (1797/99) und der ſechſte Bruder Bogislaus Siegfried Nikolaus (18037), ferner 


) Näheres über die perſonalien der Repräfentanten ergibt das dieſem Bande als Anhang beigefügte 
verzeichnis. 
55 
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der Sohn ihrer einzigen Schweſter. Marl Leopold Wilhelm Anders (1810—12). vertreter des 
pogrellſchen und des Roſchembahrſchen Stammes waren Leopold Sigismund von Pogrell 
(1800/2 und 1808/10) und Gottlob Sylvius Wilhelm von Koſchembahr 1799/1800 und 1802/03), 
beide die älteren von je zwei Brüdern. 

Eine weit größere Mannigfaltigkeit von Perfonen tritt uns in der Teihmannfchen Linie 
entgegen. Hier fanden wir ſchon 1780 und 1784 verſchiedene Vertreter; vollends ſeit 1786 
wechſelt das Repräſentantenamt unter den Stämmen der 3 Söhne und 5 Töchter Chriftian 
Sriedrichs von Teichmann und der Marianne Wilhelmine Elifabeth geb. von Siebelegg mit einer 
Regelmäßigkeit, die nur durch gelegentliche Vertretungen unterbrochen wird. Der Wedhfel 
erfolgte zunächſt im Juni, feit 1789 am 1. April. Sür die Töchter traten ihre Ehemänner oder 
auch, nach deren Ableben, andre Verwandte ein. Pie ſehr man bemüht war, hierin ſtrengſte 
Ordnung zu halten, ſieht man daran, daß der Geſchaͤftsführer Caspary 1802 einen Plan für 
den künftigen Turnus der Teichmannſchen Repräfentanten entwarf !), der dann auch tatſächlich 
befolgt worden ift. Der ältefte Sohn Marl Sriedrich, der Vertreter von 1780 und erfte 
Repräfentant feiner Linie für 1786/87, amtierte außerdem 1796/97 und 1804/05, ferner 1789/90 
als Erſatzmann für feinen Schwager von prittwitz und 1791/92 für feinen jüngeren Bruder 
Johann Sylvius. Der zweite Sohn Chriſtian wilhelm war 1794/95, 1802/3 und 1809/10, ber 
jüngfte Sohn Johann Sylvius (der vertreter von 1784) war 1787/88, 1803/4 und 1811/12 Re 
präfentant. Der Gatte der ältejten Tochter, Rarl Sigismund von prittwitz amtierte 1789, 
1798/99 und 1805/6. Joachim Sylvius von Srankenberg-Profchlik, Gatte der zweiten Tochter, 
war ſchon 1785 geftorben; von feinen Söhnen gehörten drei dem ReprafentantensRollegium an: 
Ernft Sigismund 1800/1 für feine Samilie und im folgenden Jahre für feinen Oheim von 
Weger, Sylvius Traugott Moritz 1793/94 für fih, ſowie 1795/06 für von Weger, Adolf 1807/8 
für fich, forie 1810/11 als vertreter feiner Coufine Srau von Blankenfee. Der Gatte der dritten 
Tochter, der früher erwähnte Johann Philipp Benjamin von Weger, mußte fid) wegen feiner 
militäifchen Stellung vertreten laffen; fein Sohn Sriebrid) von Weger, mit dem fih unfere 
Darſtellung fpäter ausführlich befchäftigen wird, war 180809 Repräfentant. Aus der Samilie 
der vierten Tochter amtierten ihr zweiter Gemahl Sriedrih wilhelm Erdmann von Korchwitz 
1790/91 und ihr Sohn erſter Ehe Sriebrid) Wilhelm von Süldener 1799/1800 und 1806/07. 
Hans farl Ludwig von Götz und Schwanenfließ, Gemahl der jüngſten Tochter, war 1788/89, 
92/93 und 97/98 Repräſentant. Seine Tochter, Srau von Blankenfee, die 1805 den Anteil ihrer 
Mutter erbte, ließ fih 1810/11 nicht von ihrem vater, ſondern von ihrem Detter Adolf 
von Srankenberg vertreten. 

In einem Schreiben des fpäteren Reprafentanten Ernſt von pogrell?) wird dieſer häufige 
Wechfel des Amtes als befonders zweckmäßige Einrichtung gerühmt, weil er jedem maͤnnlichen 


1) fiopierbud) 1795—1807, im Geſellſchaftsarchiv. 
3) Schreiben vom 28. Juni 1833 am den Repräſentanten farl Chorus; im Beſitze der Erben des letzteren. 
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Samiliengliede ermögliche, feine beſonderen Kräfte zeitweilig dem Ganzen zu widmen. In 
unferen Augen wird dieſer Vorteil durch den Übelftand, daß keiner der Rurgfebigen 
Repräfentanten in feinem Amte recht warm werden und größere Sachkenntnis erlangen konnte, 
reichlich aufgewogen. Der Weehfel in der pogrellſchen und namentlich in der Teichmannſchen 
Linie wäre kaum erträglich geweſen, wenn nicht die Wildenſteinſche Linie durch Sigismund 
von Walther für den „ruhenden pol in der Erſcheinungen Slucht“ geſorgt hätte. Auch iſt dieſe 
Einrichtung Raum aus Sweckmäßigkeitsgründen getroffen worden, ſondern eher, um allen Mit- 
gliedern gleichen Anteil an der Repräſentantenbeſoldung zu gewähren. Wir ſahen, daß Landrat 
von Walther 1780 als Samilienvertreter 100 Cl. jahrlich zugeſichert erhielt. Das feit 1786 in 
vierteljährlichen Raten gezahlte Repräfentantenhonorar betrug, entſprechend der größeren Belaftung 
durch die monatlichen Sitzungen 200 Cl.!). Sùr eine große Anzahl der Mitglieder, die dem 
mäßig begüterten Candadel angehörten, mußte diefe Summe, namentlich bei dem damaligen 
Geldwerte, ſchon erheblich ins Gewicht fallen, und es iſt verſtändlich, daß man eine ſolche 
Einnahmequelle allen gleichmäßig erſchließen wollte. 

Daß bei dem Weehfel des Repräfentantenamtes in der Pogrellichen und der Teichmannſchen 
Linie die Ritchficht auf die Beſoldung in erſter Reihe ſtand, fiebt man ſchon an der Art, wie 
die Stellvertretung gehandhabt wurde. War der, an dem die Reihe war, verhindert, fo wählte 
nicht die Samilie einen Stellvertreter, ſondern es blieb dem Betreffenden übexlaffen, fid) ſelbſt 
einen Erſatzmann gegen moglichſt billiges Entgelt zu verſchaffen. Ja, der Repräſentant von 
1813/14 Adolf von Srankenberg bot fid) feinem Nachfolger Sriedrich Wilhelm von Süldener 
gegen 100 Cl. Entſchaͤdigung als Stellvertreter an 2); aber dieſer übernahm das Amt ſelbſt. 
Übrigens wurde es urſprünglich mit der Vollzähligkeit des Kollegiums nicht fo genau genommen. 
Einzelne Sitzungen waren ſehr oft nur von zwei Repräfentanten befucht, und im Jahre 1800 
war die pogrellſche Linie von April bis Oktober ganz unvertreten. Erft in der Seit der 
Derfaffungskämpfe, nach 1829, erlangte bie Srage der Stellvertretung größere Bedeutung, um 
ſchließlich durch das Statut von 1845 feſt geregelt zu werden. 


5. Geſchäftsgang und Tätigkeit des Kollegiums. Leitung durch 
Landrat von Walther. 

Ort und Seit der Sitzungen. Ausfallen von Sitzungen. Brieflicher Verkehr der Breslauer Geſchäftsſtelle 

mit den Repräſentanten. Leitende Stellung Candrats von walther. DVerhandlungsgegenftände. Reifen der 
Reprajentanten. 

Wie das Repräſentanten⸗Kollegium jener Seit in feiner Suſammenſetzung ſteten Ver- 
änderungen unterworfen war, jo hatte es auch keine „bleibende Stätte" für feine Sitzungen, 
fondern war von den wechſelnden Wohnungen der Geſchäftsführer abhängig. Bei dem Verkaufe 


1) Oewinnberechnung Casparys für 1790—1803. Geſellſchaftsarchiv, Akten II, II. 
2) Perfonalakten des 5. W. von Süfbener; im privatbeſſtze. 
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des Samilienhaufes am Ringe war zwar, wie früher erwähnt, eine Wohnung für den Gejchäfts: 
führer zu einem beſtimmten Mietspreiſe vorbehalten worden, aber fpäteftens von Caspary an 
haben bie Geſchaͤftsführer, wie wir noch ſehen werden, von dieſem Vorbehalte keinen Gebrauch 
mehr gemacht. 

Bezüglich der Seit der Sitzungen ließ fid) die Dorfchrift von 1786, dieſelben immer am 
15. jedes Monats abzuhalten, natürlich nicht ſtreng durchführen!). Doch hielt man fid) im 
allgemeinen an die Mitte des Monats, und wenn die Sitzungen beiſpielsweiſe auf den 6. oder 
24. verlegt wurden, ſo begründete man dies in den Protokollen ausdrücklich mit dem Stattfinden 
bes Wollmarktes, der ohnehin den Landadel nach der Stadt führte, oder mit Dienftgefchäften 
der Mitglieder. Ein rühmliches Seugnis für den Eifer, mit dem die erſten Repräfentanten fid) 
in den ihnen fremden Geſchaͤftsſtoff einzuarbeiten ſuchten, iſt die Häufigkeit von zweitägigen 
Sitzungen in den Jahren 1786/87. Die Beratungen begannen um 9 Uhr und wurden, wenn es 
„Hoch-“ oder „Spät Rittag“ war, auf den Nachmittag vertagt. 

Die Regelmäßigkeit der monatlichen Sitzungen wurde im Sommer durch die ſeit Ende 
des 18. Jahrhunderts Mode werdenden Badereiſen und ſonſt durch beſondere Umſtände zeit: 
weilig unterbrochen. Im Sebr. 1805 ſchreibt der Geſchaͤftsführer Caspary an den Betriebsleiter 
Heppner, daß wegen Krankheit zweier Repräſentanten „ſchon feit einigen Monaten“ Reine 
Sitzung zuſtandegekommen ſei. Im November 1811 können die Repräfentanten „wegen grund: 
loſer Wege“ nicht in die Stadt kommen. Im Sommer 1816 iſt Landrat von Walther im Bade 
und Major von Weger auf einer Geſchaͤftsreiſe in Rußland. Daß es in der „Sranzoſenzeit“ 
von 1807—13 an Störungen durch „Krieg und Kriegsgeſchrei“ nicht fehlte, verſteht ftd) von felbft. 

Dafür daß die Repräfentanten in den Seiten zwiſchen den Sitzungen auf dem Laufenden 
blieben, hatte der Breslauer Geſchaͤftsführer zu ſorgen. Er ſandte ihnen die aus Gberſchleſien 
eingehenden Betriebsberichte und ſonſtige wichtige Briefſchaften zur Sirkulation, ferner die 
Monatsrechnungen und die Sitzungsprotokolle. Da die Reprafentanten überall da, wo die kauf: 
männiſche Seichnung durch die Sirma nicht ausreichte, die Geſellſchaft zu vertreten hatten, galt 
es auch oft, Unterſchriften von ihnen einzuholen, was nicht immer leicht und raſch abging. So 
verzögerte fid) 1812 die Ausſtellung der vollmacht für den Lehnsträger von Weger um 
6—8 Wochen: erft war der Notar, der die Urkunde entwerfen ſollte, verreift, dann zirkulierte 
das Schriftſtück unter den Xepráfentanten und ſchließlich ftellte fid) heraus, daß die Unterſchrift 
in Gegenwart des Notars in Breslau geleiftet, alfo bis zur nächſten Sitzung vertagt werden 
mußte. Wie ſchleppend der Geſchaͤftsgang im allgemeinen war, verſteht man ohne weiteres, 
wenn man bedenkt, daß es vor 100 Jahren etwa ebenfoviel Seit Roftete, jemanden aus Militſch 
oder Groß Wartenberg nach Breslau zu berufen, als heute aus Königsberg oder Köln. 

Um fo mehr war es ein Glück, daß dieſer wenig bewegliche Rörper ein tüchtiges, 
leiftungsfähiges Haupt beſaß. Daß Landrat Sigismund von walther wahrend feiner ganzen 


1) Die folgende Darftellung beruht großenteils auf dem älteften Protohollbuche 1786—1802. 
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Sigismund ven Walther u.Groneck, Louis von Walkher u.Croneck, 
Kel Leno ref u.LandschafksdiveKkor geb. 178,558 1019, Obersklieukenant a.D.geb. 1790. gest 1872, 
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Amtsführung der eigentliche Leiter des Kollegiums mar, ift nicht zu bezweifeln, wenn er auch 
nie als Dorfienber und nur je einmal als „ältefter Repräfentant und als „Lehnsträger" be 
zeichnet wird. Letzteres war er nicht im ſtrengen berggeſetzlichen Sinne, wohl aber vertrat er 
tatfächlich die Geſellſchaft in den meiſten Sällen gegenüber den Behörden. Auch wurde der 
Beſitztitel der 1792 erworbenen Pfüllerinſel auf feinen Namen eingetragen. Nicht felten werden 
verträge und andere wichtige Schriftſtücke im Namen der Repräſentanten durch Landrat 
von Walther allein unterſchrieben und beſiegelt. In den Verhandlungen über die Verlängerung 
des privilegs und über die nach Ablauf des privilegs nötig werdenden neuen Abmachungen 
mit den Grafen Henckel find die Entwürfe zu den meiften Eingaben und Schriftſaͤtzen von feiner 
Hand. Die Eingänge werden aus Breslau zuerſt an ihn geſandt. Er hält vor den Re 
präſentantenſitzungen Rüchfprachen mit Caspary oder Heppner, um ſich für die Verhandlungen 
vorzubereiten. Sehlt er bei einer Sitzung, ſo werden wichtigere Gegenſtände nicht verhandelt, 
Bei längerer Krankheit von Walthers ſtockt geradezu der Geſchaͤftsgang. Als im Srühjahr 1810 
der alte Heppner grade in den Anfängen des Überganges zur Sinkproduktion geftorben und 
eine Meureglung der Dinge in Oberfchlefien dringend erforderlich war, ſchreibt Caspary 
am 23. April über von Walthers Erkrankung nach Carnowitz: „Es ift ein Unglück, daß die 
jetzigen dortigen Vorfallenheiten juft in einem Seitpunkte eingetreten find, wo dieſer brave 
Mann ſchon beynahe 4 Monathe an einer hartnäckigen Gicht leidet‘ und deren Befreyung noch 
immer ungeduldig entgegenſehen muß“ ). Bald darauf? Alftte Mai, unternahm Landrat 
von Walther, notdürftig wiederhergeſtellt, die [ángft geplante Reiſe- nach Carnowitz, die in der 
Betriebsgeſchichte der Geſellſchaft durch die Mutung der erſten Sinkhütte epochemachend 
geworden ijt. Alle feine damals getroffenen Maßregeln wurden in der Repräſentantenſitzung 
vom 4. Juni 1810 „völlig und uneingefchränkt approbiert,“ und die Benennung des erſten 
Büttenwerhs als „Sigismund Hütte“ war gewiß eine wohlverdiente Ehrung des opferwilligen 
Mannes. 

Die Verhandlungsgegenftände des derartig geleiteten Repraſentanten Kollegiums umfaſſen 
den ganzen Kreis der Geſellſchaftsgeſchäfte. In erſter Reihe ſteht die Wahrung und Mehrung 
des Geſellſchaftsbeſitzes, die Oberaufficht über den bergmännifchen und kaufmänniſchen Betrieb. 
Über Sörderung, packung und Abfuhr des Galmeis, über Anftellung der Beamten, Annahme 
und Löhnung von Arbeitern ift die oberſte Entſcheidung zu treffen. Dann handelt ſichs um die 
Hebung des Galmeiabſatzes, um die Anbahnung neuer Geſchaftsverbindungen, um die Seſtſetzung 
der Galmeipreiſe, Kreditgewährung an zuverläffige Kunden und Mahnung ſäumiger Schuldner, 
um Aufnahme von Anleihen oder um verteilung von Erträgen. Vor beſonders ſchwierige Ent 
ſcheidungen ſehen fih die Repräfentanten von 1786—1812 geftellt: durch die von den Behörden 
erzwungene Einführung der Steinkohlenfeuerung, durch die Schwankungen des Galmeiabſatzes, 
der bald die Gewinnung neuer Arbeiter aus polen, bald die Einfchränkung des Betriebes 


) Gefellfchaftsarchiv, Kopierbuch 1807—16. 
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ratſam erfcheinen läßt, ferner durch den verluſt des Privilegs, bie Meuabmachungen mit den 
Grundherren und endlich durch den in Seiten ſchwerer Bedrängnis erzwungenen übergang zur 
Sinkproduktion. 

Was wir als frühefte Sorm eines regelmäßigen Anteils von Samilienvertretern an den 
Geſellſchaftsgeſchaͤften kennen gelernt haben, die Sitte der Reifen zu den Galmeipackungen, ift 
feit Begründung des RepräfentantenStollegiums abgekommen. Wenn jetzt die Repräfentanten 
die oberſchleſiſchen Werke befuchen oder andre Geſchaͤftsreiſen unternehmen, fo tun fie das 
teils zu ihrer allgemeinen Information über den Betrieb, mie mir das 1805 von Bogislaus 
Siegfried von Thierbach hören, teils bei beſonderen beranlaſſungen. Im Mai 1790 follten 
alle 3 Repräfentanten nach Gberſchleſten reifen, um „das mótbige zum beſten des Gallmey- 
Etablissements zu verfügen“, aber „wegen der itzigen kritiſchen Umſtande“ wurde die Reiſe 
„auf eine bequemere Seit ausgefeßt". Auguft 1796 waren, „da febr verſchiedene Umſtände 
wieder eine eigene perfönliche Recherche auf unſern GalmenWerken nöthig machen“, Landrat 
von walther und der Geſchaftsführer Caspary in Carnowik. Juni 1812 reift Major von 
Hoffmannswaldau „in gewerkfchaftlihem Auftrage“ nach Gberſchleſten, wahrſcheinlich weil 
von Walther damals wieder krank war. Leutnant Adolf von Srankenberg geht im März 1814 
nach Stettin, um von ftrittigen, zweifelhaften Sorderungen an die Sirmen Griebel und Maſchens 
Erben womöglich etwas zu retten. Über die große Reife des Lehnsträgers von Weger nach 
Rußland und Schweden 1816 wird ſpäter zu berichten fein. Daß ſolche Gefchäftsreifen in 
damaliger Seit verhältnismäßig weit foſtſpieliger waren, als heute, zeige ein Beiſpiel. Die 
oben ausführlicher gewürdigte Reife, die Landrat von Walther und Caspary vom 6. bis 16. Mai 
1810 nach Tarnowitz unternahmen, hoftete 138 Tl. 23 Sgr. 3 Pf. Die Geldaufwendung für 
diefe Reife, durch die fid) der Übergang zu der fo erfolgreichen Sinkinduftrie endgültig entſchied, 
hat allerdings der Geſellſchaft fpáter reichliche Sinfen getragen. 


6. Die Repräſentanten im Verhältniſſe zu ihren Auftraggebern. 


Vollmachten der Repräfentanten. Information der andern Geſellſchaftsmitglieder über den Geſchaͤftsgang. 
Befragung derſelben bei wichtigen Anläffen. Sufammenkinfte zum wollmarkte. Allgemeine Derfammlungen 1801, 


In den Seiten des alten Samiliengefchäftes ſtanden die Repräfentanten zu ihren Auftrag 
gebern, den übrigen Samilienmitgliedern, in einem rein perfönlichen Dertrauensverbáltniffe, das 
nur nach Brauch und Herkommen geregelt war. Als fpäterhin die Anwendung der Berggeſetze 
auf die inneren Derhältniffe der Geſellſchaft und die Sonderbeſtrebungen einiger Teilnehmer zur 
Umwandlung der Geſellſchaftsverfaſſung führten, waren gerade die Befugniffe der Repräfentanten 
und ihr Verhältnis zur Geſamtheit der Mitglieder der Punkt, an dem die beginnende Auflöfung 
des Alten einſetzte. Die Behörden wollten die Repräfentanten ohne den Nachweis rechtsgültiger 
Vollmachten ſeitens aller einzelnen Geſellſchaftsmitglieder nicht mehr als geſetzliche Vertreter oer. 
felben anerkennen. Unter den Mitgliedern wurden Klagen laut, daß fie von dem Geſchäfts⸗ 
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gange nicht unterrichtet würden, daß die Reprafentanten eigenmächtig und nicht immer zweckmäßig 
für fie handelten. Schließlich weigerten ſich einzelne Teilnehmer überhaupt, die Repräfentanten 
als ihre vertreter gelten zu laſſen und erklärten, ſich ſelbſt vertreten zu wollen. Erſt das Statut 
von 1845 machte Einzelvollmachten für die Repräſentanten entbehrlich, regelte ihre Stellung zur 
Geſamtheit der Mitglieder und gab dieſer in der Beneralverfammlung ein gefeßmäßiges Organ. 

Aus der Seit von 1786—1812 beſitzen wir in unſern Quellen nur eine einzige Repraſentanten⸗ 
vollmacht, die 1808 für Bogislaus Siegfried von Thierbach ausgeſtellt iſt!). Wahrſcheinlich hat 
man fid) diefe Sörmlichheit, die ohnehin bei dem raſchen [Pechſel der Ceichmannſchen und der 
pogrellſchen Repräfentanten kaum regelmäßig durchzuführen war, in den meiften Sällen geſpart. 
Ebenſo erſchien die Erſtattung regelmäßiger Gefchäftsberichte noch nicht als notwendig; nur die 
Jahresrechnungen wurden in drei Abſchriften zum Umlauf in den drei Samilien ausgefertigt. 
Sonſt wurden die Mitglieder für gewöhnlich durch den privaten Briefwechſel mit den Repräfentanten 
auf dem Laufenden erhalten. Ausführlichere Mitteilungen von Geſellſchaftswegen erfolgten nur 
bei beſonderen Anlaͤſſen, wenn die Repräfentanten nicht endgültig beſchließen, ſondern die letzte 
Entſcheidung ihren Auftraggebern anheimſtellen wollten. 

Solche Rückfragen bei den „Intereſſenten“, wie es in den Briefen heißt, erſchienen 
namentlich dann erforderlich, wenn es fih um Mehrung oder Minderung des Geſellſchafts⸗ 
beſitzes, um Geltendmachung von Anſprüchen oder Übernahme dauernder Laften handelte. So 
wird vor Ankauf der Pfüllerinfel als Galmeiniederlage 1792, bei den Verhandlungen mit 
Maſchens Erben über Herabſetzung des Galmeipreiſes 1798 und in den Streitigkeiten mit der 
Sirma Griebel in Stettin wegen einer Galmeilieferung nach Schweden 1810 und 1815 bei den 
„Intereſſenten“ angefragt. Der ſchwere Entſchluß des Überganges zur Sinkfabrikation wird in 
einem die ganze Geſchäftslage beleuchtenden Berichte von Walthers ), ausführlich motiviert und 
gleichſam zur Abſtimmung gebracht. Aber aud) bei geringeren Anläffen, wie bei Gehalts: 
erhöhungen für die oberſchleſiſchen Betriebsleiter, wollen die Repräfentanten mitunter nicht die 
alleinige verantwortung übernehmen. Die Befragung der einzelnen Mitglieder erfolgte in der 
Regel durch Rundfehveiben an die drei Samilien, auf denen jeder feine Meinung ſchriftlich 
hinzuzufügen hatte. Dabei konnte es wohl vorkommen, daß der oder jener die Anfrage als 
unnütze Beläftigung empfand und bemerkte: „Dergleichen Sachen find mir nunmehr febr gleich. 
gültig". Meiſt befchränhen fid) die Äußerungen auf einfache Suſtimmung s). 

Aber auch die Gelegenheit, Geſchaͤfts, und Geſellſchaftsangelegenheiten in einem größern 
Ceilnehmerkreiſe mündlich zu erörtern, wurde gern ergriffen. Solche bot ſich namentlich durch 
die MWollmärkte, mit denen man deshalb auch, wie wir fahen, mitunter die Repräsentanten 
figungen zuſammenfallen ließ. Aus den Jahren 1800, 1802 und 1812 find uns ſolche allgemeine 
Zusammenkünfte während des Srühjahrs: oder HerbjtWollmarktes ausdrücklich bezeugt. Das 
fonft in der alteren Geſellſchaftsgeſchichte unerhörte Dorkommnis, daß die Reprafentanten im 


1) Geſellſchaftsaßten II, 17. 2) Ebd. II, 4, fol. 57—60. 3) Ebd. I, 1 C 18. 
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Jahre 1801 drei allgemeine Derfammlungen (am 15. Januar, 16. Sebruar und 19. Mai) nach 
Breslau beriefen, hatte feinen Grund in einem außerordentlichen Motftande, in dem drohenden 
verluſte des Privilegs, den allerdings auch die gemeinfam befchloffene Bittſchrift nicht abzuwehren 
vermochte. Wenn diefe Derfammlungen einen febr ſchwachen Beſuch: nur 5—7 von etwa 
40 Geſellſchaftsmitgliedern, aufzuweiſen hatten, fo könnte man daraus ſchließen, daß das Der 
trauen der Teilnehmer zu ihren Repräfentanten ſelbſt in dieſer Stunde der Gefahr uner⸗ 
ſchuͤttert blieb. 


7. Karl Wilhelm Caspary als Geſchäftsführer. 

Entlaſſung Cuthers 1790. Eintritt Casparys. Sonftiger Beruf desſelben. Gehalt. wohnung. 

Seine Aufgaben als Geſchäftsführer. Heſchaͤftsſtil. Verhältnis zur oberſchleſiſchen Verwaltung. Verhältnis zu 
den Repräſentanten. vorſchüſſe an die Geſchäftskaſſe. Verhalten in der Geſchäftsſtriſis 1806—12. 

Eine der erſten ſegensreichen Wirkungen der Begründung des Repräfentanten-follegiums, 
bei der ja die Unzufriedenheit mit dem ungetreuen Saktor Luther ftark mitgeſprochen hatte, 
war ein fehr vorteilhafter Wechſel in der Beſetzung des Gefchäftsführeramtes. Luther vermochte 
fid) gegenüber der ſchärferen Überwachung feit 1786 nicht lange zu behaupten. Schon im 
Januar 1790 entdeckte man von neuem falſche Buchführung und Kaffendefekte, und diesmal 
beſann man ſich keinen Augenblick, den Unverbeſſerlichen zu entlaſſen und gerichtlicher Beſtrafung 
zu übergeben !). Einen Erſatzmann vortrefflichſter Art fand man alsbald in der Perfon des 
Kaufmanns Karl Wilhelm Caspary. Als Caspary das Geſchaͤftsführeramt der Gieſcheſchen 
Erben, das er 26 Jahre mit ſeltener Treue und Hingebung verwaltet hat, im Januar 1790 
antrat, ſtand er im Rráftigften Mannesalter von 37 Jahren 2). Es ift bezeichnend für den da 
maligen Umfang des Breslauer Geſchäfts, daß es noch nicht die volle Arbeitskraft eines tätigen 
Mannes erforderte. Wenigſtens war Caspary, wie für das Jahr 1807 bezeugt ift”), nebenbei 
Buchhalter in der von dem Kriegsrat Ordelin gegründeten, ſpater Maiſanſchen Kattundrucherei 
vor dem Ohlauer Tore. Immerhin widmete er aber „Georg von Gieſche's Erben“ einen 
großen Teil feiner Seit und mußte fid) fein Gehalt von 400 Talern redlich verdienen. Daraus, 
daß Caspary anfcheinend unverheiratet war, erklärt fid) eine Eigenheit des ſonſt fo ftetigen und 
foliden Mannes, fein häufiger Wohnungswechſel. In 7 Jahren wechſelt feine Wohnung und 
damit der Sitz des Gefchafts und der Derfammlungsort der Repraͤſentanten viermal. Caspary 
wohnte 1807 „auf der Schweidnitzer Gaffe”, 1809 „auf der Carlsſtraße im Niefingfchen Haufe," 
1812 „im Moöllendorfſchen Haufe gegenüber dem Oberbergamt," 1814 „in dem Echhaufe der 
Junkern-Gaſſe, dem OberAmts-Haufe gegenüber, im Hinterhauſe.“ 

Die Tätigkeit des Geſchaͤftsführers, über die wir jetzt mehr als früher im einzelnen 
unterrichtet find, war vielſeitig genug. Er beſorgte den Briefwechſel mit den auswärtigen Ab: 


1) Protohollbuch 1786—1802. ) Schleſiſche Zeitung 1816 Nr. 29, S. 559, 
5) Meisner, Statiſtiſche Darftellung des Breslauer Handels, S. 45. 
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nehmern und fonftigen Gefchäftsfreunden, mit den Spediteuren, mit der oberſchleſiſchen Ver- 
waltung und den Dorftehern der Niederlage zu Dzieſchowitz, fo wie er auch die Breslauer 
Galmeiniederlage beauffichtigte. Er vermittelte den Geldverkehr mit den befreundeten Bank 
häufern, unter denen uns die noch heute in erfreulicher Blüte ſtehende Sirma Eichborn ſchon 
früh entgegentritt!). In feinen Händen ruhte, außer der kaufmaͤnniſchen Vertretung der Sirma 
nach außen, die Raſſen und Rechnungsführung, namentlich auch die Abrechnung mit der ober: 
ſchleſiſchen Betriebshaffe. Er beforgte den brieflichen Verkehr mit den Repräfentanten, bearbeitete 
die vorlagen für ihre Sitzungen und führte bei denfelben das protokoll. Der verkehr mit den 
andern Geſellſchaftsmitgliedern wurde zwar damals noch meiſt von den Repräſentanten ſelbſt 
vermittelt. Doch hatte auch hier der Gefchäftsführer, namentlich bei Auszahlung der 
„Repartitionen“ (Dividenden), hilfreich einzutreten. In feinen Geſchaͤftsbriefen erſcheint Caspary 
als ein gewiegter, prahtifcher, ſachlichernſter Geſchaͤftsmann, der nicht gern mehr Worte macht, 
als der blütenreiche Stil feiner Seit unbedingt erfordert. Don feinem Streben, Anappheit und 
Verbindlichkeit ins richtige Gleichgewicht zu ſetzen, feien, zugleich als Proben des Kaufmanns 
deutſch vor 100 Jahren, einige Beiſpiele geftattet?): „Porinnen wir mit dero 3 Werthen vom 
12. 16. und 19. July ganzlich in Ordnung gehen, davon unterlaſſen alle unnöthige Wieder: 
holung....- „„Seit unſerm Letzterem vom 28. Sebr, find ohne dero Werthe .... it 
ergebenſter Antwort dero ſtets Schäzbarem . . . . . „Aus denen beyden bero Schäzbaren vom 
3. dieſes beygefügten Cireularen erſehen die getroffene Veränderung Ihrer Handlungs-Societät, 
nehmen von angezeigter neuen Sirma die gehörige Dermerkung und empfehlen uns zu be 
ftändiger, febr werther Sreundſchafft und Gewogenheit.“ 

nicht nur kaufmännifche Umficht und Redlichkeit, ſondern auch Takt und Seingefühl 
erforderte das Gefchäftsführeramt, beſonders im verkehr mit der oberſchleſiſchen Verwaltung 
und den Repräfentanten. Die Beziehungen zu Oberfchlefien waren nicht nur durch die damaligen 
Verkehrsverhiltniffe — ein Brief nach Carnowitz ging 3—4 Tage — febr erſchwert, ſondern 
mußten auch oft Reibungspunkte bieten. Tlamentlid) die Rechnungslegung, die den Betriebs: 
leitern naturgemäß als läftigfter, den Geſchaͤftsführern als wichtigſter Teil ihrer Pflichten erſchien, 
führte leicht zu Serwürfniffen. Caspary verftand trotz gelegentlicher Differenzen doch im ganzen 
gute Sreundſchaft mit der oberſchleſiſchen Verwaltung zu halten. Als der Betriebsleiter 
von Klaß ſich 1810 über Mahnungen zu pünktlicher Rechnungslegung empfindlich zeigt, erwidert 
Caspary ruhig: „Meine Pflicht ijt, die Herrn Repräfentanten auf alles dieſes aufmerkſam zu 
machen, welches ich hiermit thue, übrigens aber denenſelben natürlich überlaſſen muß, was zu 
thun ſey, da meine übernommenen Geſchaͤffte bloß auf hieſigen platz eingefchränkt ſeyn und 
die Gruben -Geſchaͤffte beſonderen Officianten anvertraut werden müſſen, welches auch nicht 
anders ſeyn kann.“ Auch den Repräfentanten gegenüber hielt fih Caspary ſtreng im ſtreiſe 


1) Das Soll und Haben von Eichborn und Co. in 175 Jahren, von furt Moriz Eichborn. S. 50. 


3) Geſellſchaftsarchiv, ſtopierbücher 1794—1806, 1807—16. hi 
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feiner Befugniſſe, erledigte kleinere Sachen felbftändig, behielt aber in allen wichtigeren Sragen 
die Entſcheidung des Kollegiums vor. Trotzdem wurde er bald der unentbehrliche Ratgeber 
und Dertrauensmann der Xeprájentanten und ihres Leiters, wie wir ja auch fahen, daß er 
Landrat von Walther 1796 und 1810 bei wichtigen Reifen nach Gberſchleſien begleitete. Er 
bewährte fein Geſchaͤftsintereſſe nicht zum mindeſten dadurch, daß er feinen allmahlich erworbenen 
beſcheidenen Wohlſtand der Gefchäftskaffe in Geſtalt von Dorfchüffen oft zur verfügung ſtellte, 
nicht nur in guten Seiten, ſondern beiſpielsweiſe auch 1812 während der ſchwerſten Kriſis, als 
der Sortbeftand des Geſchaͤfts durchaus nicht geſichert erſchien. 

Das durch ſolche Treue erworbene vertrauen der Repräfentanten blieb Caspary bis 
zuletzt bewahrt. Als ihn ſchwere Krankheit im Januar 1816, zwei Monate vor feinem Tode, 
zur Amtsniederlegung zwang, erfolgte die Wahl feines Nachfolgers Marl Heinrich Weiß auf 
feinen ausdrücklichen unſch !). 


8. Der Galmeihandel bis 1800). 


Die Abſatzgebiete des Galmeis: Schleſien, Böhmen, Sachſen, Brandenburg. Verjand nach Schweden auf der weichſel, 
Elbe und Oder. verbindung mit Maſche in Stettin. Galmeipreiſe. firifen des Galmeihandels. 


War die Sirma Georg von Sieſche's und feiner Erben ſelbſt nach den Begriffen 
des 18. Jahrhunderts gerade kein Welthandelshaus, ſo umſpannte ihr Galmeiabſatz immerhin 
einen beträchtlichen Teil Mittel- und Nordeuropas und war von vornherein auf das Ausland 
angewieſen. Die Meſſingfabrikation, die den Galmei mit Kupfer verarbeitete, war in Schleſien 
nur vertreten durch ein Meſſingwerk, das der ſächſiſche Graf Flemming, Rammerherr Auguft 
des Starken von Sachſen⸗polen, feit 1702 Beſitzer der Herrſchaft Slawentzitz, in dem Dorfe 
Jakobswalde zwiſchen Gleiwitz und Roſel kurz vor 1710 errichtete. Dieſe Jaßobswalder Sabrik, 
bei deren Begründung wahrſcheinlich Georg von Gieſche ſelbſt mitgewirkt hat, blieb bis ins 
19. Jahrhundert hinein ein ſtändiger Abnehmer des Gieſcheſchen Galmeis, kam aber mit 
ihrem jährlichen Bedarfe nie bis auf 100 Tonnen. Von den Nachbarländern Schleſiens wird 
Böhmen [don 1704 in ber Bittſchrift Georgs von Gieſche an den Kaifer um Verleihung des 
erſten Privilegs als Abſatzgebiet erwahnt, aber hier war der Bedarf noch beſcheidener. Die 
böhmifchen Abnehmer, von denen wir nod) aus dem Ende des 18. Jahrhunderts hören, wie 
Stark in Graslitz, beſtellten immer nur wenige Tonnen, die zu Wagen, meift durch Trautenauer 
Suhrleute, verſandt wurden. Ungleich bedeutender war der, gleichfalls ſchon 1704 erwähnte 
verkehr mit Sachſen und namentlich mit Brandenburg. Ende des 18. Jahrhunderts zaͤhlte die 
Sirma Holderrieder und Vogel in Naumburg, die für das fächfifche Meſſingwerk zu Nieder 
Auerbach einkaufte, zu den größeren Galmeikunden; in den erſten Jahrzehnten des 19. Jahre 


1) Gefelljchaftsahten II, 34. 
2) Die Darftellung dieſes Kapitels beruht zum Teil auf dem von prof. Dr. Markgraf verfaßten Entwurfe 
der älteften Geſellſchaftsgeſchichte. 
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hunderts machte dann bas Meſſingwerk feine Galmei- und Sinkeinkdufe direkt. Die Mark 
Brandenburg war für den ſchleſiſchen Galmei, der die Oder hinabging und von ihr aus durch 
den ſchon im 17. Jahrhundert angelegten Sriedrich ſbilhelms anal auch die Elbe erreichen 
konnte, ein überaus wichtiges Durchgangsland '). Aber fie ſtellte auch einen direkten fon: 
fumenten in dem 1697 gegründeten Meffingwerke zu Hegermühl bei Neuſtadt Eberswalde am 
Sinow⸗ſtanal. Mindeſtens feit etwa 1720 war Hegermühl mehr als ein Jahrhundert hindurch 
einer der größten Abnehmer. Sreilid) war der Gewinn bei dieſer Geſchaͤftsverbindung mäßig, 
denn die preußiſchen Behörden benutzten, wie an andrer Stelle?) ausführlicher geſchildert ift, 
die Privilegienerneuerungen von 1742, 62 und 82, um beftimmte Preife für das ftaatlihe Werk 
auszubedingen. Die in der Anmerkung gegebenen Siffern?) zeigen, daß ber Umſatz mit Heger 
mühl ſchon 1747/48 etwa ebenſo hoch war, wie gegen Ende des Jahrhunderts. 

Indeſſen das Geſchaͤft Georg von Gieſche's und feiner Erben hätte nie größere 
Bedeutung erlangt, wenn nicht ihr „Adlergalmei“ auch im überſeeiſchen Wettbewerb feinen 
Aachener und polniſchen Rivalen die Spike geboten hätte. Namentlich Schweden, deffen Kupfer- 
reichtum die Meffingfabrikation fo begünſtigte, war für den oberſchleſiſchen Galmeibergbau des 
18. Jahrhunderts der bei weitem wichtigſte Käufer. Auf allen drei von der Natur vor. 
gezeichneten Straßen: MWeichfel, Oder und Elbe ging das ſchleſiſche Mineral nach Mord und 
Nordweft. Der nächſte Weg ans Meer, durch polen die Weichfel hinab nach Danzig, iſt allem 
Anſchein nach zuerſt eingeſchlagen worden. Aber durch die Sollplackereien in dem ſelbſt Galmei 
erzeugenden polniſchen Nachbarlande fab fih wahrſcheinlich ſchon Georg von Gieſche von 
dieſem Wege abgedrängt und auf Elbe und Oder hingewieſen. Seitdem ging der Galmei von 
der Niederlage bei Dzieſchowitze) die Oder abwärts über Breslau nach Stettin oder auch nur 
bis Sürſtenberg und von da durch den Sriedrich Wilhelms-Ranal nach der Elbe und dann nach 
Hamburg und Lübeck. Der nach Lübeck verfandte Galmei ging jedenfalls weiter nach Schweden, 
der nach Hamburg gelieferte nach Holland und England. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
hatten die Gieſcheſchen Erben außer den Sirmen Gotthard und H. Haartmann in fübedi 
und Rudolf Amfink in Hamburg auch an Jofias Thorftraten in Slensburg und Joh. Eberhard 
Jantzen in Hoherdamm im Holſteinſchen bedeutendere Abnehmer. Doch erreichte der Verkehr 
mit den Hanſeſtadten und Schleswig- Holſtein nie auch nur annähernd den Umfang des Abſatzes 
nach Stettin. 

3) Ebd. S. 07 f., 116. 


1) vergl. Allgemeine Geſchichte, Seite 49, 71 ff. 
3) Hegermühl bezog Sentner Galmei: 


1747 2136 1791 ca. 2600 1798 4000 
1748 2880 1792 2800 1799 ca. 2700 
1786 600 1793 ca. 2700 1800 2100 
1787 1870 1794 4000 1801 ca. 4000 
1788 2808 1795 ca. 2300 1802 3600 
1789. 2800 1796 3000 1803 4500 
1790 2400 1797 ca. 4500 1804 4100 


4) Über diefe val. Allgemeine Gefchichte, Seite 49, 120 ff. 
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Der hkaufkräftigfte auswärtige Gefchaftsfreund der Gieſcheſchen Erben, die Sirma 
Chriſtian Gottlieb Maſche, ſpäter Mafchens Erben, in Stettin, ift ſchon an andrer Stelle!) bei 
den Verhandlungen mit den Behörden über die Ermäßigungen der Oderzölle erwähnt worden. 
wahrſcheinlich kam von den unten mitgeteilten Siffern des Galmeiverſands über Stettin in den 
Jahren 1733—35 und 1750—72”) das meiſte auf ihre Rechnung. vollends in den Jahren 1786—98 
kam der Umſatz mit Maſchens Erben?) auf eine Höhe, die ſelbſt von den Lieferungen an Hegermühl 
nicht annähernd erreicht wird. Allerdings war diefe lebhafte Geſchaftsfreundſchaft nicht immer 
ungetrübt. Wir hörten früher?), daß Gieſche's Erben 1785 Grund zur Unzufriedenheit mit 
Maſchens Erben zu haben glaubten und an einen direkten verſand nach Schweden dachten. 
1793 wird dann tatſächlich eine Verbindung mit der Sirma Schön und Co. in Stockholm am 
geknüpft, wobei der Galmei bezeichnenderweiſe über hamburg geſandt wird, um Maſchens 
Erben nichts davon wiſſen zu laffen. Aber der Verlauf dieſes Geſchaͤfts war nicht ermutigend. 
und als um 1800 der verkehr mit Maſchens Erben allmahlich ins Stocken kam, verſuchte man 
nicht, neue Abſatzquellen in Schweden ſelbſt zu erſchließen, ſondern man knüpfte mit andern 
Stettiner Häuſern, wie Wieklaw und Griebel, an, deren Kaufgeſuche man früher mit Rüchficht 
auf den langjährigen Hauptabnehmer hinhaltend behandelt hatte. Wie viel gewinnbringender 
der überfeeifche Abſatz war als das inländiſche Geſchäft, zeigt die Vergleichung der von 
Begermühl und von Maſchens Erben gezahlten Preife. Hegermühl zahlte gemäß den Privilegien 
von 1742, 1762 und 1782 für den Sentner Galmei 1 Atl. 16 Sgr., frei Breslau, nach 1786 
fogar nur 1 Rt. 13 Sgr. 9 pf. für den weißen, 1 Rtl. 5 Sgr. 9 Pf. für den roten Galmei. 
Maſchens Erben zahlten aber frei Breslau 2 Al. 8 Gr. für den Sentner weißen, 2 Atl. 4 Gr. 
für den Sentner roten Galmei. 

Schon die unten mitgeteilten wenigen Abſatzziffern, wie die uns überlieferten Angaben 
über die Erträge des Geſchaͤfts zeigen, daß der Gang des Galmeihandels ein febr ſchwantkender 
war und durch bie Seitereigniſſe recht erheblich beeinflußt wurde. Wenn im ſiebenjährigen 
Kriege der Stettiner Derfand, wie wir fahen, faſt ganz ftockte, fo werden wohl die andern 


) Vgl. Allgemeine Geſchichte S. 75 f. 
2) Es gingen über Stettin Zentner Galmei: 


1733 2598 1754 41739), 1761 = 1767 1716 
1734 2418 1755 3447 1762 990 1708 3250 
1735 4406 1756 1415 1763 — 1769 3991 
1750 3150 1757 4290 1764 2548 1770 1690 
1751 9844), 1758 24 1765 3419 1771 2795 
1752 4076 1759 = 1766 5421 1772 3900 
1753 1894 1760 1127 
3) Maſchens Erben bezogen Zentner Galmei: 

1786 5805 1790 6732 1793 1485 1796 3753 
1787 4441 1791 5049 1794 675 1797 5873 
1788 8842 1792 2160 1795 1350 1798 6750 
1789 6192 


4) Siehe oben S. 9. 
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Sweige des Geſchaͤfts ähnlich gelitten haben, obwohl der Krieg andrerfeits den Bedarf an 
Meffing und ſomit an Galmei ſteigern mußte. Auf eine ſchwere Geſchäftsſtockung in den 
Jahren 1781—85, von deren Wirkungen auf die Geſellſchaftsverfaſſung früher die Rede ge 
weſen iſt, folgt, nach einem kurzen Aufſchwunge, eine neue Kriſis 1792—94 infolge des erſten 
Roalilionskrieges. Der Umſatz mit Maſchens Erben finkt 1794 bis auf ein Zehntel der Summen 
von 1788—91. Saft noch verhaͤngnisvoller wirkt der zweite Roalitionshrieg. von 1798—1802 
verſiegen der auswärtige Abſatz und die Erträge faſt ganz, und das Breslauer Galmeilager, 
deſſen Beſtand immer einen getreuen Gradmeſſer des Geſchaͤftsganges bildet, iſt gefüllt, wie nie 
zuvor. Noch einmal hob fid) der Abſatz ein wenig nach 1802, aber Gieſche's Erben konnten 
deffen nicht froh werden, da fid) infolge der bei Erlöfchen des Privilegs gefteigerten Abgaben 
an den Staat und andrer widriger Umſtände die Selbitkoften des Galmeis grade damals er: 
heblich ſteigerten. Schon im Sebruar 1803 ſchreiben fie an Griebel in Stettin: „Das Berg: 
und Hütten- Departement hat feit Anfang dieſes Jahres uns ſoviel neue Laſten aufgebürdet, daß, 
wenn keine Remedur erfolgt, wir nur mit offenbarem Schaden fortbauen würden.... Die 
natürliche Solge davon ift, entweder Erhöhung der Preife, oder gänzliche Miederlegung dieſes 
Negoces.“ Als man ſich endlich im Srühjahr 1806 dazu entſchloß, allen ſtändigen Abnehmern 
eine Erhöhung des Galmeipreiſes anzukündigen, wurde dies teils mit den fiskaliſchen Abgaben, 
teils mit den um faſt 50% geſtiegenen Löhnen und der „allgemeinen Teuerung“ begründet. 
Bald darauf, in einem Schreiben vom 20. September 1806 an Maſchens Erben hören wir die 
ſorgenvolle Stage: „welche Solgen wird nun wohl der angehende Krieg mit Srankreich für 
unfern Galmey haben?“ ) Die Seitereigniſſe gaben hierauf bald eine gründliche, ſchmerzliche 
Antwort. 


9. Die Galmeiniederlage in Breslau. 


Schwierigkeiten des Schiffsverſands. Umladung des Galmeis in Breslau. Die Niederlage auf der 
pfüllerinſel feit 1792. 


Wenn treffend bemerkt worden ijt, daß die Hauptleiftung des mittelalterlichen Handels 
in der Überwindung der Transportfchmwierigkeiten beftand, fo gilt dies in gewiſſem Sinne auch 
noch von dem Galmeiverſand vor 100 Jahren. Über ben mühſeligen Wagentransport des 
Galmeis von den Werken nach der Oder, ber im Winter durch ſchlechte Wege, im Sommer 
durch Mangel an Menſchen und Geſpannen erſchwert wurde, und über die Niederlage bei 
Dzieſchowitz ift bereits an andrer Stelle?) berichtet. Aber auch der Weiterverjand zu Schiff Ober: 
abwärts und die Durchfuhr durch Breslau waren keineswegs mühelos. Bei dem verwahrloften 
Suftande des Oderbettes war die günſtige Schiffahrtszeit, in der weder Eisgang noch Hochwaſſer 
noch niedriger Wafferftand hinderten, durchaus nicht reichlich bemeſſen. Da galts, die Gelegenheit 


1) fiopierbuch 1794—1806. 3) Allgemeine Geſchichte, S. 129 ff. 
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raſch zu ergreifen, zuverläffige Schiffer zu gewinnen, die ihre Rähne nicht überluden, ſodaß fie 
auf jeder Untiefe ſtecken blieben, die auch ſonſt nicht ihre Ladung gefährdeten und ihre Reiſe 
verzögerten. Es galt ferner, ohne die Schiffer übermäßig im Lohne zu drücken, mas Gieſche's 
Erben einmal in einem Schreiben an einen Spediteur entſchieden ablehnen, dennoch die Sracht⸗ 
fake auf einem Stande zu halten, den das billige Maſſengut tragen konnte. 

Bei der Unzuverläffigkeit der Waſſerſtraße, namentlich in ihrem Oberlaufe, hat man fich 
wahrſcheinlich ſchon früh nicht mit der Niederlage in Dzieſchowitz begnügt, ſondern auch ein 
Galmeilager in Breslau gehalten, umſomehr als der Galmei dort ohnehin umgeladen werden 
mußte. Bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts gab es nämlich in Breslau noch heine 
Schiffahrtsſtraße durch oder um die Stadt, auf der Kahne vom Oberwaſſer nach dem Unters 
waſſer hätten gelangen können. Daß die Ausladung des Galmeis behufs agentransports 
nach dem Unterwaffer anfangs auf der 1866 zugefchütteten fogenannten „Stadtohlau“ (an der 
„Goldbrücke“ in der Nähe der Heiligen -Geiſtſtraße), fpáter an der Dominfel bei dem Sürftbifchöf: 
lichen Alumnat ftattfand, erfahren wir auf eigenartige TDeije. Durch Schreiben der Breslauer 
Kammer vom 2. Dezember 1775 werden nämlich Gieſche's Erben zu einem Moftenbeitrage 
für die Meupflafterung der Domſtraße herangezogen, weil beim Galmeitransport über die Dom: 
infel das Pflafter dieſer Straße durch die ſchweren Suhrwerke arg mitgenommen worden fei. 

Wo ber Galmei im Unterwaſſer wieder in die Schiffe verladen wurde, ob auf der 
allgemeinen „Niederlage“ der Kaufmannſchaft im Bürgerwerder oder anderwarts, wiſſen wir 
nicht. Als gegen Ende des Jahrhunderts bei dem bald ſehr regen, bald wieder plotzlich nach. 
laſſenden Galmeiabſatze ſich zeitweilig ein großes Lager in Breslau anhäufte, entſchloß man 
ſich zum Erwerb eines eigenen Grundſtücks für dieſen Sweck. Nach längeren, infolge zu 
hohen Preiſes geſcheiterten Verhandlungen über einen platz auf dem Bürgerwerder, fiel die 
wahl ber Repräfentanten auf die pfüllerinſel hinter dem Schießwerder!). Als „ſogenannte 
wiifte Inſel“ im Sebruar 1756 von der Stadt für 60 Cl. an einen Seifenfieder verkauft, 1761 
an den Kaufmann Emanuel pfülfer weiter veräußert, wurde die 7 Morgen 141 Quadratruten 
große Inſel im Mai 1792 von Gieſche“s Erben für 2000 Cl. erworben. Da die Geſellſchaft 
als ſolche keinen Grundbeſitz erwerben konnte, wurde der Beſitztitel auf den amen des Landrats 
von Walther eingetragen, worauf dieſer in der Repräſentantenſitzung vom 15. Oktober 1792 
erklärte, daß er fid) „aller specieller Rechte auf obbejagten fundum” begebe. Welche rechtlichen 
Schwierigkeiten dies Verhältnis nach dem Tode von Walthers zeitigte, werden wir jpäter ſehen. 

Der Wert dieſes Beſitzes für die Geſellſchaft wurde bald dadurch geſteigert, daß in den 
Jahren 1791—93 durch Anlage von zwei Schiffsſchleuſen am Sandtore und am Bürgerwerder 
ein Schiffahrtsweg durch die Stadt hergeſtellt wurde. Im Srühjahr 1794 fuhren zum erſten⸗ 
male oberſchleſiſche Kähne, ohne umzuladen, durch Breslau nach Berlin und Stettin). Somit 


1) Heſellſchafts alten II. 24. 
) Hafen Anlagen zu Breslau. Denkfchrift zur Eröffnung des Städtiſchen Hafens am 3. Sept. 1901. S. 6. 
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konnten alfo auch die von Dzieſchowitz kommenden Kähne an der pfuͤllerinſel ſelbſt ihre Ladung 
löſchen. wieweit die nötigen Baulichkeiten ſchon beim Ankaufe vorhanden waren oder erft 
von Gieſche's Erben errichtet wurden, wiſſen wir nicht. 1807 wurde der Wert der Gebäude 
auf der pfüllerinſel (Wohnhaus, Stall und Schuppen) auf mehr als 2000 Cl. veranfchlagt. 
Durch ihre Cage in der Dorftabt, vor den Wallen der damaligen Seſtung Breslau, ſollte die 
pfüllerinſel in einer Seit ſchwerer Heimfuchung ganz beſonders zum Schmerzenskinde der Gefell- 
ſchaft werden. 


10. Die Geldwirtſchaft bis 1806. 


Gegenſatz der früheren und der jetzigen Geldwirtichaft. Das Anlagekapital Georg von Gieſche's 
und feiner Erben. Die Erträge feit 1776. Casparys Gewinnberechnung für 1790—1803. Repartitionen. Schulden. 
Betriebsmittel. 


Der Grundſatz „Gleiche Urſachen, gleiche Wirkungen“ erleidet einige Einſchraͤnkungen, 
wenn wir die Geldwirtſchaft unſerer Geſelſchaftz m vergangenheit und Gegenwart miteinander 
vergleichen. Der heutigen Geſellſchaft wird mit Recht nachgerühmt, daß der Reft alter 
Samilientradition, den ſie auch in veränderter Geſtalt ſich bis in die Gegenwart bewahrt hat, 
ihr Mut und Fraft gibt, bei weitausſchauenden Unternehmungen die Gegenwart zugunſten der 
Suhunft zu belaſten, den augenblicklichen Ertrag zum Beſten des kommenden Geſchlechts zu 
ſchmälern. In den engeren, wirtſchaftlich unentwickelteren Derbáltniffen vor 100 Jahren hatte 
der Samiliencharakter des Geſchaͤfts für die Geldwirtſchaft gerade die entgegengeſetzte Wirkung. 
Die Geſellſchaft hat fid) damals durch die Rüchſicht auf die augenblicklichen Erträge, auf 
die verteilung der Repartitionen mitunter allzuſehr beeinfluſſen laſſen, weil ihre Leiter, die 
Repräfentanten, unter dem Drucke der perſönlichen [Pünſche und Bedürfniſſe der Samilien- 
mitglieder, nicht immer der unerbittlichen Richtſchnur des Geſchaͤftsintereſſes folgen konnten. 
Diefer Gegenſatz des „Einſt“ und ,Jebt" gibt dem Kapitel der Erträge und Repartitionen ein 
beſonderes Intereſſe für die Gegenwart. 

Die Würdigung der Erträge des alten Samiliengefchäfts wird allerdings dadurch erſchwert, 
daß wir über das urfprüngliche Anlagehapital desfelben fo wenig wiſſen. Wenn Georg von 
Gieſche 1704 an den Kaifer ſchreibt, er habe 20 000 Gulden in fein Galmeigeſchaͤft geſteckt, 
und wenn ſeine Erben 1781 und 1801 verſichern, ihr Ahnherr habe beim Galmei ſein vermögen 
von 200000 Cl. zugeſetzt und 60000 Cl. Schulden hinterlaſſen !), fo ift damit für unfre Betrachtung 
nicht viel anzufangen. Auch über die Reinertrage ſelbſt, die unter die drei Samilien zu gleichen 
Teilen ohne Rüchſicht auf ihre Kopfzahl ,repartiert" wurden, find wir erft feit 1776 unter: 


1) Allgemeine Geſchichte S. 43, 103. 
Heſchichte der Bergmerhsgefeilfichaft ©. v. Giefhe's Erben. 
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richtet). Die untenftehende Tabelle für 1776—1806 ergibt im Jahresdurchſchnitt einen Reinertrag 
von 3530 Tl. Aber wie ſchwankend waren die Jahresſummen. Wenn der an andrer Stelle?) 
erwähnte Rruſemarchſche Bericht von 1781 den Gieſcheſchen Erben einen jährlichen Profit von 
9200 Cl. nachrechnet, fo war das allerdings ſelbſt für die Jahre 1776—80 um ein Drittel zu hoch. 
Aber daß das Geſchaͤft damals etwas brachte, beweiſen ſchon die Bemühungen der Grafen 
Henckel um Erlangung des privilegs. Aber ſchon in den ndchften 5 Jahren find die Ertraͤge 
faft auf ein Achtel des bisherigen Jahresdurchſchnitts gefunken und haben, wenn fie fid) auch 
wieder hoben, doch bis 1806 den Durchſchnitt von 1776/80 nicht mehr erreicht. Eine Gewinn: 
berechnung des Geſchaͤftsführers Caspary?) ermittelt für die Jahre 1790—1803 einen Geſchaͤfts⸗ 
gewinn von 91852 Cl. 9 Sgr. 6 Pf., alſo im Jahresdurchſchnitt mehr als 6500 Cl.; aber 
tiefe Rechnung ijt doch viel zu günſtig. Unter den Einzelpoſten der Gewinnſumme erfcheint 
neben den gezahlten Repartitionen (33 000 Tl.), den Repräfentantenhonoraren (8400 Tl.) und den 
Sinfen für aufgenommene Gelder (6320 TI. 9 Sgr. 8 Pf.), ein Hauptbetrag von 44131 Cl. 
29 Sgr. 10 pf. als Summe der Steigerung des „Sonds“ von 1790 zu 1803. Aber in dem für 
1803 aufgeftellten „Fonds“, d. h. dem Überfchuffe der Aktiven (Gebdudewerte, Warenbeftände, 
Außenſtände etc.) über die Paffiven ſtecken faft 39 000 CL. für unverkaufte und fpäter nur mit 
Derfuft veräußerte Galmeibeftinde, forie mehrere Außenſtände, an denen gleichfalls ſpater viel 
verloren wurde. Demnach macht die ganze Rechnung den Eindruck, als ſei fie nur zur Be 
ruhigung ängftlicher Geſellſchaftsmitglieder zuſammengeſtellt. 

Die Rücficht auf die Stimmung der Teilnehmer war überhaupt, wie geſagt, in der 
ganzen Geldwirtſchaft ſtark ausgeprägt. Die Repräfentanten, die ihre Samilien von der Hohe 
der Repartitionen zu benachrichtigen und meiſt wohl auch die verteilung des Drittels ihrer 
Linie unter die einzelnen Mitglieder zu beforgen hatten, mußten, wenn der Geldſtrom lange 
ſtockte oder zu dürftig floß, Klagen und Vorwürfe ihrer verwandten gewärtigen. Was Wunder, 
daß man da repartierte, fo oft man irgend konnte, unbekümmert um die fchädlichen Folgen für 
die Geſchaͤftskaſſe, wie für die einzelnen ſelbſt, bei denen man in guten Jahren Erwartungen 
erweckte, um fie dann in ſchlechten Seiten grauſam zu enttäufchen. Wiederholt heißt es in den 
Repräfentantenprotokollen, daß man „zur Beruhigung der Resp. Interessenten,“ oder zur Er 
füllung einer früher gemachten Sufage, oder weil man ſchon fo lange nichts mehr gezahlt habe, 


1) Es wurden verteilt, in Talern: 


1776 12100 1784 — 1792 = 1800 = 
1777 5000 1785 — 1793 = 1801 T 
1778 9000 1786 11400 1794 — 1802 = 
1779 2000 1787 — 1795 3000 1803 6000 
1780 3000 1788 6000 1796 6000 1804 9000 
1781 - 1789 9000 1797 6000 1805 6000 
1782 = 1790 — 1798 — 1806 — 
1783 4000. 1791 6000 1799 6000 


2) Allgemeine Gefchichte S. 108. 5) Geſellſchaftsaßten II, 11. 
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eine „Repartition anlegen“ wolle, obgleich kein Geld in der Kaffe fei. In ſolchen Sällen wurden, 
in der Hoffnung auf baldigen Eingang der Außenſtände oder auf künftigen befferen Geſchafts⸗ 
gang, einfach Schulden gemacht. Landrat von Walther erklärt zwar in einem Rundſchreiben 
an feine Familie vom Dezember 1791), daß dies künftig nicht mehr vorkommen dürfe, aber es 
blieb zunächſt beim guten vorſatze. Die in der Seit vom Sebr. 1790 bis Mai 1792 entſtandene 
Schuldenlaſt von 18000 Cl. blieb in den nachſten Jahren ziemlich unverändert, Caspary be 
merkt in feiner Rechnung von 1803, daß die feit 1790 gezahlten 6320 Cl. Sinſen „füglic hätten 
erſpart werden können, wenn nicht eher wäre repartirt geworden, bis ein hinlänglicher Fond 
zum Betrieb dieſes Galmeyegoces dageweſen wäre.“ Wahrſcheinlich war es Casparys Der 
dienſt, daß man von 1796 an die Schulden allmahlich wieder abſtieß und die Repartitionen dem 
Geſchaͤftsgange und den wirklichen Erträgen beffer anpaßte. 

Daß die Rüchficht auf die Befriedigung des Geldbedürfniffes der Teilnehmer fogar den 
oberſchleſiſchen Betrieb beeinflußte, zeigt ein Schreiben Casparys an Heppner (1803 Jan. 20), 
in dem es heißt: „Daben bemerken noch wiederholt, daß Sie nur höchftens 300 Tonnen rothen 
und 200 Tonnen weißen Danieletzer Galmey nach Dzieſchowitz dieſen Winter abrichten müſſen, 
denn wir haben endlich eine Repartition unter unſere Interessenten itzt machen müffen und 
können daher zur Bezahlung der Srachten vor dem Sommer Rein Geld auftreiben ?).“ Überhaupt 
war die oberſchleſiſche Kaffe, da fie faft gar heine eigenen Einnahmen und, entgegen der bevggefetz: 
lichen Dorfchrift, keinen Betriebsfonds hatte, in ihrem Geldbezuge von Breslau ganz abhängig. 
Soviel wie möglich gebrauchte man zum Geldverkehr mit Oberfchlefien das Mittel der Anweiſungen 
auf Bankhäufer, das bei dem Mangel an Papiergeld und den hohen Dortojátgen für Bargeld!) 
damals allgemein üblich war. Aber großenteils erfolgte doch die Geldverſorgung der ober. 
ſchleſiſchen Kaffe durch Barſendungen, wie z. B. im Laufe des Jahres 1797 zweiundzwanzig 
poſtbeutel zu 500 Cl. von Breslau nach Tarnowitz wanderten, Als fid) [páter beim Übergange 
zur Sinkfabrikation die Betriebsausgaben in Oberfchlefien ins vielfache fteigerten, war diefe 
urfprüngliche Sorm der Geldverforgung von Breslau aus nicht mehr zu halten. Man mußte 
darauf ausgehen, der oberſchleſiſchen Verwaltung eigene Einahmequellen zu erſchließen, was 
freilich wieder zu andern Unzuträglichheiten führte. 

Im großen und ganzen war die Geldwirtſchaft die „Achillesferſe“ des Samiliengejchäfts. 
Sie war wenig geeignet, demſelben in einer Seit der prüfung eine zuverläffige Grundlage 


zu bieten. 


1) Geſellſchaftsaßten I, 1 0 fol. 18. 
?) ſtopierbuch 1794—1806. 3) Das Soll und Haben von Eichborn und Co., S. 50. 


u. Gejchäftsitockung und Geldnöte 1806—12. 


Brand auf der Pfüllerinfel. Arifis des Galmeigefhäfts. Verunglückter Derjanb nach Schweden. 
ſtonkurſe von Maſchens Erben und Amfink. Bedrängte Cage der einzelnen Geſellſchaftsmitglieder. Geldnöte. 
Zweifel am Sortbeſtande des Geſchäfts. Sinanzielle Schwierigkeiten des Überganges zur Sinkfabrikation. 


Wenn die Bergwerksgeſellſchaft Georg von Gieſche's Erben auf ihre zweihundert 
jährige vergangenheit zurückblickt, darf ſie mit beſonderer Genugtuung einer eigenartigen Über: 
einſtimmung ihres eigenen Schickſals und der Geſchicke des ganzen großen Vaterlandes gedenken. 
wie für Preußen waren auch für unſere Geſellſchaft die Jahre 1806—12 zugleich Seiten des 
Leidens und der inneren Wiedergeburt. Wie aus der Sranzoſennot der innere Neubau des 
Staates hervorging, fo erfolgte mitten in der ſchwerſten Prüfung, die der Schöpfung Georg 
von Gieſche's jemals beſchieden war, die ſegensreichſte Umgeſtaltung und Erneuerung ihrer Wirk: 
famkeit, der Übergang vom Galmeihandel zur Sinkinduftrie. 

Und die Nöte, die unſere Geſellſchaft ſchließlich zu dieſem Sortſchritt drängten, hingen 
ja mit der Rataſtrophe des Staates aufs engſte zuſammen. Der unglückliche Krieg, mit dem 
Napoleon Preußen überzog, brachte Gieſche's Erben zunächſt unmittelbar einen ſchweren 
verluſt. Als die Sangojen fid) Breslau näherten und die Verteidiger der Seſtung durch Jer: 
ſtörung der vorſtädte ihre Aufgabe zu erleichtern ſuchten, wurden am 8. Dezember auch die 
Gebäude auf der Pfülferinjel ein Raub der Flammen). Außer dem auf mehr als 2000 Cl. 
bezifferten Schaden, der an den Gebäuden und durch die Serftörung von 210 Balmeifäffern 
entſtand, war auch der Derluft der meiſten dort aufbewahrten älteren Geſchaͤftsbücher und 
papiere zu beklagen. 

Aber nod) weit empfindlicher war der mittelbare Schaden der Sranzoſenzeit: die faft 
völlige Unterbindung des bisherigen Galmeiabſatzes?). Am 30. April 1807 ſchreibt Caspary 
an Heppner: „Wir glauben, nicht eine Tonne Galmey dieſes Jahr abzusetzen“. „Dieſes Jahr“, 
klagt er am 25. Auguft, „ift das traurigſte, welches die Gewerkſchaft erlebt hat. Gott gebe 
nur bald allgemeinen Srieden. Nur dieſer kann uns aufhelfen.“ Das Meſſingwerk Hegermühl 
ſtellte zuerſt den Betrieb ganz ein und bezog dann in den 5 Jahren von 1807—11 91 Tonnen, 
d. h. ein Drittel feines früheren Jahresbedarfs, und zwar zu einem Preife, der nicht die Selbft- 
koften deckte. Das ſäͤchſiſche Meſſingwerk zu Niederauerbach beſtellte halb ſoviel wie bisher, 
Das Gejchäft nach Böhmen, nach Holftein und den Hanjeftädten hörte ganz auf. Hamburg 
und Lübeck kamen in Seindeshand. Das neugegründete Königreich Weftfalen begünftigte den 
Abſatz des Aachener Galmeis und hemmte die Durchfuhr aus Schleſten durch hohe Sölle. „Die 
Ausfuhr zur See“, ſchreibt Landrat von Walther im Juli 1810, „hat ganz cejfirt, oder ift doch 
mit außerordentlichem Risico verknüpft.“ Schweden war verarmt, konnte namentlich kein Bar 


1) Menzel, Geſchichte der Belagerung von Breslau, S. 177. 
2) Das folgende meiſt nach dem ſtopierbuche 1807—16 und dem Rundſchreiben Candrats von Walther vom 
20. Juli 1810 in Gefellfehaftsakten II, 4. 
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geld mehr aufbringen. Um überhaupt nur etwas Abſatz zu gewinnen, verſuchte man 1810, 
durch vermittlung der Sirma Griebel in Stettin, ein berſandgeſchaͤft nach Schweden in der 
Weife des früher üblichen Baratto: (d. h. Caufdh:) handels: Man wollte als Sahlung für den 
Galmei ſchwediſches Kupfer und Eiſen annehmen und diefe dann ins Geld zu bringen ſuchen. 
Aber bas Gefchaft ſcheiterte kläglich infolge der Sahlungsunfahigheit des ſchwediſchen Ab: 
nehmers und brachte Gieſche's Erben nichts als 3000 Cl. verluſt und jahrelange ärgerliche 
Streitigkeiten mit der Sirma Griebel, von der man Schadenerſatz erlangen wollte. Auch ſonſt 
fehlte es in dieſer Seit allgemeiner Handelsftockung und Geldknappheit nicht an Verluften durch 
Sahlungseinftellungen. Mit dem Ausrufe „Uns trifft ein Schlag nach dem andern“ begleitet 
Caspary im Juni 1808 die Nachricht von dem Bankerott ber Sirma Maſchens Erben, „mit 
denen ſchon der alte Herr von Gieſche die erſten Galmey⸗Geſchaͤfte betrieben hat“. Bald 
darauf brachte der Sall des großen Handlungshauſes Amfink in Hamburg neue empfindliche 
Einbuße. Den Geſamtverluſt, den Gieſche's Erben durch den Brand auf der pfüllerinſel, 
das verunglüchte ſchwediſche Geſchaͤft und die Ronkurſe von Maſchens Erben und Amfink 
erlitten, berechnet Caspary auf mehr als 10000 Cl. 

Wie war nun aber die Geſellſchaft darauf vorbereitet, eine ſolche Mette von Unglücks 
fällen zu ertragen? Sie pflegte, wie wir ſahen, in guten Seiten ihre Erträge ganz auszufchütten; 
es fehlte ein Betriebsfonds, geſchweige denn ein Refervefonds. Die meiſten ihrer Mitglieder 
gehörten zu den Ständen, die von der Stataftrophe des Staates 1806/7 am ftärkften betroffen 
waren: Offiziere auf Halbſold, Offizierswitwen und »waifen, mäßig bemittelte Candedelleute von 
der wenig fruchtbaren rechten Oderſeite, meift in den reifen Groß Partenberg, ls, Trebnik 
und Militfch angeſeſſen, die jetzt durch Kriegsſteuern, Einquartierungen und Lieferungen aufs 
ſchwerſte gedrückt waren. Sùr wie viele von ihnen mochte die Einnahme aus dem Bergwerks: 
betriebe der letzte Rettungsanker fein, und auch dieſer erwies fid), grade in der größten Not, 
als trügeriſch. 1807 und 1811 wurde noch die verteilung von je 3000 Cl. durchgeſetzt; fonft 
blieben die erſehnten Repartitionen aus; ja man hörte von Sufchüffen, die man leiſten folle, 
von der drohenden Gefahr, daß das Geſchaͤft ganz eingehen könnte. Rein Wunder, daß Un 
zufriedenheit und Mutlofigkeit noch ftärker als in der Kriſis von 1785/86 um fid) griffen, daß 
ſelbſt die Breslauer Geſchaͤftsleitung von der Rüchficht auf den Geldmangel beherrſcht wurde, 
die gaͤnzliche Einſtellung des Galmeibergbaus ernſtlich erwog und den rettenden Ausweg der 
Sinkfabrikation anfangs nur febr zögernd und zaghaft einſchlug. Immer wieder mahnt Caspary 
in Tarnowitz zu größter Sparjamkeit. „Die resp. Intereſſenten brauchen ſelbſt jetzt jeden Pfennig,“ 
ſchreibt er am 29. Jan. 1808. „Reine Gelder gehen ein“, heißt es im Juni, „ſind auch nicht 
zu erlangen; gleichwohl muß die Graͤberey fortgeſetzt werden. Der Himmel helfe uns doch 
bald aus dieſer traurigen Epoche.“ Am 4. Auguſt 1809 ſchreibt Caspary an Heppner: er 
würde deffen Schreiben wegen der Derfuche zur Sinkgewinnung ſchon eher beantwortet haben, 
wenn nur durch Beſſerung des Balmeigefchäfts eine Ausſicht zur Beſchaffung der hierzu er- 
forderlichen Geldmittel vorhanden ware. „So aber murren bie Intereffenten, die feit 3 Jahren 
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nichts bekommen haben; kein Geld können und wollen ſolche als Sufchuß hergeben.“ Er 
(Caspary) habe ſelbſt ſchon 2000 Cl. vorgeſchoſſen, aber wo ſolle das endlich hinaus? „Sie 
ſehen alfo ſelbſt, daß man alle Luft verliert, fid) mit dem Sortgange des Galmeihandels zu 
beſchaͤftigen, und am beſten wäre es, die ganze Arbeit moͤglichſt bald einzuſtellen. Es wird doch 
über etwas länger oder kürzer dazu kommen müſſen.“ 

Im Sommer 1810 ſchaffen der Verkauf des erſten größeren Poftens von 85 Sentnern 
Sink zu 17—17 ½ Tl. und die Beftellung von 4000 Sentnern Galmei für die ftaatliche Cydognia⸗ 
Sinkhütte vorübergehend einige Abhilfe, aber bald iſt die alte Geldnot wieder da. Saft das 
ganze Jahr 1811 durchzieht ein foͤrmliches Ringen zwiſchen dem Betriebsleiter von Kla (dem 
Nachfolger Heppners), der die neue Sinkfabrikation möglichſt zweckmäßig und ergiebig einrichten 
will, und dem knappen Sinanzmann Caspary. Ewig predigt dieſer „moͤglichſte Menagierung 
der Roſten“, erklärt, daß die Breslauer Kaffe „vor jetzt keinen Kreutzer anſchaffen könne” und 
„das Berg: und Hütten Wert durch ſich ſelbſt ſubſiſtieren“, d. h. durch den Sinkverkauf, der 
nicht von Breslau ſondern direkt von der Hütte aus erfolgte, fid) Betriebsmittel ſchaffen müſſe. 
„Unter der Anzahl unſerer Intereſſenten,“ ſchreibt er am 22. März, „wovon viele arme Offiziere, 
arme Wittwen und Wanfen find, welche nichts hergeben können, ſondern vielmehr nur immer 
verlangen, andere wohlhabendere jetzt außer Stande find, Sufchüffe zu machen, kann man nicht 
viel erwarten“; anderweitig Gelder aufzunehmen, fei vollends unmoglich. Schließlich weigert 
fih Caspary gradezu, künftige Anweiſungen des Betriebsleiters auf die Breslauer Kaffe zu 
honorieren. Erft als infolge ftarker Sinkverkäufe von laß nicht nur ſelbſt auskommt, fondern 
Ende Oktober 2000 Cl. der notleidenden Breslauer Kaffe zu Hilfe fendet, ift der Srieden wieder 
hergeſtellt. Doch im folgenden Jahre wiederholen fid) die alten Nöte, Rur neue vorſchüſſe, zu 
denen Caspary „aus wahrer Anhänglichkeit für die Gewerßſchaft“ fih entſchließt, und die 
Verpfändung unverkaufter Sinhbeftände ſteuern dem drückendften Mangel. 

Erft als die Niederwerfung der napoleoniſchen Macht der Welt den Srieden, dem Handel 
Sicherheit und Bewegungsfreiheit wiedergegeben hatte, konnten Gieſche's Erben die Srüchte 
der Dervollkommnung ihrer Betriebsform in Ruhe genießen, Leicht ijt ihnen das Betreten der 
neuen Bahn nicht geworden. Aber um fo höher ſteht das berdienſt der damaligen Leiter und 
vertreter der Geſellſchaft, von Walther und Caspary, Heppner und von Slag, daß fie die 
Heichen der Seit erkannten und trotz ſchwerer Bedenken, trotz mancher Anwandlungen von 
berzagtheit, doch, wenn es galt, immer wieder mutig voranſchritten. 


12. Der Familiencharakter des Geſchäfts. 

Dergmeigung der drei Samilien um 1812. Gefühl des Zuſammenhanges. Heiraten unter den drei Samilien. 
Samilienhaus. Samilienwagen. Motivierung der Bittſchriften um Privilegienerneuerung 1781 und 1801. private 
Beſorgungen der Breslauer Geſchaͤftsſtelle für einzelne Geſellſchaftsmitglieder. 

In der Sranzoſenzeit war der äußere Beſtand der Geſellſchaft ſchwer bedroht worden; 
ihre innere Derfaffung war aber unberührt, der Samiliencharakter des Geſchäfts einſtweilen noch 
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unverändert geblieben. Noch war das Gefühl der Sufammengehörigkeit ftark genug, um Sonder 
beſtrebungen zu erſticken; noch genügten Sitte und Herkommen, um den Teilnehmerkreis auf die 
Blutsverwandtſchaft zu befchränken. 

In dem 1811 aufgeftellten Gewerkenverzeichniffe') ift die Mitgliederzahl gegen 1782 von 
28 auf 43 gewachſen. Neben den Urenkeln Georg von Gieſche's, die noch überwiegen, ift 
doch ſchon die vierte Generation ftark vertreten. Die an Ropfzahl ſchwächſte Linie ift mie 
immer die pogrellſche mit 8 Mitgliedern, von denen 5 dem Thierbachichen, 2 dem Pogrellſchen 
und 1 dem Roſchembahrſchen Stamme angehören. Von den 15 Mitgliedern der Teichmannſchen 
Linie entfällt die größere Hälfte (8) auf den Sranßenbergſchen Stamm (die Nachkommen der 
zweiten Tochter Chriſtian Sriedrichs von Teichmann), während die 7 übrigen Stämme nur durch 
je ein Mitglied vertreten find. Ungleich ift auch die Verteilung in der ildenſteinſchen Linie. Don 
ihren 20 Mitgliedern kommen 14 auf den Walther und Croneckſchen, 2 auf den Sranßenbergſchen 
und 4 auf den Keſſelſchen Stamm. Die Größe der einzelnen Anteile ſchwanßt zwiſchen Yo und s. 

Trok dieſer Sunahme der Sahl waren die Angehörigen der drei Linien einander nod) 
nicht ganz fremd geworden. In dieſer Hinficht, zur Erhaltung der perſönlichen Beziehungen 
unter den Mitgliedern, hatte auch der ſonſt wenig zweckmäßige Wechjel der Teichmannſchen und 
pogrellſchen Reprajentanten entſchieden fein Gutes. Gelegentliche Bemerkungen in Briefen und 
die Aufzählungen der Taufpaten in den Kirchenbüchern ſprechen noch für freundſchaftlichen 
Verkehr. Auch Heiraten unter den drei Linien kommen vor. Karl Bernhard Chriſtian Anders, 
Rittergutspächter auf Strebigko und Jankawe (Vater des Repräjentanten von 1810/12) heiratet 
in erſter Ehe Eleonore Charlotte Sriederike von Thierbach, in zweiter Ehe Juliane von Walther 
und Croneck. Durch die 1813 vollzogene Dermáblung des wilhelm Sylvius von Teichmann 
mit Emilie Adolphine Luiſe, Tochter Sigismunds von Walther und Croneck, verſchwaͤgerten fid) 
die beiden zahlreichſten Sippen der v. Gieſcheſchen Rachkommenſchaft. 

von den äußeren Wahrzeichen der v. Gieſcheſchen Geſamtfamilie war freilich das eine, 
das Samilienhaus am Ringe, längſt verkauft. Einem anderen ſprachen die erſten Repräfentanten 
in ihrer Sitzung vom 17. Mai 1786 das Todesurteil: „Endlich resolvirte Commissio", heißt es 
in dem Protokoll, „den alten kamillen Pagen zu beſehen, weil das Standt Geld der famille 
unnöthige Roſten macht. Da ſolcher nun völlig unbrauchbar befunden wurde, ward dem 
Sactor Luther aufgegeben, ſolchen je eher je beffer zu verkaufen 2).“ Aber das ganze Geſchaͤft 
galt ja allen Mitgliedern nach wie vor als ſichtbares Seichen des Sufammenhanges, als 
Samilienſache. Die landesherrlichen Privilegien, deren Schutz man bis 1802 genoß, waren rein 
perſönliche Gnadenbeweiſe für Georg von Gieſche und die von feinen Töchtern abſtammenden 
Samilien. Die Bittſchrift vom Juli 1781 betont, daß das Galmeigefchaft „Reinesweges etwa 
Kaufleuten, ſondern Descendenten aller Adlichen Famillen zugehöret,“ und am 10. April 1801 
heißt es: „29 adeliche Samilien, welche aus 120 individuis befteben und aus fid) mehrere gantz 


1) Geſellſchaftsarchiv, Nachlaß des Stadtrats Walter I, fol. 54 f. 2) Protohollbucdy 1786—1802. 
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arme Wittwen nebſt ihren verwaiſeten Rindern ... aufweiſen können“. Auf bem Samilien: 
zuſammenhange beruht die ganze Repräſentantenverfaſſung. Wenn einer der Beamten der 
Geſellſchaft fid) beſondere Derbienjte erworben hat, wird ihm als hochſte Anerkennung die 
„Sufriedenheit der drei Samilien" bezeugt. Der Samiliencharaßter wirkt, wie wir fahen, auf 
die Geldwirtſchaft ftärker ein, als mit der kaufmänniſchen Zweckmäßigkeit vereinbar ift. Die 
Breslauer Geſchäftskaſſe, die wir einmal als die „allgemeine Giſchiſche Samilien und Gallmey- 
Cassa” bezeichnet finden, erſcheint unter den Mitgliedern der drei Linien als der allgemeine 
Sreudenſpender, wenn fie ihre Repartitionen, am liebſten zu Weihnachten, austeilt. Die Breslauer 
Geſchaftsſtelle ift für die Geſellſchaftsmitglieder der ſtets hilfreiche Vermittler auch für allerlei 
private Beſorgungen. So bezieht der Gefchäftsführer Caspary, unter Benutzung feiner aus 
wärtigen verbindungen, für einzelne Mitglieder aus hamburg Auftern und „engliſche Gefundheits: 
chokolade“ (das Pfund zu mehr als 4 Cl.), aus Stettin franzöfifche [Peine, aus Berlin Sämereien. 
Im Juli 18138 vermittelt das Breslauer Geſchaͤft den Briefwechſel des Rammerherrn von Prittwitz 
auf Minkowskn mit feinem verwundeten Sohne, der durch einen glücklichen Zufall bei auswärtigen 
Gefchäftsfreunden RU. S. Vogel in Naumburg) Aufnahme gefunden hat!). Erft ſpaͤter wird das 
Breslauer Kontor fo unliebenswürdig, einer Teilnehmerin in der Provinz kurzerhand zu erklären, 
daß der Geſchäftsgang nicht geftatte, fid) mit „Renovation von Lotterie -Coſen“ zu befaſſen. 

In der „guten alten Seit“ liegt ein erfriſchend perfönlicher, gemütlicher Sug in dem 
„Samiliengeſchäfte“. Aber auf die Dauer mußte ſich auch hier die platte Wahrheit beftätigen, 
daß „in Geldſachen die Gemütlichkeit aufhört”. 


15. Die Beſehränkung des Teilnehmerkreiſes. 


vererbung in der Blutsverwandtſchaft unter Ausſchluß der Angeheirateten. Beabſichtigte Verkäufe 
von Gefellfchaftsanteilen (von ſteſſel, von Srankenberg, von Weger). Verkauf eines Thierbachſchen Anteils an einen 
Blutsverwandten. Landrat von walther über die Unverhäuflichkeit der Anteile. 


Die wichtigſte Wirkung des Samiliengefühls und der Samilientradition, zugleich die ent 
ſcheidende Srage für die Weiterentwicklung der Geſellſchaftsverfaſſung war die Beichränkung 
bes Ceilnehmerkreiſes auf die blutsverwandten, wirklichen Nachkommen der Töchter Georg 
von Gieſche's. 

Die Vererbung der Anteile unter der Blutsverwandtſchaft, mit Ausſchluß der Ein- 
geheirateten, galt, wie wir ſahen, ſeit den erſten Anfängen der Geſellſchaft als Regel. Wenn 
ein Mann oder eine Srau aus der Blutsverwandtſchaft verheiratet, aber kinderlos ſtarb, fiel 
der betreffende Geſellſchaftsanteil nicht an den überlebenden Ehegatten, ſondern an die Geſchwiſter 
des ober der Derftorbenen. Noch im Anfange des 19. Jahrhunderts ijt dieje Art des Erbgangs 
nachweislich erfolgt, ohne daß die Angeheirateten, ſoweit wir wiſſen, einen Widerſpruch verſucht 


1) Kopierbücher 1794—1806, 1807—13. 
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hätten. Noch 1814 in dem gleich zu erwähnenden Schreiben des Landrats von Walther wird 
dieſes Verfahren als geltender Brauch geichildert. 

Auch die Unverduferlichkeit der Anteile galt noch als feſtſtehend; aber es mehrten fid) 
ſchon die Anzeichen, daß dieſer Grundſatz nicht mehr lange durchführbar ſein würde. Das durch 
den Gang des Galmeigeſchaͤfts, wie durch die Art der Geldwirtſchaft bedingte ftarke Schwanken 
der „Repartitionen“ konnte die Mitglieder febr leicht dazu verleiten, in ſchlechten Seiten an 
Verpfandung oder Verkauf der Anteile zu denken. Hahlungsanweiſungen auf künftige Re 
partitionen oder Derpfändungen ganzer Anteile finden wir demnach häufig genug. Aber aud) 
an Derhaufsabfichten fehlt es nicht. Das an andrer Stelle!) erzählte Angebot des Rittmeiſters 
von Reſſel an das Oberbergamt im September 1803, feinen und feiner Geſchwiſter Anteil 
Guſammen %) für 6000 CL. zu verkaufen, war eine Solge des ſchlechten Geſchaftsganges von 
1800—2. Im Dezember 1808 hören wir, daß ein Sranßenbergſcher Anteil (½) für 2000 Cl. 
verkauft werden foll. Rittmeifter von Weger, der [pátere Cehnsträger, der damals Raͤufer fein 
wollte, bietet umgekehrt 1810/11 feinen eigenen Anteil (½) zum Verkaufe aus. 

während es in den genannten Sällen beim verſuche blieb, kam in dieſen böfen kritiſchen 
Jahren ein verkauf doch wirklich zuſtande. Im November 1811 verkaufte Ceopold von Thierbach 
feinen Anteil von ½% für den Spottpreis von 300 Cl. an feinen Vetter Karl Leopold Wilhelm 
Anders (den Repräfentanten von 1810/12), der als Erbe feiner Mutter Eleonore Charlotte 
Srieberihe geb. von Thierbach bereits einen Anteil (%) beſaß. Doch bald bereute der Verkäufer 
ſeine Übereilung. Nachdem Anders im März 1813 geſtorben und fein gekaufter wie fein ererbter 
Anteil auf feine Schweſter Leopoldine verehl. Siedler übergegangen war, verſuchte Leopold 
von Thierbach, den Verkauf rückgängig zu machen. Als er hierbei die Vermittlung Landrats 
von Walther, deſſen Schweſter Juliane die Stiefmutter der Ceopoldine Siedler war, in Anſpruch 
nahm, hielt ihm dieſer in einem Schreiben vom 12. Dezember 1814 in dürren Worten vor, wie ſehr 
der Verkauf gegen das Herkommen der Samiliengeſellſchaft verſtoßen habe: „Der Sall, daß ein 
Intressent feinen Gallmey-Antheil an einen anderen verkaufft hätte, ift noch nicht vorgekommen, 
und ein beſonderes Geſetz dieſerhalb ijt mir nicht bekannt. Ausbietungen zum Verkauff des 
Gallmey Antheils find mehrere erfolgt, es ift aber ein Kauff und resp. Derhauff niemahls zu 
ſtande gehommen, vielmehr find Sie der erſte geweſen, welcher feinen Theil an den p. Anders 
verhaufft hat. Beſondere Statuten bey dieſem Ballmenderke find mir nicht bekannt, ſoviel 
aber weis ich, daß dieſes Galime Werk von je her als ein familien Lehen betrachtet worden, 
und es find die partieipienten auch immer nur aus dem Bluthe der 3 familien von Teichmann, 
von Pogrell und von Wildenftein geweſen!?).“ 

Noch ehe Leopold von Thierbach fein Vorhaben ausführen konnte, ſtarb er. Seinem 
Oheim Serdinand gelang es allerdings, den Anteil von Leopoldine Siedler gurüdiguhaufen. 


1) Dal. Allgemeine Geſchichte. 
3) Geſellſchaftsarchiv, ftopierbud) 1807 — 16 (beſonders 1814 Mov. 11 und 1815 Dez. 12); Akten II, 4, fol. 86. 
Oeſchichte der Bergwerlsgeſeuſchaft G. v. Gleſches Exben.t 5 
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Aber ber Grundſatz der Unverkäuflichkeit der Anteile war durch dieſen vorgang jedenfalls 
ſtark erſchüttert. Es war durch die Cat bewieſen worden, daß der Verkauf eines Anteils 
möglich war. Wenn künftig andere Geſellſchaftsmitglieder unter Hichtachtung des Herkommens 
das gegebene Beiſpiel nachahmen, wenn fie ihre Anteile nicht nur, wie v. Thierbach, an einen 
anderen Teilnehmer, ſondern ſogar an Sremde verkaufen wollten, fo konnte die Geſellſchaft 
durchaus nichts dagegen tun. Sie konnte in ſolchem Salle die bisherige Befchrankung ihres 
Teilnehmerkreifes nicht mehr aufrecht erhalten, mußte dann aber auch ihre ganze innere Der. 
faſſung auf neuer Rechtsgrundlage umgeſtalten. 


II. 


Die Vorboten der Umgeſtaltung 1812—29. 


1. Anwendung der Berggeſetze auf die Geſellſchaftsverfaſſung. 


veränderte Stellung der Bergbehörden zur Geſellſchaft und ihrer Derfaffung. 
Nötigung zum Erwerb von Bergwerkseigentum. Erſtes Auftauchen der Srage nach den ſtorporationsrechten der 
Geſellſchaft. Sorderung eines Cehnstragers. Einforderung von verzeichniſſen der Geſellſchaftsmitglieder. 


„wir find nicht mehr in den alten verhaͤltniſſen, wo wir waren! Sonſt waren die 
Galime: Gruben Samilien Sache. Jetzt find fie einer jeden andern Gewerkjchaft mit ihren 
Rechten und Sorderungen gleichgeftellt, und ein jeder Rux⸗ Inhaber ift ein Frey bauendes Mitglied.“ 
Dieſe Worte des Lehnstragers von Weger in einem Schreiben an die Repräſentanten vom Juni 
1812") kennzeichnen treffend den lDedjjel, der damals mit der Geſellſchaft Georg von 
Gieſche's Erben vorging. Der Wechfel betraf zunächft ihre äußere Stellung, ihr Verhältnis 
zu den Behörden ?), hatte aber bald auch auf ihre inneren Suſtände entſcheidenden Einfluß. 

Die landesherrlichen Privilegien hatten die Gieſcheſchen Erben nicht nur vor Wett- 
bewerb gefichert, fie hatten ihnen auch eine Ausnahmeſtellung verſchafft gegenüber den Berg: 
geſetzen, denen zufolge ſonſt die Bergwerke der Privatbeſitzer im weſentlichen von den ftaatlichen 
Organen für Rechnung der Eigentümer verwaltet wurden. Hur zeitweilig hatten die Staats: 
behörden zum Eingreifen in den Betrieb oder die Derfaffung der privilegierten Samiliengeſellſchaft 
einen Anlauf genommen. So hatte das Oberbergamt 1782 eine Überficht über den Abſatz des 
Galmeis und die Anteile der einzelnen Erben verlangt, hatte auch die Geldwirtſchaft bemängelt 
und hatte beanftandet, daß die Geſellſchaft Überfchüffe erteile, ſolange fie noch Schulden habe. 
Aber im ganzen durften v. Gieſche's Erben bis zum Erloſchen ihres Privilegs, entgegen den 
vorſchriften der Bergordnung, felbftändig ſchalten und walten. 

Als dies nach 1802 anders wurde, als die Berggeſetze allmahlich auch auf die 
Gieſcheſchen Erben Anwendung fanden, wurde die Geſellſchaftsverfaſſung namentlich durch 
eine Neuerung empfindlich beeinflußt, durch die Nötigung zum Erwerb von Bergwerhseigentum, 
Da v. Gieſche's Erben bisher durch die Privilegien zum Betrieb von Galmei⸗Gruben im 


1) Geſellſchaftsarchtv, Conceptbuch v. Wegers 1812. 4) Dal. hierzu: Allgemeine Gefchichte. 
> 
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allgemeinen berechtigt geweſen waren, hatte man eine beſondere Mutung und Belehnung bei jeder 
einzelnen von ihnen betriebenen Grube für entbehrlich gehalten. Als nun in den Jahren 1810 
und 1811 die Geſellſchaft durch Mutung und Belehnung ihrer 4 Galmeigruben und ihrer erſten 
Sinkhütte Bergwerkseigentum erwerben mußte, wurde damit zum erſtenmale die Srage am 
geſchnitten, die allen Beteiligten faſt ein halbes Jahrhundert hindurch viel Ropfzerbrechen und 
eine unendliche Laft öden Schreibwerks verurſachen ſollte: die Srage, wie weit die Geſellſchaft 
rechtlich als Einheit, als Morperfchaft behandelt werden könne. 

Bisher hatte die Geſellſchaft, ohne jemals durch ausdrückliche landesherrliche Verleihung 
Rorporationsrechte erhalten zu haben, tatſächlich doch vielfach fid) als Aörperfchaft geriert. Sie 
hatte auf ihren Namen Rechtsgeſchäfte geſchloſſen; fie hatte fih nach außen durch gewählte 
Bevollmaͤchtigte vertreten laffen, deren Mame „Repräſentanten“ dem Rorporationsrechte entnommen, 
war; fie hatte das Derbáltnis der Geſamtheit zu den einzelnen Teilnehmern ſelbſtändig geregelt. 
In dem einzigen Salle, wo die Geſellſchaft bisher Grundeigentum erworben hatte, bei dem Ankauf 
der pfüllerinſel, war die Schwierigkeit durch Abſchluß des Geſchaͤfts auf den Namen des Land» 
rats von Walther umgangen worden. Bisher hatte es in dieſen Dingen keinen Klaͤger und daher 
daher auch keinen Richter gegeben. Aber jetzt, wo es fid) um Erwerb von Bergwerkseigentum 
handelte, wo v. Gieſche's Erben ferner durch den Mitbau der Grundherrn an den Galmei— 
gruben mit den Grafen Henckel in gewerkſchaftliche Beziehungen traten, war die Srage nach 
dem rechtlichen Charakter und der rechtsgültigen Vertretung der Geſellſchaft brennend geworden. 

Die Behörden kamen gegenüber dieſer neu auftauchenden Schwierigkeit nicht gleich zu 
einer klaren Entſcheidung. Einerſeits trugen fie den veränderten Derhältniffen dadurch Rechnung, 
daß fie im Einklang mit der Bergordnung die Beftellung eines Lehnsträgers als Vertreters der 
Geſellſchaft forderten. Bisher habe man, ſchreibt das Carnowitzer Bergamt an das Oberberg: 
amt am 4. März 1812, „in vorfallenden Sállen" mit den Repräſentanten verhandelt, Da aber 
jetzt die Gruben förmlich belehnt worden ſeien und das Verhältnis ſich dadurch und durch den 
Mitbau der Grundherrſchaften geändert hätte, fei die Beſtellung eines Lehnsträgers, mit dem 
man direkt verhandeln könne, nötig geworden!). Durch die Einfügung des Lehnsträgeramtes, 
deſſen Bedeutung wir noch im einzelnen kennen lernen werden, war die Stellung der bisher 
alleinigen Geſellſchaftsvertreter, der Repräſentanten, gegenüber den Behörden ftark beeinträchtigt. 
Später, während der Derfaffungshámpfe, kam es vor, daß die Behörden erklärten, die Re 
präſentanten überhaupt nicht als vertreter der Geſellſchaft anerkennen, und ſich nur an den 
Eehnsträger halten zu wollen. 

Serner entſprach es der Neuordnung der Dinge, daß die Behörden jetzt zum erſten Male 
die Einreichung eines berzeichniſſes der einzelnen Teilnehmer mit der Angabe ihrer Gefellfchafts: 
anteile forderten ?). Dies fien ebenſo wie die Sorderung eines Lehnstragers darauf hinzuweiſen, 


1) Akten des Brest. Oberbergamts, Sach 495, Vol. 1. 
3) Ropierbiicher 1810 Okt. 19, 1811 Apr. 18, 29, Mai 16. 
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daß man die bisherige tatfadhliche Ausübung von Rorporationsredten durch die Geſellſchaft 
nicht mehr ſtillſchweigend dulden wolle. 

Andererſeits ſcheint aber bei der höchiten ſchleſiſchen Bergbehörde, dem Gberbergamt, 
das Schwergewicht des bisherigen Suftandes noch etwas nachgewirkt zu haben. Einmal geſtattete 
man, daß die Repräfentanten die Rutung auf die Gruben und Hütte einreichten, ohne ihre Be 
rechtigung zur Vertretung der übrigen Mitglieder zu prüfen. Als ferner die Belehnung erfolgt war, 
handelte es fid) darum, ob man die v. Gieſche's Erben zuſtehenden Mure auf den Geſamt⸗ 
namen der Geſellſchaft oder auf den Namen der einzelnen Mitglieder in die Berggegenbücher 
(Önpothehenbücher) eintragen und dementſprechend bei jeder Grube und Hütte nur einen Haupt: 
Gewährſchein (d. h. Hypothehenfchein) oder Einzel- Gewaͤhrſcheine für alle Geſellſchaftsmitglieder 
ausſtellen folle. In dieſer Stage, deren Tragweite wir bald kennen lernen werden, entſchied fid) 
das Oberbergamt zunaͤchſt für die Eintragung der Geſellſchaft als Beſitzerin und für die Aus 
ſtellung nur eines Haupt⸗Gewährſcheines für jede Grube und Hütte !). Damit war der alt 
gewohnten, wenn auch nicht geſetzlich begründeten Einheit der v. Gieſcheſchen Samiliengeſellſchaft 
noch eine kurze Gnadenfriſt gewährt. 


2. Eintragung der Einzelanteile in die Bypothekenbücher. 


Beanſtandung der Eintragung der Gruben und Hütten auf den Geſamtnamen der Gefellichaft. 
Sorderung der Eintragung der Einzelanteile der Mitglieder. Vergeblicher widerſtand der Repräfentanten. Solgen 
der Meucintragung. Mahnungen und Strafen wegen rückſtändiger Ausweiſe. Sportelhoften. Schwierigkeiten 

wegen des Beſitztitels der pfüllerinſel. 


Solange die Geſellſchaft Georg von Gieſche's Erben als Eigentümerin ihres 
Bergwerksbeſitzes in die Hnpothekenbücher eingetragen war, konnte fie auch die Erträge 
desſelben im Ganzen einziehen und felbftändig unter ihre Mitglieder verteilen. Ware nun 
einmal bei dieſer Verteilung ein Mitglied benachteiligt worden, jo hätte dieſer Befchädigte die 
Staatsbehörden, die für Rechnung der in der Gewerkſchaft vereinigten Privatbefiter die Berg: 
werke verwalteten, dafür verantwortlich machen können, daß fie die Geſellſchaft, entgegen den 
Geſetzen, als Rorporation behandelt hatten. Hiergegen ſchützte nur die ausdrückliche Aberkennung 
ber Rorporationsrechte und die Anerkennung aller einzelnen Geſellſchaftsmitglieder als freier 
Eigentümer ihrer Ruxanteile. Erwaͤgungen dieſer Art veranlaßten das Oberbergamt bald, feine 
frühere Entſcheidung zu widerrufen. Schon am 2. März 1818 erklärte dieſelbe Behörde auf 
eine Stage des Carnowiker Bergamts: „Da in der Solge, und wenn noch ferner den 
von Gieſcheſchen Erben nachgelaſſen werden ſollte, über ihre Ruxanteile heine (Einzel.) 
Gewährſcheine zu löfen, große Dunkelheit in Betreff ihrer Legitimation bei Erhebung der 
Ausbeute entftehen dürfte,“ ift die Geſellſchaft in dieſer Srage „ganz nach vorſchrift der Berg: 


1) Alten des Bresl. Oberbergamts, Sach 837, Vol. 3. 
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Ordnung und ohne dieferhalb ferner eine Ausnahme zu geſtatten“, zu behandeln!). Das 
Bergamt ließ fid) das nicht zweimal jagen. Am 24. April wurden Georg von Biefche’s 
Erben durch 7 einzelne Schreiben aufgefordert, für ihre 5 Galmeigruben und 2 Sinkhütten 
„Bewerken-Derzeichniffe“ einzureichen, damit jedem einzelnen Geſellſchaftsmitgliede ein Gewähr: 
fhein über feinen Ruxanteil an jedem der Werke ausgeſtellt werden könne. 

Die Sorderung des Bergamts bedeutete, abgeſehen von weiteren Ronſequenzen, zunächſt, 
daß die Sahl der die Gieſcheſchen Erben betreffenden Eintragungen in den Hypothekenbiichern 
ſowie der auszuſtellenden Gewaͤhrſcheine von 7 auf mehr als 400 ſtieg, und daß bei jedem WDechfel 
in der damals etwa 60 betragenden Mitgliederzahl mindeſtens 7 Eintragungen berichtigt, ebenfo 
viele Gewährſcheine kaſſiert und neu ausgeſtellt werden mußten. Es ift begreiflich, daß die Gefell- 
ſchaft, ſchon bei der Ausſicht auf eine ſolche Menge von Schreiberei und Sportelkoften, fid) gegen die 
verfügung zu wehren ſuchte. Der Lehnsträger von Weger wendete fid) fogar, als die Bergbehörden 
bei ihrem Verlangen blieben und die Geſellſchaft mit einer Slut von Mahnungen und Straf: 
androhungen überfchütteten, beſchwerdeführend an das oberſchleſiſche Oberlandesgericht zu 
Ratibor. Er berief fid) auf die 1812 erfolgte Ausſtellung von Haupt-Gewaͤhrſcheinen; er ver: 
ſicherte, daß „bei etwaiger Unzufriedenheit“ kein Mitglied die ftaatliche Verwaltung verantwortlich 
machen werde, ſondern höchftens ihn als Lehnsträger und die laut Samilienabkommen ge: 
wählten Repräſentanten. Die Sorderung von Einzel-Gewährſcheinen fei bei der großen Sahl 
und dem ſteten wechſel der Teilnehmer gar nicht durchführbar und würde die Geſellſchaft 
empfindlich belaſten. „Blos um einer Sormalität willen die Einrichtung einer großen Samilie, 
welche dem Staate im Civil und Militär gedient und noch dient, zu zerſtören, kann doch ohn: 
möglich das Geſetz verlangen.“ Gegenüber dieſen, noch ganz aus dem Ideenkreiſe der 
Privilegienzeit entnommenen Ausführungen, äußert fih das Bergamt, vom Oberlandesgerichte 
zum Berichte aufgefordert, recht unwillig: Die „vortreffliche Samilieneinrichtung“ der Gieſcheſchen 
Erben berühre ihr äußeres Verhältnis zum Staate und feinen Behörden gar nicht. Die 1812 
geſchehene Eintragung auf den „eolleetiven Namen“ der Geſellſchaft und die Ausftellung von 
Hauptgewaͤhrſcheinen fei einfach ein Derfehen geweſen. Die Beſchwerde der Geſellſchaft beruhe 
nur auf Unkenntnis der ganz unzweideutigen Geſetzesvorſchriften. Als das Gberlandesgericht 
dem Bergamte völlig Recht gab, wollten die Repraͤſentanten anfänglich den Inſtanzenweg er- 
fchöpfen und fid) an den Juſtizminiſter wenden, doch ein Gutachten des Breslauer Juriſten 
Dr. Grattenauer war wenig ermutigend. Wenn der Geſellſchaftsbeſitz, hieß es da, „ein wahres 
beſtändiges Samilien Sideicommiß“ fei, feien die einzelnen Intereſſenten nur Nutznießer, das 
Ganze aber fei unveräuferliches Samiliengut. Da jedoch bei v. Gieſche's Erben ein ſolches 
Sideicommiß nicht vorzuliegen, mindeſtens die Stiftungs- Urkunde nicht vorhanden zu fein fheine, 
werde man wohl die Mitglieder als freie Eigentümer ihrer Auge anerkennen, alfo ihre Eintragung 
in die Hnpothehenbücher und die Ausftellung von Einzel Gewaͤhrſcheinen zugeſtehen müffen, 


1) Das Solgende nach Geſellſchaftsaßtten T, 20. 
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Daraufhin wurde im Sebruar 1819 der widerſtand gegen die Verfügung ſchweren 
Herzens aufgegeben. Aber nun zeigte ſich erſt die Schwierigkeit der Ausführung. Jahre gingen 
hin, bis alle „Monita* des Bergamts gegen die von der Geſellſchaft eingereichten Mitglieder 
verzeichniffe behoben, bis die dem ſtrengen Grundbuchrechte entſprechenden geſetzlichen Unterlagen 
von den nachgerade über ganz Deutſchland verſtreuten Mitgliedern beſchafft waren. Hier fehlte 
ein Atteſt über die Erbesantretung oder die Berichtigung des Erbſchaftſtempels, dort war ein 
Anteil überhaupt ſtrittig, hier gab es minderjährige Erben, dort war eine Teilnehmerin wegen 
verſchwendung entmündigt. Einzelne Mitglieder waren in der Einſendung der vorgeſchriebenen 
Atteſte jo ſäumig, daß man als letztes Swangsmittel die Einbehaltung der Repartitionen an: 
wenden mußte !). Und diefe unerquickliche Arbeit riß eigentlich nie ab. Raum waren nad) 
etwa 5—6jábriger Arbeit die Hnpothekenblätter der Gieſcheſchen Werke in Ordnung, als neue 
veränderungen eintraten, von denen wieder jede einzelne bei jedem der Werke eingetragen werden 
mußte. Auch bei jeder neuen Grube oder Hütte, welche die Geſellſchaft erwarb, gab es wieder 
neue Mühe und often. Die Scheu der Geſellſchaft vor den hohen Sportelkoften war Raum 
übertrieben geweſen. Die Geſellſchaft hat in den Jahren 1823 bis 1825 beim Tarnowitzer Berg: 
amte über 600 TL. Sporteln entrichtet ?). Auch bezüglich der „fiskaliſchen Strafen“ für nicht 
erledigte amtliche „Monita“ ift es nicht immer bei der Androhung geblieben. Überhaupt zeigte 
fid) damals gegenüber v. Gieſche's Erben „St. Bureaukratius" mitunter als etwas ungnädiger, 
wunderlicher Heiliger. enn wir uns auch die gelegentliche Außerung des Geſchäftsführers 
weiß, daß das Bergamt der Geſellſchaft ihren Gewinn mißgönne ?), nicht zu eigen machen 
wollen, jo ergingen doch mitunter Verfügungen, die von Schikanen ſchwer zu unterſcheiden 
waren. Sur Entſchuldigung der Behörden muß man freilich gelten laſſen, daß die eigenartigen 
Derbáltniffe, namentlich die Vielköpfigkeit der Geſellſchaft, nicht nur ihr ſelbſt, jonbern auch den 
beteiligten Beamten, viel Mühe bereiteten, und daß die Surcht vor Verantwortung, auch nach 
der Eintragung der einzelnen Mitglieder als Kuxinhaber, noch nicht ganz weichen wollte. 

Die aus dem Mangel der Rorporationsrechte hervorgehenden grundbuchrechtlichen 
Schwierigkeiten befehränkten fid) übrigens nicht auf das Bergwerkseigentum. Im Dezember 
1827 bemängelte das Breslauer Stadtgericht, daß die Pfüllerinfel noch immer auf den amen 
des 1819 verſtorbenen Landrats von Walther eingetragen fei. Der Geſchaͤftsführer Weiß; reichte 
darauf eine 1820 von der Tochter von Walthers, £uife von Teichmann, ausgeſtellte gerichtliche 
Erklärung ein, daß die Infel der Geſellſchaft gehöre, und beantragte daraufhin die Berichtigung 
des Beſitztitels für fid) als Vertreter der Geſellſchaft. Mit der Erklärung, daß die Geſellſchaft 
Beſitzerin fei, hatte man aber in ein TDe[penneft geſtochen. Das Stadtgericht verlangte nun für 
den Beſitzwechſel Vollmachten ſämtlicher Geſellſchafts mitglieder, und diefe und andere Sormalitäten 
ſchienen fo umſtändlich und ſchwer zu erledigen, daß man nach längerer Beratung mit Advokaten 
und Juſtizbeamten eine formliche Komödie aufführte, um nur den Antrag auf die Übertragung 


1) fiopierbüdper 1821 Okt. 6. 2) Geſellſchaftsanten I, 20. 3) ſtopierbücher 1821 Sept. 18. 
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an Weif wieder zurückziehen können. Srau von Ceid)mann mußte ihre Erklärung vom Jahre 
1820 förmlich widerrufen und fid) das Eigentumsrecht an der Pfüllerinfel zuſprechen; v. Biefche’s 
Erben wurden demgegenüber pro forma zur Geltendmachung ihrer Rechte aufgefordert, worauf 
ſie ſich natürlich ausſchwiegen. Dann erſt konnte der Beſitztitel der Unglücksinſel auf Srau 
von Teichmann berichtigt werden, und das Eigentumsrecht der Geſellſchaft beruhte nach wie 
vor auf Treu und Glauben !). Angeſichts ſolcher Wirrniffe konnten wirklich die Leiter der 
Geſellſchaft mitunter verſucht fein, zu ſeufzen: 

„Es erben ſich Geſetz und Rechte, 

„Wie eine ew'ge Krankheit fort.“ 


5. Freie Veräußzerlichkeit der Anteile. 


Verkauf oder Verpfändung der Anteile durch Eintragung in bie Fypothekenbücher erleichtert. Ausſchluß der 
Angeheirateten bei der Vererbung nicht mehr durchführbar. LCockerung des Samilienverbandes. 


Daß Georg von Gieſche's Erben von den Behörden jetzt nicht mehr als Körperſchaft, 
fondern als eine zufällige Vereinigung ſelbſtändiger Eigentümer von Bergwerks und Hütten- 
anteilen behandelt wurden, beſchränkte, wie wir ſahen, bie Bewegungsfreiheit der Geſellſchaft 
beim Eigentumserwerb in empfindlicher Weife. Aber noch eingreifender war die Wirkung diefes 
Wechjels auf die Suſammenſetzung der Geſellſchaft. Bis 1812 war es gelungen, den Teil: 
nehmerkreis auf die Blutsverwandtſchaft zu befchränken, die Vererbung der Anteile an die Ein: 
geheirateten und die Veräußerung an Nichtverwandte tatſächlich zu verhindern. Verpfändungen 
der Anteile waren ohne TDiffen der Geſellſchaft unmöglich geweſen und auch Verkaufsabfichten 
waren immer noch früh genug, um eine Gegenwirkung zu geſtatten, zur Renntnis der Geſellſchaft 
gelangt. Jetzt war die freie Derdugerlichkeit der Anteile rechtsgültig anerkannt. Da die Mure 
rechtlich als Immobilien galten, konnten die Anteile auch hypothekariſch belaſtet werden. Weder 
dies noch den Verkauf der Anteile konnte die Geſellſchaft irgendwie verhindern. 

Ebenſo zeigte fid) jetzt, daß die bisherige Vererbung der Anteile unter den Nachkommen 
Georg von Giefche’s nur auf Brauch und Herkommen, nicht auf rechtlicher Grundlage be: 
ruhte. Der bisherigen Gewohnheit unbefchränkter Erbteilung widerſprach die Beſtimmung der 
Berggeſetze, daß kein Gewerke weniger als "/ Muy beſitzen dürfe. Das Bergamt verlangte 1827 
unter Hinweis auf diefe vorſchrift, daß einer der drei v. Thümenſchen Minorennen die 
Geſellſchaftsanteile der andern übernehme ). Sodann mar, feit die Behörden fid) um das Erb: 
recht der Geſellſchaft bekümmerten, der bisherige Ausſchluß der Angeheirateten von der Ver: 
erbung der Anteile nur noch mit ihrer Huſtimmung durchzuführen. Im Dezember 1821 verlangt 
das Bergamt eine ausdrückliche Verzichterhlärung der Witwe des Oberften Ernſt von walther 
und Croneck auf die Miterbſchaft am Bergwerkseigentum, „indem die bloße Erklärung der 


1) Gefellfchaftsakten II. 24. ) ſtopierbücher 1827 Sebr. 23. 
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Repraesentanten, daß der Witwe v. Walther, da fie heine Blutsverwandte der Georg 
v. Gieſche's Erben fei, auch Rein Antheil an den Galmeiwerken zuftehe, mit nichts begründet 
ijt." Gleichzeitig werden noch zwei andere, entſprechende verzichterklärungen gefordert!). 

Catſächlich find auch jetzt mehrere Mitglieder in die Geſellſchaft eingetreten, die nicht zur 
Blutsverwandtſchaft gehörten. So fiel der Anteil des 1822 verſtorbenen Rittmeifters Ehriftoph 
Sigismund Wilhelm v. Meffel nicht an feinen jüngeren Bruder Gottl. Sylvius Wilhelm, 
fondern an feine Frau Angelika, geb. von der Marwitz, die ihr Erbteil 1847 zur Begründung 
der Reſſel⸗Johnstonſchen Samilienſtiftung verwendete. Der Anteil des 1824 geftorbenen Sylvius 
v. Thierbach kam an feine Srau Chriſtiane Charlotte Sriederike Wilhelmine geb. v. Dennavaire, 
dann 1825 an ihren Bruder, Oberften Karl v. pennavaire und nach deffen Tode 1830 an feine 
Nichte Eugenie v. Loos, geb. v. Liebermann und feinen Neffen Eduard v. Liebermann, den 
fpäteren Cehnsträger. Serdinand v. Thierbach beabſichtigte vorübergehend, das Teftament feines 
Bruders anzufechten, ſtand aber davon ab, als der Geſchaͤftsführer Weiß die Klage als ganz 
ausſichtslos bezeichnete ?). Über den Anteil der 1821 verſtorbenen Emilie v. Raerſten, geb. 
v. Teichmann, entſpann fid) ein jahrelanger Prozeß zwiſchen ihrem Bruder, Kammerherrn 
Sylvius v. Teichmann auf Rraſchen, und ihrem Manne, Major Theodor v. Jtaerften, in dem 
aber ſchließlich v. Teichmann und damit das Gieſcheſche Samilien Erbrecht unterlag. Der Anteil 
ham nach v. Raerſtens Tode an feine zweite rau, Eliſabeth, geb. Brand v. Lindau, und wurde von 
dieſer 1837 an Gebr. Schreiber verkauft. A 

Unter der großen Sahl von Geſellſchaftsmitgliedern, die in den Jahren 1812—29 von 
43 auf 69 ftieg, hätten diefe wenigen Nicht Blutsverwandten an fid) nicht viel bedeutet. Aber 
der Grundſatz, daß die Blutsverwandtſchaft Vorbedingung für die Mitgliedſchaft ſei, wurde 
durchbrochen; das Gefühl ber Sufammengehörigkeit, das den Kitt der alten Samiliengeſellſchaft 
gebildet hatte, ſchwand dahin. Es konnte nur eine Srage der Seit fein, wann die Mitglieder 
von ihrem unbeſtreitbaren freien Derfügungsrechte noch weitergehenden Gebrauch machen und 
ihre Anteile nicht nur an angeheiratete Samilienglieder vererben, ſondern auch an ganz Sremde, 
an gewerbsmäßige Spekulanten verkaufen würden. 


4. Das Fehlen eines alten Geſellſchaftsſtatuts. 


Überlieferung von dem Derfufte der alten Gefellfchaftsftatuten. Ausführungen über den 
Sideihommißcharahter der Geſellſchaft und frühere Samilienverträge. Auffaſſung des Oberbergamis von der 
Unamvendbarkeit alter Samilienabmachungen auf die jetzige Geſellſchaft. 

Gegen die ganze unerwünſchte Veränderung ihrer rechtlichen Stellung ſeit 1812 hätten 
fid) die Gieſcheſchen Erben nur ſchutzen können durch den Nachweis, daß ihre Geſellſchaft 
durch ausdrückliche Verleihung Rorporationsrechte habe, oder daß ihrem Beſitze, laut alter 


1) Geſellſchaftsaltten 1, 20. 
2) Aten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. I, fol. 96. fiopierbücher 1825 Apr. 30. 
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Stiftungsurkunde, die Eigenſchaft eines Samilien-Sideikommiffes zukomme. Wieder, wie im 
Jahre 1780, fuchte man jetzt in der Vergangenheit Rüftzeug für die Kämpfe der Gegenwart. 
Man forſchte nach den Anfängen der Geſellſchaft, nach dem Teftamente Georg v. Gieſche's, 
nach alten, nur zeitweilig in Dergeffenheit geratenen „Statuten“ und Verträgen, die das Verhältnis 
der einzelnen Mitglieder zu der Geſamtheit regelten. Landrat v. Walther ſchreibt 1814 an 
Leopold v. Thierbach nur, daß ihm Geſellſchaftsſtatuten nicht bekannt feien, daß aber bie 
Unverkäuflichkeit der Anteile auf altem Herkommen beruhe. Bald jedoch hören wir die 
beſtimmte Angabe, daß alte Statuten vorhanden geweſen, im ſiebenjährigen Kriege zugrunde 
gegangen, aber durch mündliche Überlieferung fortgepflanzt worden feien. 

Auf einem undatierten, aber wohl bald nach 1814 geſchriebenen Blatte !), das wahrſcheinlich 
den Anfang des Entwurfs zu einem neuen Geſellſchaftsſtatut enthält, heißt es: Es feien zwar 
„bey einem im 7jährigen Kriege entftandenen Seuer ſämtliche familien-Dapiere der G. v. Gieſiſchen 
Erben verlohren gegangen“, aber das von Georg v. Gieſche begründete Unternehmen ſei 
„immer noch nach gewiſſen unter denen familien bekandt gebliebenen Statuten, die Sie nach 
dem Tode des Erblaſſers unter ſich beſchloſſen hatten“, weitergeführt worden. [beit beftimmter 
lauten die Angaben in einem Schreiben der Gieſcheſchen Erben an das Gerichtsamt Groß 
Wartenberg vom 19. Mov. 1824): „Schon zu Anfang des vorigen Jahrhunderts haben die 
erſten Nachkommen des Stifters der Gieſcheſchen Gewerkſchaft Übereinkommen unter fid) 
geſchloſſen.“ daß die Geſellſchaftsanteile nicht außerhalb der Samilie veräußert werden, ſondern 
nur innerhalb der Blutsverwandtſchaft forterben dürfen. Dieſes ſchriftliche Abkommen iſt 1757 
bei der Belagerung Breslaus nebſt anderen wichtigen Urkunden verbrannt, „und alle Mühe, die 
wir uns ſchon in früherer Seit wegen einer irgendwo noch befindlichen Abſchrift jener papiere 
gegeben haben,“ iſt umſonſt geweſen. Trotzdem iſt dies Abkommen „in Solge mündlicher Ver: 
abredung unter unfrer ſämmtlichen Samilie unverbrüchlich bis auf den heutigen Tag, gleichſam 
als ein beftändiges Samilien-Fidei-Commiss erhalten worden“. Auf Grund dieſer Überlieferung 
wird von den damaligen Vertretern der Geſellſchaft die Behauptung, daß ihr Beſitz eine 
„Samilienftiftung“ oder ein „Samilienlehen“ fei, und daß alte Statuten die Veräußerung der 
Anteile verboten, immer wieder geltend gemacht. Anderſeits bleiben die Behörden auf dem 
Standpunkte, daß der ſtiftungsmäßige Charakter der Geſellſchaft urkundlich bewieſen werden 
müſſe. Ja, wir begegnen fogar einer Auffaſſung, derzufolge ſelbſt die Vorlegung eines alten 
Geſellſchaftsſtatuts den Gieſcheſchen Erben nicht viel genützt haben würde. Am 21. Movember 
1826 ſchreibt das Aurmärkifche Pupillen-Mollegium an das Oberbergamt: Anläßlich der Nachlaß, 
regulierung eines Sohnes des Oberíten Ernſt v. Walther und Croneck behaupteten deffen 
Geſchwiſter, „daß die v. Walther und Cronechfche Samilie ihre Antheile an dem Gallmen: 
Werke als ein Samilien-Sideicommiß beſitze, und mithin den Gläubigern auf die nach dem 
Tode des Curanden fällig gewordenen Revenuen kein Anſpruch zuſtehe“. Das Oberbergamt 


1) Geſellſchafts alten I, 11, Vol. II. am Ende. 2) ſtopierbuch 1821/25, fol. 538 ff. 
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erwidert am 16. Jan. 1827: In feinen und den bergamtlichen Akten fei nirgends von einer 
Sideikommißqualität die Rede, „vielmehr erſcheinen nach denſelben die einzelnen von Gieſcheſchen 
Erben als völlig unbefchränkte Beſitzer ihrer Antheile. Ob fie unter fih durch Familien Verträge 
und dergl. etwas andres feſtgeſetzt, ift bisher amtlich nicht zur Sprache gekommen.. 
Samilien Verträge aus der Seit vor Ablauf des in 1802 zu Ende gegangenen Galmei-Gräberei⸗ 
privilegii der von Gieſcheſchen Erben dürften übrigens, wenn dergl. exiſtiren ſollten, auf die 
jetzigen Gruben und Hütten derſelben keinen Einfluß haben, da letztere als ganz neu erworbenes, 
mit jenen Gräbereien in gar keinem Sufammenhang ſtehendes, fpeciell erworbenes Bergmwerhs: 
Eigenthum betrachtet werden müſſen“ “). 

Mach dieſer Auffaſſung, die zweifellos dem Buchſtaben des Geſetzes entſprach, war 
allerdings für die Gieſcheſchen Erben der Rückblick auf die Vergangenheit ohne praktifchen 
Wert. War dergeſtalt der Sufammenhang ihrer Entwicklung durch die Belehnung mit ihren 
Gruben 1811 vollftändig unterbrochen, fo gab es für die Geſellſchaft nur einen Ausweg aus 
unerträglichen Widerſprüchen und Rechtsirrungen: den Erlaß eines neuen Geſellſchaftsſtatuts 
und das Streben nach rechtsgültiger Verleihung von Korporationsrechten. 


5. Das Kepräſentanten⸗Nollegium von 1812—29. 


veränderte Stellung der Repräfentanten zu den Behörden. Anerkennung ihrer Befugniffe nur, ſoweit 
fie ausdrücklich bevollmächtigt find. Lockerung ihrer Beziehungen zu ihren Auftraggebern. Erhöhte Anfpriiche an 
ihre Initiative, dabei Machlaſſen der letzteren. Schleppender Gejchäftsgang. Hauptmann v. ſteſſel als Nachfolger 
Landrats v. Walther. ſtammerherr v. Teichmann feit 1819 ſtändiger Repräſentant. Wedhfelnde vertreter ber 
pogrellſchen Linie. 


So lange Gieſche's Erben zwar nicht rechtlich, aber doch tatfächlich Rorporationsrechte 
genoſſen, war die 5rage nad) der Berechtigung der Repräfentanten zur Vertretung der Geſellſchaft 
nie aufgeworfen worden. Jetzt war zwiſchen die Repräfentanten und die Behörden die 
SZwiſcheninſtanz des Lehnsträgers getreten. Aus der Anerkennung der Geſellſchaftsmitglieder 
als freier, in ihrem Verfügungsrechte durch nichts befchränkter Eigentümer ihrer Auyanteile 
folgte ferner, daß die Mitglieder in der Verwaltung ihres Eigentums nur ſoweit durch ben 
Lehnstraͤger oder die Repräfentanten vertreten werden konnten, als fie dieſelben hierzu aus. 
drücklich bevollmächtigten. Srüher hatte die Ausſtellung von Vollmachten ganz im Belieben der 
Beteiligten geftanden und war wohl meiſt unterblieben. Jetzt wurde die Srage nach der Ber 
vollmächtigung des Lehnsträgers durch die Repräfentanten und dieſer durch die einzelnen 
Geſellſchaftsmitglieder einer der Punkte, an dem die Behörden bei ihrer Kritik der Gefellfchafts: 
verfaſſung beſonders einſetzten. 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 3. 
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Die wenigen uns erhaltenen Vollmachten aus der Seit des alten Samiliengeſchäfts waren 
kurz und allgemein gefaßt. Die erften Dollmachten aus der neuen Seit, aus den Jahren 1819/20 !), 
enthalten ganz genaue Aufzählungen der Rechte, welche die Repräfentanten bei Verwaltung der 
„bei Tarnowik fih befindenden, den Georg v. Gieſcheſchen Erben gehörigen Gallmey— 
Gruben und Sink-Sabricken, ſowie der jetzt vorhabenden Meſſing-Sabriſation“ ausüben follen. 
Da werden aufgezählt: Vornahme von Bauten, Annahme von Beamten und Arbeitern, Verkauf 
der Produkte, Empfangnahme von Geldern, Abſchluß von Verträgen, Führung von Prozeſſen, 
Verhandlung mit den Bergbehörden, Quittungsleiftung über die Grubenausbeute, Rachſuchung 
von Schürfſcheinen und Einlegung von Mutungen auf Galmei- und Rohlengruben, Abgabe von 
Erklärungen zu den Hypothekenakten — kurz die vollſtändige Vertretung der Gewerkſchaft in 
allen Angelegenheiten der Gruben und Hütten. Dieſe lange Lifte von Berechtigungen der Re: 
prájentanten konnte ängitliche Gemüter unter den Geſellſchaftsmitgliedern wohl ſtutzig machen. 
Mehrere Angehörige der Teichmannſchen Linie erklärten am 22. Juni 1820 dem Gerichtsamte 
zu Grof Wartenberg unter Einreichung des Entwurfs zu einer ſolchen Repräfentantenvollmacht 
und einer entſprechenden Subſtitutionsvollmacht der Repräfentanten für den Cehnsträger: „Durch 
die Allgemeinheit dieſer Vollmachten waren fie fo febr in deffen (d. h. des Lehnsträgers) Hände 
gegeben, daß der Schaden, der ihnen bey dem großen Verkehr des ganzen Gewerks entſtehen 
könne, garnicht zu überſehen jen." Ihrem Erſuchen, das Gerichtsamt möge doch beim Ober: 
bergamt anfragen, warum eine ſo ausgedehnte Vollmacht nötig ſei, entſprach das Gerichtsamt, 
indem es auch ſeinerſeits, in feiner Eigenſchaft als Vormundſchaftsgericht, Bedenken äußerte. 
Das Oberbergamt antwortete hierauf beruhigend: es ſtehe den betr. Geſellſchaftsmitgliedern 
völlig frei, das vorliegende Vollmachtſchema beliebig zu beſchränken; aber um Weiterungen zu 
vermeiden, fei das Schema „bei ſonſtigem Vertrauen” (d. h. der Mitglieder zum Lehnsträger) an 
fid) zweckmäßig. Daraufhin ſcheinen die Vollmachten ohne weiteren Anſtand ausgeſtellt worden 
zu ſein ?). 

Immerhin zeigt aber diefe Anfrage, wie weit das Band perfönlichen vertrauens und 
verwandtſchaftlicher Beziehungen, das früher die Repräfentanten mit ihren Auftraggebern ver: 
knüpft hatte, ſchon gelockert war. Um dem entgegengumirRem, wäre ein reger Briefwechſel der 
Repräfentanten mit ihren Familien, wie er in früherer Seit beſtanden hatte, förderlich geweſen. 
Statt deſſen geht umgekehrt die Vermittlung des Verkehrs der Geſellſchaft mit den Teilnehmern 
feit 1812 mehr und mehr auf den Geſchaͤftsführer über. Auch fonft ift zu bemerken, daß fich 
bei den Repräſentanten von 1812—29 die perfönliche Initiative und die Vertrautheit mit dem 
Geſchaͤftsgange nicht ſo fortentwickelt hat, wie es bei den zweifellos ſteigenden Anſprüchen, die 
der wachſende Geſchaͤftsumfang an ihre Tätigkeit ſtellte, wünſchenswert geweſen wäre. Im 
Juni 1833 ſchildert Ernſt v. pogrell feinem Neffen Chorus”), wie feit dem Übergange zur 


1) Alten des Oberbergamts, Sach 689, Vol. I, fol. 1 ff. ) Ebd. Sad) 837, Vol. IV. 
3) Schreiben vom 28. Juni 1833, im Privatbefig. 
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Sinkproduktion das Gefchäft ausgedehnter und verwickelter geworden fei, ſodaß „außer den 
gewöhnlichen monatlichen Conferenzen" noch oft gemeinfchaftliche Beratungen der Repräfentanten 
nötig geworden feien. Obwohl man deshalb moͤglichſt darauf hielt, daß die Mitglieder des 
Rollegiums in oder nahe bei Breslau wohnten, fehlt es doch nicht an Beifpielen von Stockungen 
im Geſchaͤftsgange infolge Nichtzuftandekommens der Repraͤſentantenſitzungen. Daß fid) die 
oberſchleſiſche Verwaltung manchmal mit Geduld wappnen mußte, wenn, wie z. B. im Sommer 
1822, eilige Anfragen zur Seit der Badereiſen einige Wochen unerledigt blieben !), iff noch nicht 
fo wunderbar. Auffallender ift, daß im Herbſte 1828, als die Ründigung v. Wegers als 
Lehnsträger die Geſellſchaftsleiter vor eine folgenſchwere Entſcheidung ſtellte, der Gefchäftsführer 
wochenlang vergeblich fid) bemühte, die Repräfentanten vollzählig in Breslau zu vereinigen. Es 
erſchien in ſolchen Sälfen doch als Übelftand, daß die alte Geſellſchaftsverfaſſung keine ftändigen 
Stellvertreter kannte, ſondern die Dertretungsfrage dem Belieben des einzelnen Repräfentanten 
ganz anheimſtellte. 

In der Suſammenſetzung des Kollegiums vollzog ſich im Jahre 1819 ein wichtiger 
Weehfel. Als Landrat v. Walther feinem raſtloſen Wirken für die Geſellſchaft und für feine Samilie 
durch den Tod entriffen wurde, folgte ihm als Vertreter der Wildenſteinſchen Linie fein better 
Gottlob Sylvius Wilhelm v. Meffel. Im Jahre 1756 geboren, zunächft der Armee angehörend, 
dann lange Jahre als „Polizei- und Seuerbürgermeifter" des Städtchens Meuftddtel bei Srenftadt 
tätig, beſaß Sylvius v. Reſſel jetzt das Gut Lamsfeld bei Breslau. Obwohl ſchon in vor 
gerückterem Alter in das Repräfentanten-Kollegium eingetreten, hat er doch nod) 20 Jahre 
hindurch ſich den Arbeiten desſelben gewidmet und von 1829 an ſogar das Lehnsträgeramt ver⸗ 
waltet. Es ſcheint, daß er den vorſitz im Kollegium geführt hat, ohne freilich den überragenden 
perfönlichen Einfluß, wie ſeinerzeit Landrat von Walther, ausüben zu können. 

In der Ceichmannſchen Linie hatte das Repraͤſentantenamt zunächſt nach dem von 
Caspary aufgeſtellten Turnus unter den Stämmen der 8 Kinder Chriftian Sriedrichs v. Teid): 
mann regelmäßig weiter gewechſelt?). Man nahm ſogar keinen Anſtoß daran, daß 1816/17 
der Lehnstrager v. Weger, obwohl beſoldeter Geſellſchaftsbeamter, doch dem Kollegium an: 
gehörte. Erft feit 1819, wahrſcheinlich weil jetzt die Bergbehörde regelmäßige Bevollmaͤchtigung 
der Repräſentanten forderte, verzichtete die Linie auf den jährlichen Wechſel ihres Vertreters, und 
der Repräfentant von 1819/20 Kammerherr Sylvius Heinrich Moritz v. Teichmann blieb 40 Jahre, 
bis zu feinem Tode, Mitglied des Kollegiums. Sylvius v. Teichmann, 1790 geboren, alfo jetzt 
in rüſtigſter Jugendfriſche ſtehend, hatte an den Seldzügen von 1806—15 in verſchiedenen 


1) ftopierbulcher 1822 Juli, Auguft. 

3) 1812/13: fart v. Hoffmannswaldau für feinen Schwiegervater Karl Sriedrich v. Teichmann; 1813/14: 
im erſten Halbjahr Karl Sigismund Nikolaus pförtner von der Hölle, im zweiten Halbjahr Adolf v. Srankenberg, 
beide als vertreter der Karoline Helene Sriederiſte v. Pförtner geb. v. prittwitz; 1814/15: Sriedr. Wilhelm v. Süldener; 
1815/16: Ludwig v. Loos, als Vertreter der Srankenbergſchen Erben; 1816/17: Sriedrich v. Weger; 1817/18: Wilhelm 
v. Teichmann; 1818/19: derſelbe als vertreter der Stau v. Blanhenfee; feit 1819: Sylvius Heinrich Moritz 
v. Teichmann. 
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Truppenteilen tätigen Anteil genommen, war aber 1818 um feinen Abſchied eingekommen, um 
fid) der Verwaltung feiner Güter und den Geſchaͤften der Geſellſchaft widmen zu können. Er 
erſcheint zeitweilig an den Arbeiten des Kollegiums lebhaft beteiligt; zu andern Seiten, wie 
während der Éebnstrágerhrifis von 1828/29, blieb er längere Seit von Breslau fern. In den 
erſten Jahren nach 1819 wurden noch diejenigen Mitglieder der Linie, die nach der Reihenfolge 
Repräfentanten hätten werden follen, von dem Geſchaͤftsführer erſucht, zu genehmigen, daß Herr 
v. Teichmann fie vertrete). Allmählich geriet der frühere Turnus in bergeſſenheit und man 
konnte fid) diefe Sörmlichkeit ſparen. 

Rur die Pogrellfche Linie blieb noch während dieſes ganzen Seitabfchnitts bei dem alten 
Brauche, daß ihre drei Stämme: der Thierbachſche, der pogrellſche und der Roſchembahrſche 
Stamm immer auf 2 Jahre den Reprafentanten ſtellten. Sür die Pogrells amtierte Ernſt 
v. Pogrell 1812/14, 1818/20 und 1824/26, für die Roſchembahrs: Sriedrich Wilhelm 
v. Roſchembahr 1814/16, 1820/22 und 1828/30, für die Thierbachs: Sylvius v. Thierbach 
1816/17 und 1822/23, Serdinand v. Thierbach 1817/18 und 1823/24 und Karl v. Pennavaire 
1826/28. Um fid) die Dollmachtbefchaffung etwas zu vereinfachen, liegen fid) die Xepráfentanten 
immer nur von ihrem Stamme bevollmächtigen, was die Behörden zunächft durchgehen ließen. 
Aber 1832 verlangte das Bergamt die Bevollmächtigung jedes Repräſentanten durch alle Mit 
glieder der Pogrellihen Linie. Da die Unzuträglichkeiten des echſels der Repräſentanten je 
länger je mehr fid) fühlbar machten, verſuchte man 1828, den gunád)ft berechtigten Sriedrich 
wilhelm v. Roſchembahr zum berzichte zugunſten des bisherigen Vertreters der Linie, Oberſten 
v. pennavaire, zu veranlaſſen. Da aber v. Roſchembahr das Repräfentantenhonorar nicht 
abtreten wollte, blieb es bei dem gewohnten Turnus). Erſt feit 1838 erhielt auch die 
Pogrellſche Linie in Eduard v. Liebermann einen ſtändigen Vertreter, kurze Seit bevor das Statut 
von 1845 die Wahl der Repräſentanten durch die Generalverſammlung einführte. 


6. Friedrich v. Weger als Lehnsträger ſeit 1812. 


Bedeutung des Eehnsträgeramtes. Abſtammung und perſönlichteit Sriebrid) v. Wegers. Kaution, Bezüge und 
vollmachten als Eehnsträger. Verhältnis zu den Repräfentanten bis 1822. 


Das Repräſentanten Kollegium feit 1812 ſcheint vielleicht darum die Sühlung mit dem 
Detail der Geſchaͤfte gegen früher etwas eingebüßt zu haben, weil es jetzt in dem Lehnstrager 
einen vertreter gegenüber den Bergbehörden beſaß. Der Lehnsträger einer Gewerhfchaft, der 
immer Mitgewerke fein muß, iff nach damaligem Geſetze das vermittelnde Glied zwiſchen den 
Behörden und der Gewerkſchaft; er hat die Anordnungen der erſteren entgegenzunehmen und 
die MWünfche der letzteren zum Ausdruck zu bringen. Was bei dem geltenden Syſteme ftaatlicher 


1) Ropierbiicher 1823 März 10. 2) Ropierbildjer 1828 Sept. 12, Okt. 7. 
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Bevormundung an privater Einwirkung auf bie Gruben: oder Hüttenverwaltung überhaupt 
möglich ift, vollzieht fid) durch den Lehnstrager. Je nach feiner Perfönlichkeit, feiner Sad): 
kenntnis und feiner vertrautheit mit dem Betriebe werden die Anträge und Anregungen der 
Gewerhfchaft bei den Behörden mehr oder weniger Gehör finden. Es war darum an fid) 
nicht unzwechmaͤßig, daß v. Gieſche's Erben, als fie 1812, wie früher erwähnt!) zur Beftellung 
eines Lehnsträgers genötigt wurden, dieſen ihren neuen vertreter in Tarnowitz reſidieren und 
zugleich das Amt des dortigen Geſchaͤftsführers der Geſellſchaft übernehmen ließen. 

Es ift an andrer Stelle?) erzählt worden, wie feit dem Derlufte des Privilegs der alte 
Betriebsleiter Heppner ſich in unbehaglicher Swiſchenſtellung, halb als Staats, halb als 
Geſellſchaftsbeamter befand, und wie nach ſeinem Code die eigentliche Betriebsleitung der 
Gieſcheſchen Werke auf den königlichen Revierbeamten v. Klaß überging. Den Teil der 
früheren Geſchaͤfte Heppners, um den fid) die ſtaatliche Verwaltung nicht kümmerte, der alfo 
noch weiterhin von der Geſellſchaft zu beſorgen war: namentlich die Raſſen- und Rechnungs: 
führung, ſowie der Produktenverkauf, ſoweit er in Oberfchlefien erfolgte, hatte vorläufig 
v. Alaf mit übernommen. Als dieſer aber Anfang 1812 abging, wollte die Behörde diefe 
Mitbeſorgung von Geſellſchaftsgeſchaͤften durch Staatsbeamte nicht länger dulden. Hierdurch 
drängte man v. Gieſche's Erben auf den Ausweg, ihrem Lehnsträger zugleich den der Geſellſchaft 
noch zuſtehenden Reſt der Betriebsleitergefchäfte zu übertragen. Sweifellos konnte es für fie 
nur nützlich fein, wenn ihr Lehnsträger auf diefe Weiſe in möglichſt naher, räumlicher wie 
geſchäftlicher Berührung mit dem Betriebe blieb. Dieſe Berührung wurde dadurch noch inniger, 
daß die Behörden dem Lehnsträger feit 1816 die Betriebsleitung der Sinkhütten übertrugen. 
Die Gruben blieben allerdings nach wie vor von ſeiner unmittelbaren Leitung ausgeſchloſſen. 

Als Inhaber der eben geſchilderten Amter zeichnet am 12. Auguft 1812 „Sriederich 
v. Weger, Kön. Preufifcher Rittmeiſter“) von der Armee, Mit⸗Gewerk und Erbe, ſowie Bevoll⸗ 
mächtigter qua Cehnsträger der Georg v. Gieſeſchen Erben)“. Wilhelm Sriedrich v. Weger 
war am 7. Mai 1780 geboren als Sohn des ſpaͤteren Generals Hans v. Weger, der fid) in der 
ſtriſis von 1785/86, wie wir ſahen, mit den Geſchicken der Geſellſchaft lebhaft beſchaͤftigte “), 
und der Charlotte Juliane, dritten Tochter Chriſtian Sriedrihs v. Teichmann. Aufgewachſen 
in Stettin, dem Hauptplatze der Galmeiausfuhr, empfing er vielleicht ſchon durch Jugendeindrücke 
Intereſſe an den Geſellſchaftsgeſchaͤften. In den Jahren 1808—11 als Rittmeiſter außer Dienſten 
erft in Namslau, dann in Neiße und in Schmelzdorf bei Neiße lebend, hatte er erft den Sranhen: 
bergſchen Geſellſchaftsanteil (U) kaufen, dann den von feiner Mutter 1799 ererbten eigenen 
Anteil (U) verkaufen wollen; aber aus beiden Geſchaͤften wurde nichts!“). Später ift letzterer 
Anteil auf den Namen feiner Srau Wilhelmine, geb. v. Podewils eingetragen. Als v. Weger 
von dem zu vergebenden Lehnsträgerpoſten hörte, ſtellte er fid) am 20. Sebruar 1812 durch 


1) vgl. S. 36. 2) dgl. Allgemeine Geſchichte. 3) Seit Oktober 1814: Major. 
4) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. III. 5) Dal. S. 9. 
5) Kopierbicher 1808 Mai 8, Aug. 19, Dez. 27, 1810 Sebr. 20, 1811 Marz 22. 
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Caspary ben Reprajentanten zur Verfügung und war wenige wochen darauf in Tätigkeit. 
Als Kaution ſtellte er eine Hypothek von 4000 Tl. Seine Bezüge betrugen zunächſt nur 
550 Cl. (bei freier Wohnung), ſtiegen aber fpater bei wachſendem Umfange feiner Obliegenheiten 
und bei günftigem Gefchäftsgange recht erheblich. Als Betriebsleiter der Sinkhütten bezog er feit 
1816 400 Cl.; jeit 1822 wurde ihm noch eine Provifion von dem verkauften Sink zugebilligt, 
die z. B. 1827 über 800 Cl. betrug. 

Große Geſchäfts und Sachkenntnifje brachte v. Weger in fein Amt allerdings nicht mit. 
Im mai 1812 mußte er ſich von Caspary belehren laſſen, daß ſein plan, bei Breslau eine 
Sinkhütte anzulegen, wegen der hohen Kohlenpreiſe und Arbeitslöhne „ganz unthunlich“ fei"). 
Auch feine Neigung, die Anträge an die Repräfentanten etwas unüberſichtlich und wortreich zu 
faſſen, muß der erfahrene Geſchaͤftsführer anfangs bekämpfen. enn das Bergamt irgend eine 
Beſchwerde der Gieſcheſchen Erben zurückweiſt, wird mit vorliebe ein Seitenhieb auf die 
Geſetzesunkenntnis des Lehnstragers angehängt. Sicher ift aber andrerſeits, daß fid) Sriedrich 
v. Weger mit großem Eifer und friſcher Tathraft in den fremden MWirkungskreis einarbeitete, 
und daß fein lebhaftes, impulfives Wefen an geeigneter Stelle perſonliche Erfolge erzielte. 
Sweifellos wurden auch ſeine Aufgaben, namentlich in den zwanziger Jahren, als die Blütezeit 
des Sinkgeſchäfts der Geſellſchaft ungeahnte Erfolge verſchaffte, aber auch einen unerhört 
ſcharfen Wettbewerb ihr gegenüber treten ließ, ſehr ſchwierig und vielſeitig. Außer der Betriebs: 
leitung der Hütten und einer möglichſt großen Einwirkung auf die ftaatliche Verwaltung der Gruben, 
fiel auch ein Teil des Abſatzes der Produkte in feinen Pflichtenkreis, inſofern als bis 1815/16 
der Sinkverkauf, fpäter der Galmeiverkauf an andre Sinkhütten nicht von Breslau, fondern 
direkt von Oberſchleſien aus erfolgte. Von feiner Umſicht und Einſicht hing es hauptſächlich 
ab, wie weit die Geſellſchaft die Seiten des reichen Gewinns zur Vermehrung ihres Beſitzes an 
Galmeigruben und Sinkhütten, ſowie zur Erwerbung von Rohlengruben benutzte. Die Re: 
präſentanten hatten freilich nach wie vor die oberſte Leitung und Entſcheidung in allen 
wichtigen Sragen, aber von dem Lehnstraͤger mußte jede Anregung zu weiteren Sortſchritten 
ausgehen. 

Die gerichtliche Vollmacht, die das Kollegium auf verlangen bes Oberbergamts nach 
einigen Bedenken am 7. Okt. 1812 für Sriedrich v. Weger ausſtellte ?), war ausgedehnt genug. 
Die Repräfentanten ernennen ihn zum „Geſchaͤftsführer“ für alle Angelegenheiten der „etablierten 
Galmei⸗ und Sinkfabrik” der Gieſcheſchen Erben. Als ſolcher darf er Produkte verkaufen, 
Gelder in Empfang nehmen, verträge ſchließen, Prozeffe führen, Bevollmächtigte fid) fubftituieren. 
Als ,Lehnstrager oder Merkstepräfentant“ der geſellſchaftlichen Gruben und Hütten führt er 
die Verhandlungen mit dem Tarnowitzer Bergamt über alle jetzigen und künftigen Gruben. 
Endlich übernimmt er alle „Rechnungsgefchäfte" der geſellſchaftlichen Werke. Hach der Ein- 


1) ftopierbücher 1812 Mai 12. ®) Gejellichaftsakten J. 2. 
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tragung der einzelnen Geſellſchaftsmitglieder in die Hypothekenbücher mußte v. Weger 1820 
auch noch zur Abgabe rechtsgültiger Erklärungen zu den Hypothekenakten bevollmächtigt werden. 

Im erſten Jahrzehnte der Wirkfamkeit des Lehnsträgers erſcheint fein Verhältnis zu 
den Repräfentanten noch ungetrübt. Schon im September 1812 wird gerühmt, daß er „mit 
raſcher Thätigkeit und groſtem Eifer“ die Geſellſchaft vertrete. Im Oktober 1815 wird ihm 
geſchrieben: „Wir zweifeln nicht im mindeften, daß Ihre dortigen Geſchafte mühſam und 
ſchwierig ſeyn; allein um deſto mehr freuen wir uns, daß wir jetzt einen Mann an deren 
Spitze haben, welcher gewiß alles mögliche thun wird, das Intresse der Gewerſiſchaft zu 
befördern“. wiederholt werden Entſcheidungen über Preife der Produkte oder neue Mutungen 
in verbindlichen Wendungen feiner „Lokalkenntnis“ anheimgeſtellt. Noch im März 1822 wird 
ihm bei Gewährung der Sinkprovifion die „Sufriedenheit der ſaͤmmtlichen Samilien“ bezeugt “). 
Aber die Beziehungen des Lehnsträgers zu den Repräfentanten ſchloſſen doch notwendigerweiſe 
mancherlei Reime zu Reibungen und Serwürfniſſen im fid). Welche perfönlichen und fachlichen 
Sahtoren diefe Saat des Unfriedens ſchließlich zur Reife brachten, wird fpäter zu ſchildern fein. 


7. Karl Heinrich Weiß als Geſchäftsführer, 1816—52. 


Sonſtiges Geſchaͤft, Wohnung, Bezüge. Geſellſchaftliche Stellung. Selbftändigkeit gegenüber 
den Repräfentanten. vermittlerrolle zwiſchen ihnen und dem Eehnsträger. Verkehr mit den andern Geſellſchafts⸗ 
mitgliedern. Gejchäftsgebarung. Gefahren der verftärkten Bedeutung des Geſchäftsführeramtes für die künftige 
Entwicklung der Geſellſchaft. 


Nicht nur die Stellung des leitenden Geſellſchaftsbeamten in Oberjchlefien war feit der 
Entſtehung des Lehnsträgeramtes und dem Übergange zur Sinkproduktion ſchwieriger, viel 
feitiger und den Repräſentanten gegenüber jelbftändiger geworden. Eine ähnliche Wandlung 
vollzog fid) auch in dem Gefchäftsführeramte, das der Raufmann (feit April 1829: Königl. 
ſtommerzienrat) Marl Heinrich Weiß im Januar 1816 übernahm?) und bis zu feinem Tode 
(6. Juni 1832) verwaltete. In den engeren verhaͤltniſſen des alten Samiliengeſchaftes war ein 
Beamter wie Caspary, der als Angeſtellter einer großen Sabrik das Gieſcheſche Kontor 
nebenamtlich verſorgte, vollauf ausreichend geweſen. Jetzt hatte man als Breslauer Vertreter 
einen felbftändigen Gefchaftsmann, einen Handelsherrn größeren Stils, deffen Verbindungen 
mit den auswärtigen Haupthandelsplätzen auch dem Galmei und Sinkgefdpafte zugute kommen 
follten. Schon im Dezember 1816 rühmt der Lehnstrager v. Weger, daß „der febr geehrte 
Herr C. h. [weiß unfer Intereſſe durch deffen anderweitig große Bekanntfchaft und kaufmännifche 
Einſicht auf alle Weife befördert“). Als Hauptartikel feines eigenen Gefchaftes, das in dem 
ſpäteren Geſchaͤftshauſe der Geſellſchaft, Herrenſtraße 28, feinen Sitz hatte, werden 1818*) 


1) ſtopierbücher 1812 Sept. 8, 1815 Okt. 27, 1822 März 8. 
) Sichular betr. feine Geſchäftsübernahme in Geſellſchaftsaßten II, 34. 5) Gejellfchaftsahten I, 26. 
4) verzeichnis einer Wohllöbl. Raufmannſchaft, Breslau 1818, S. 27. 
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„Specereiwaren, Sarbehol3, Indigo und Baumwolle“ angeführt. Sein Bruder, Inhaber der 
Sirma Chriſtian Benjamin Weiß in Stettin, ſtand mit ihm in reger Geſchafts verbindung und 
hat auch für Gieſche's Erben vielfach Speditions, und Aommiffionsgefchäfte ausgeführt. 
Mehrfach nennt der Breslauer Gefchäftsführer in Briefen die Sirma des Bruders gradezu 
„unfer Stettiner Haus“ ). Als Gejchäftsführer der Gieſcheſchen Erben erhielt A. H. Weif 
jährlich 600 Cl. Gehalt und bei gutem Geſchaͤftsgang beſondere Gratifikationen, z. B. 1822 200 Cl. 

Wie der Umfang der Geſellſchaftsgeſchäfte unter Leitung von Weiß anwuchs, wird die 
Darſtellung des Galmei: und Sinkhandels und der Geldwirtſchaft in den folgenden Kapiteln 
ergeben. Hier intereſſiert es uns vor allem, feſtzuſtellen, wie [o ganz anders als einſt der be 
ſcheidene Buchhalter Caspary, jetzt der Großkaufmann Weif der Geſellſchaft und ihren Leitern 
gegenüberfteht. Kleine Züge des Briefftils?) zeigen, wie eig mit den Reprafentanten und dem 
Lehnsträger geſellſchaftlich auf gleichem Suge verkehrt, wie ihn ferner das Bewußtſein erfüllt, 
daß er eigentlich mehr als Sreund aus Gefälligkeit, nicht als Beamter des Gehalts wegen für 
die Geſellſchaft tätig fei. Deshalb bringt er auch feine abweichende Meinung in geſchaͤftlichen 
Dingen, ja gelegentlich auch ſeine Unzufriedenheit mit den Maßnahmen des Rollegiums recht 
unverblümt zum Ausdruck. „Das Ganze des Geſchäfts“, ſchreibt er im März 1823 an 
v. Weger, „wird überhaupt etwas ſehr weitläuftig und verwickelt, raubt mir mehr Seit, als es 
vermöge der erſten Einrichtung ſollte, und macht mich deshalb oft febr mißmüthig. Kommen 
nun noch Dinge vor, deren Unterſuchung und Berichtigung Sache der Herrn Repraesentanten 
wäre und die mir zu urgieren unangenehm find, fo weis ich keinen Grund und Deranlaffung 
zu fernerer Aufopferung.“ Namentlich in feinen letzten Lebensjahren drückt er fid) in Gefell- 
ſchaftsangelegenheiten oft recht ſelbſtherrlich aus. Im Sebr. 1831 beginnt er ein Schreiben an 
den Gerichtspräſidenten Kuhn in Ratibor: „wie Sie aus anliegendem Schreiben meiner zweiten 
Sirma Georg von Gieſche's Erben, was ich von denen durch die Theilnehmer gewählten 
Repräſentanten habe unterzeichnen laffen, erſehen werden, etc." ). 

Sur Stärkung feiner Stellung und zur Hebung feines Selbſtgefuͤhls dienten offenbar die 
fpäter zu beſprechenden Sermürfniffe zwiſchen dem Lehnsträger v. Weger und den Repräfentanten, 
in denen er die Rolle des „ehrlichen Maklers,“ des beiden Parteien unentbehrlichen Vermittlers 
jo lange wie möglich durchführte. Serner war von Wichtigkeit, daß der verkehr zwiſchen der 
Geſellſchaft und den einzelnen Mitgliedern jetzt faſt ausſchließlich durch den Geſchaͤftsführer 
beſorgt wurde. Durch Mei erfolgte die Derfendung der „Repartitionen“; er war in den „fetten 
Jahren“ der hohen Erträge der Berater vieler Mitglieder bei Anlegung ihrer überſchüſſigen 
Gelder; als dann wieder „magere Jahre“ kamen, hatte er zu tröften und — Darlehnsgeſuche 
abzuweiſen. Wenn Auswärtige klagen, daß fie vom Geſchaͤftsgange nichts erführen, berichtet ihnen 
TOei über den Henckelſchen Prozeß, über die Lage des Sinkgefdafts und andres Wiffenswerte, 


1) Ropierbücher 1821 Aug. 8. 3) ſtopierbücher 1822 Aug. 20, 1823 März 10 u. ö. 
3) ſtopierbücher 1823 März 10, 1831 Sebr. 1. 
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wobei er fid) freilich nicht verfagen kann, einmal zu bemerken, daß die Herrn Repräfentanten 
zu folchen Auskunftserteilungen an ihre Samilien eigentlich mehr Seit hätten, als er“). 

Doch trotz folcher gelegentlicher Stachelreden blieb das Vertrauensverhaltnis zwiſchen dem 
Gefchäftsführer und den Repräfentanten unerſchüttert. [Peiß erſcheint in feiner Korreſpondenz 
als vorſichtiger, ſolider Geſchaͤftsmann, der fid) ſelbſt während der fpäter zu ſchildernden 
Blütezeit des Sinkgefchafts die kaltblütige Abneigung gegen „weitläuftige Spekulationen“ 
bewahrt hat. Der Eifer, mit dem er fid) nach Ankauf der Ronig Saul-Grube dagegen verwahrt, 
daß der Lehnsträger eine „Schiffsladung“ Kohlen zum Verkaufe nach Breslau ficken wolle ?), 
berührt uns heute, wo die JRoblenprobuhtion die Grundlage der Größe der Geſellſchaft 
geworden ift, etwas ſeltſam. Aber nach dem Maße feiner Seit und Einſicht gemeſſen, hat der 
Geſchaͤftsfuhrer mit feinen Bedenken gegen diefe „ganz unzuläffige Sache“ vielleicht nicht fo 
Unrecht gehabt. 

Daß Weiß fein verhältnis zur Geſellſchaft nicht als eine bloße Beamtenſtellung auffaßte, 
bewies er, beffer als durch gelegentliche übellaunige Aritik, durch vorſchuſſe an die Geſchafts⸗ 
kaffe, wenn es Not tat. Seine Hilfleiftung in den ſchlechten Jahren 1818—20 war den älteren 
Geſellſchaftsmitgliedern fpäter noch lange in dankbarer Erinnerung ). Als hilfsbereit und 
menſchenfreundlich erſcheint Weiß auch in den zahlreichen Briefen der Jahre 1821—27, die fid) 
mit dem Schichfale einer Teilnehmerin, der verwikweten Leopoldine Siedler geb. Anders?) be 
faſſen. Als diefe Srau, erft, wie es ſcheint, durch Wucherer ftark ausgebeutet, dann als Der. 
ſchwenderin entmündigt, in großer Dürftigkeit lebte, ſuchte Weiß ihr und ihrer Kinder Los durch 
umfangreichen, zum Teil recht unerquicklichen Briefwechſel mit Behörden und privaten nad) 
Kräften zu mildern“). Es zeigte fih hier noch ein Abglanz der gemütlichen, patriarchaliſchen 
Sürforge des früheren Samiliengejchäfts. 

Karl Heinrich Weiß hat feine Vertrauensſtellung, foweit wir ſehen, in keiner TDeije ge 
mißbraucht. Aber für die Zukunft konnte doch die durch feine perſönlichkeit wie durch die 
Seitverhältniffe bedingte Verftarhung der Stellung des Gejchäftsführers zu einer Gefahr für die 
Geſellſchaft werden. Der Einfluß auf die Repräfentanten, die Beziehungen zu dem ober: 
ſchleſiſchen Betriebsleiter, der briefliche Verkehr mit den auswärtigen Teilnehmern, die Dor. 
ſchüſſe an die Gefellfchaftskaffe — alles dieſes wurde zur bedrohlichen Waffe in der Hand von 
Leuten, die mehr an ihren eigenen Vorteil, als an das Gedeihen des Ganzen dachten. 


1) Ropierbiidher 1827 Dey, 1828 Jan. 18, 1830 Jan. 9. 2) Ebd. 1824 April 9. 
3) Schreiben Ernſt v. Pogrells 1833 Auguft 17, im Privatbeſitz. 

4) Über ihre Abſtammung f. Allgemeine Geſchichte, Seite 29 f. 

5) opierbüdjer 1821 Juni 6, Mov. 12, 1823 Oft. —Dez,, 1826 April u. 8. 
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S. Die Anfänge des Finkhandels und die Auslandsreiſe v. Wegers. 


wechſel in den Abſatzgebieten für Galmei und Sink und Wirkungen desſelben auf die verwaltung 
der Geſellſchaft. Sinkverkauf von den Hütten nach Rußland und Galizien. Erſte Anfänge bes Sinkverfands über 
Breslau an die früheren Galmeiabnehmer. Stocken des öftlihen Sinkabjages und Reife v. Wegers nach Rußland 
und Schweden 1816. 

Die Schwierigkeiten des Überganges vom Galmeihandel zur Sinkproduktion wurden für 
Gieſche's Erben durch die Entwicklung des Abſatzes beider Produkte erheblich geſteigert. 
Waren die bisherigen Galmeikäufer, die in und ausländiſchen Meffingwerke, von Anfang an 
auch die Hauptabnehmer der jungen Sinkinduftrie geweſen, fo hätte fid) der Wechfel weit ein 
facher und glatter vollzogen. Tatfächlih hat aber, während der bisherige nach Morden und 
Rordweſten gerichtete Galmeihandel der Geſellſchaft durch die Kriegszeit faft ganz unterbunden 
war, der Sinkhandel fid) zunächſt ganz neue Abſatzwege im Often geſchaffen. Erft als dieſer 
Sinkabſatz nach Often etwa mit dem Jahre 1816 ſchnell, wie er entſtanden war, auch wieder 
verſchwand, ſchlug der Sinkhandel die nach Morden und Mordweften, führenden Bahnen des 
alten Galmeigeſchäfts ein. Der ausländiſche Galmeiverſand, der nach dem Kriege eine kurze, 
ſcheinbare Wiederbelebung erfahren hatte, erloſch allmahlich. Dafür entftebt mit der Entwicklung 
der oberſchleſiſchen Sinkinduftrie ein neuer einheimiſcher Galmeihandel; die Geſellſchaft wird 
Lieferantin des Rohſtoffes an andere oberſchleſiſche Sinkproduzenten, die keine eigenen Galmei⸗ 
gruben beſitzen. Der Sinkhandel zieht allmählich die Reſte der alten auswärtigen Galmei⸗ 
kundſchaft als Käufer an fid), erſchließt fid) aber daneben im Rordweſten und Weften noch 
ganz neue Abſatzgebiete. 

Dieſer Wechſel in der geographiſchen Lage der Abſatzgebiete hat auf die Verwaltung der 
Geſellſchaft eigenartig eingewirkt. Der alte auswärtige Galmeiverſand ging die Oder und Elbe 
abwärts; zu feiner Beſorgung entftand die Breslauer Geſchaͤftsſtelle. Der erſte Sinkhandel etwa 
von 1810—16 ging nach Often, wurde alfo zweckmäßiger Weife direkt von der Hütte beſorgt. 
In jener Seit verkaufte demnach der Breslauer Gefchäftsführer den Galmei, der oberſchleſiſche 
Geſellſchaftsvertreter das Sink. Nach 1816 hörte allmählich der Galmeiverkauf über Breslau 
auf; dafür entwickelt fid) ein oberſchleſiſcher Galmeiverkauf, der direkt von den Gruben aus 
beſorgt wird. Anderſeits erliſcht der Sinkverkauf nach Often direkt von der Hütte aus und 
wird durch einen neuen über Breslau gehenden auswärtigen Sinkverfand abgelöft. So beſteht 
schließlich in den zwanziger Jahren das gegen früher umgekehrte Verhältnis, daß der Breslauer 
Geſchaͤftsführer das Sink und der oberſchleſiſche Betriebsleiter den Galmei verkauft. Daß der 
Abſatz erft des Sinks, dann des Galmeis von Oberſchleſien aus beſorgt wurde, hatte für die 
Geſellſchaft den Vorteil, daß dadurch die oberſchleſiſche Betriebsleitung felbftändige Einnahmen 
erhielt und der koſtſpielige und umſtändliche Geldverſand von Breslau aus erſpart wurde. 
Anderſeits beſtand aber hierbei, wie wir noch ſehen werden, die Gefahr, daß die oberſchleſiſche 
und die Breslauer verwaltung zeitweilig eine verſchiedene Abſatzpolitik verfolgten, in Konflikte 
gerieten und dadurch die Geſellſchaft ſchaͤdigten. 
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In den erſten Mindheitsjahren des fpáter jo mächtig herangewachſenen oberſchleſiſchen 
Sinkhandels, deren Betrachtung ein eigenartiges Intereſſe bietet, gehen die Produkte der 
Geſellſchaft, meiſt durch Vermittlung galiziſcher, polniſcher und oberſchleſiſcher Juden, auf den 
uralten Binnenhandelsſtraßen nach Often bis nach Derfien und Oftindien. Die hohen Anfangs: 
preife der konkurrenzloſen Erſtlingsinduſtrie!) find [don 1813 auf den ungefähren Durchſchnitts. 
ſtand der nächften Jahre gejunken. Der ftare Preisſturz 1812/13 wird bedingt durch den raſch 
ſteigenden Wettbewerb und durch das Stocken des Abſatzes infolge des Krieges. Schon im 
Mai 1812 wird geklagt, daß die „vielen neuen Sinkhiitten” die Preije herabdrücken. Mit der 
Wiederkehr des Sriedens hob fid) zunachſt der Abſatz nach Rußland und Galizien; die Handler 
aus Myslowitz, rakau und Brody fanden fid) wieder ein, und auch einzelne Breslauer Rauf: 
“Leute beſtellten kleine Poften zum Derjand nach Often. Aber die Hoffnung, daß die Preife 
wieder anziehen würden, erfüllte ſich nicht. 

Solange das öftliche Sinkgejhäft blühte, gab man fid) um den Sinkverkauf an die bisherige 
Galmeikundſchaft keine ſonderliche Mühe. Etwaige Anfragen wies der Gejchäftsführer mit 
dem Bemerken, daß man in Breslau kein Sinklager habe, an die Betriebsleitung in Carnowik*). 
Bei dem ſchlechten Geſchaͤftsgange 1812/13 begann man allerdings zu erwägen, ob man nicht 
in Breslau ein Lager anlegen ſolle. Aber Caspary meinte, daß bei der Abgelegenheit der 
pfullerinſel das Sink dort vor Dieben nicht genügend geichüßt jei. „Nur der Galmei ift da 
ficher," ſchreibt er einmal, „den ftiehlt niemand ).“ Kleine Probebeſtellungen erfolgten 1813—15 
aus Sreiberg in Sachſen, von Vogel in Naumburg, Griebel in Stettin, Holderrieder in Naumburg, 
Haſſe in Cübeck. Mai 1815 erkundigten fih Gieſche's Erben bei Salingré in Stettin, ob 
nicht dorthin Sink abzuſetzen fei, und bemerkten, daß fie ein Sinklager von 10—15 Sentnern 
in Breslau „zum Beſehen“ hielten. Noch im Sebruar 1816 ſchreiben fie an Vogel, daß fie erft 
in 8—10 wochen verfügbaren Sinkvorrat bei den Hütten haben würden. 

Bald darauf muß der Umſchlag in den öftlihen Abſatzverhaͤltniſſen erfolgt fein, der 
wahrſcheinlich damit zuſammenhing, daß nach Aufhören der napoleoniſchen lDelthriege der 
Seeverhehr nach Rußland und Indien den Landtransport nach und nach verdrängte. Im 
Juni 1816 kommen 500 Sentner Sink, die in Oberjchlefien nicht abzuſetzen waren, in Breslau 
an. Damit beginnt der bald ausſchließliche Sinkverkauf durch die hieſige Geſchaͤftsſtelle. Der 
neue Geſchaͤftsführer Weiß offeriert Sink an Haſſe in Lübeck, Vogel in Naumburg, das 
Bergwerksproduktenkontor in Magdeburg und zieht Erkundigungen ein über den Derjanb nach 


1) Der Sentner Sink hoftete ab Hütte: 


1810 Sebr. 22 Cl. 1813 März 10 Kl. 
Mai 18 Ct Movember 7½ /, TL 
1811 Juni 17—18 Cl. 1814 April T/a TL 
1812 März 15 Cl. 1815 Juni 6½—7 Cl. 
Sept. 12 Cl. 1816 Mai 7¼—8¼ TL 


Vgl. über die Anfänge des Sinkhandels auch Allg. Geſch. Abſchn. IV, Kap. 2. 
4) Das Solgende nach den Ropierbüchern 1812 ff. 3) fiopierbud) 1813 Nov. 12. 
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Stettin. Wahricheinlich auf Grund dieſer Ermittlungen entſchließt fid) das Reprajentanten: 
Kollegium zu einem energiſchen Verjuche, ihrem Produkte an dem überſeeiſchen Sinkverjand 
den gebührenden Anteil zu verſchaffen und zugleich von dem ausländiſchen Galmeigeſchaͤfte 
zu retten, was noch zu retten iſt. 

Der Lehnsträger Major v. Weger, damals ſelbſt Repräſentant, übernahm den in 
damaliger Seit nicht müheloſen Auftrag zu einer Geſchaͤftsreiſe nach Rußland und Schweden, 
die ihn faſt fünf Monate, vom 6. Juni bis 30. Oktober 1816 von der Heimat fern hielt, und 
über die er einen mehrfach recht intereſſanten Bericht“) erſtattet hat. Schon auf dem Wege nach 
Stettin gelang es v. Weger, einen feit Jahren v. Gieſche's Erben entfremdeten alten Galmei⸗ 
kunden, das Meſſingwerk Hegermühle, als Sinkkäufer zu gewinnen. 100 Sentner zu 6 Tl. 20 Sgr. 
franko Breslau wurden alsbald als Probe, dann 500 Sentner für 1817 beſtellt. Über Stettin, wo 
der Lehnsträger mit Spediteuren und Rommiſſionären verhandelte, über das ruſſiſche und 
ſchwediſche Geſchaft Auskünfte ſammelte, auch 100 Sentner Sink zu 6 Cl. 22 Sgr. an die Sirma 
Werner verkaufte, ging es auf 2ltägiger, beſchwerlicher Seereiſe nach Aronftadt und von da 
nach St. Petersburg. Sehr intereſſant find v. Wegers Schilderungen der Petersburger deutfchen 
Kaufleute, die bei der Unſicherheit der ruſſiſchen Suftände den Ausländern zur Vermittlung des 
Handels mit den eingeborenen Händlern ganz unentbehrlich find. Sie treiben faſt nur om: 
miſſionsgeſchäfte, find aber zum Teil recht vermögend; die Kaufleute erſter Gilde fahren vier: 
ſpännig und treiben auch ſonſt großen Aufwand. Das Sink, das namentlich von England her 
ftark angeboten wird, beziehen die Petersburger nur kommiſſionsweiſe für Sabriken Inner⸗ 
rußlands. Major v. Weger erhält in Petersburg trotz aller Bemühungen für feſte Rechnung 
nur eine Probebeſtellung von 100 Sentnern von der Sirma Severin. Im übrigen vereinbart er 
aber kommiſſionsweiſe Lieferung von 1200 Sentnern an die Sirmen Schlüſſer, Severin und 
Banff. Bemerkenswert ift, daß v. Weger für das ruſſiſche Geſchaft den alten Baratto: (Tauf) 
verkehr, d. h. Übernahme ruſſiſcher Candesprodukte in Zahlung vorjchlägt, ferner daß er für 
den verſand nach Rußland den altem, ſchon durch Georg v. Gieſche verlaſſenen Weg die 
Weichfel abwärts über Danzig wieder in Anregung bringt. 

Don Petersburg über Riga nach Stockholm gelangt, bemüht fid) v. Weger in tagelangen 
lebhaften Verhandlungen mit den dortigen Kaufleuten und Hüttenbeſitzern: Wallis, Adlerwall, 
Tottie und Arswedſon, Morſing u. a. um die Miederanknüpfung des alten Geſchaͤftsverkehrs. 
Er erfährt, daß der Wettbewerb des frangófijdpen und belgiſchen Galmeis und willkürliche 
Preisſteigerungen durch Stettiner Smifchenhändler den ſchleſiſchen Galmei ſtark zurückgedrängt 
haben. Er verteilt eifrig Dreisliften?), Galmei- und Sinkproben — eine der letzteren foll von 
dem „weltbekannten“ Chemiker Berzelius unterſucht werden — erhält Aufträge auf 300 Sentner 
Sink und 25 Tonnen Galmei und knüpft für jpäter verbindungen an. Er unternimmt einen 
Abſtecher in das Gruben- und Hiittengebiet des Nordens und entwirft anſchauliche Schilderungen 


1) Geſellſchaftsakten I, 26. ) Preiskurant und Geſchaͤftskarte v. Wegers in Geſellſchaftsaſtten II, 15. 
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des Eifenbergwerks zu Dannemora und des Aupferbergwerks zu Salun. Mit frohen Hoffnungen 
für den künftigen Abſatz der Gefellfchaftsprodukte kehrte Major v. Meger zurück. 

Wieweit dieſe Erwartungen in Erfüllung gingen, iff im einzelnen ſchwer zu jagen. 
Leider ift das Kopierbuch der Breslauer Geſchaͤftsſtelle für die Jahre 1816—21, das uns 
hierüber unterrichten würde, verloren. von den Runden, die v. Weger 1816 beſuchte, finden 
wir nach 1821 noch einige Stockholmer Sirmen, aber keinen der Petersburger Gefdpaftsfreunde 
vertreten. Ohne Wirkung auf die Hebung des Sinkabjakes blieb die Reife jedenfalls nicht. 
Eine dauernde Wiederbelebung des Galmeiverſands war auch durch fie nicht zu erreichen. 


9. Das Erlöſchen des Galmeiverſands. 


vorübergehende Wiederbelebung des Abſatzes 1814/15. Stand des Galmeiverſands 1821 und 
allmähliches Aufhören desſelben. Letzter Verfand nach Schweden 1829. Beabfichtigter Verkauf der Pfüllerinſel, 


Während der Sinkhandel, trotz aller Rückfchläge und Schwankungen, einem großartigen 
Aufſchwunge entgegenging, war der alte Galmeiverſand rettungslos dem Untergange geweiht. 
Kurze Seit ſchien es zwar, als ob nach der Kriſis von 1806—12 noch eine Wiederbelebung ein: 
treten follte'). Schon im Srühjahr 1813 kamen wieder einige Galmeibeſtellungen, die nur 
infolge der Kriegsereigniſſe des großen Befreiungsjahres unausgeführt blieben. Raum mar 
dann der Sriede geſichert und durch den Sall der letzten feindlichen Bollwerke, Glogau und 
(Magdeburg, die TDafferftvafge befreit, jo kam im Srühjahr und Sommer 1814 das Galmei 
geſchäft noch einmal in lebhaften Gang. Su den alten Kunden, wie Simon Haſſe (Nachfolger 
der Sirma Haartmann) in Litbeck und dem Sächfiichen Meffingwerke zu Niederauerbach, kamen 
noch einige neue: Wiggers in Altona und Salingré in Stettin, der fid) den einſt von Maſchens! 
Erben beſeſſenen Alleinverkauf über Stettin nach Schweden zu ſichern ſuchte. In den Jahren. 
der Kriſis hatte fid) auf der pfüllerinſel ein Lager von über 660 Tonnen Galmei angehäuft. 
Im September 1814 ſchreibt Caspary ſehr befriedigt an Major v. Weger: „In dieſem 1% Jahre 
der Erlöjung von dem Joche des Souverains von ganz Elba haben wir doch ſchon von unſerm 
alten, verlegenen und waſſerreichen Galmey einen ziemlichen Abſatz gehabt.“ Bald darauf 
(Oktober 7) meint er jogar, bei ſchlechten Sinkpreifen fei es beffer, die Produktion einzuſtellen, 
denn „der Galmey bleibt nun ſchon vor jetzt der Haupt Gegenſtand unſrer Speculationen.“ 
Doch kaum war das alte Lager geräumt und neuer vorrat aus Gberſchleſien gekommen, als im 
Sommer 1815 der Abſatz wieder ftockte. Namentlich das ſchwediſche Geſchaͤft wollte nicht recht 
in Gang kommen. Salingré in Stettin hatte erft einige größere Poften gekauft; dann wollte 
er den Galmei nur kommiſſtonsweiſe abnehmen und zeigte fih mit dem MWeiterverkaufe ſehr 
ſaumſelig. Die Reife Major v. Wegers hatte, außer der Hebung des Hinkabſatzes, die Gewinnung 
direkter Galmeikunden in Schweden bezweckt. Einige vorübergehende Erfolge wurden wohl 


1) Die folgende Darſtellung beruht auf den Kopierbüchern 1812—16, 1821—29. 
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erreicht, aber der Gang der Ereigniffe, der allmahliche Übergang der Meſſingwerke von ber 
Galmei: zur Sinkverwendung, war nicht aufzuhalten. 

Su Anfang der zwanziger Jahre lag der Galmeiverſand in den letzten Sügen. Von 
deutſchen Meſſingproduzenten kauften Wiggers in Altona und bas Meſſingwerk Jahobsmaloe 
noch 1821; letzteres Werk ließ fid) aber 1823 ſelbſt durch die billigſten Angebote nicht mehr 
zum Galmeibezuge bewegen. 1822 machte man verſchiedenen deutſchen Sinkabnehmern Offerten 
auf Galmei, aber ganz erfolglos. Mit einigen ſchwediſchen Kunden: Eckermann, Ulff und 
Tottie u. Arswedſon in Stockholm machte man noch 1822—25 leidliche Umſaͤtze. Es gelang 
nicht nur, das feit 1815 wieder angeſammelte Lager zu räumen, ſondern es mußte 1826 nod) 
ein Poften Galmei auf der Davidshütte für den berſand zubereitet werden. Aber da die 
Beamten und Arbeiter auf das alte Röſt Verfahren nicht mehr recht eingerichtet waren, wurde 
über die Beſchaffenheit der Ware geklagt. Auf wiederholtes Angebot machten Tottie u. 
Arswedſon 1829 noch eine letzte Beſtellung. Damit war aber der auslaͤndiſche Galmeiverſand, 
der mehr als ein Jahrhundert hindurch die Grundlage der Unternehmungen Georg v. Gieſche's 
und feiner Erben geweſen war, endgültig erloſchen '). 

mit dem Eingehen des Galmeiverſands hatte die Niederlage auf der Pfüllerinſel ihre 
urſprüngliche Bedeutung verloren. Da das Sink Reine fo ausgedehnten Lagerräume wie der 
Galmei beanſpruchte, auch, wie wir ſahen, auf der abgelegenen Inſel nicht ſicher zu ſein ſchien, 
plante man in den zwanziger Jahren wiederholt den Verkauf der Pfüllerinſel, um fo mehr als 
die Unterhaltung der Ufer erhebliche Roſten verurſachte?). Wahrſcheinlich fand man aber keinen 
annehmbaren Käufer, und [o hat bie Inſel der Geſellſchaft, trotz der anfänglichen Bedenken, 
doch noch mehr als 30 Jahre als Sinklagerplatz gedient. 


10. Raſches Aufblühen und Krijis des Finkhandels 1821—30. 


Ungeahnter Aufſchwung des Sinkgefhäfts 1821—25. Abſatzgebiete und Abfagpolitik der Geſellſchaft. Gründe 
des Rüchganges feit 1826, Tiefftand um 1829/30. 

Der plößliche Aufſchwung und der jähe Rückgang des Sinkhandels und der Sink 
induſtrie in den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts hat in der ſchleſiſchen Wirtſchafts⸗ 
geſchichte kaum feines Gleichen). Als im Jahre 1821 die Ausfuhr ſchleſiſchen Sinks über 
England nach Oftindien in großem Maßſtabe und mit reichem Gewinne begann, ergriff unfre 
Heimat eine übermäßig erregte Unternehmungsluft, ein „Sinkfieber“, das man wohl dem 
„Goldfieber“ der vierziger Jahre vergleichen könnte. Überall entſtanden neue Sinkhütten; alles 
ſpekulierte in dem gewinnbringenden Metall; ſtattliche vermögen wurden erworben. Doch 


1) Der Reftbeftand des Breslauer Galmeilagers (116 Tonnen) wurde 1834 an J. Sreund in Tarnowitz 
verkauft. Als furiofum fei erwähnt, daß im März 1856 noch einmal ein Stettiner Händler anfragte, ob er 
50 Zentner Galmei zum verſand nach Schweden erhalten könne. fionferenz-Protokolle 1834 Mai, 1856 März. 

) Gefellfchaftsakten II. 24. 2) Dal. Meuefte Geſch. G. v. Gieſche's Erben (ed. Bernhardi) S. 115, 
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ſchon nach wenigen Jahren zerftörte ein unvermittelt eintretender Nückfchlag einen großen 
Teil des allzu leicht erworbenen Wohlftandes. An den Erfolgen und Sehlichlägen dieſer 
bewegten Seit mußten Georg v. Gieſche's Erben in erſter Reihe beteiligt fein"). 

Die Jahre 1818—20 waren für die Geſellſchaft geradezu Motjahre geweſen. Der dink 
abſatz war febr ſchwach, unverkäufliche Beftinde ſammelten fid), die nötigen Betriebsmittel 
waren nur mit Mühe aufzubringen. plotzlich im Sommer 1821 kamen, infolge des Umſchwunges 
auf dem Weltmarkte, Aufträge und Anfragen von allen Seiten. Im Wu war das alte Lager 
geräumt; die Produktion, fo ſehr man fie auch zu ſteigern ſuchte, konnte den Bedarf nicht 
entfernt decken. Der Sinkverkauf direkt von der Hütte aus, der noch immer dann und wann 
erfolgt war, wurde fofort ganz eingeſtellt, denn in Breslau, das nun einer der erſten Binnen: 
handelspläße für Sink geworden war, ließen ſich die Produkte ungleich beſſer verwerten. Die 
Geſellſchaft machte große Anſtrengungen, Sink von andern Hütten zuzukaufen, hatte aber hierin 
bei der allgemeinen ftarken Nachfrage wenig Erfolg. Sahlreiche Aufträge mußten aus Mangel 
an Ware abgewieſen werden. Wenn ein Beſteller ein Angebot nicht umgehend annahm, wurde 
die Ware ſofort anderweitig vergeben. Preiſe auf irgend längere Seit feſtzuſetzen, wurde bei 
der ſteigenden Konjunktur ſtets abgelehnte). Die Preiſe ſtiegen von Juli 1821 bis September 
1822 auf das Doppelte (von 5% auf 11½ TL) und hielten fid) bis April 1823 faft auf 
gleicher Höhe. 

Soweit der Sinkverkauf nicht an Breslauer Kaufleute, ſondern an auswärtige Häufer 
erfolgte, ſodaß er aus der Geſchaftskorreſpondenz zu entnehmen ift, gewahren wir ein mächtiges 


1) Bei dem großen allgemeinen Intereſſe dieſer Sinkkrifis feien ausführlichere Daten über die damalige 
Bewegung der Sinkpreife aus der Geſchaͤftskorreſpondenz der Geſellſchaft gegeben. (Val. hierzu: Blafig, Die 
Schleſiſche Sink-Produhtion, S. 11.) Es hoftete der Zentner Sink frei Breslau: 


1821 Juli Tl, 5¼ 5 1824 Sebr. Tl. 7% 1827 Jan. Tl. 5—5 ¼ 
Oft, » 6 ½ April » 7½—7 Sebr. 5¼ 5% 
nov. 7 Zuni 6-6%%, März + 4% 
Dez. Th Juli 6% Juni 4½ 

1822 Sebr. 8 ½ Sept. 2 ½ Aug. 43], 
Marz. 89,—9 Dez. 6½ Dez. 4 
April 1010 ½ 1825 Jan. 6½ 1828 Jan. 4½ 
Juni + 10—10?/, Marz 61% Sebr. 3f. 
Aug. 10% Mai + TU. März 3%, 
Sept. 11¼—11½ Juli 7,—8 Oft. + 3½ + 
Oft. + 11½ Aug. 11 1829 Sebr. 31, 

Dez. 10 ½ 10% Sept. 11¼—1% April 3 ½ 
1823 Marz 10 ¼ 10 ½ Nov. + 10 Juli + 29,—8 
April 107/5,—10?/, 1826 Jan. 6% Oft. + 2% 
Aug. 8 Sebr. 51/g—51/y 1830 März + 23/, 
Ot. 68 —7 ½ April 5 Juni + 25), 
nov. 7 ½—7 ½ Juni 4½ Sept. 21,—23], 

Aug. 4% 1831 Jan.. 3 


4) flopierbüdjer 1821 Sept. A, Dez. 8, 1822 Sebr. 1 u. ö. 
Heſchichte der Vergwerksgeſellſchaft 6. v. Giefhe's Erben. 8 
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Anwachſen des Abſatzgebietes!). Die deutfchen und ſchwediſchen Meffingwerke, die aus der 
alten Galmeikundſchaft noch übrig geblieben waren, find an dem Sinkabſatze jetzt nur verhältnis” 
mäßig ſchwach beteiligt. Hegermühle bezog allerdings 1821 2000 Sentner, wollte aber [páter 
die verlangten Preife nicht mehr anlegen. Mit dem Meffingwerke Nieder⸗Auerbach hatten 
Gieſche's Erben 1819—30 einen ziemlich gleichmäßigen Umſatz von jährlich 300—600 Sentnern. 
Haſſe in Lübeck bezog 1821—23 nur kleinere Poften von 100—160 Sentnern. Noch unbedeutender, 
jährlich 20—100 Sentner, waren die Bezüge der ſchwediſchen Sirmen Sahlerantz, Schartau, 
Alff u. a. in Stockholm. Große Umfähe machte man nur in dem Sink, das über Stettin und 
Hamburg nach England und Indien ging. bon Stettiner Abnehmern kauften die Sirmen 
weinreich und Wieglaw 1823 1000 und 1500 Sentner. Mit Hamburg handelten Gieſche's 
Erben auffallender Weife nicht direkt, ſondern durch vermittlung eines Berghommiffars 
Schmidt in Magdeburg, ber 1821—25 faft 9000 Sentner abnahm. Die 4000 Sentner dink, 
welche die Sirma Schleicher in Stolberg bei Aachen 1821—24 kaufte, gingen über Hamburg 
nach Amſterdam, wahrſcheinlich von dort nach Indien. Das franzöfifche Kapital, das in den 
fünfziger Jahren fid) an der ſchleſiſchen Sinkinduftrie fo ftark beteiligte, ift in unſrer Seit ver⸗ 
treten durch bie Sirma Saillard ainé in Paris, die 1820 und 1825 je 1000 Sentner bejtellte, 

Aber der reiche Gewinn der Geſellſchaft, von dem uns das nächſte Kapitel noch näher 
unterrichten wird, ſtammte nicht allein aus dem Sinkverhaufe. Als die Blütezeit der Sink: 
induſtrie einſetzte, waren Gieſche'“s Erben die einzigen Galmeiproduzenten in Oberſchleſien 
und lieferten den andern Hütten den Rohftoff. Wenn man auch die Preife nicht zu hoch 
ſchraubte, um die Abnehmer nicht zu eigenen Grubenmutungen oder zum Bezuge polniſchen 
Galmeis zu treiben, ſo war doch der Galmeiverkauf, der von der Grube aus, nur durch den 
Kebnstráger beforgt wurde, anfänglich ein lebhaftes, einträgliches Geſchaͤft. Der befte Galmei: 
kunde war 1821/22 ber „Sinkkönig" Godulla. Allerdings büßte die Geſellſchaft diefe ihre 
Monopolſtellung bald ein, indem neue Gruben entſtanden und der mitbauende Grundherr der 
Gieſcheſchen Gruben, Graf Henckel⸗ſleudeck, von 1822 an feinen Anteil nicht mehr wie bisher 
in Geld, ſondern „in natura“ bezog. 

Das erſte Anzeichen, daß die „Slitterwochen“ des ſchleſiſchen Sinkhandels nicht ewig 
währen könnten, beſtand in einem ſtarken Preisrückgange feit April 1823 und in einem plöh: 
lichen Stocken der Nachfrage im Sommer 1824. Aber die Wolken verzogen fid) noch einmal. 
Der im Juni auf 6 Cl. gefunkene Preis hob fid) allmählich wieder und ſchnellte fogar im 
Herbſte 1825 infolge engliſcher Spekulation bis zu dem bisher unerreichten Stande von 11½ Cl. 
empor. Giefche’s Erben hatten ſchon im Oktober 1824 die im Sommer aufgeſammelten Be: 
ftände glatt geräumt und hatten das ganze folgende Jahr hindurch reichliche Aufträge. Noch 
Ende 1825 waren ihre „Tämmtlichen Gruben und Hütten in lebhafteſter Chatigheit." 


1) Das Solgende nach den fopierbiichern 1821—29. 
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Die Gründe für den Anfang 1826 ſchroff einſetzenden und bis 1830 immer zunehmenden 
Perfall des Sinkhandels waren verſchiedener Natur. Der Bedarf in Indien ließ nach; der 
engliſche Swifchenhandel war dem Bedürfniſſe vorausgeeilt und hatte große 3eftánbe aufgehäuft; 
die ſchleſiſche produktion war wiederum den Beſtellungen der Engländer voraus und hatte jetzt 
erft recht große Maſſen des vor kurzem jo begehrten Metalls unverháujfid) auf Lager. Ein 
zeitgenoſſiſcher Beurteiler klagt in den „Schleſiſchen Provinzialblaͤttern“ von 1827), daß der 
ventfeſſelte und der wilden Gier fid) überlaſſende Spehulationsgeift" das blühende Sinkgewerbe 
fo bald wieder vernichtet habe. Jedenfalls waren übermäßige Produktion und verkehrte Abſatz⸗ 
politik an dem „rache“ mindeſtens mitſchuldig. Gieſche's Erben waren den Auswüchſen 
der Spekulation zwar fremd geblieben. Sie hatten fid) auf keine langfriſtigen Cieferungsgefchafte, 
auf keine Schleuderkonkurrenz eingelaſſen. Sie hatten nicht, wie Graf Henckel teudeck und 
andre), durch Rommiſſionslager an den großen Sinkhandelsplagen die Preiſe verderben helfen. 
Sie hatten immer nur zu den jeweiligen Marktpreifen mit effektiver Ware gehandelt. Trotzdem 
wurden auch fie jetzt von dem allgemeinen Verderben ſchwer betroffen. 

In den 5 Monaten von November 1825 bis April 1826 fank der Sink von 10 auf 5 Cl., 
und der Preisſturz blieb mit geringen Schwankungen unaufhaltſam, bis im Herbſt 1830 der 
Tiefſtand von 2½ Cl. erreicht war. Der Breslauer Sinkmarkt verödete; die meiſten aus: 
wärtigen Runden waren trotz wiederholter Angebote und der ſteten Verficherung, daß die Preife 
bald wieder anziehen müßten, nicht zur Beſtellung zu bewegen. Die Stettiner Abnehmer, Schmidt 
in Magdeburg, Schleicher in Stolberg, Saillard in Paris blieben ſeit 1825/26 aus. Ein ſeit 1824 neu 
angeworbener franzöfifcher Käufer, die Sirma Steffan und Oswald Wik in Niederbruck bei Belfort, 
bot nur ſchwachen Erfah. Die Beftellungen der Meſſingwerke nahmen zwar ein wenig zu; 
aber mit dem größten dieſer Abnehmer, Hegermühle, kam man erft bei den unerhört niedrigen 
Preifen von 1830 wieder ins Gefchaft. Gleichzeitig mit dem Rückgange des Sinkabſatzes ftockte 
auch die zweite Einnahmequelle der Geſellſchaft, der Galmeiverkauf. Der größte Teil der 
kleineren Sinkhütten, die an der Schleuderkonkurrenz der letzten Jahre vor allem ſchuld waren, 
vermochte bei den ſchlechten Preifen die Produktion nicht fortzuſetzen. Gieſche“s Erben er 
kannten jetzt, daß die Rohſtofflieferung an Konkurrenten ein zweiſchneidiges Ding ift und be. 
mithten fid) nach Kräften, den Prozeß des Eingehens der kleinen Hütten zu beſchleunigen, indem 
ſie ihren Galmeibezug erſchwerten. Aber freilich wurden dadurch die augenblicklichen Einnahmen 
der Geſellſchaft geſchaͤdigt. Der Éebnstráger v. Weger, der bisher aus den Galmeigeldern feine 
Betriebsmittel gefchöpft hatte, konnte fid) von den gewohnten Einnahmen nicht fo leicht trennen 
und zeigte fid) in der Befhrånkung des Galmeiverkaufs oft lauer, als der Breslauer Geſchaͤfts⸗ 
leitung lieb war. 

Bei dem ſchlechten Geſchaͤftsgange erlahmte alle Unternehmungsluft. Geplante Er- 
weiterungen des Geſellſchaftsbeſitzes wurden aufgegeben; feit 1828/29 entſchloß man ſich im 


1) Band 86, S. 247. 2) Vgl. Kopierbücher 1828 Aug. 19. 
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Gegenteil zu erheblichen Betriebsbeſchränkungen. Serner ſchloß man 1828 einen Kontrakt über 
die Sinkabfuhr nur auf 3 Jahre, „da man fid) bey ben ungewiſſen Ausſichten, wie es mit dem 
Sinkhandel weiterhin kommen kann, nicht auf jo febr lange binden kann“ !). Dauernde un 
günftige Einwirkungen auf die Geſellſchaftsverfaſſung hatte, wie wir ſehen werden, der Sink 
krach von 1826—30 dadurch, daß er den Anſtoß gab zu dem Ausſcheiden v. Wegers als Lehns 
träger und Geſellſchaftsmitglied und zu der Reubeſetzung des Lehnsträgerpoftens 1829, Die jetzt 
von der Geſellſchaft durchlebte Kriſis war an ſich kaum fo ſchwer wie die Prüfung, die fie in 
der Srangofengeit ſiegreich beſtanden hatte. Aber fie wirkte darum verhängnisvoller, weil fie 
auf eine Seit ungeahnten Aufſchwungs jo unmittelbar gefolgt war. wie wenig der Menſch 
„eine Reihe von guten Tagen“ vertragen hat, wird meiſtens dann erſt offenbar, wenn die gute 
Seit plötzlich wieder dahingeſchwunden iſt. 


U. Geldwirtſchaft 1815—29. 


Anappe Jahre 1813—21. Hochflut der Repartitionen 1822—25. Aufwendungen für Vermehrung 
des Heſellſchaftsbeſitzes. Gberſchleſiſche Betriebsmittel. Reſervefonds. Rückgang der Erträge 1826—29 und 
Wirkungen desſelben. 


Das ſtarke Schwanken der Erträge hatte [don für die Geldwirtſchaft des „Samilien⸗ 
geſchäfts“ eine Gefahr bedeutet. Aber einen ſolchen Pechſel von lawinenartigem Anſchwellen 
und kläglichem Sufammenfchrumpfen der Erträge wie in dem vorliegenden Seitabſchnitte hat 
die Geſellſchaft wahrend ihres ganzen Beſtehens nicht wieder erlebt?). 

Die Jahre 1813—21 zeigten allerdings in finanzieller Hinficht noch ziemlich das Gepräge 
früherer Seiten. Der ruſſiſch⸗galiziſche Sinkverkauf und die vorübergehende Wiederbelebung des 
Galmeihandels brachten nach der langen Kriſis endlich wieder einige Erträge, die ſchleunigſt 
repartiert wurden. Sür Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes blieb Raum etwas übrig. Eine 
zu ſubhaſtierende Rohlengrube, die der Lehnstraͤger im Sebruar 1815 zu kaufen vorſchlug, 
wollten die Repräſentanten nur erwerben, wenn fie „für einige 100 Thaler“ zu haben ware “). 
Den vorſchlag, dem Grafen Henckel feinen Anteil an der Scharley-Brube für 8000 Cl. abzu⸗ 
kaufen, lehnte das Kollegium teils aus rechtlichen, teils aus finanziellen Bedenken ab?) ] Mit 
dem Jahre 1816 gingen auch die Erträge wieder zurück. Ein in der Korrefpondenz des Landrats 
v. Walther?) befindlicher Brief einer „gehorſamſten Niece“ an ihren „verehrungswürdigen 


1) Dehretenfiopierbuch 1827/40, fiopierbud) 1828 Jan. 4. 
?) Die Repartitionen betrugen in Talern: 


1813 — 1818 3.000 1822 33000 1826 45 000 
1814 7.000 1819 — 1823 69000 1827 39000 
1815 6000 1820 3000 1824 84000 1828 24000 
1816 3000 1821 9000 1825 105000 1829 6000 
1817 3000 


) ſtopierbücher 1815 Sebr. 28. März 17. 4) Ebd. 1814 Okt. 31. °) Gejellichaftsakten J. 1. 
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Gnädigen Oncle” ſpricht zwar die Hoffnung aus, daß die Repartitionen künftig „nicht wieder 
durch Seit oder andre Derbáltniffe unterbrochen“ werden würden. Aber nachdem man 1816—18 
kleine Repartitionen „erzwungen“ hatte, ftochte 1819 die Geldquelle ganz und floß auch 1820/21 
noch ziemlich ſpaͤrlich. Nun aber kam mit der Blütezeit des Sinhgejchäfts eine wahre Hochflut 
der Erträge. Die Dergleihung zweier Hahlen kennzeichnet allein die Größe und Plößlichkeit 
des Umſchwungs: Die Summe der Repartitionen aus den 3 Jahren 1823—25 war mehr als 
doppelt fo hoch als die Summe aller Erträge aus den 46 Jahren von 1776—1821. Wahrend 
man bisher eim, höchftens zweimal im Jahre Dividenden verteilt hatte, erfolgte jetzt die Aus 
zahlung vierteljährlich, 

Einen wie großen Teil des ihr fo plotzlich in den Schoß fallenden Gewinnes die Gefell- 
ſchaft nicht verteilt, ſondern zur Mehrung ihres Beſitzes, zur Schaffung eines Rückhalts für 
ſchlechte Seiten verwendet hat, läßt ſich leider aus den vorliegenden Quellen nicht berechnen. 
Daß in jenen guten Jahren mancherlei Erwerbungen geplant und ausgeführt worden find, ift 
an anderer Stelle!) geſchildert. Ob aber die Gunſt der Cage voll ausgenutzt worden ift, muß 
doch bezweifelt werden. Im Juni 1824 ſchreibt weiß unter dem Eindrucke einer vorüber 
gehenden Stockung des Sinhgefchäfts an v. Weger: Die Repräſentanten lehnten jede weitere 
Vermehrung des Grubenbeſitzes ab, „weil mad) unſrer Meynung jede Ausdehnung über die 
eigentlichen Krafte und verhaͤltniſſe 9 mal übel und nur 1 mal gut angebracht ift" 2). 

Über die oberſchleſiſchen Betriebsmittel wurde auch jetzt, in den Seiten der glänzenden 
Erträge, viel geſtritten. Die Verwaltung in Tarnowik follte nach Möglichkeit ihren Geldbedarf 
durch den Galmeiverkauf an andere Hütten decken. Sie ſollte Reine Außenſtände haben, Reine 
Barbeftände anſammeln und vor allem — von Breslau moglichſt felten Geld fordern. Schon 
1810 hatte das Bergamt verlangt, daß bei der oberſchleſiſchen Betriebsleitung immer ein „eiferner 
Cassen-Beftand“ vorhanden fein ſolle. Im Oktober 1823 beantragte v. Weger die Schaffung 
eines „eiſernen Beſtandes“ bei feiner Verwaltung. Aber die Breslauer Geſchaftsleitung meinte, 
größere Barbeträge feien dort nicht einmal ficher genug. Ebenſowenig wie ein oberſchleſiſcher 
Betriebsfonds entſtand damals bei der Breslauer Verwaltung ein Refervefonds. Die Schaffung 
eines ſolchen erklärte Caspary bereits 1812 für dringend nötig, „um ſtets auf ſchlimme Perioden 
gefaßt zu fen“, Zetzt war es namentlich ein auswärtiger Teilnehmer, Major v. Walther und 
Croneck in Berlin, der bei dem Geſchaftsfüͤhrer wiederholt bezuͤgliche Anregungen gab. Weiß 
ſchreibt 1826, er habe den geduferten TDun[d) dem Repräfentanten v. Reſſel zur Berücfichtigung 
empfohlen; 1829 antwortet er; da bei den gegenwaͤrtigen ſchlechten Sinkpreiſen alle eingehenden 
Gelder zu Betriebsausgaben verwendet werden müßten, ſei der „eiferne Beſtand“ in feiner Raffe 
„ſo gut als nicht vorhanden" “). 


1) Dal. Allgemeine Geſchichte, Abſchnitt IV, Kap. 3 ff. ®) Ropierbiicher 1824 Juni 17. 
3) ſtopierbücher 1812 Juli 3, 1823 Okt. 28, 1826 Sept. 20, 1829 Jan. 29. 
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Es war aljo in den Jahren des Uberfluſſes nichts geſchehen zur Milderung des Rück: 
ſchlages, der bis 1829 die Erträge von 105000 auf 6000 Cl. wieder zurückwarf. Der Brief: 
wechſel der Breslauer Geſchaͤftsſtelle mit der oberſchleſiſchen verwaltung und mit den 
Geſellſchaftsmitgliedern zeigt jetzt ein ähnliches Bild, wie in der „ſchlimmen periode“ von 
1806—12, deren Lehren man fo wenig beherzigt hatte: Mahnungen zu äußerfter Sparfamkeit 
im Betriebe, Ablehnung irgend koſtſpieliger Unternehmungen, Klagen über Geldknappheit und 
Geſchaͤftsſtockung, trübe Dorausfagen für die Zukunft. Die Geldnot der Breslauer Raſſe war 
fo groß, daß man beiſpielsweiſe den Bergrat Rrickende in Tarnowitz, der für feine Vertretung 
der Geſellſchaft im Henckelſchen Prozeffe 2000 Tl. erhalten ſollte, in den Jahren 1829/30 mehrfach 
um Stundung bitten mußte. Die Bedrängnis der Teilnehmer, namentlich derer, die im weſent⸗ 
lichen von den Bergwerksertragen lebten, war um jo größer, als fie durch die ungeahnten 
Einnahmen der Vorjahre verwöhnt waren. Was ſollten fie jetzt tun, wenn die Breslauer 
Geſchaͤftsſtelle ihre Bitten um vorſchüſſe ablehnte und im Juli 1829 ſchrieb, es könnten vielleicht 
„ganze Jahre vergehen,“ ehe wieder Repartitionen gezahlt werden könnten‘)? Hatte ſchon in 
der Sranzoſenzeit mancher den damals noch durch die Samilientradition verpönten Ausweg 
eines Verkaufs feines Geſellſchaftsanteils betreten wollen, fo lag diefe Auskunft jetzt, wo jeder 
wußte, daß er über feinen Anteil völlig frei verfügen könnte, noch viel näher. enn weiter. 
blickende Spekulanten, in der richtigen Dorausficht, daß die gegenwartige Notlage der Geſellſchaft 
bald vorübergehen werde, durch Rauf in die Sahl der Gieſcheſchen Erben eintreten wollten, 
jo war für fie jetzt der günſtigſte Zeitpunkt gekommen. 


12. Serwürfniſſe des Lehnsträgers v. Weger mit den Reprajentanten 
1822—28. 

Privatunternehmungen v. Wegers. Sanguiniſches Temperament desſelben und Ausbeutung durch 
Spekulanten. Wachteiliger Sinkverkauf. Bederſche Mutung. Galmeianweiſungen und -kaufgelder, Häufige 
Abweſenheit v. Wegers und ungenügende Vertretung. 

wollen wir die Serwürfniſſe der Jahre 1812—28 zwiſchen den Repräfentanten und dem 
Kebnstráger Major v. Weger gerecht beurteilen, jo müſſen wir vor allem eins im Auge be 
halten. Das erſte Erfordernis jedes, namentlich eines leitenden Beamten ift nach heutigen Be 
griffen, daß er ganz und ausſchließlich den Intereſſen feiner Auftraggeber dient. Aber in da 
maliger Seit brachte es die verwaltung der Privatbergwerke durch die Staatsbehörden jo mit 
fih, daß viele Bergbeamte nebeneinander ſtaatliche und Privatgefchäfte beſorgten, daß die 
Schichtmeiſter gleichzeitig im Dienſte verſchiedener Gewerkſchaften ſtanden, wobei es ohne 
widerſtreit der pflichten nicht immer abging. So waren auch nach den damaligen Begriffen 
Bergwerksunternehmungen für eigene Rechnung ſelbſt mit einer leitenden Beamtenſtellung weit 
eher vereinbar, als heutzutage. Major v. Weger war eine unternehmungsluſtige, impulfive . 


1) Ropierbiidher 1829 Juli 22, Okt. 9, 1830 April 6. 
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Natur, ftets neuen Ideen zugänglich, fruchtbar an Plänen, die freilich nicht immer zur Reife 
kamen, wie die Anlage einer Sinkhiitte bei Breslau 1812, der Kohlenverſand dorthin 1824 oder 
der Bergbau auf Blende, Blei: und Silbererze, die er 1827 auf feinem Gute Ober-Boegendorf 
gefunden haben wollte!). So ſcheint es erklaͤrlich, daß er in der Seit der krampfhaft 
gefteigerten Sinkproduktion und -fpekulation auf Privatunternehmungen fid) einließ, übrigens 
mit Wiffen der Repräfentanten und felbftverftändlich in der redlichen Abſicht, die Intereſſen der 
Geſellſchaft nicht zu ſchaͤdigen. Es ſcheint nur, daß fein ſanguiniſches Temperament ihn. mite 
unter in Geſchaͤfte verwickelte, deren Tragweite er nicht überſah, und daß er fid) von der Ge 
riebenheit gewerbsmäßiger Spekulanten irreführen und ausbeuten ließ. 

Wiederholt verſuchte v. Weger feine Privatunternehmungen dadurch vor den Xeprájentanten 
zu rechtfertigen, daß er die betreffenden Objekte zunächft der Geſellſchaft anbot. So offerierte er 
im Auguſt 1822 Gieſche's Erben die Beteiligung an einer ſchon 1815 auf den Namen feiner 
Srau gemuteten Sinkhütte, wahrſcheinlich der Marienhütte, die ihm [páter noch viel Schaden 
und Derdruß bereiten follte; aber die Repräjentanten lehnten ab?). Im Dezember 1822 kam 
es zu der erſten Trübung der Beziehungen des Lehnsträgers zur Gefchaftsleitung. So eifer⸗ 
füchtig v. Weger darüber wachte, daß feine Befugnis des ausſchließlichen Galmeiverkaufs an 
andre Hütten nicht gefchmälert wurde, jo febr war er geneigt, der Breslauer Geſchaͤftsſtelle durch 
Sinkverkauf ins Handwerk zu pfuſchen. So verkaufte er eigenmächtig 1000 Sentner Sink an 
den jüdiichen Handler Joachimsthal; diefer bot den Schlußſchein zum Arger und Schaden der 
Sirma in Breslau aus, und Weif hatte feine liebe Rot, das Geſchäft wieder rückgängig zu 
machen. Bald darauf kam's noch ſchlimmer. Als im März 1823 der Propſt Beder in der 
Mahe der Scharleygrube eine für diefe höchſt nachteilige Mutung eingelegt hatte, wurde den Re 
präſentanten zugetragen, daß ihr Cehnsträger zu dieſer Mutung „den Weg gezeigt“ habe und 
„perfönlich daben intressirt“ fei, Es kam zu erregten Auseinanderſetzungen zwiſchen den Re 
práfentanten, Weif*) und v. Weger, aber der Verdacht muß fid) als grundlos herausgeſtellt 
haben. Die nächften Monate brachten jedoch neue Reibungspunkte: Bei dem Ankaufe der 
Liebeshütte findet das Kollegium nachteilige Beſtimmungen im Raufkontrahte, Der Lehnsträger 
wird getadelt, weil er Anweiſungen des Grafen Henckel auf Galmeilieferungen an Godulla und 
an Jjaak Sreund in Carnowik ve[pehtiert und damit den Anſpruch des Grafen auf die Natural 
teilung des Galmeis tatſächlich anerkannt habe. Als v. Weger den Repräſentanten einen ihm 
erteilten Rohlenſchürfſchein anbietet und erklärt, ablehnenden Salls zu feinen Gunſten darüber 
verfügen zu wollen, wird ihm vorwurfsvoll erwidert, daß er die Brauchbarkeit dieſes Beſitzes 
für die Geſellſchaft felbft „pflichtmaßig“ entſcheiden müſſe. Endlich erſcheint der in den nächften 
Jahren immer wiederkehrende Vorwurf, daß v. Weger bei Einziehung der Galmeikaufgelder von 
den andern Hütten viel zu lau fei und große Außenſtände fid aufſammeln laffe. 


1) ſtopierbücher 1827 Mai 28. ) Das Solgende nach den ſtopierbüchern 1822—28. 
3) Die Repräfentanten machten 3. B. weiß den Vorwurf, daß er bei Übermittlung ihrer Weifungen an 
v. Weger „zu lau“ fei. ` 
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Jm Srühjahr 1824 gab's neue Differenzen, die wahrſcheinlich mit Denunziationen des 
Schichtmeiſters Rlobucky auf Scharlengrube gegen v. Weger zufammenhingen. Der Schichtmeiſter 
follte entlafjen werden, wurde aber von den Behörden im Amte gehalten; er verlor nur die ihm 
bisher in Regie gegebene Balmei: und Sinkabfuhr, die auf Betreiben des Lehnsträgers an Ifaak 
Sreund vergeben wurde. Ende Mai war zwar der Sriede hergeftellt, und die Repräfentanten dankten 
v. Weger in einem verbindlichen Schreiben für den Ankauf der Konig Saul-Grube. Doch bald hören 
wir neue Klagen über die Außenſtände, über zu billige Galmeipreiſe für Sreund, über fchlechte 
Beſchaffenheit des für Schweden beftimmten gebrannten Galmeis, über unrein gegoffenes Sink u. a. 
Namentlich feit Major v. Weger im Januar 1827 das Rittergut Ober⸗Boegendorf bei Schweidnitz 
gekauft hatte und fid) bei feiner häufigen Abweſenheit von Tarnowitz durch den Rendanten 
Hannig und den Buchhalter Prätorius vertreten ließ"), häuften fid) die Vorwürfe und 
Beſchwerden. „Bey Ihren öfteren jetzt vorkommenden Reifen," ſchreibt Weiß im Mai 1827, 
„müßten Ihre Stellvertreter mehr attent ſeyn, und dann könnte Raum vorkommen, daß Ihnen 
ein Schreiben vom Bergamte .... worin über unterlaſſene vierwochentliche Löhnung geklagt 
wird, zugefertigt werden könnte. Dies find Vorfallenheiten, die uns nicht gefallen.“ 


15. Ausſcheiden v. Wegers als Lehnsträger und Verkauf 
ſeines Anteils 1828/29. 
Vorwürfe der Repräfentanten gegen v. Weger März 1828. Kündigung desfelben und Verkauf feines 


Anteils an Jjaak Sreund. Ausſcheiden v. Wegers und prozeſſe mit der Geſellſchaft. Die Jahre 1828/29 als 
Wendepunkt der inneren Geſellſchaftsgeſchichte. 


Als der Lehnsträger Anfang März 1828 bei den Repräfentanten anfragte, ob fie den 
Rendanten Hannig künftig als feinen alleinigen Vertreter anerkennen wollten, brach der Streit 
in hellen Slammen aus. Das Kollegium antwortete am 15. März?) in febr energiſchem Tone, 
daß man fid) zwar die „veränderte Geſtalt“, die v. Weger feit feinem Gutshaufe eigenmächtig 
der Carnowiker Verwaltung gegeben habe, „nothgedrungen“ habe gefallen laffen, daß aber der 
Kebnstráger ihnen einzig und allein in allem und jedem verantwortlich bleibe. Gleichzeitig 
rügten die Repräſentanten, daß die bisherige Raution v. Wegers erloſchen fei und zu ihrem 
Erſatze nur unannehmbare vorſchlaͤge gemacht worden feien. Die einzig hinreichende Sicherheit, 
die fie, um ihrer eigenen Derantwortlichkeit willen, von dem Lehnsträger fordern müßten, beftehe 
in der Derpfändung feiner Geſellſchaftsanteile. Cebhaftes Befremden errege auch die Kredit: 
gewährung von 6300 CL an die Marienhütte. Wegers vorſchläge zur Tilgung dieſer Schuld 
feien gleichfalls ganz unannehmbar. Endlich wird ſcharf getadelt, daß man fid) bei der Galmei: 
lieferung an andre Hütten viel zu febr auf langſichtige Kieferungsverträge eingelaſſen habe. 


1) Näheres über diefe vertretungsangelegenheit in Geſellſchaftsanten II, 15. 
4) Ropierbücher 1828 Marz 15. 
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Dadurch ermuntere man nur die kleinen Hütten, „ins Belag hinein zu probucieren" und könne 
dann ſchließlich die eigenen Werke nicht genügend mit Rohſtoff verforgen. 

Major v. Weger antwortete auf dieſe ſcharfen Dorbaltungen in begreiflicher Erregung; 
ein weiterer gereizter Briefwechſel folgte; im Juli 1828 war der Bruch vollendet. Am 11. Juli 
ſchrieb der Geſchaͤftsführer Weiß an den Repräfentanten v. Teichmann, daß v. Weger feinen 
Lehnsträgerpoſten gekündigt und feinen Geſellſchaftsanteil von '/& für 14000 Cl.!) an Ifaak 
Sreund in Carnowik verkauft habe. Namentlich letztere Nachricht ſchlug in Breslau wie eine 
Bombe ein. Weiß hoffte anfänglich, daß es fid) nur um einen Schrechſchuß handele, und der 
Repräfentant v. Reſſel ſchrieb deshalb fofort an v. Weger, er möge doch das Verkaufsgejchäft 
feines Anteils jedenfalls noch aufſchieben, da „ſchlimmſtenfalls Mitglieder der Samilie Käufer 
dazu fein würden“. Aber man hörte bald, daß es fid) um eine vollendete Tatfache handelte, 
Weger äußerte in einem Privatgefpräche, „wenn den Samilien dieſer Verkauf unangenehm 
wäre, fo könnten fie ja die Antheile von Sreund wieder kaufen, der wohl heut 20 000 Thaler 
dafür fordern werde.“ In der Tat wurden nun Nückkaufsverhandlungen mit Sreund geführt, 
die aber an feinen übertriebenen Sorderungen ſcheiterten. Noch im Oktober ſuchte die Breslauer 
Geſchaͤftsſtelle den Verkauf zu ignorieren und richtete die Mitteilung über die damalige Repartition 
an v. Weger, Aber bei der nächften Dividende Januar 1829 mußte man den jüdiſchen Gefchäftsr 
mann als Geſellſchaftsmitglied anerkennen, 

Su dem berdruſſe über den Anteilsverkauf geſellten fic) ärgerliche, langwierige Der. 
handlungen über die Außenſtände bei der oberſchleſiſchen 23etriebshaffe, die v. Weger als Lehns: 
träger und Kaffenführer zu vertreten hatte?). Dieſe peinlichen Auseinanderſetzungen, durch die 
fid) v. Wegers Ausſcheiden aus dem Amte noch bis zum September 1829 verzögerte, führten 
ſchließlich zu einem Reverſe vom 20. Auguſt 1829, durch die der bisherige Lehnsträger fid) zur 
Rückzahlung folgender drei Poften verpflichtete: eines Reſtes der Marienhütte von 1313 Cl., 
einer Schuld des Grafen Henckel ſleudeck von 1027 Cl. und eines baren vorſchuſſes von 1033 Cl. 
Letzterer Poften wurde alsbald beglichen. Die beiden andern Summen wollte v. Weger erſt dann 
entrichten, wenn er von den „Prinzipalſchuldnern“, Grafen Henckel und der Marienhütte, befriedigt 
worden fei, was großen Schwierigkeiten begegnete. Durch Erkenntniffe dreier Inſtanzen 1832—34 
zur ſofortigen, bedingungsloſen Sahlung verurteilt, erlangte v. Weger durch einen Dergleid) vom 
17. Oktober 1835 wenigſtens Sriften für die Abzahlung. Schließlich in bedrängten Derbáltniffen, 
nur von feiner 400 Cl. betragenden Militärpenſton in Rybnik lebend, ſuchte v. Weger 1839 für 
eine Reſtſchuld von 285 Cl. Gegenforderungen aus feiner Amtszeit her geltend zu machen, 
wurde aber wieder rechtskräftig zur Sahlung verurteilt. Damit und mit einem 1841 an die 
Repräfentanten gerichteten Geſuche um Ausſtellung eines Seugniſſes über feine frühere Dienft- 
tätigkeit verſchwindet fein Mame aus unfern Akten und aus der Geſellſchaftsgeſchichte. 


1) Der Kaufpreis betrug genau ſoviel wie die Summe der Dividenden aus den 5 Jahren 1822—26. 
2) Geſellſchaftsalten T, 11. 
Heſchichte der Bergwerhsgefeilfchaft O. v. Gieiche's Erben o 
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Es war ein tragiſches Schichfal, daß gerade der Mann, der die Intereffen der Gieſcheſchen 
Erben 17 Jahre lang und gewiß nicht erfolglos an der Stätte ihrer Unternehmungen vertreten 
hatte, nun zu weitreichenden, zunachſt jedenfalls unerfreulichen Ummälzungen der Geſellſchafts⸗ 
verfaſſung und verwaltung den Anſtoß gab. Die Wirkung der Vorgänge von 1828/29, die mit 
dem Ausſcheiden des Majors v. Weger zuſammenhingen, war eine doppelte. Einmal hat die Cat: 
ſache, daß die vereinigung des Lehnsträgeramtes mit der oberſchleſiſchen Betriebsleitung in 
v. Wegers Perfon fid) auf die Dauer nicht bewährte, auf die Stellung der oberſchleſiſchen Der: 
waltung zur Geſellſchaftsleitung in den Jahren 1829—38 einen nachteiligen Einfluß ausgeübt. 
Zweitens wurde durch den Anteilsverkauf an Sreund unwiderruflich entſchieden, daß der Kreis 
der Geſellſchaftsmitglieder nicht auf die Nachkommenſchaft Georg v. Gieſche's befchränkt 
bleiben könne. Wenn der Eintritt fremder Elemente nicht den Beſtand der Geſellſchaft gefährden, 
wenn er ihr im Gegenteil friſches Blut und wertvolle Krafte zuführen ſollte, fo war eine gründ: 
liche Umbildung ihrer Derfaffung nötig. Es waren jene eigenartigen Sormen zu finden, in denen 
v. Gieſche's Erben heute die Vorzüge einer geſchloſſenen Geſchlechtsgemeinſchaft und einer all- 
gemein zugänglichen Handels und Erwerbsgeſellſchaft möglicht in fid) vereinigen. Aber dies 
konnte nicht geſchehen, ohne daß tiefgreifende Erſchütterungen die Geſellſchaft mehr als einmal 
allgemeiner Auflöfung nahe brachten. Der Weg von dem ſeit 1829 endgültig begrabenen alten 
Samiliengefchäfte zu der neuen Geſellſchaft führte durch drei Jahrzehnte ſchwerer verfaſſungs⸗ 
kämpfe gegen innere und äußere Seinde. 

Als die Nachricht von dem Anteilsverkaufe des Majors v. Weger nicht mehr zu bezweifeln 
war, ſchrieb der Geſchäftsführer Weiß an den Xeprájentanten v. Teichmann: „So wäre denn 
die Bahn gebrochen, wodurch der v. Gieſcheſchen Adminiſtration viel unangenehmes er: 
wachſen wird“. Selten ijt eine Dorausjage ſchneller und gründlicher in Erfüllung gegangen. 


III. 
Die Seit der Verfaſſungskämpfe 1829—60. 


1. Beginnende Vertretung von Sonderintereſſen in der Geſellſchaft. 


Allgemeiner Gang der verfaſſungsgeſchichte bis 1860. weiterer Eintritt von Nichtverwandten 
in die Geſellſchaft. Perfönlichheit und Gefchäftstätigkeit der Gebr. Schreiber. Ihre Anteilskäufe 1829—40. perſön. 
lichkeit TD. Schneiders. Seine Anteilserwerbungen 1833—36. verſuchte Gegenwirkung der Repräfentanten. Spätere 
Solidarität zwiſchen W. Schneider und den Gebr. Schreiber. 


Der Gang der inneren Geſellſchaftsgeſchichte in den nächften drei Jahrzehnten läßt fich, fo 
verwickelt er auch im einzelnen fein mag, in großen Sügen doch leicht überſehen. Er beſteht in 
einem Rampfe der Vertreter der Einheit und der Geſamtintereſſen der Geſellſchaft, teils gegen 
die vertreter von Sonderintereſſen in der Geſellſchaft, die den Beſitz und die Mittel derſelben 
ihren Zwecken möglichft dienſtbar machen wollen, teils gegen die Bevormundung durch die 
Staatsbehörden, die bei der ſteigenden Entwickelung des Bergbaus immer unerträglicher wird 
und erft durch das Geſetz von 1851 eine erhebliche Einſchränkung erfahrt. Sundchft in den 
Jahren 1829—38 ift die Gegenwehr der Geſellſchaftsleiter, des Repräſentanten Kollegiums, nach 
beiden Seiten hin noch recht ſchwach; der Sriede wird alfo wenig geſtört. Erft als in den 
Jahren 1838/39 mit Eduard v. Liebermann und Louis v. Walther u. Croneck ein ftarhes ziel 
bewußtes Wollen in die Geſellſchaftsleitung Eingang findet, führen die Beſtrebungen beider 
Männer für Sicherung des Beſitzes und Beſſerung der Verwaltung der Geſellſchaft notwendiger: 
weiſe zum Konflikte mit den Behörden, wie mit der Partei der Sonderintereſſen. Die Waffe 
der letzteren: die Drohung mit ihrem Austritt, mit der Sprengung des ganzen Geſellſchafts⸗ 
verbandes, erweiſt fid) anfangs als wirkſam. Aber als die Verfechter der Einheit ſehen, daß 
ihre Gegner dieſe Drohung garnicht im vollen Umfange verwirklichen wollen und können, wird 
der Anſturm abgeſchlagen. Als endliches Ergebnis dieſer Stürme und Kämpfe entſteht das 
Statut von 1845, das die Einheit der Geſellſchaft nach innen ſichert. Aber erſt nach mühevollen 
fünfzehnjährigen Verhandlungen, die allerdings durch den geplanten Verkauf des Geſellſchafts⸗ 
beſitzes (1853—58) verlängert worden find, findet die neue Geſellſchaftsverfaſſung die zu ihrer 


vollen Wirkfamkeit unerläßliche äußere Anerkennung durch die Behörden. Erft 1860 erfolgt 
i ” 
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bie Allerhöchfte Beftätigung des Statuts und die Verleihung von Jtorporationsred)ten an Georg 
v. Biefche’s Erben. 

Die Partei der Sonderintereſſen, die ſich ſeit 1829 durch den Ankauf von Anteilen 
ſeitens Nichtverwandter gebildet hat, beſtand aus den Kaufleuten Richard und Alexander 
Schreiber, 1832—40 Geſchaͤftsführer, dann bis 1848 Raſſen- und Lagerhalter der Geſellſchaft, 
und dem Schichtmeiſter, fpäteren Direktor und Rittergutsbeſitzer Wilhelm Schneider. Der 
Käufer des v. Wegerſchen Anteils, Ifaak Sreund in Tarnowitz, hat dieſen ſchon 1831 an Gebr. 
Schreiber weiter verkauft. Außer den Genannten iſt vor dem Erlaſſe des Statuts noch der 
Landrat Baron v. Durant auf Baranowitz 1840 durch Rauf in die Geſellſchaft eingetreten. Da 
derſelbe aber den Schreiber Schneiderſchen Sonderbeſtrebungen durchaus fern ſtand, hat diefer 
Rauf die Geſellſchaftsverfaſſung nicht weiter beeinflußt. 

Die Kaufleute Richard und Alexander Schreiber waren Inhaber der renommierten Sirma 
5. E. Schreiber Söhne in Breslau. Ein Sirmenadreßbuch von 1837) bezeichnet ihr Gefchaft 
als „Handlung mit Candesproducten und Colonialwaaren engros, echſelgeſchafte, Hauptagentur 
der Sun⸗Seuer⸗Aſſecuranz Societät, desgl. der Union ⸗Cebensverſicherung Societät in London, fowie 

- Sink-Gefchäft, Gruben: und Hütten Adminiſtration unter der Sirma Georg von Gieſche's 
Erben.“ Außer dieſem vielſeitigen Breslauer Gejchäft hatten fie Hütten., Gruben und Groß 
grundbeſitz in Oberſchleſien. Im Jahre 1839 erwarben fie von Moritz hans Traugott v. Teichmann 
(1790—1845) die „Minderfreie Standesherrſchaft“ Sreyhan :). Beide Brüder verfügten offenbar 
über ein außergewöhnliches Maß von Unternehmungsluſt. Sie gehörten zu der Klaſſe von 
Großkaufleuten, die ſchon durch die Vielfeitigheit ihrer Geſchaͤfte und die hiermit zuſammen⸗ 
hängende ftarke Anſpannung ihrer Geldmittel zu beſonders energiſcher Wahrnehmung ihrer 
Intereſſen genötigt find. Wenn Gebr. Schreiber als Mitglieder und Geſchaͤftsführer von Georg 
v. Gieſche's Erben zur Geſellſchaft in mannigfache geichäftliche Beziehungen traten, fo war 
es unvermeidlich, daß fie mitunter in Gegenſatz zur Geſellſchaftsleitung und zur Mehrheit der 
Mitglieder gerieten. Ihre perſönlichen und die allgemeinen Intereſſen waren notwendiger: 
weiſe ſchwer zu vereinigen. Seit ihrem erſten Anteilskaufe, Auguſt 1829 2), benutzten fie die 
günftige Gelegenheit, die fid) durch den damaligen Tiefftand des Sinkgefchäfts und die Ent: 
mutigung vieler Geſellſchaftsmitglieder darbot*), bald zu weiteren Erwerbungen. Schon 1834 
werden fie als „bedeutende Intereſſenten von allen drei Linien” bezeichnet. Schließlich Ende 
der dreißiger Jahre beſaßen fie reichlich ho am Geſellſchaftsbeſitze und waren damit bei weitem 
die größten Teilnehmer geworden. Ihr eingeftandener Zweck beim Eintritt in die Geſellſchaft 
war die Erlangung des Geſchaͤftsführeramtes, das ihnen auch nach dem Tode von Weiß 1832 
unter den vorteilhafteften Bedingungen zuteil wurde. Dadurch erhielt nicht nur ihr eigenes Sink: 
geſchaͤft einen mächtigen Aufſchwung, ſondern ihre Beziehungen zur oberſchleſiſchen Verwaltung 


1) verzeichnis ſamtlicher rezipierter ſtaufmannſchaft, Breslau 1837, S. 19. 
) Goedſche, Geſch. des MilitſchTrachenberger Areifes, S. 123 f. 3) fiopierbud) 1829 Aug. 7. 
4) Siehe oben S. 62. 
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von Gieſche's Erben konnten ihnen aud) unter Umſtänden bei der Verwaltung und Verwertung 
ihres dortigen Beſitzes von Nutzen fein. Daß fie ebenjo wie Schneider von Anfang an in allen 
drei Linien Anteile erwarben, hatte feinen guten Grund darin, daß fie jo Einfluß auf die Wahl 
und Bevollmächtigung aller drei Repräfentanten erhielten. 

Ihr Bundesgenoſſe Wilhelm Schneider, 1827—34 Schichtmeiſter in Königshütte, 
dann bis 1839 Generalbevollmächtigter des Grafen Hugo Henckel, ſpaͤter Rittergutsbeſitzer 
auf Ornontowitz!), war ein intereſſanter, nicht unbedeutender Mann, ein Typus des damaligen 
oberſchleſiſchen Unternehmertums. Ein „ſelbſtgemachter Mann," fpáter zu großem Vermögen 
gelangte), außerordentlich rührig und tätig, gewandt in mündlicher und ſchriftlicher Verhandlung 
mit Behörden und Privaten, für neue Ideen immer empfaͤnglich, ſtets bereit, auch allgemeine 
Intereſſen, ſoweit ſie ſich mit ſeinem Privatvorteil deckten, zu vertreten, war er zweifellos ein 
wertvoller Bundesgenoſſe, ein gefährlicher Gegner. Als Geſchaͤftsmann hätte er im Lande des 
Dollars auf das ehrende Beiwort „smart“ begründeten Anſpruch gehabt und für jRrupellofe 
Ausübung der Runſt, unter Benutzung der Unerfahrenheit anderer immer billig zu kaufen und 
teuer zu verkaufen, wohlverdiente Anerkennung gefunden. 

Schon die Art feines erſten Anteilserwerbes, daß er nämlich im Juni 1833 nicht gleich 
kaufte, ſondern unter Vorbehalt des Vorkaufsrechtes auf 6 Jahre pachtete, zeigt ihn als er: 
fahrenen Spekulanten, der erft die [Peiterentwicklung des Sinkgefchäfts abwarten will. Als er 
aber 1834 „vertrauen“ gewonnen hatte, ging er mit der ihm eigenen Energie ans Werk und 
kaufte Anteile in allen drei Linien. Nachdem er noch 1836 die früher gepachteten Anteile gekauft 
hatte, war er mit % immerhin einer der größten Beſitzer. Sür ihn war das Hauptmotiv des 
Eintritts, außer der Hoffnung auf eine gute Derzinfung, die Abſicht, für feine eigenen Sinkhütten 
fid) billigen Galmei aus den Geſellſchaftsgruben, namentlich aus der vortrefflichen Scharlen: 
Grube, zu ſichern. Wie weit er feine Abſicht erreichte, und wie dies Beſtreben feine Haltung in 
den fpäteren Verfaſſungskämpfen beeinflußte, wird noch näher zu ſchildern fein, 

wahrend anſcheinend an dem Eintritte der Gebr. Schreiber niemand von den alten 
Geſellſchaftsmitgliedern Anſtoß nahm, ſcheinen die Anteilserwerbungen Schneiders den Re 
präfentanten recht unangenehm geweſen zu fein. Im Sommer 1833, gleich nach der erſten 
Pacht Schneiders, ſpricht ſich Ernſt v. pogrell in Briefen an feinen Neffen Chorus?) über die 
Verpachtung tadelnd aus und bittet Chorus, die Verpächter, wenn möglich, vom Verkauf an 
Schneider zurückzuhalten. Am 3. Juni 1834 erlaſſen ſodann die Reprajentanten ein Rund: 
ſchreiben “), in dem fie, allerdings ohne Schneider zu nennen, die Mitglieder warnen, fid) nicht 
zum Verkauf ihrer Anteile verleiten zu laſſen. Wer durchaus verkaufen müſſe, folle dies 
jedenfalls nicht ohne vorherige Rückſprache mit den Geſchaͤftsfuhrern Gebr. Schreiber tun. 


1) Häheres über Schneiders perſon enthält fein Zirkular vom 8. Dez. 1843, Geſellſchaftsaßten II, 9. 

2) mündlicher Überlieferung zufolge zählte Schneider Anfang der vierziger Jahre neben Godulla und 
v. Winckler zu den reichften Männern des Induftriebezichs. 

9) Schreiben vom 28. Juni und 17. Aug. 1833, privatbeſit. 4) Geſellſchaftsaltten II, 12. 
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Aus einem wenig fpäteren Schreiben des Lehnsträgers v. Reſſel!), in dem geklagt wird, daß 
fid) „Speculanten in die Gewerkſchaft eindrängen wollen“, ſehen wir, daß Schneider die 
Mitglieder wirklich nicht mit hohen Preiſen verwöhnte: er hatte einen Anteil für jährlich 
1000 Tl. pachten wollen, der zur Seit, wie v. Keſſel belehrend mitteilt, 2500 Cl. Dividenden brachte. 

Wenn die Gebr. Schreiber, wie man aus dem Sirkular vom Juni ſchließen könnte, die 
Repräfentanten bei dem Derfuche, Schneider fernzuhalten, unterſtützten, fo müffen fie bald mit dem 
unbequemen Konkurrenten Srieden geſchloſſen haben. Denn ſchon im Auguſt kaufen fie einen 
Geſellſchaftsanteil gemeinſchaftlich mit ihm. Jedenfalls erſcheinen in den folgenden Jahren 
Schneider und Gebr. Schreiber faſt immer ſolidariſch verbunden, ein Bündnis, bei dem 
entſchieden Schneider die führende und treibende Kraft war. 


2. Die Geſellſchaftsverwaltung 1829—58. 


Geringe perſönliche Einwirkung der Repräfentanten. weitgehende Vollmachten der Geſellſchaftsbeamten. 
Hauptmann v. fieffel als Cehnsträger. Selbſtändigkeit der oberſchleſiſchen verwaltung. Galmeikäufe Sreunds 
und Schneiders. Die Gebr. Schreiber als Gefchäftsführer. verändertes Verfahren im Sinkhandel. Begründung 

bes Refervefonds. Erträge. 


Der Eintritt fremder Elemente in die frühere Samiliengeſellſchaft ließ fid), nachdem 
einmal das Beiſpiel gegeben war, nicht mehr verhindern. vielleicht konnte aber eine wachſame 
Geſellſchaftsleitung wenigſtens einem allzu großen Einfluſſe der neuen Mitglieder auf die 
verwaltung nach dem Grundſatze „Prineipiis obsta“ in den erſten Anfängen begegnen. Die 
Beantwortung der Srage, wie weit dies überhaupt verſucht worden iſt, wird dadurch ſehr 
erſchwert, daß die Verwaltung der Jahre 1829—38 fpäter, in den Kämpfen zwiſchen dem 
Lehnsträger v. Liebermann und der partei Schreiber Schneider, leidenſchaftlich umſtritten, von 
jenem als läſſig und kurzſichtig [darf getadelt, von dieſen als einſichtig und erfolgreich eifrig 
verteidigt worden ift. Bei aller Scheu davor, die Behauptungen jener Aampfeszeit über das 
urkundlich erweisbare Maß hinaus uns anzueignen, dürfen wir ſoviel als CTatſache hinſtellen, 
daß in jenen Jahren die Selbftändigkeit der Geſellſchaftsbeamten ſehr groß, ihre Beaufſichtigung 
durch das Repräſentanten⸗Rollegium ſehr unbedeutend war. Die geringe Einwirkung der 
damaligen Repräſentanten auf die Verwaltung findet ſchon in den oft kurzen und inhaltsleeren 
Ronferenzprotokollen ihren bezeichnenden Ausdruck. 

Die vertretung der Wildenfteinfchen und der Teichmannſchen Linie war feit 1819 unver 
andert geblieben. Hauptmann v. Keſſel, der wohl den Vorfik im Kollegium führte, auch, wie wir 
gleich ſehen werden, feit 1829 Lehnsträger war, beſaß gewiß den redlichſten Willen. Aber ein 
ſtarkes Ruhebedürfnis und ein unerſchütterliches vertrauen zu den Gefchäftsführern Gebr. Schreiber 
und dem nach dem Ausſcheiden v. Wegers ernannten Betriebsleiter, dem Schichtmeiſter (feit 1835 


!) ſtopierbuch 1834 Juli S. 


Bütteninfpektor) Campricht, vereinigten fid), um 
ihn nur in befonderen Sällen in die Verwaltung 
eingreifen zu laſſen. Rammerherr v. Teichmann 
ſcheint zu den Naturen gehört zu haben, die 
bezüglich des Maßes ihrer Araftentfaltung febr 
von dem Beiſpiele ihrer Umgebung abhängig 
ſind. Im Anfange der zwanziger Jahre und 
dann wieder nach 1838 hat er tätig mitgearbeitet; 
in der vorliegenden Seit iſt von ſeiner Einwirkung 
auf die Geſchaͤfte wenig zu ſpüren. Vielleicht 
hielt ihn auch Aränklichheit öfter von den 
Sitzungen fern. Unter den noch immer med» 
ſelnden Vertretern der pogrellſchen Linie!) ver: 
mochte keiner nachhaltigen Einfluß auszuüben. 

Eine ſchon früher beobachtete Unter 
laffungsfünde der Repräſentanten ?), das Nach- 
laſſen ihres Briefverkehrs mit ihren Linien, 
wird bei der zunehmenden Verzweigung der 
Geſellſchaft immer bedenklicher. Wir erfahren 
1835, daß eine größere Sahl von Intereſſenten 
der Teichmannſchen Linie keine allgemeine Re 
präſentanten⸗ Vollmacht zum Erwerb von Gruben, 
fondern nur Spezialvollmachten für die gerade 
vorliegenden Käufe ausſtellen will, weil ſie „von 
den vorgehenden Neuerungen in der Admini: 
ſtration dann gar keine Nachrichten erhalten 
würden“. 1837 läßt Rammerherr v. Teichmann 
den an ſeine Linie gerichteten „Aviſo Briefen“ 
betr. die Repartition, auch einige Sahlen über 
Kaffen: und Sinkbeftand, Einnahmen und Aus- 
gaben hinzufügen. Auch v. Keſſel gibt dann 
und wann Auskünfte über die Verwaltung“). 


1) 1830—32 Serdinand v. Thierbach, Mich. 1832 
bis Oftern 1833 5. Id. v. ſtoſchembahr, Oftern 1833 bis 
Oſtern 1834 Ernſt v. Dogrell, Often bis Michaelis 1834 
und 1836—38 farl Chorus, 1834—36 farl v. Loos. 

3) Val. S. 44. 

3) Kopierbicher 1835 Mai 12, 1837 April 26, Mai 12. 
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Aber zu regelmäßigen gedruckten Berichten entſchloß man fid) erft 1843, nachdem es der Partei 
Schreiber Schneider gelungen war, einen Teil der Geſellſchaftsmitglieder vorübergehend mit 
Mißtrauen gegen die Repräfentanten zu erfüllen. 

Die Art, wie das Kollegium 1829 die bisher in der perſon v. Wegers vereinigten Poſten 
des oberſchleſiſchen Betriebsleiters und des Lehnsträgers befekte, trug den Stempel ihrer Ent 
ſtehung in der Seit gänzlicher Stochung des Sinkgefchäfts deutlich an fid; fie war nämlich vor 
allem durch Sparfamheitsgrimbe diktiert. Nach monatelangen, durch häufiges Ausbleiben des 
Rammerherrn v. Teichmann verzögerten Beratungen beſchloß man, künftig in Oberfchlefien „bei 
den trüben Seiten Reine fo hoftjpielige perſon“ anzustellen. Sum Betriebsleiter beſtellte man 
den Schichtmeifter Campricht, aber nur mit 500 Cl. Gehalt. Das Eehnsträgeramt übernahm 
der Repräſentant v. Meffel, der jedoch alsbald für Campricht eine Vollmacht zu feiner „unbedingten 
vertretung ausftellte'), ſodaß nun Lampricht, namentlich ſeitdem er 1832 auch noch Raſſenführer 
geworden war, eigentlich faft den ganzen früheren Wirkungshreis v. Wegers ausfüllte, nur für 
ein weit geringeres Gehalt. Wenn man an dieſer verantwortungsvollen Beamtenſtellung [paren 
wollte, hätte man ihren Inhaber um fo fehärfer überwachen müſſen, aber dies gefchah nicht. 
Der Lehnsträger v. Reſſel war von 1832—39, ſoweit wir ſehen, nur dreimal in Oberfchlefien. 
Sein vertrauen zu Lampricht, den er einmal als einen „in jeder Hinſicht feinem Sach gewachfenen 
henntnisvollen Mann“ rühmt, war fo unbedingt, daß diefem z. B. 1834 der ganze Bau der 
wilhelminehütte einſchließlich der Beſchaffung der Baumaterialien übertragen wurde?) und daß 
von 1832—38 die oberſchleſiſchen Betriebsrechnungen nicht ein einziges Mal revidiert wurden. 
Wie weit Campricht feine Selbftändigkeit zum Schaden der Geſellſchaft ausnutzte, ift hier nicht 
zu unterſuchen. Catſache ijt nur, daß er fid) fpäter unter der ſcharfen Aufficht v. Liebermanns 
nicht lange auf feinem poſten behaupten konnte, und daß eine Revifion feiner Rechnungen „Der: 
tretungen“ ergab, die den Betrag feiner Raution von 5000 Cl. weit überftiegen, 

Der oberſchleſiſche Betriebsleiter, unter Aufſicht der Repräfentanten, mußte vor allem 
darüber wachen, daß die neu in die Geſellſchaft eintretenden Gruben: und Hüttenbeſitzer nicht 
vorteile für ihre eigenen Werke, die den Intereffen der Allgemeinheit widerſprachen, erlangten. 
Auch darüber, wieweit diefe Pflicht erfüllt worden ift, wollen wir verſuchen, nur Tatfachen 
ſprechen zu laſſen. Die Geſellſchaftsleitung hatte fid), wie wir ſahen, in den zwanziger Jahren 
allmählich den Grundſatz gebildet, an andere Sinkproduzenten keinen Galmei zu verkaufen, 
fondern alles felbft zu verhütten; fie hat auch, als die Milhelminehütte in Betrieb gekommen 
war, gegen Ende der dreißiger Jahre eher Mangel als überfluß an Galmei gehabt. Crokdem 
haben Sreund 1830345) und Schneider 1833—39 große Mengen Scharleyer Galmei bezogen. 
Raum hatte Schneider 1833 die erſten Geſellſchaftsanteile gepachtet, fo ftellte er das fpäter noch 
fo oft wiederkehrende Verlangen, die ihm zukommende Dividende „in natura“, in Galmei, be: 


1) Vollmacht vom 19. 12. 1829 in Geſellſchaftsaſtten 1, 24. ) Konferenzprotoholle 1834 Januar. 
3) fiopierbüdoer 1830 Dez. 3. fionferenzprotoholle 1832 Juli, 1834 Sebr, 
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ziehen zu dürfen. Die Repräfentanten fragten beim Oberbergamt an, ob fie diefe Sorderung, 
die, menn fie von mehreren Seiten geftellt würde, zur „Auflöſung der Geſellſchaft“ führen 
mußte, nicht ablehnen könnten. Die Behörde riet, es ruhig auf einen Prozeß ankommen zu 
laffen. Dennoch beſchloſſen die Repräfentanten „aus freiem Antriebe (f) und um das Auffehen 
zu vermeiden, das durch hartndckiges Sordern und Klagen entſtehen konnte“, die Bewilligung 
von je 3000 Sentnern auf 6 Jahre!). Damit war die abſchüſſige Bahn der Nachgiebigheit gegen 
unberechtigte Sonderintereffen zum erſten Mal betreten. Im Dezember 1834 haufte Schneider 
die bisherigen Galmei-Mafchabgänge der Scharlengrube für 1000 Tl. und die weiteren Abgänge 
der nächſten 12 Jahre für je 200 Tl. Als das Bergamt dieſem Kaufe wegen des viel zu 
niedrigen Raufpreiſes die Genehmigung verſagte, ham im Marz 1835 ein neuer Vertrag zu: 
ftande, der für die bisherigen Abgänge und für die der nachſten 6 Jahre zwar 5000 Cl. als 
preis feſtſetzte, aber dafür dem Verkäufer die zu entrichtenden königlichen Gefälle auferlegte, 
alſo nur wenig günſtiger war, als das erſte Abkommen. Mad) einer unwiderlegten Angabe 
v. Liebermanns betrug der Wert dieſer den Repräſentanten als faſt wertlos geſchilderten Wafd: 
abgänge faft 94000 Cl. 2)1 In den Jahren 1836—38 kaufte Schneider für 3500 Cl. ähnliche 
Abgänge von der Schoris Grube, die nach demſelben Gewährsmann mindeſtens 40000 Cl. 
wert waren!). 

während Schneider feinen Einfluß auf die oberſchleſiſche Verwaltung zu fo einfeitig vor- 
teilhaften Gefchaften benutzte, war die Breslauer Geſchaftsleitung faſt völlig in den Händen der 
Gebr. Schreiber. Sie erhielten dieſelbe nach dem Ableben von Ideiß auf Grund ihrer „näheren 
Anſprüche“ als Geſellſchaftsmitglieder, obgleich auch andre bedeutende Handelshäufer der Stadt, 
wie Ruffer und Eichborn, fih um die vertretung der Sirma „Georg von Gieſche's Erben“ 
bewarben ). Die Bedingungen ihres Anſtellungsvertrages vom 25. Juli 1832 waren an fih 
ſchon günſtig genug, geſtalteten ſich aber jpäter in der Praxis noch viel vorteilhafter. Hatte 
ſchon Weiß in den letzten Seiten v. Wegers fid) viel um den Geſchaͤftsgang in Oberſchleſien be: 
kümmert, fo erhielt jetzt diefe Einwirkung der Breslauer Gefchäftsführer durch die Beftimmung, 
daß fie „für die Erhaltung und gehörige Verwaltung“ der Gruben und Hütten zu ſorgen hätten, 
eine rechtliche Grundlage. In der Tat waren auch die Gebr. Schreiber in jenen Jahren häufiger 
in Oberfchlefien als die Repräfentanten. Die Bezüge der neuen Geſchaͤftsfuhrer wurden, obwohl 
der ihnen für die Buchführung und Korreſpondenz beigegebene Buchhalter Prätorius das bis: 
herige Gehalt von Weif (800 CL) erhielt, recht reichlich bemeſſen. Sie betrugen 3% ber Divi- 
dende und ½1% Courtage für neu anzuwerbende Kunden!). Bei dem ſchlechten Gefchäftsgange 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, vol. 5. Ronferensprotoholle 1833 Sebruar und September. 
4) Heſellſchaftsalten I. 2, fol. 69 ff. Ebd. II, 17 (unter 1842 Dez. 3). fionferenzprotokolle 1834 Sept. bis 
1835 Sebruar. Die angegebene Summe des Wertes ber Waſchabgänge ijt aus den von der Geſellſchaft bezahlten 
königlichen Gefällen berechnet. dürfte alfo kaum anzuzweifeln fein. 
3) Ebd. 1836 Mai, Juli, 1837 Mov. bis 1838 Jam. Akten II. 17. 
4) ftopierbuch 1832 Juni 26. 5) Akten II. 34. 
Heſchichte der Bergwerhsgefellihaft G. v. Hieſches Exben.t 10 
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von 1832 erfchien diefe Sorderung mäßig, aber 1837—39 verdienten Gebr. Schreiber im Durchfchnitt 
über 4000 TI. In ihrer Haupttätigkeit, dem Sinkverkauf und der Kaffenfiihrung, walteten fie 
vollig ſelbſtändig. Auch ihre Rechnungen find von 1832—38 nicht revidiert worden. Die ver. 
tragsmäßige Einwirkung der Repräſentanten auf den Sinkverkauf ſtand wohl ebenſo auf dem 
Papiere, wie die Beſtimmung, daß die Gefchäftsführer nur ſolche Öinhgefchäfte für eigene 
Rechnung abſchließen dürften, die von den Repräfentanten „zurückgewieſen“ worden feien. Cat. 
fache ijt, daß Gebr. Schreiber bis 1839 dem Kollegium die Beläge über die erfolgten Verkäufe 
nicht vorlegten. 

Zu erfolgreicher Tätigkeit im Sinkhandel für Gieſche's Erben fehlte es den Gebr. 
Schreiber jedenfalls nicht an dem nötigen Selbftvertrauen. „Bekanntlich kann es uns in dieſer 
Geſchaftsbranche niemand zuvorthun,“ ſchreiben fie einmal an einen Geſchaftsfreund !). Obwohl 
fie die Sirkulare betr. die Gejchäftsübernahme in alle Welt, ſelbſt nach London, Liverpool, 
Stockholm, Gothenburg, Paris und Antwerpen verſandten, haben fie doch neue auswärtige 
Kunden nur in beſchränktem Maße angeworben. Mehr und mehr wird die Dauptmaffe des Sinks 
an Breslauer Großhändler verkauft, ein Verfahren, das von den vierziger bis in die achtziger 
Jahre vorherrſchend bleibt. In der VerkaufsPolitik werden die beiden von Weiß; befolgten 
Grundſätze: keine auswärtigen Rommiſſionslager zu halten und keine Fieferungsverträge zu 
ſchließen, von den Gebr. Schreiber aufgegeben. Sie unterhielten Rommiſſtonslager in Stettin, 
Hamburg und London und ſchloſſen häufig Lieferungsverträge mit mehrmonatlicher Stift. Daß 
fie bei letzteren auch mitunter Schlappen erhielten, daß z. B. im Srühjahr 1836 an 7000 Sentnern 
je 11 ½ Cl. preisdifferenz verloren wurde?), fei nur deswegen hier erwähnt, weil die Partei 
Schreiber Schneider dem Lehnsträger v. Liebermann ſpäter aus der Rückkehr zu der früher be. 
folgten Abfaßpolitik einen beſonderen Vorwurf gemacht hat. 

Andrerſeits muß als eine entſchieden wertvolle Errungenſchaft der Schreiberſchen Geſchaͤfts⸗ 
führung hervorgehoben werden, daß im Jahre 1836 die früher ſo oft erwogene Begründung 
eines Reſervefonds von 30000 TI. zur Ausführung ham. Es ift ferner anzuerkennen, daß die 
Erträge namentlich ſeit 1834 wieder einen maͤchtigen Aufſchwung nahmen, um 1837 mit 
159000 TL. den höften Stand der zwanziger Jahre weit zu übertreffen”). Inwiefern dies aus: 
ſchließlich ein perfönliches Verdienjt der Geſchaͤftsfuhrer war, oder wie weit die ganze ober. 
ſchleſiſche Sinkinduftrie ihre „prüfungsreiche Cehrzeit“)“ damals ſchon hinter fid) hatte und einer 
neuen Blüte entgegenging, wird ſich freilich ſchwer entſcheiden laſſen. 


1) fiopierbud) 1832 Aug. 1. ) Ebd. 1836 Jan. — April. 

4) Die Repartitionen betrugen 1830-48 in TL: 
1830 9000 1835 54000 1840 — 126000 1845 255 000 
1831 12000 1836 114000 1841 204000 1846 81 000 
1832 12000 1837 159 000 1842 102000 1847 102000 
1833 — 18000 1838 — 102000 1843 180000 1848 24000 
1834 30000 1839 — 120000 1844 261000 


4) partſch: Schleſien. Eine Landeskunde etc., Band II, S. 73. 


5. Die Bergbehörden und die Geſellſchaftsverfaſſung 1829—58. 


Steigende Bedenklichheit der Behörden feit dem Eintritte nichtverwandter Geſellſchaftsmitglieder. 
Stellung der Behörden zur Eehnsträgerwahl von 1829. Sorderung der Erneuerung und Erweiterung der Vollmachten. 
Sorderung von Repraſentanten⸗ Stellvertretern. 


Der Eintritt Sremder in die Bergwerksgefellihaft Georg v. Gieſche“s Erben be 
einflußte, wie ihre inneren Suftände, fo auch ihre äußere Stellung. Die Kritik, welche die 
Behörden, wie wir ſahen !), ſchon feit 1812 an der alten Geſellſchaftsverfaſſung übten, wird 
jetzt noch ſchaͤrfer und grundſaͤtzlicher. Dies zeigte fid) ſoſort nach dem Anteilverhauf an 
Sreund, bei der Lehnsträgerwahl von 1829. 

Am 21. Auguft ſchreiben die Repräfentanten an das Bergamt: Es befremde fie, daß 
fie jetzt beim Ausſcheiden v. Wegers „mit Mahnungen wegen Anzeige des nun zu ernennenden 
Éebnstrágers" überhäuft würden. Die Sache fei doch nicht fo eilig, da v. Weger feit faſt 
3 Jahren eigentlich „nur dem llamen nach“ amtiert habe. Sie würden erſt dann zur Neuwahl 
ſchreiten konnen, wenn v. Weger feine Derbinblid)heiten gegen die Geſellſchafts) gelöft habe. 
Darauf antwortete das Bergamt am 23. Sept.): Bei dem Abgange eines Lehnsträgers, der 
als „vermittelndes Glied zwiſchen Gewerkſchaft und Behörde" unentbehrlich fei, müſſe für feine 
„ſchleunigſte Erſetzung“ geſorgt werden. Die privaten Verpflichtungen v. Wegers gegen die 
Geſellſchaft hätten damit garnichts zu tun. „Außerdem,“ fährt die Behörde fort, „müſſen wir 
Ew. H. bemerhlic machen, daß fid) das frühere Verhältnis der v. Gieſcheſchen Gewerkſchaft 
im Laufe der Seit ganz umgeſtaltet zu haben ſcheint, indem zu den Gewerken jetzt nicht mehr 
bloß v. Gieſcheſche Erben und deren Nachkommen, ſondern auch ganz fremde Perfonen 
gehören, von denen uns nicht bekannt ift, ob dieſelben in das frühere Syſtem der Gewerkſchaft. 
durch gewählte Repraesentanten dem Lehnträger ihre Meinung zu eröffnen, eingegangen find 
oder nicht. Ein ſolches Syſtem kann überdies nur als ein geſetzlich nicht nothwendiges 
privat-Uebereinkommen betrachtet werden, und find deswegen die Herrn Repräſentanten 
der v. Gieſcheſchen Erben keinesweges als legitimirt darzustellen, die Gewerkſchaft der 
ſogenannten v. Gieſcheſchen Werke zu vertreten; wenigſtens jo lange nicht, als dieſelben ſich 
nicht durch hinreichende vollmachten von jedem einzelnen der jetzigen Beſitzer darüber aus: 
gewieſen haben, eine Anſicht, die wir ſchon lange gehegt, die wir aber ſo lange weniger ſtreng 
geltend gemacht haben, als ein Lehnstraͤger da war, und deswegen auch zu Seiten mit den 
v. Gieſcheſchen Erben unmittelbar verhandelten, etwas was von jetzt an, bis der geſetzlichen 
Sorm genügt worden, nicht weiter geſchehen kann.“ 

Die Behörde zog auch, obgleich die Repräſentanten nun ſchleunigſt ihren Widerſtand 
aufgaben und einen neuen Lehnstrager in ber perſon v. Keſſels wählten, aus ihrer Auffaſſung 


1) Dal. S. 36 ff. 3) Hierüber vgl. S. 65. 
3) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 1, fol. 73 ff. Siehe auch Sach 837, Vol. 4. 
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die tatſächlichen Mukanwendungen. Sie verweigerte die ,Lehnstrager-Rekognition” für fo lange, 
bis die alten 1821 von den Repräſentanten eingereichten Vollmachten für die ſeitdem eingetretenen 
Mitglieder vollftändig ergänzt und berichtigt feien. Das war aber leichter gejagt als getan. 
Die Einholung der Vollmachten von den weithin verſtreuten Teilnehmern dauerte Monate. Es 
gab Mahnſchreiben über Mahnſchreiben, ſodaß Gieſche's Erben endlich über die „fort 
währenden Monierungen“ des Bergamts beim Oberbergamt Beſchwerde führten. Als man 
endlich im April 1830 der vorſchrift genügt zu haben glaubte, rechnete das Bergamt heraus, 
daß in nicht weniger als 38 Sällen die eingeſandten Vollmachten mit den Eintragungen der 
Hypothekenbücher nicht übereinftimmten. Erft im Juni 1831 war alles in Ordnung, ſodaß 
v. Reſſel als Lehnsträger beſtätigt werden konnte !). 

Aber auch jetzt war das Bergamt über die Befugnis der Repräfentanten zur vertretung 
der Geſellſchaft noch nicht ganz beruhigt. Als das Kollegium 1833 behufs Abgabe einer 
gerichtlichen Erklärung ein Atteſt über die eben erwähnte Befugnis wünſchte, lehnte das 
Bergamt (mie auch fpäter noch mehrfach in ähnlichen Sállen) die Erteilung einer ſolchen Be 
ſcheinigung ab und fandte ſtatt deffen ein Gewerkenverzeichnis und die einzelnen Vollmachten 
in beglaubigten Abſchriften. Wahrſcheinlich wollte man damit gegenüber anderen Behörden 
der Verantwortung für die Richtigkeit und bollſtändigkeit der vollmachten überhoben fein”). 
Bezeichnend für das Mißtrauen der Behörden iſt auch, daß in amtlichen Schriftſtücken oft von 
den „ſogenannten“, ja fogar einmal von den „vorgeblichen“ Repräſentanten der Geſellſchaft die 
Rede ift. Auch ein aus dem Juli 1834 ſtammendes Schreiben der Geſchaͤftsführer an Major 
v. Liebermann ?), der den bisherigen Pechſel des Repräfentantenamtes in der Pogrellſchen Linie 
beanſtanden wollte, kennzeichnet treffend die damalige Rechtslage: „Nach der allgem. Bergordnung 
ift blos der Lehnsträger als Repräfentant der ganzen Gewerh{chaft zu betrachten, von andern 
oder mehreren Repräfentanten ift nie die Rede; bei keiner andern Gewerkſchaft ift eine ähnliche 
Einrichtung. Wir bitten daher Ew. Hochw., es bei der bisherigen Reihenfolge zu belaffen, 
indem, wenn an dieſer Sache febr gerüttelt würde, das ganze Repräfentantenwefen, was auf 
keinem feſten Abkommen beruht, leicht ganz zerfallen möchte, zumal jetzt noch Sremde in die 
Gewerkſchaft gekommen find, denen dieſe Einrichtung als überflüffig erſcheinen könnte.“ 

Bald entdeckte auch das Auge des Geſetzes eine Lücke in den Repräfentantenvollmachten, 
daß fie nämlich die Befugnis zum Abſchluſſe von Rauf: und Pachtverträgen nicht mit umfaßten. 
1833 wurde deshalb der Pachthontrakt über die Sannyhütte beanſtandet und mußte auf den 
Namen Lamprichts ausgeſtellt werden“). Don 1834—38 dauerten die Verhandlungen über die 
Beſitztitelberichtigung der Morgenrothgrube für die Geſellſchaft, da das Bergamt dieſe erſt nach 


1) Geſellſchaftsakten IL 17. ſtopierbuch 1830 März 3. Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 1, 
Sach 837, Vol. 5. 

) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 1 und 2. 3) fiopierbud) 1834 Juli 18. 

4) fionferenzprotokolle 1833 Januar. 
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Ausſtellung neuer, erweiterter Dollmachten vornahm'). Die Xeprájentanten ſuchten fid) zunächſt 
gegen die Verfügung zu wehren, aber das rechtskundigſte Geſellſchaftsmitglied, der Oberlandes: 
gerichtspräfident v. Srankenberg-Ludwigsdorf in Pofen, bezeichnete den Miderftand als aus: 
ſichtslos. Bei den Geſellſchaftsmitgliedern erregte die Forderung neuer Vollmachten vielfach 
Beunruhigung und Mißtrauen. Einige Teilnehmer wollten ſich überhaupt weigern und mußten 
erft durch gütliches Sureden davon abgebracht werden. Andere ſtellten zwar die Vollmadyten 
aus, aber teils nur auf Seit, teils mit Befchränkung auf den vorliegenden Kauf. Auch gegen 
über der Forderung des Bergamts, daß in den neuen vollmachten für jeden Repräfentanten ein 
Stellvertreter genannt werden ſollte, konnte man fid) über ein gleichmäßiges Verfahren nicht 
einigen. Teils werden Stellvertreter genannt, wie Louis v. Walther u. Croneck, fpäter Haupt: 
mann Anders gen. v. Knorr für die Mildenfteinfche, Oberamtmann Chorus für die pogrellſche 
Linie. Teils gab man dem Repräfentanten nur im allgemeinen Subſtitutionsbefugnis. 

So zeigte fid) auch hier wieder, daß die alte Geſellſchaftsverfaſſung in der Tat ſchon 
recht morſch und baufällig war. Ein feſter Tritt und ein kühner Griff konnten leicht alles 
zum MWanken bringen. 


4, Oberjtleutnant v. Liebermann als Reprajentant 1858—45. Seine 
Kämpfe mit den Bergbehörden. 
Eintritt v. Ciebermanns als Repräſentant. Seine Perfönlichkeit. Sein Verhältnis 
zu L. v. Walther und Croneck. Gberſchleſiſche Reformen. perſönliche und fachliche Konflikte mit den Bergbehörden. 
Erfolge und Mißerfolge v. Ciebermanns. 

Kaum an einem andern Seitpunkte der Geſellſchaftsgeſchichte zeigt fid) die Bedeutung 
des perſönlichen Elements für die geſchichtliche Entwicklung deutlicher, als an der Jahreswende 
1838/39. Die Umbildung der Geſellſchaftsverfaſſung war gewiß eine ſachliche Notwendigkeit; 
daß und wie fie aber grade in den nächiten Jahren erfolgte, war lediglich dadurch bedingt, daß 
im Dezember 1838 und im Sebruar 1839 zwei neue Perfönlichkeiten, Eduard v. Liebermann und 
Louis v. Walther und Croneck, in die Geſellſchaftsleitung eintraten. Liebermann hatte 1834 
und 1836 auf die ihm zukommende Repräfentantenftellung wegen feines Militärdienſtes und 
feiner Abweſenheit von Breslau verzichten müſſen. Jetzt, wo er als Major (feit 1841 Gberſt⸗ 
leutnant) a. D. in Scheitnig bei Breslau lebte, hätte fein Eintritt leicht an den Anfprüchen 
andrer Glieder der pogrellſchen Samilie ſcheitern können 2). Wie ganz anders waren die Dinge 
verlaufen, wenn in den Jahren 1838 —45 ein andrer feinen platz im Reprafentanten-Rollegium 
eingenommen hatte! 


1) füopierbüdjer 1834 April 24, Dez,, 1835 Jam, Mai 22. fionferenzprotokolle 1836. Ahten des Ober. 


bergamts, Sad) 689. 
4) Gefellfchaftsakten II, 9 (1840 Augufi), III. 2. Ropierbücher 1834 Juni—Juli, 1838 Juli—ltov. 
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Die hervorftechendften Züge in dem Charahterbilde Eduard v. Liebermanns find feine 

eiſerne Energie, fein kräftiges Selbſtbewußtſein und fein hochgeſpanntes, faſt fanatiſches Ehr 

B und Pflichtgefühl. Gewiß lernen wir bei ein: 

dringender Betrachtung auch ſanftere Siige an 

uy me ihm jchdgen: Wohlwollen gegen Untergebene, 

2 2 d Rückſichtnahme gegen Gleichgeſtellte, freimütiges 

m 22 g~ A e e and de erkannter ne iin a 

die Spannhraft und Umficht, mit der er fid) 

raſch in den ihm fremden Kreis der Geſellſchaftsgeſchäͤfte einarbeitet, die unermüdliche Tätigkeit, 

mit der er in der Geſellſchaftsverwaltung Ordnung, Slei und Sparfamheit zu beleben fucht 

und trotz einzelner Mißgriffe doch Reformen von bleibendem Werte erzielt. Aber hauptſaͤchlich 

erſcheint er uns als Rampfesnatur, mit unerbittlicher Strenge rüͤchſſichtslos durchgreifend, 

wo er Unredlichkeit, pflichtverletzung und Eigennutz zu erblichen glaubt, im Streite jede Blöße 

des Gegners mit ſchneidender Schärfe benutzend. Darin liegt auch ſeine Hauptbedeutung für 

die Geſellſchaftsgeſchichte, daß er, obwohl nicht zur Blutsverwandtſchaft Georg v. Gieſche's 

gehörend ), doch der Vorkämpfer für die Einheit der Geſellſchaft geworden ijt. Seine Tatkraft, 

feine Unerſchrockenheit brachte die ſchleichende Krankheit zur heilfamen Kriſis, zwang die 

partei der Sonderintereſſen zum offenen Rampfe, der anfänglich zwar mit allgemeiner Auflöfung 

drohte, aber doch ſchließlich mit der Befeſtigung des Gefellfchaftsverbandes auf neuer Grundlage 
ſiegreich endete. 

Louis v. Walther und Croneck wird in feiner Bedeutung eingehend gewürdigt werden 
bei der Schilderung der Seit nach 1845, in der er, das Werk v. Liebermanns ausbauend, die 
Seele der Geſellſchaft war. Hier ſei nur hervorgehoben, daß ohne ſeine verſtändnisvolle Mit- 
arbeit die IDirhjamheit v. Liebermanns garnicht möglich geweſen wäre. Denn da der dritte im 
Repräfentanten-Kollegium, Rammerherr v. Teichmann, der Reformtätigkeit v. Liebermanns, die 
von einer ſcharfen Avitih der bisherigen verwaltung begleitet war, naturgemäß erſt allmahlich 
fid) anſchloß, war v. Walther lange Seit ausſchlaggebend. Wenn er auch mitunter da, wo 
v. Liebermanns vorgehen allzu ſtürmiſch und gewaltſam erſchien, feine Mitwirkung verfagte, fo 
hat er doch in den weitaus meiſten Sällen die Dor[d)láge zur Erzielung einer geordneten und 
ſchlagfertigen verwaltung bereitwillig unterſtützt. 

Schon bald nach feinem Eintritte in das Mollegium, bei feinen erſten Reifen nach 
Oberfchlefien gewann v. Liebermann die Überzeugung, daß dort mit dem geſellſchaftlichen Eigentum 
übel Haus gehalten werde. Er empfing ungünftige Eindrücke von Lamprichts Verwaltung, von 
der Gefchäftsverbindung mit ID. Schneider, von der Tätigkeit der ſtaatlichen Organe, namentlich 
der Schichtmeiſter, bei dem Betriebe der Geſellſchaftsgruben und entſchloß fid) ſchnell, ſeinerſeits 
für Abhilfe aller Mißſtände zu wirken. Als im Sommer 1839 v. Mefjel als Lehnsträger 


1) vgl. S. 41. 
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zurücktrat, ſetzte v. Liebermann den Beſchluß im Repräſentanten-ſtollegium durch, daß die Lehns: 
trägergefchäfte künftig nicht durch einen vertreter in Oberfchlefien, ſondern von Breslau aus 
durch den gewählten Inhaber des Amtes ſelbſt gegen eine Vergütung von jährlich 500 TI. 
geführt werden ſollten. Er wurde darauf im Oktober 1839 zum Lehnsträger gewählt, obwohl 
fid) 1D. Schneider, unterſtützt von den Gebr. Schreiber, um den Poften beworben hatte. Als 
dann im Juni 1840 v. Liebermann von ſeinen Mitrepräſentanten Generalvollmacht zu ihrer 
„unbedingten“ Vertretung bei der Verwaltung des Geſellſchaftsbeſitzes erhielt, hatte er für fein 
Wirken die erforderliche rechtliche Grundlage. 

Was v. Liebermann im einzelnen an der oberſchleſiſchen Verwaltung gebeſſert hat: 
feine Erſparniſſe bei den Sörderungsgedingen und bei der Galmeiabfuhr, feine Maßregeln 
gegen den Galmeidiebſtahl, feine Reformen des Kaffen: und Rechnungsweſens, feine Tätigkeit 
in Bauſachen — dies und manches andere ift an dieſer Stelle nicht zu ſchildern. Die Der. 
faſſungs, und verwaltungsgeſchichte hat nur darzuſtellen, wie feine Beſtrebungen durch die 
damalige Beſchaffenheit der oberſchleſiſchen Beamtenſchaft und durch die Beziehungen zu den 
Bergbehoͤrden gehemmt worden ſind. 

Wie wir ſchon früher ſahen !), war zur Seit der alten Berggeſetzgebung das Übel, daß 
die Betriebsleiter nebenbei Geſchaͤfte für eigene Rechnung machten oder im Dienfte verſchiedener 
Herren ſtanden, kaum auszurotten. Bald nach v. Liebermanns Eintritt, im Marz 1839, erhielt 
Lampricht ſtrengen Befehl, fich in Zukunft nicht ferner der Leitung oder Beaufſichtigung irgend 
eines fremden Geſchaͤfts zu unterziehen“. Aber auch ſonſt vermochte Campricht den Anſprüchen 
v. Éiebermanns nicht zu genügen. Im Oktober wurde die ihm 1829 erteilte Vollmacht zur 
vertretung des Lehnsträgers zurückgenommen, und Neujahr 1840 erfolgte überhaupt fein Aus. 
ſcheiden aus den Dienften der Geſellſchaft. Die bedeutenden „Vertretungen, die ihm bei feiner 
Kaffe: und Rechnungsführung zur Laft fielen, wurden im Juli 1842 vergleichsweiſe dadurch 
erledigt, daß Campricht ein pauſchquantum von 6000 Cl. zahlte. Sein Nachfolger, Hütten: 
infpektor A. Schneider, fah fid) von Anfang an durch den geſtrengen Lehnstrager in engen 
Schranken gehalten. Eine Vollmacht zur Vertretung v. Liebermanns in den laufenden Bejchäften 
erhielt er erſt auf vieles Drängen der Bergbehörden im Dezember 18402); aber er wurde 
zugleich ſtrengſtens angewieſen, in allen außergewohnlichen Sälten vorher berhaltungsmaßregeln 
zu erbitten. Sortwährend wurde er bis ins hleinffe beauffichtigt, getrieben, geleitet. Im 
Sommer 1841 war v. Liebermann zur Überwachung der dortigen verwaltung 6 Woden in 
Oberfchlefien. Im November 1840 mußte A. Schneider fih durch Revers bei Verluft feiner 
Kaution verpflichten, fid) aller Privat Bergwerſtsunternehmungen zu enthalten, „ja fogar heine 
andre Grube, als die Georg v. Gieſcheſchen zu betreten?)“. Erft fein Nachfolger Infpehtor 
Reifland erwarb fid) durch langjährige treue Dienſte eine freiere, ſelbſtändigere Tätigkeit, 


1) Dal. S. 62. %) Gefellfchaftsakten I, 2; I, 24; II, 9. Akten des Oberbergamts Sach 837, Vol. 6. 
3) fonferenzprotokolle 1840 Ttov. 
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die zu den großartigen vertrauensſtellungen der heutigen leitenden Beamten einen Über 
gang bildete. 

Liebermanns Reformeifer machte nicht bei den eigentlichen Geſellſchaftsbeamten Halt, 
ſondern wagte ſich auch an die dornige Aufgabe, gegenüber der durch die ſtaatlichen Organe 
geführten Grubenverwaltung die gewerkfchaftlichen Aufſichtsrechte auszuüben. Auch dort glaubte 
er, genügenden Grund zur Unzufriedenheit zu haben. Namentlich an den Schichtmeiſtern fand er 
zu rügen, daß ſie bei der Materialienbeſchaffung und bei andern Gelegenheiten das Intereſſe 
der Gewerkſchaft, beſtenfalls aus Läffigkeit, groblich verletzten. Verfuchten die vertreter der 
Gewerkſchaften dem entgegenzuwirken, fo fanden die Schichtmeiſter nur zu leicht an dem durch 
die private Einmiſchung verletzten Beamtenſtolze ihrer Vorgeſetzten einen Rückhalt. So begegnete 
auch v. Liebermann bald, jo oft er die Schichtmeiſter zur Befolgung feiner Weijungen anhalten 
wollte, dem Widerſtande des Carnowiker Bergamts. Schon im September 1840 ſieht er fid) zu 
einer geharniſchten Beſchwerde an dieſe Behörde veranlaßt. „Ich würde gewiſſenlos zu handeln 
glauben,“ ſchreibt er, „wenn ich die geringe Einwirkung, welche die Berggeſetze der Gewerktſchaft 
durch mich, ihren Vertreter, auf die Verwaltung unſeres Eigentums geſtatten, freiwillig aufgeben 
wollte, um mir eine ruhigere Amtsführung zu verſchaffen oder mich nicht unbeliebt zu machen“ ). 
Im Movember klagt er dem Oberbergamt, daß das Bergamt fein Aufſichtsrecht über die Schicht⸗ 
meiſter ungebührlich bejchränke. Der Cehnstrager vertrete feine Mitgewerken in allen Angelegen⸗ 
heiten, welche die Beleihung und Bewahrung ihres Eigentums beträfen. Er ſei Mitglied, der 
Schichtmeiſter aber nur Beamter der Gewerkjchaft; ſchon daraus folge bie Auffichtsbefugnis 
des Fehnsträgers. Die Antwort des Oberbergamts vom 28. Movember will dieſes Recht zwar 
nicht beftreiten, betont aber, daß es nur „in Gemäßheit der Berggeſetze“ und mit Dormiffen des 
Bergamts ausgeübt werden dürfe ?). i 

Einen weiteren Haupfftreitpunkt zwiſchen dem Lehnsträger und ben Bergbehörden bildete 
die Ausſtellung der ſogenannten „Ausbeutequittungen“. Nach dem Wortlaute der Berggeſetze 
ſollte das bei den Gruben gewonnene Produkt für Rechnung der Gewerkſchaft verfteigert und 
dieſer die „Ausbeute“ in Geld gezahlt werden. Wo aber die Gewerken zugleich Hütten beſaßen, 
hatte fid) die mildere Praxis herausgebildet, daß die Gewerkfchaft das Produkt „in natura“ 
bezog und der ſtaatlichen berwaltung über einen fingierten Geldbetrag als „Ausbeute“ 
quittierte). Das durch den Eintritt Sremder in die Geſellſchaft geſteigerte Mißtrauen der Be 
horde und das Mißvergnügen über die Einmiſchungen v. Liebermanns in den Betrieb fanden 
nun an dieſen Ausbeutequittungen Gelegenheit, fid) zu betätigen. Die Befugnis der Repräfentanten 
zu ihrer Ausſtellung wurde öfters beanſtandet. Um die Richtigkeit der Gewerkenverzeicyniffe zu 
kontrollieren, ſollten in den Guittungen alle Gewerken mit ihren Anteilszahlen aufgeführt 
werden. Um die Geſellſchaft zu pünktlicherer Anmeldung der veränderungen in ihrem Mit 


) Gefellfchaftsakten IL, 9. ) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 2. 
4) Val. Kunitz, Die Schatlen-Galmei-Grube, S. 13 f. 
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gliederbeſtande zu zwingen, ſollten v. Biefde’s Erben für alle Mitglieder, die nicht in den Berg: 
gegenbüchern eingetragen waren, die entſprechenden Ausbeuteanteile bei der Bergamtshaffe 
deponieren'). Dieſe Neuerungen waren gewiß alle formell berechtigt, aber es ijt doch verſtändlich, 
daß v. Liebermann in ihnen Schikanen erblickte und fid) immer erft nach erfolglofer Beſchwerde 
beim Oberbergamte fügte. 

Dazu kam eine Reihe kleiner Differenzen, z. B. häufiger Streit über die Stempelpflicht 
der lehnsträgeriſchen Eingaben und die ſelbſt vom Oberbergamt als allzu rigoros erachtete 
Sorderung, daß v. Liebermanns Eingaben in Knpothekenfachen von einem Juſtizkommiſſar mit: 
unterzeichnet fein follten. Schließlich nahm der Streit eine ganz perfönliche Sárbung an. Das 
Bergamt klagt beim Oberbergamt über den „Mangel an Geſchaͤfts, und Rechtshenntnis”, über 
die „unangenehmen perſonlichen Sormen und Manieren“, die „unzuläffigen Anträge und frivolen 
Beſchwerden“ des Lehnsträgers, der ſich für eine dem Bergamt „zum mindeſten coordinierte 
Autorität“ halte ?). Es kam fo weit, daß das Bergamt Ende 1842 eine Injurienklage gegen 
v. Liebermann einreichte, weil dieſer ſich die unbefugte Einmiſchung der Behörde in innere 
Angelegenheiten der Geſellſchaft verbeten hatte. Es iſt ja ſehr wahrſcheinlich, daß an diefer 
Derfchärfung der Gegenſätze auch allgemeine Seitſtimmungen ihren Anteil hatten. Die in der 
damaligen preußiſchen Bureaukratie weit verbreitete Abneigung gegen den Adel wurde von 
dieſem gründlich erwidert, wie auch verſchiedene Außerungen des jungen Bismarch bezeugen ?). 
Aber gewiß war auch v. Liebermanns perſönliche Reizbarkeit hierbei ftark beteiligt. 

Wir wollen ferner nicht verſchweigen, daß v. Liebermanns derbes Zugreifen gewiß immer 
wohlgemeint, aber unter den obwaltenden Verhaltniffen nicht immer wohlgetan war. Es kam 
vor, daß er eine beſtehende Einrichtung angriff, die ſchon eine Milderung der berggeſetzlichen 
vorſchriften darſtellte, und daß die Behörde, im Arger über die Beſchwerde, nun einfach zur 
ſtrengen geſetzlichen Beſtimmung zurückkehrte, aljo ſtatt der erhofften Derbefferung eine Der. 
ſchlechterung eintrat. So verſcherzte v. Liebermann 1842 durch den berſuch, eine kleine Aus: 
gabe zu erſparen, der Gewerkſchaft das Recht, die Sörderungsgedinge direkt mit den Unters 
nehmern, ftatt durch vermittlung der Berggeſchworenen, abzuſchließen ?). Durch feine Bemühung, 
bie Ausſtellung der unbequemen und durch den Stempel koſtſpieligen Ausbeutequittungen los: 
zuwerden, hätte v. Liebermann die Aufhebung der bisherigen Galmeieſlaturalteilung bei Scharley⸗ 
Grube und die Einführung öffentlicher Derfteigerungen des Galmeis verſchuldet, wenn nicht 
dieſes unerwünſchte Ereignis gleichzeitig aus einer andern Ueranlaffung eingetreten ware. 
Ebenfalls aus Sparſamkeitsgründen hatte v. Liebermann die dem Grafen Henckel Siemianowitz 
bisher gewährte Dergünftigung, für feine 2 Sreikupe nicht Geld ſondern Galmei zu beziehen, 
zurückgenommen. Der Graf konnte nun zwar feinen Anſpruch auf Waturallieferung des 


1) fionferenzprotokolfe 1840 Okt., Mov. Geſellſchaftsaſtten IL, 9. Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 2. 
3) Akten d. Oberbergamts Sach 495, Vol. 1 u. 2, Sach 837, Vol. 6. 
4) Bismarck, Briefe an feine Braut und Gattin S. 27 ff. Gedanken und Erinnerungen I, 9 ff. 
4) Geſellſchaftsaßten II, 9, Vol. 3. 
Heſchichte der Wergwerksgefeitfchaft ©. v. Gieſches Exben.t u 
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Galmeis nicht auf dem Rechtswege durchſetzen. Denn es war ja, wie oben erwähnt!), nur 
eine Ausnahme von den beſtehenden Geſetzen, wenn der Galmei nicht öffentlich verfteigert 
ſondern den Gewerken „in natura“ verabfolgt wurde. Aber er erreichte wenigſtens 1842 durch 
einen prozeß, daß auf Scharley Grube die geſetzliche Vorfchrift der Galmeiverſteigerung in 
Kraft trat, ſodaß v. Gieſche's Erben den für ihre Hütten erforderlichen Galmei mehrere Jahre 
hindurch in aller Sorm zurückkaufen mußten ?). Dieſer Mißerfolg v. Liebermann iſt in ſeinem 
alsbald zu beſprechenden Kampfe mit der partei Schreiber Schneider von dieſer weidlich aus: 
gebeutet worden. 

Ein großer Teil der Einrichtungen, gegen die v. Liebermann in feinen, Konflikten mit 
den Behörden zu Selde zieht, das ganze Syſtem der ſtaatlichen verwaltung und Bevormundung 
des Privatbergbaus, ift ſchon nach einem Jahrzehnt durch die Geſetzgebung ganz beſeitigt oder 
doch weſentlich gemildert worden. Auf diefe Weife hat an dem tragiſchen Geſchicke bedeutender 
Männer, daß ſie in ſtürmiſchem Drange ihrer Seit vorauseilen, auch Eduard v. Liebermann 
einigen Anteil gehabt. 


5. Umbildung der Breslauer Verwaltung und Konflikte mit 
Gebr. Schreiber 1859—42. 


verſuch zur Berichtigung des Beſitztitels der Pfüllerinfel auf den Namen der Geſellſchaft. 
Beſchränkung der Selbſtändigkeit der Gebr. Schreiber. Drohungen derſelben mit Austritt aus der Geſellſchaft. 
ſionzeſſionen an die partei Schreiber-Schneider. Oberftleutnant v. Liebermann als Geſchaͤftsführer. Streit um die 
Revifion der Schreiberſchen Rechnungen. Angriffe auf v. Ciebermanns verfahren beim Sinkverkaufe. 


Es ift ſehr bezeichnend für die v. Liebermann eigene Geringſchätzung bureaukratifcher 
Sormen und formaler Schwierigkeiten, daß er bei ſeinen verſuchen, auch in Breslau Ordnung 
zu ſchaffen, fid) fogar an das Schmerzenskind der früheren Verwaltung, an die Befitverhältniffe 
der Pfüllerinfel heranwagte. Trotz der unliebſamen Erfahrungen, die man bei dem Verjuche, 
die Eintragung der Inſel auf den Namen der Geſellſchaft zu erlangen, ſchon gemacht hatte“), 
wurden dieſe Bemühungen jetzt erneuert. Die Repraͤſentanten richteten im Juni 1839 ein be⸗ 
zügliches Geſuch an den Juſtizminiſter v. Mühler, in dem fie die der Geſellſchaft aus dem 
Sehlen der Rorporationsrechte erwachſenden Nachteile eindringlich ſchilderten. Der Miniſter fei 
ja bekanntlich ein Gegner der „aus dem Sormalismus des Rechtsverkehrs fid) erzeugenden 
wirrſale“ und werde Georg von Gieſche's Erben, „eine der bedeutendſten Handelsgeſellſchaften 
des Landes,” bei ihrem Streben nach Sicherung ihrer Beſitzverhaltniſſe gewiß gern unterſtützen. 
Als der Miniſter antwortete, er könne keine Abweichung von den beftehenden Geſetzen geftatten, 
richtete man im Januar 1840 ein Immediatgeſuch an den König, das aber erfolglos blieb. Erſt 


1) vgl. S. 80. 3) Geſellſchaftsanten II, 9, Vol. 3, unter 1843 Sebr. 39 f. 3 gl. S. 39 f. 
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20 Jahre [páter erlangten Georg von Gieſche's Erben durch die Rorporationsrechte auch die 
für ihr gedeihliches Wirken unentbehrliche Sábigheit zum Erwerb von Grundbeſitz !). 

Mit gleicher Energie, ebenſo unbekümmert um etwaige unliebſame Solgen, aber mit 
ungleich beſſerem Erfolge ging v. Liebermann gleich nach ſeinem Eintritte als Repräſentant an 
die Umbildung der Breslauer verwaltung. Schon in den erſten Monaten des Jahres 1839 er- 
wirkte er, gewiß nicht ohne Kämpfe im Kollegium, eine Reihe von Beſchlüſſen, welche die bis: 
herige borherrſchaft der Gebrüder Schreiber befeitigten und die faſt allmächtigen Geſchaͤftsführer 
einer genauen Aufſicht der Repräſentanten, namentlich v. Liebermanns ſelbſt, unterwarfen. 
Gebr. Schreiber ſollten demnach über alle Sinkverkäufe Beläge einreichen, jeden Verkauf noch 
am ſelben Cage ſchriftlich an v. Liebermann melden; fie ſollten dem „in oder am naͤchſten bei 
Breslau wohnhaften Repräſentanten“ (das war wiederum v. Liebermann) jeden im Auftrage des 
ſtollegiums geſchriebenen Brief vor der Abſendung zur Durchſicht vorlegen und überhaupt bei 
allen, nicht bis zur nächſten Ronferenz zu verſchiebenden Angelegenheiten die Entſcheidung dieſes 
nächſtwohnenden Reprafentanten einholen. Serner ergingen neue vorſchriften für das Kaffen 
und Rechnungsweſen; die feit 1832 von den Geſchaͤftsführern gelegten Rechnungen wurden 
einem Sachverſtändigen zur Prüfung übergeben. Der unzuverläffige Buchhalter Prätorius wurde 
feiner bisherigen Selbftändigkeit und mancher Bezüge, die er fid) unter dem Schreiberſchen 
Regiment angemaßt hatte, entkleidet und ſchließlich als unbrauchbar penſioniert. Als fid) bei 
einer Revifion der Pfüllerinſel 600 Sentner fremdes Sink vorfanden, die den Gebr. Schreiber 
zum Verkaufe in Rommiſſion gegeben waren, mußten fid) die Geſchaͤftsführer verpflichten, 
künftig auch keine Rommiſſionsgeſchaͤfte in Sink zu machen ). Daß die Seit ihres Einfluſſes 
auf die Geſellſchaftsleitung vorbei war, mußten Gebr. Schreiber auch daran erkennen, daß das 
Lehnstrageramt im Herbſt 1839 nicht ihrem Bundesgenoſſen W. Schneider, ſondern v. Liebermann, 
der ihnen als Urheber der bisherigen Verwaltungsreformen höchit mißliebig fein mußte, über 
tragen wurde. : 

Zur energiſchen Gegenwehr gegen diefe ganze Veränderung ihrer Stellung in der 
Geſellſchaft ſchritten Gebr. Schreiber erſt dann, als v. Liebermann ihre, ſeiner Meinung nach 
übertrieben hohen Einkünfte zu beſchneiden ſuchte. Sie griffen alsbald zu dem Mittel, das fie 
in den nächften Jahren immer wieder anwendeten, zu der Drohung, daß fie aus der Geſellſchaft 
austreten und auf Teilung des Geſellſchaftsbeſitzes antragen würden 2). Liebermann war fon 
damals enſchloſſen, dieſer Drohung nicht zu weichen, es auf ihre Verwirklichung ankommen zu 
laſſen. Er klagt ſpaͤter bitter über den „paniſchen Schrecken“, der ſeine Kollegen jedesmal 
bei dem Gedanken an den Austritt der Partei Schreiber Schneider ergriffen und zu allen erbenfe 
lichen Sugeftändniffen getrieben habe?). Aber nicht nur Rammerherr v. Teichmann, fondern 
auch C. v. Walther wollte die Verantwortung für die Auflöfung der Geſellſchaft nicht über: 


1) Gefellfchaftsakten II, 24, Vol. 2. fionferengprotoRolle 1839 April, Juni. 
2) fionferenzprotoholle 1839 Jan. — Juni, 1841 Hov., 1842 Sebr. 


3) Geſellſchaftsanten II, 9, unter 1839 März 20. 4) Ebd. II, 17 unter 1842 Doy. 3. 
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nehmen, und fo jah fid) v. Liebermann diesmal in der Minderheit. Aber er gab darum [eine 
Abſicht nicht auf und erlangte ſchließlich im März 1840 durch Verhandlungen die Suftimmung 
der Gebr. Schreiber zu einem vertrage, der nicht nur ihre Befugniſſe befchränkte, ſondern auch 
ihre Einkünfte wenigſtens etwas herabſetzte. v. Liebermann übernahm als „Geſchaͤftsführer“ 
die eigentliche Leitung der Verwaltung, insbeſondere auch den Sinkverkauf. Dafür ſollten ihm 
Gebr. Schreiber, die als „Hafen: und Lagerhalter“ auf die Raſſen und Rechnungsführung und 
den Sinkverjand befd)rünht wurden, von den 3% der Repartition, die fie bisher als Provifion 
bezogen hatten, % abtreten“). 

Sunächſt ſchien fid) nun die Partei Schreiber Schneider in den unvermeidlichen Umſchwung 
der Dinge gefügt zu haben. Schneider läßt ſich ſogar im Sept. 1840 herbei, die bisher ftets 
verweigerte Vollmacht für v. Liebermann als Repräfentanten der pogrellſchen Linie auszuſtellen ). 
Aber der Streit wurde wieder angefacht durch die obenerwähnte prüfung der Schreiberſchen 
Rechnungen. Der Sachverſtändige hatte gegen dieſelben viele Seiten von Moniten aufgeſtellt; 
die Beantwortung dieſer Moniten durch Gebr. Schreiber wurde in vielen Punkten beanſtandet und 
die „Vertretung“ anſehnlicher Summen von ihnen gefordert. Endlich im Oktober 1840 verweigerten 
Gebr. Schreiber weitere Auskunft über die ſtrittigen Punkte, da ihre Rechnungen „kaufmaͤnniſch 
richtig“ feien. Im Dezember 1840 legten fie gegen die ganze Rechnungsprüfung Verwahrung 
ein und kündigten ihren Vertrag als Kaffen- und Lagerhalter. Alexander Schreiber erſchien im 
Januar 1841 mit W. Schneider in der Repräſentanten⸗Ronferenz. Beide drohten wieder mit 
ihrem Austritte, forderten Verteilung des Refervefonds von 50 000 Tl. und Verminderung der 
Sinkbeſtände; Schneider kündigte an, daß er demnächſt die Erträge ſeiner Anteile in Galmei 
verlangen werde). Mit dem Antrage auf Verkleinerung des Sinklagers wurde zum erften 
Male der Vorwurf gegen v. Liebermann erhoben, daß er, um hohe Preife zu erzwingen, günftige 
Derkaufsgelegenheiten verſäume. Die Wirkung des DorftoBes war wiederum ein Nachgeben der 
Mehrheit des Kollegiums. Schneider erhielt durch Vertrag jährlich 4000 Sentner Galmei zu 
mäßigen Preiſen zugeſichert. Mit Gebr. Schreiber wurde im März 1841 ein neues Abkommen 
über ihre Raſſenhalterſtellung geſchloſſen, in dem die „möglichfte Berückſichtigung“ ihrer Anſichten 
bei den Sinkverkäufen zugeſagt und ihr Gehalt auf 1% vom Bruttoertrage des verkauften 
Sinks feſtgeſetzt wurde). 

Wieder war für einige Seit Ruhe, bis gegen Ende des Jahres neue Swiſtigkeiten über 
den Sinkverkauf entſtanden. Schneider entzog im November 1841 v. Liebermann feine Re 
präſentantenvollmacht; im Dezember drängten er und Gebr. Schreiber, die hohen Preiſe zum 
Verkaufe zu benutzen. Das Kollegium blieb zunächſt ſtandhaft. Die Derkaufsanträge wurden, 
da ein weiteres Steigen der Preiſe zu erwarten ſei, abgelehnt. Da ferner eine gütliche Einigung 
wegen der Schreiberſchen „vertretungen“ nicht zu erzielen war, beſchloß man Anſtrengung der 


1) Gefelljchaftsakten IL, 34. ) Ebd. Il, 9. 3) Vgl. S. 69. 
4) ftonferenaptotoRolle 1840 Okt. — 1841 März. Geſellſchaftsanten II, 34. 
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Klage und reichte im April 1842 die Monita gegen die Rechnungen dem Gerichte ein. Der 
Gegenzug der Gebr. Schreiber, die übliche Drohung mit der Sprengung der Geſellſchaft, ver 
fehlte auch diesmal feine Wirkung nicht. Teils in Abweſenheit v. Liebermanns, teils trotz 
feines lebhaften Widerftandes wurde im Juni und Juli 1842 beſchloſſen, Schneider und den 
Gebr. Schreiber auf Verlangen ihre Anteile am Refervefonds (1200 und 5000 Cl.) als „Darlehn“ 
auszuzahlen, ferner die vielumſtrittene Rechnungsprüfungs⸗ Angelegenheit niederzuſchlagen. Sür 
alle „vertretungen“, die nach v. Liebermanns Angabe mindeſtens 10 000 Cl. betrugen, zahlten 
Gebr. Schreiber „Schande halber“ ein pauſchquantum von 500 Tl. In der Srage der Sink 
verkaufe blieb die Mehrheit des Kollegiums allerdings vorläufig noch auf v. Liebermanns 
Seite. Im Juni und September wurde beſchloſſen, daß zwar, wenn irgend möglich, ein Verkauf, 
heinesfalls aber eine „Ausbietung“ des Sinks ſtattfinden ſollte. Roch in der Konferenz vom 
8. November wurde ſogar v. Liebermann, gegenüber einer motivierten Beſchwerde Richard 
Schreibers über das Verfahren beim Sinkabſatze, ein ausdrückliches Vertrauensvotum erteilt. 
Trotzdem zeigte fid) bald, daß die fortgeſetzten Angriffe und Vorwürfe der Partei Schreiber 
Schneider nicht ganz ohne Wirkung geblieben waren. 


6. Drohende Auflöſung der Geſellſchaft 1842—45. 


verſuch, v. Liebermann als Repräfentanten und als Generalbevollmächtigten zu befeitigen. 
Rücknahme feiner Generalvollmacht. vorgehen der Repräſentanten gegen w. Schneider und die Gebr. Schreiber. 
Anträge auf Teilung des Geſellſchaftseigentums. Streit um die Naturalteilung von Galmei und Sinh. Sederhrieg 
der Repräfentanten mit A. Schreiber und W. Schneider. Vorläufige Einigung mit beiden. Schädliche Solgen des 
Widerrufs der Generalvollmacht. 


Die Erkenntnis, daß Eduard v. Liebermann der gefährlichſte Seind aller Sonder: 
beſtrebungen fei, und wirkliche Unzufriedenheit mit feiner Gefchäftsführung mögen fid) vielleicht 
vereinigt haben, um die Partei Schreiber-Schneider Ende 1842 zu einem doppelten vorſtoße 
gegen v. Éiebermanns Perfon zu veranlaſſen. Man wandte fih an die Geſellſchaftsmitglieder 
von der pogrellſchen Linie, um ihn als Repräfentanten, an feine Kollegen, um ihn als Bejchäfts: 
führer und Generalbevollmächtigten zu beſeitigen. Der Seitpunkt hierzu war geſchicht gewahlt. 
Die Sinkpreife waren im Laufe des Jahres 1842 von 10 ½ auf 6 ½ Tl. gefallen. vielleicht hatte 
v. Liebermann in der Tat zulange mit dem Verkaufe gewartet. Jedenfalls ftochte jetzt der 
Abſatz, die Kaffe war leer, und zum erſten Male feit mehreren Jahren konnte zu Weihnachten 
1842 Reine Repartition erfolgen. Gleichzeitig bedrohte der ungünſtige Ausgang des Prozeſſes 
gegen den Grafen Henckel Siemianowitz wegen der Galmeiverſteigerung bei der Scharley Grube!) 
Gieſchels Erben mit Unannehmlichkeiten und verluſten. Hieraus wie aus dem Ausbleiben der 
Repartition ließ ſich gegen die Geſellſchaftsleitung vortrefflich Rapital ſchlagen. 


1) Siehe oben S. 81, 82. 
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Unter Vorantritt Alexander Schreibers, der bei dieſem vorſtoße die Sührung übernahm “), 
erklärte am 30. November 1842 eine größere Anzahl von Mitgliedern der Pogrellſchen Linie dem 
Bergamte, daß fie ihre Repräſentantenvollmacht für v. Liebermann widerriefen, auf den 
Kaufmann C. ©. Jaeſchke in Breslau übertrügen und zugleich für den übergang des Lehns: 
trägeramtes auf den Rittergutsbeſitzer TD. Schneider-Ornontowiß ſtimmten. Gleichzeitig hatte 
A. Schreiber die Repräſentanten v. Teichmann und v. Walther und Croneck durch das erprobte 
Mittel der Drohung mit feinem Austritte dazu bewogen, daß fie v. Liebermann am 24. Mor 
vember die ihm erteilte Generalvollmacht abforderten. Am 1. Dezember meldeten die beiden 
Repräfentanten dem Bergamt, daß v. Liebermann ihnen feine Vollmacht „zurückgegeben“ habe; 
bis zur Neuwahl eines Lehnsträgers, zu der fie Sriſt erbáten, würden die Geſchaͤfte desſelben 
von ihnen geführt werden. Die Annahme, daß v. Liebermann infolge des Widerrufs der 
Generalvollmacht auch als Lehnstrager ausſcheiden müffe, war übrigens irrig, und das Berg: 
amt erwiderte alsbald, daß ein Lehnsträger folange im Amte bleibe, bis er ſelbſt reſigniere 
oder die Mehrheit der Gewerken ſein Ausſcheiden beantrage, oder bis die Behörde aus triftigen 
Gründen feine „Remotion“ verfüge ?). 

v. Liebermann wurde offenbar durch den gegen ihn geführten Schlag aufs peinlichſte 
uͤberraſcht. In einer Denkſchrift vom 3. Dezember?) bringt er feine überzeugung von den 
Mißbräuchen der früheren Verwaltung und von der Notwendigkeit feiner Reformen mit aller 
Wucht zum Ausdruck. Nicht ohne Bewegung lieft man am Schluſſe v. Liebermanns Klage, 
daß er ſich in ſeiner Stellung faſt alle an der Geſellſchaftsverwaltung Beteiligten habe zu 
Seinden machen müſſen, während unter denen, für die er gearbeitet habe, unter der Alt: 
gemeinheit der Geſellſchaftsmitglieder, die meiſten von ihm und ſeiner Tätigkeit überhaupt 
nichts wüßten. Wir müffen es gerade ihm hoch anrechnen, daß er hier fein Pflichtgefühl jogar 
über fein Ehrgefühl fiegen ließ und trotz der erfahrenen Kränkung auf feinem Poſten ausharrte. 

In der Repräfentantenkonferenz vom 17. Dezember?) erbat fid) v. Liebermann von 
feinen Kollegen eine Erkärung, ob er die Rücknahme der Generalvollmacht als Kündigung 
feines Gefchäftsführerkontraktes auffaſſen, und wie er eventuell künftig ohne Vollmacht die 
Geſchafte führen folle. Die Repräſentanten v. Teichmann und v. Walther erwiderten darauf, 
daß der Widerruf der Vollmacht nur auf ausdrückliches verlangen A. Schreibers erfolgt fei, 
und daß v. Liebermann das Geſchäftsführeramt beibehalten möge. Man werde fid) künftig 
mit Einzelvollmachten und häufigeren Ronferenzen behelfen müſſen. Gleichzeitig hatte v. Lieber: 
mann die Genugtuung, daß ihm v. Walther im Auftrage eines hochangeſehenen Geſellſchafts⸗ 
mitgliedes, des Oberlandesgerichtsprafidenten v. Srankenberg-Cudwigsdorf, deffen Danh für 
feine Wirkfamkeit ausſprach !). So war der Riß im Reprafentanten-Rollegium wieder geſchloſſen. 


1) wahrſcheinlich um feinem Bruder eine perſönlich unabhängige Stellung gegenüber den Repräfentanten 
zu verſchaffen, hatte Richard Schreiber Ende 1841 die faſſen- und Cagerhaltergeſchafte allein übernommen. 

3) Akten des Oberbergamts Sach 495, Vol. 2, fol. 91 ff. 5) Gefellihaftsahten II, 17, fol. 21 ff. 

4) AKonferenzprotoholl 1842 Dezember. 5) Ebd. 
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Am 11. Januar 1843 erklärten v. Teichmann und v. Walther dem Bergamte'): die früher 
geäußerte Abſicht, in der Verwaltung des Lehnsträgeramtes eine Anderung zu treffen, fei auf: 
gegeben, „da es den vorteil der Gewerkſchaft begründet, wenn in der Hand des Herrn Oberft- 
lieutnant v. Liebermann die lehnsträgeriſchen Gefchäfte verbleiben, um fo mehr, da ein Gewerke 
fih vergeblich bemühte, Spaltungen in der Gewerkſchaft herbeizuführen“. In der Cat war 
Schreibers Verfuch, auch ſoweit es fid) um eine Reprajentanten-Meuwahl in der Pogrellſchen 
Linie handelte, mißlungen, indem nach und nach alle Beteiligten bis auf 4 (darunter TD. Schneider 
und A. Schreiber) die Erklärung vom 30. November wieder zurücknahmen. 

Aber der Mißerfolg, den die partei der Sonderintereſſen erfuhr, wurde erſt dadurch 
vollſtaͤndig, daß es v. Liebermann bald darauf gelang, feine Kollegen von der Ungefährlichheit 
der Austrittsdrohungen zu überzeugen. Wenn Schneider und die Gebr. Schreiber aus der 
Geſellſchaft ausſcheiden wollten, mußten ſie auf Teilung des Geſellſchaftseigentums antragen. 
In dieſem Salle wurden die Geld, Galmei: und Sinkbeftände verteilt, die Sinkhütten verſteigert 
und der Erlös gleichfalls verteilt, und bei den Gruben zerfiel die Geſellſchaft in einzelne ſelbſt⸗ 
ftändige Kuxinhaber. Dieſe hatten, wie der Prozeß gegen Graf Henckel Siemianowitz bewieſen 
hatte?), geſetzlichen Anſpruch nur auf den Belderlös der Produkte, nicht auf die Naturallieferung 
derſelben. Demnach konnten Schreiber -Schneider, wenn fie auf Teilung antrugen, allerdings die 
Geſellſchaft durch die Subhaftation der Sinkhütten ſchwer ſchaͤdigen, hatten jedoch an dieſem 
Schaden als bedeutende Geſellſchaftsteilnehmer ſelbſt reichlichen Anteil. Das, worauf es ihnen 
aber ankam, den Maturalbezug der Produkte, namentlich des Galmeis, konnten fie niemals auf 
dieſem Wege, ſondern nur bei ungeſtörtem Sortbeſtande der Geſellſchaft durch freie Vereinbarung 
erlangen. Es war nach dem Ausgange des Henckelſchen Prozeſſes recht einleuchtend, daß die 
Herren Schreiber und Schneider als gute Geſchäftsleute die Henne, die ihnen die goldnen Eier 
legte, nicht ſchlachten, aljo ihre Drohungen mit dem Antrage auf Teilung nicht wahrmachen 
würden. Es konnte im Gegenteil jetzt eher in Srage kommen, ob nicht etwa die dem 
Geſellſchaftsverbande treu bleibende Mehrheit, um die unbequeme Minderheit loszuwerden, 
ihrerſeits den mit der Derfteigerung und einem eventuellen Rückkaufe der Hütten verbundenen 
verluſt auf fid) nehmen ſollte. In der Tat ift denn auch in den nächiten Monaten mehrfach 
gegen die Gebr. Schreiber und Schneider der Spieß umgedreht und ihnen mit unfreiwilliger 
Loslöſung von der Geſellſchaft gedroht worden. 

Demnach gingen die Repräſentanten jetzt ihrerſeits zum Angriffe vor. Anfang Sebruar 
1843 wurden die Bewilligungen, die man fid) 1841 von der Partei Schreiber: Schneider hatte 
abtrotzen laffen, zurückgenommen. Die „Darlehne“ aus dem Reſervefonds und der Vertrag über 
die Galmeilieferung an Schneider wurden gekündigt). Run hätte die Gegenpartei ihre 
Drohungen endlich wahrmachen, die Auflöfung der Geſellſchaft beantragen müſſen. Aber 


1) Akten des Oberbergamts Sach 495, Vol. 2. ) dal. S. 81, 82. 
) Vgl. S. Sd. fonferengprotoholle 1843 Sebr. 11. 
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A. Schreiber und W. Schneider erklärten, aus Rüchficht auf die übrigen Mitglieder nicht zu der 
„gehaͤſſigen“ Maßregel des Antrages auf Subhaſtation der Sinkhütten ſchreiten, überhaupt fid) 
nicht ſowohl von der ganzen Geſellſchaft, als nur von ihrer „derzeitigen Adminiſtration“ trennen 
zu wollen. Deshalb wollten fie fid) damit begnügen, wenn die gegenwärtigen Geld, Galmei: 
und Sinkbeftände geteilt würden, und wenn fie künftig gegen Erſtattung der Betriebshoften 
ihren Anteil an der Hütten und Grubenproduktion „in natura“ erhielten. Die Repräfentanten 
waren einer Auseinanderſetzung mit Schreiber und Schneider grundfählich febr geneigt, fanden 
aber ihre Bedingungen für die Geſellſchaft nachteilig, und wollten, ehe fie fo weitgehende Su 
geftändniffe machten, es lieber auf das gänzliche Ausſcheiden der Minderheit ankommen laffen. 
Als A. Schreiber Ende März die Verhandlungen plotzlich abbrach und feinen Austritt erklärte, 
nahmen fie die Erklärung an und ſtellten Richard Schreiber anheim, fid) feinem Bruder an: 
zuſchließen, indem fie gleichzeitig fein Ausſcheiden als Kaſſen- und Lagerhalter in Ausſicht 
nahmen. Ja, als A. Schreiber daraufhin feine Austrittserklärung zurücknahm und im verein 
mit 1D. Schneider neue vorſchlage zu ihrer teilweiſen Trennung von der Geſellſchaft machte, er- 
klärte in der April Konferenz C. von Walther und Croneck: um den „ewigen Sriedensſtörungen“ 
durch beide Mitglieder ein Ende zu machen, beantrage er ſeinerſeits die Teilung des geſellſchaft⸗ 
lichen Eigentums !). In der Tat erhielten im Sommer 1843 Schneider und A. Schreiber ihre 
Anteile an den Galmei- und Sinkbeftänden. Aber die Subhaſtation der Sinkhütten, zu der 
natürlich auch die Repräfentanten nur im äußerſten Notfalle ſchreiten wollten, unterblieb, und 
die Verhandlungen über eine teilweiſe Auseinanderſetzung begannen von neuem?) Der Haupt 
ſtreitpunkt war ſchließlich, daß Schreiber und Schneider die Lieferung von Galmei zu dem 
(niedrigen) amtlichen Tarpreife und daneben ihren Anteil an der Sinkproduktion verlangten, daß 
aber die Repräſentanten nur das eine oder das andre bewilligen wollten. Im September wurden 
die Verhandlungen wieder einmal abgebrochen. Schneider erklärte, die Geſellſchaft, d. h. alle 
einzelnen Mitglieder auf Anerkennung feines Rechtes zum Bezuge eines Teiles der Sinkproduktion 
verklagen zu wollen, und die Repräfentanten beeilten ſich, die Mitglieder durch Rundſchreiben auf 
die bevorſtehende Klagezuſtellung vorzubereiten. 

Die Geſellſchaftsmitglieder waren ohnehin in dieſem Jahre durch einen Seberhrieg, den 
Alexander Schreiber und die Xepráfentanten in einem halben Dutzend Rundſchreiben?) gegen 
einander geführt hatten, genügend aufgeregt worden. Als die Repräfentanten Weihnachten 1842 
die Mitglieder benachrichtigten, daß wegen einer unerwarteten Handels: und Schiffahrtsſtockung 
die Repartition diesmal ausfallen müffe, hatte Schreiber in einem Rundſchreiben ausgeführt: 
nur der „unbeugſame Wille’ des jetzigen Gefchäftsführers v. Liebermann, der durch fein Seft- 
halten an übertrieben hohen Preisforderungen der Geſellſchaft alle reelle Sinkkundfchaft verſcherzt 


1) ftonferenzprotokolle Sebr.— April. Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 2. 

) Näheres hierüber namentlich in Geſellſchaftsaßten I, 21. 

3) Rundſchreiben der Repräfentanten 1842 Dez. 23. Rundfchreiben A. Schreibers 1842 Dez. 29, 1843 Jan. 17, 
April 29. Erwiderungen der Reprájentanten 1843 Jan. 10, Sebr. 20, Juni 29. Geſellſchaftsaßten II, 9, Vol. 3 u. 4. 
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habe, fei an der gegenwartigen Notlage Schuld. Die Reprafentanten erwiderten durch die 
Scharfe Seder v. Liebermanns, daß A. Schreibers Vorgehen gegen ihren Bevollmächtigten, der 
durchaus im Sinne feiner Kollegen gehandelt habe, nur auf perjónlidpe Erbitterung zurück 
zuführen fei. In zwei weiteren Rundſchreiben Schreibers und entſprechenden Erwiderungen des 
Rollegiums ging der Streit mit ſteigender Heftigkeit weiter. Man ſtritt fid) über alle möglichen 
Einzelheiten der Geſchaͤftsführung v. Liebermanns und der Gebr. Schreiber, über die beiderfeitigen 
Beſoldungen, über den Prozeß gegen den Grafen Henckel Siemianowitz und über den Verkauf 
der GalmeiWafchabgdnge an Schneider, ja fogar darüber, ob v. Liebermann oder Gebr. Schreiber 
den Hausknecht des Geſchaͤfts mehr zu Privatbeſorgungen benützt hätten. Die Repräfentanten 
ſtrengten ſchließlich gegen Schreiber eine Injurienklage an, aber dieſer wurde freigeſprochen, 
weil er durch eine Äußerung der Gegenfeite gereizt worden fei. Der unerquickliche Schrift: 
wechſel hat nur die eine erfreuliche Srucht gezeitigt, daß aus ihm der erſte gedruckte Geſchaͤfts⸗ 
bericht, den die Geſellſchaft ihren Mitgliedern am 10. Juli 1843 erſtattete, hervorgegangen ift. 
Srühere Anregungen v. Liebermanns, die Mitglieder über den Gejchäftsgang ausführlicher zu 
unterrichten, waren namentlich an dem Widerfpruche v. Teichmanns geſcheitert. Jetzt jab man 
ſich durch die Angriffe Schreibers zur „Slucht in die Öffentlichkeit" genötigt. Der Bericht!) 
war durch v. Liebermann febr geſchickt entworfen worden; er gab in einer, dem derzeitigen 
Bedürfniſſe vortrefflich angepaßten weiſe allgemeine Belehrungen über die Entſtehung, den 
Beſitz, die gegenwärtige Rechtsſtellung, Verfaffung und verwaltung der Geſellſchaft. 

Als die Sehde Schreibers im Sande verlaufen war, machte ID. Schneider in einem 
Rundfehreiben vom 1. Oktober 1843 den Verfuch, die ſtrittige Srage der Naturallieferung der 
Produkte vor das Sorum der Geſellſchaftsmitglieder zu bringen. Aber die Repräfentanten ließen 
ſich dadurch nicht beirren und verharrten auf ihrem früheren Standpunkte, ſodaß Schneider 
und Schreiber in dieſer Srage ſchließlich nachgeben mußten. In einem Abkommen vom 
März 1844 verzichteten fie auf Galmeilieferung, erhielten aber gegen Erſtattung der Betriebs: 
koſten ein ihrem Geſellſchaftsanteile entſprechendes Quantum der Sinkproduktion „in natura“ 
verabfolgt ?). 

Wie Schreiber und Schneider nach dem Erlaſſe des Statuts aus dieſem Suftande teilweifer 
Trennung in den Geſellſchaftsverband zurücktraten, ift im ndchften Kapitel zu berichten. 

In dem Streite gegen die Partei der Sonderintereſſen war der Geſellſchaft doch eine 
empfindliche wunde geſchlagen worden. Durch die von Schreiber durchgeſetzte Surückziehung 
der Generalvollmacht v. Liebermanns war die Vertretung der Geſellſchaft nach außen erheblich 
verſchlechtert worden. Die Rücknahme der Vollmacht hatte namlich den Behörden die vielleicht 
nicht unwillkommene Deranlaffung geboten, die Befugniſſe des Lehnstragers aufs äußerfte 
zu beſchränſen und in vielen Sällen mit den Schichtmeiſtern als Vertretern der Gewerßiſchaft 


1) Geſellſchaftsaltten II, 9, Vol. 4. 
3) Gefell{chaftsakten I, 21. II, 9, Vol. 4. fonferengprotoholle 1843 Dez. 
Geſchichte der Bergwerhsgefeflichaft ©. v. Giefhe's Erben.t 12 
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zu verhandeln. Da fid) hieraus begreifliche Unzuträglichkeiten ergaben, wollte man erft v. Lieber: 
manns Vollmacht in vollem Umfange wieder erneuern !). Als dies am Miderfpruche mehrerer Gefell: 
ſchafts mitglieder, bei denen Schreibers Saat doch etwas Wurzel gefaßt hatte, ſcheiterte, ſollte im Mai 
1844 eine befchränktere Vollmacht ausgeſtellt werden. Aber dieſelbe wurde, da Schneider, A. Schreiber 
und zwei andere Mitglieder die Unterzeichnung verweigerten, vom Bergamt als unvollſtändig 
zurückgewieſen. Erft als im folgenden Jahre das Statut der Geſellſchaft die Einheit nach innen 
und die Geſchloſſenheit nach außen zurückgab, wurde auch dieſen Übelftänden abgeholfen. 


7. Die Entſtehung des erſten Geſellſehaftsſtatuts 1845—46. 


Anträge verſchiedener Mitglieder auf Erlaß eines Statuts. Bedenken der Repräſentanten. 
Statutenentwurf TD. Schneiders. firitik des Entwurfs durch Geh. Bergrat Steinbeck. Entwurf v. Ciebermanns. 
Seſtſtellung des Statuts durch bie Generalverſammlung Mai 1845. Einigung mit A. Schreiber und W. Schneider. 
Spätere Beziehungen derſelben zur Geſellſchaft. Tod E. v. Liebermanns. Generalverſammlung Juli 1846. 

Inkrafttreten des Statuts. 


Seitdem die Privilegienzeit ihr Ende gefunden hatte und durch die Anwendung der 
Berggeſetze auf Georg v. Gieſche's Erben die auf Treu und Glauben, Sitte und Her 
kommen beruhende Derfaffung der alten Samiliengeſellſchaft der Auflöſung entgegenging, hatte 
man ein Statut, das die Befugniffe der Geſellſchaftsleitung und das Verhältnis der einzelnen 
Mitglieder zur Geſamtheit regelte, oft und ſchmerzlich vermißt. Namentlich feit bas Widerſtreben 
der Sonderintereſſen gegen die Geſellſchaftseinheit zum offenen Kampfe gediehen war, erwies 
fid) der bisherige ungeregelte Suftand als ganz unhaltbar. Und doch ift es verſtändlich, daß 
die damaligen Geſellſchaftsleiter den erſten Anregungen auf Erlaß eines Statuts ablehnend 
gegenüberſtanden, ja daß fie ſogar anfänglich dieſe Beſtrebungen als gefährlich für den Beſtand 
der Geſellſchaft erachteten. Ein Statut konnte nur zuſtande kommen, wenn jedes der 
72 Geſellſchaftsmitglieder, einſchließlich der für die minorennen Teilnehmer ſorgenden Vor: 
mundſchaftsgerichte, zuſtimmte. Das neue Statut war nur dann von Wert für die Geſellſchaft, 
wenn es ihre Auflöfung an beſtimmte Bedingungen knüpfte, wenn es überhaupt das bisherige freie 
verfügungsrecht der Teilnehmer über ihre Anteile mehr oder minder befchränkte. Wie leicht 
konnten einzelne Mitglieder, ehe fie fid) ſolcher Beſchraͤnkung unterwarfen, lieber ihren Austritt 
aus der Geſellſchaft erklären. Das, womit Schreiber und Schneider nur drohten, was fie aber 
in ihrem wohlverſtandenen Intereſſe zu tun fid) hüteten, konnte von geſchaͤftsuntundigen, aber 
eigenwilligen Leuten immerhin ausgeführt werden. Wieder, wie einſt beim Übergange zur 
Sinkprodußtion gewahren wir, wie gerade die treuſten Glieder der Geſellſchaft den rettenden 
Ausweg, der aus ihren Nöten herausführt, nur zögernd beſchreiten. 

Das berdienſt, die Statutenfrage im Jahre 1843 in Gang gebracht zu haben, gebührt 
dem Oberlandesgerichtspräfidenten von Srankenberg:Ludwigsdorf. Im Juli beantragte derſelbe, 


1) fonferenprotoholle 1843 Jan. bis Mai. Akten des Oberbergamis, Sach 495, Vol. 2. 
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zugleich im Auftrag andrer Mitglieder, bei den Xepráfentanten die baldige Einführung eines 
Statuts, und das Kollegium beſchloß, daß „trotz der großen Schwierigkeiten, welche fid) weniger 
der Entwerfung als der Annahme eines Statuts entgegenftellen," v. Liebermann und der Rechts: 
freund der Geſellſchaft, Juſtizkommiſſarius Müller II, einen Entwurf abfaſſen ſollten. Aber als 
in der nachſten Ronferenz v. Liebermann eine Denkfchrift Müllers vorlegte, in der die Möglichkeit, 
für ein Statut die notwendige Huſtimmung aller Mitglieder zu gewinnen, ſtarß angezweifelt 
wurde, beſchloß man, die Sache vorläufig ruhen zu laffen !). 

Als weiterer Vorkämpfer für ein Statut erſchien nun plotzlich — w. Schneider auf 
dem Plan, indem er fid) in feinem früher erwähnten?) Rundſchreiben vom 1. Oktober 1843 zur 
Abfaſſung eines Entwurfs anbot. Der gewandte Mann glaubte offenbar, in der Statutenfrage 
ein Mittel zu erblicken, feinen Einfluß in der Geſellſchaft zu verftärken, vielleicht auch den längft 
erſehnten Lehnsträgerpoften zu gewinnen. Schneiders Vorſtoß konnte, nach allem, was voran: 
gegangen war, die 2ebenhlid)heit der Repräſentanten nur verftärken. Als Prafident von 
Svanhenberg in einem Schreiben vom 2. Oktober an den Repräſentanten feiner Linie, 
£. v. Walther und Croneck, nochmals auf ein Statut drängte und ausführte, erhebliche Ein 
wendungen einzelner Mitglieder oder gar Austritte aus der Geſellſchaft ſeien nicht zu befürchten, 
antwortete v. Walther nach Ronferenzbeſchluß: Die Meinungsverſchiedenheiten über das künftige 
Statut feien doch ſehr groß. Unvereinbare Gegenſaͤtze beſtünden z. B. über die Sragen, ob der 
Schwerpunkt der Geſellſchaftsleitung künftig in Oberfchlefien ober in Breslau liegen, und ob 
eine Bindung der Teilnehmer zum verbleiben in der Geſellſchaft nur auf Seit oder dauernd er- 
folgen folle. Daher würden die Repräſentanten nur, wenn Präſident v. Srankenberg trotz aller 
Bedenken auf feinem Antrage beſtände, fid) zur Vorlegung eines Statutenentwurfs entſchließen. 
Im November erließen die Repraſentanten ſodann ein recht ſcharfes Rundſchreiben, in dem fie 
die Mitglieder vor Schneiders Streben nach der Geſellſchaftsleitung, insbeſondere dem Lehns: 
trägerpoſten unter Hinweis auf frühere Erfahrungen eindringlich warnten. Gegen diefe Warnung 
erhob natürlich Schneider in einem weiteren Rundſchreiben entrüſteten Einſpruch “). 

Einen augenblicklichen Erfolg errang Schneider dadurch, daß er am 23. November eine 
„Generalverſammlung“ von 11 Mitgliedern in Breslau zuſammenbrachte und mit ihr einen 
Statutenentwurf vereinbarte ?). Dieſer Entwurf war nun freilich der Form nach kein IIeiſter⸗ 
werk und trug inhaltlich den Stempel feines Urſprungs deutlich zur Schau. So war natürlich 
feſtgeſetzt, daß der Lehnstraͤger in Gberſchleſten wohnen müſſe; zum Erwerb von Bergwerks: 
eigentum ſollten die Repräſentanten keine Vollmacht erhalten; Beſtimmungen über die Auflöfung 
der Geſellſchaft fehlten ganz. Immerhin war aber der Druck der vollendeten Tatjache fo groß. 
daß die Repraͤſentanten nun der Statutenfrage ernſtlich näher traten. Der Schneiderſche Entwurf 
wurde fogar vorläufig als Grundlage benutzt und dem Oberbergamte ſowie dem bormundſchafts⸗ 


1) Ronferensprotoholle 1843 Juli, Auguft. Geſellſchaftsanten II, 8. 3) vgl. S. 89. 
9) Gefellfchaftsakten II, 9, Vol. 4. 4) Gefellfchaftsakten II, 8. 
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gerichte zur Begutachtung eingereicht. Letztere Behörde machte fid) die Sache febr bequem: Nach 
neunmonatlicher „Prüfung“ erklärte das Gericht im September 1844, der eingereichte Entwurf 
fei fo mangelhaft, daß man „für's Erſte“ kein Gutachten darüber abgeben könne. Um fo 
gewiſſenhafter verfuhr der Dezernent des Oberbergamts, der Geheime Bergrat Steinbeck, deſſen 
gründliche, den fern der Sache treffende Bemerkungen auf die Geſtalt des Statuts von 1845 
jedenfalls ftark eingewirkt haben. Steinbeck bemängelte zunächſt die unſyſtematiſche Anordnung 
des Entwurfs. Das Statut müſſe beginnen mit einer Beſtimmung des Geſellſchaftszweckes, 
müſſe dann die Unterordnung der Teilnehmer unter das Statut und ihren Verzicht auf die 
Teilung des Geſellſchaftseigentums ausſprechen. Es müßte ferner das Beſtreben, Korporations: 
rechte zu erwerben, ftatutenmäßig feſtgelegt, den Repraͤſentanten müßten alle Rechte von 
Korporationsvorftehern erteilt werden. Es fei ferner ratſam, die Repräſentanten nicht durch die 
drei Linien, ſondern durch Generalverſammlungen wählen zu laffen und Repräfentanten-Stell: 
vertreter einzuführen. Endlich feien auch bie Beſtimmungen über den Lehnsträger und den 
Raffenhalter änderungsbedürftig'). Auf Grund der wertvollen Vorarbeit Steinbecks wurde 
v. Liebermann im September 1844 von den Repräſentanten mit Abfaſſung eines neuen Entwurfs 
beauftragt. Dieſer Liebermannfche Entwurf, der von den Repräſentanten im Januar und 
Sebruar, von einer Generalverſammlung der Geſellſchaftsmitglieder am 9. bis 11. Mai 1845 durch: 
beraten wurde, hat im weſentlichen als Grundlage des neuen Statuts gedient?). 

Die wichtigſten Neuerungen des Statutenentwurfs gegen das bisherige Gewohnheitsrecht 
waren folgende: Die Auflöjung der Geſellſchaft tritt nur ein durch den mit Sweidrittelmehrheit 
gefaßten Beſchluß einer Generalverſammlung. Ein einzelnes Mitglied kann die Auflöfung nur 
dann verlangen, wenn die Erträge des Geſellſchaftsvermögens, der Refervefonds oder der Erlös 
vorhandener Beſtände die Betriebskoften nicht mehr decken. Die einzelnen Mitglieder übertragen 
ihren gewählten vorſtehern die Befugnis zu „unbefchränkter verwaltung“ des Geſellſchafts⸗ 
eigentums. Sie verzichten auf das Recht, eine öffentliche Derfteigerung des Geſellſchaftsbeſitzes 
ober der Produkte, eine Maturalteilung der Produkte oder des Refervefonds zu verlangen. Die 
Anteile find frei veräußerlih; nur dürfen Juden nicht Geſellſchaftsmitglieder werden. Auch 
darf nie das Grubeneigentum eines Mitgliedes von dem korreſpondierenden Hiitteneigentum 
getrennt werden. Dieſe Beſtimmung war veranlaßt durch einen ſchlimmen Streich, den 
A. Schreiber im Januar 1845 der Geſellſchaft dadurch geſpielt hatte, daß er die zu ſeinem 
Anteile gehörigen 39*/uo Muze der Scharley Grube an Godulla verkaufte, ſodaß Gieſche“s 
Erben jetzt nur noch die kleinere Hälfte der Mure ihrer wichtigſten Grube beſaßen. Serner 
nahm der Entwurf die Erwerbung von Korporationsrechten in Ausſicht und gewährte der 
Geſellſchaft bei Anteilsverkäufen das wichtige Vorkaufsrecht. Neu war endlich die Einführung 
von Repräſentanten Stellvertretern, die Erhöhung des Repräfentantengehalts auf 400 Cl. s) und 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 7. 
2) Das Solgende nach Geſellſchaftsaßten II, 8. Dat. auch Konferenzprot, 1844 Sept., 1845 Jan., Sebr., Juni. 
4) liber die MWiederherabfegung des Gehalts auf 200 Cl, vgl. S. 98. 
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die Einfügung des wichtigen Gliedes der Generalverſammlungen in die Geſellſchaftsverfaſſung. 
Die Repräſentanten ſollten zwar immer noch für die 3 Linien, aber nicht mehr von ihnen, 
ſondern von der Generalverſammlung gewählt werden. Der Entwurf nahm noch in Ausſicht, 
daß der für eine Linie gewählte Repräſentant derfelben auch angehören müſſe. Der Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 9. bis 11. Mai bezeichnet dies als „wohl. wünſchenswerth, aber 
nicht unerläßlich nothwendig.“ 

von ſonſtigen Anderungen, welche die von 28 Mitgliedern beſuchte „Ronſtituirende“ 
Generalverſammlung gegen den Entwurf vornahm, hatten zwei großere Bedeutung: Als neues 
Organ der Geſellſchaft wurde der „Rechnungsausſchuß“ eingefügt; ferner wurde beſtimmt, daß 
die Mitglieder in den Generalverſammlungen nicht gleiches Stimmrecht, ſondern je nach der 
Große des Geſellſchaftsanteils 1—4 Stimmen haben ſollten. Außerdem wurde aber noch über 
eine Reihe von Punkten, in denen ſchließlich der Statutenentwurf durchdrang, lebhaft debattiert, 
fo über den Ausſchluß der Juden und über die Beſtimmung, daß der Eehnsträger in Breslau 
wohnen müſſe. Serner hatten die Gebr. Schreiber das Verbot der Trennung des Bergwerks: 
vom Hütteneigentum und das Vorkaufsrecht der Geſellſchaft als ungebührliche Beſchrankungen 
der Bewegungsfreiheit des einzelnen heftig behämpft. 

Überhaupt war bie Auseinanderſetzung mit A. Schreiber und 1D. Schneider jetzt noch 
eine beſonders ſchwierige Aufgabe. Ihre ſeit 1843/44 beftehende halbe Abſonderung von der 
Geſellſchaft)) war mit dem Beftehen eines Statuts nicht vereinbar. Serner hatte der fauyverhauf 
an Godulla Schwierigkeiten bezüglich der Dividendenberechnung A. Schreibers veranlaßt. Jetzt 
boten A. Schreiber und TD. Schneider der Geſellſchaft ihre Anteile zum Kaufe an; aber fie 
forderten unverhältnismäßig hohe Preife: 50 000 und 60000 Cl. Bei der Generalverſammlung 
ſelbſt konnte man ſich noch nicht mit ihnen einigen. Mehrheitsbeſchlüſſe wollten fie. bezüglich 
ihres verhaͤltniſſes zur Geſellſchaft nicht anerkennen. Erft am 12. Juni ſchloſſen die Repräfentanten 
mit A. Schreiber, der zugleich für Schneider Vollmacht hatte, einen Vergleich. Man verftändigte 
fid) über die Kürzung der Schreiberſchen Dividende; Schreiber und Schneider genehmigten das 
Statut, verzichteten alfo auf ihre bisherige Sonderſtellung und verpflichteten fid) fogar zur Rück: 
erſtattung der von ihnen 1843 als Anteil am Geſellſchaftsvermogen empfangenen Geld: und 
Sinhbeftände*), Damit war eine unerquichliche Epiſode der Geſellſchaftsgeſchichte geſchloſſen. 
Die weiteren Beziehungen Schneiders und A. Schreibers zur Geſellſchaft waren durchaus normale. 
Schneider machte bald darauf, im Juli 1845, einen verunglückten Derfuch, als Nachfolger v. Lieber, 
manns Repräfentant zu werden, verhandelte fpáter im Intereffe der Geſellſchaft mit Graf Henckels 
Siemianowitz wegen Aufhebung der Galmeiverſteigerungen bei der Scharen Grube und bot im April 
1846 den Repräfentanten erfolglos Aktien eines Eifenhüttenwerks an. Wie nach feinem im Juli 
1846 erfolgten Ableben fein Anteil von der Geſellſchaft für 35000 Cl. gehauft wurde, wird noch 
zu berichten fein. A. Schreiber trat fpäter noch mehrfach in geſchaͤftliche Beziehungen zur Gefell- 


1) vgl. S. 89. 2) Geſellſchaftsaſtten II, S. 
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ſchaft: 1849 ſchloß man mit ihm ein „Sinkgedinge", d. h. er verhüttete Galmei für Rechnung 
der Geſellſchaft in feinen eigenen Sinkhiitten; 1851 und 1853 erwarben v. Gieſche's Erben von 
ihm die Galmeigruben Heinrich und Minerva; mehrere andere ſeiner Offerten wurden abgelehnt. 
Auch fein Anteil wurde 1852 für 40 000 Cl. von der Geſellſchaft angekauft. 

wenige Wochen nach der berſtändigung mit der Partei der Sonderintereſſen, am 20. Juli 
1845 wurde der kraftvollſte Vertreter der Geſellſchaftseinheit, Eduard v. Liebermann, durch ben 
Cod abberufen. Hinter ihm lagen mehr als 6 Jahre unermüdlichen Wirkens für die Geſellſchaft, 
eines Wirkens gewiß nicht ohne Mißgriffe und Sehlſchläge, reich an bitteren Erfahrungen, aber 
doch nicht minder reich an ſchoͤnen Erfolgen und dauernden Errungenfchaften. Wenn auch der 
Neubau der Geſellſchaftsverfaſſung nach innen und außen noch unvollendet war, fo durfte fich 
doch v. Liebermann ſagen, daß das naͤchſte und größte Siel feines Rämpfens und Ringens 
erreicht, daß der Sortbeſtand, der Sufammenhalt der Geſellſchaft nach menſchlicher Vorausſicht 
geſichert fei. Die weſentlichſte Dorbebingung für die Wirkjamhkeit der neuen Derfaffung, die 
Genehmigung des Statuts durch diejenigen Mitglieder, die an der Generalverſammlung vom 
9. bis 11. Mai 1845 weder ſelbſt noch durch Bevollmächtigte teilgenommen hatten, wurde 
ziemlich glatt erledigt. In einer neuen Generalverſammlung am 1. Juli 1846 konnte der 
Vorſitzende berichten, „daß das Statut, wie es in der General Verſammlung am 11. Mai a. pr. 
beſchloſſen worden, von ſämmtlichen Geſellſchafts Mitgliedern, und namentlich auch von dem 
hieſigen Mönigl. Pupillen-Collegium Namens der dabei betheiligten Vormundſchaft genehmigt 
worden fei')". Die Derfammlung beſchloß darauf einſtimmig, „daß fie das gedachte Statut 
als den von heut ab in Kraft tretenden Geſellſchafts Vertrag anerkenne und alle die Geſellſchaft 
betreffenden äußeren und inneren Angelegenheiten darnach beurtheilt wiſſen wolle ?) l. 

So hatte die „Bergwerksgeſellſchaft Georg v. Gieſche's Erben“ ein langerfehntes 
Siel ihrer Derfaffungsentwicklung glücklich erreicht. Aber es blieben noch große und ſchwere 
Aufgaben zu löſen. Es galt, nach innen fid) mit der neuen Derfaffung einzuleben, fie dem 
Bedürfniſſe entſprechend in Einzelheiten auszubauen. Es galt, nach außen dem neuen Statute 
die landesherrliche Genehmigung, der Geſellſchaft die Rorporationsrechte zu erringen. 


8. Das Repräſentanten⸗Nollegium 1845—60. 


Die Repräfentanten als Gefchaftsfiihrer. Arbeitsteilung unter den Repräfentanten. 
Perfönlichheit und Derwaltungstätigkeit C. v. Walthers. vorſitz im Kollegium. Wahl der Repräfentanten. ber, 
mehrung ihrer Sahl 1858. Perfönlichkeiten der Heugewählten. Herabſetzung des Reprajentanten Honorars. 
Nepräſentanten Stellvertreter. Rechnungsausſchuß. 


Wenn auch feit dem Inkrafttreten des neuen Statuts das innere Leben der Geſellſchaft 
nicht mehr ausſchließlich auf den perfönlichen Elementen des Herkommens und der freien Der: 


1) Leider war die Genehmigung des Dormundfchaftsgerichts nicht bedingungslos, ſondern unter Verwahrung 
gegen den die Erwerbung der ſtorporationsrechte beftimmenden 8 7 erfolgt. Vgl. Kapitel 12 dieſes Abſchnitts. 
4) fonferenzprotoholle 1846 Sebr. Mai. Generalverfammlungs-Protoholl 1846 Juli 1. Gefellichaftsahten II, 8. 
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einbarung beruhte, fondern durch geſchriebene Geſetze geregelt war, fo kam doch immer noch 
viel darauf an, was die Menſchen aus dieſen Geſetzen machen, welchen Geiſt ſie den toten 
Sormen einhauchen würden. Ein gütiges Geſchick fchenkte der Geſellſchaft auch jetzt den 
Mann, deſſen ſie gerade bedurfte. Solange es ihre Einheit zu verteidigen galt, war eine 
Rampfesnatur wie v. Liebermannn am platze geweſen. Sür die jetzt kommenden Jahre des 
friedlicheren Ausbaus ihrer Derfaffung war Gberſtleutnant Louis v. Walther und Croneck der 
geborene Leiter der Geſellſchaft. Mit gleicher Hingebung für ihr Wohl, gleicher Pflichttreue 
und Arbeitsfreudigheit, wie fie v. Liebermann beſeſſen hatte, verband L. v. Walther wertvolle 
Eigenſchaften, die feinem Vorgänger ferner lagen: gewinnende Herzensgüte, liebenswürdige Ver: 
bindlichkeit und ein gewiſſes Maß von diplomatiſchem Geſchich, das zur erfolgreichen Leitung 
menſchlicher Gemeinſchaften unentbehrlich iſt. 

Hunächſt ſchien es freilich, als ſollte nach dem Tode v. Liebermanns kein einzelnes 
Mitglied des Rollegiums vorherrſchenden Einfluß gewinnen, ſondern die Geſellſchaftsgeſchaͤfte 
durchweg von dem ganzen Kollegium geführt werden. Die Repräſentanten beſchloſſen zunächit, 
das Befchäftsführeramt ganz wegfallen zu laffen, ein bis zweimal monatlich zufammenzukommen 
und alles gemeinſchaftlich zu erledigen. Sür die hierdurch erheblich vermehrte Geſchaͤftslaſt 
ſollte die im neuen Statut vorgeſehene Erhöhung der Repräſentantengehälter auf 400 Cl. ent- 
fchadigen'). In der Tat find auch im Jahre 1845 16, im Jahre 1846 15 Konferenzen ab: 
gehalten worden. Uber diefe kollegiale Geſchaftsbehandlung erwies fid) bald als undurchführbar, 
und das Bedürfnis nach einer gewiffen Arbeitsteilung machte ſich geltend. So übernahm der 
1845 als Repräfentant der pogrellſchen Linie gewahlte Raufmann Jesdinszki das Amt eines 
Raſſenkurators; er führte die Aufſicht über die pfüllerinſel und das dortige Sinklager; unter 
feiner Oberleitung bewirkte der Raſſen und Lagerhalter den Sinkverkauf. 

Doch die weitaus größte Gefchäftslaft nahm jetzt Louis v. Walther und Cronech auf 
feine Schultern. Wenn er auch erſt 1858, als Kammerherr v. Teichmann ſchwer erkrankte, 
vorſitzender wurde, jo war er doch ſchon von 1845 an nach dem Muſter feines Oheims 
Sigismund v. Walther der eigentliche „spiritus rector“ der Geſellſchaft. Die glückliche Er- 
ledigung der ſchwerſten Aufgabe dieſer Jahre, die Gewinnung der Aorporationsrechte, war 
großenteils feiner weltmännifchen Gewandtheit, feinen weitverzweigten perfönlichen Beziehungen 
zu danken. Mit weitem Blick wirkte er für die Sicherung der Sukunft der Geſellſchaft durch 
Vermehrung des Refervefonds, durch Erweiterung des Bergwerks, und Hiittenbetriebes. Sur 
Kennzeichnung feiner Derwaltungsgrundfäße fei ein kleiner Sug angeführt. Auf eine Anfrage 
des Buchhalters Hoffmann, ob ein koſtſpieliger Uferbau an der pfüllerinſel nicht lieber ver: 
ſchoben werden folle, da doch der ganze Geſellſchaftsbeſitz wahrſcheinlich bald verkauft und 
dann dieſe Ausgabe für die Geſellſchaft geſpart werden würde, erwidert v. Walther am 
21. Sept. 1854: „Bei mir ſteht der Grundſatz feſt, jedes ungehörig entſtandene Loch gleich und 


1) Jahresbericht 1845, S. 5. Nonferenzprotokolle 1845 Movember. Val. S. 98. 
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gut zu repariren, ehe dasſelbe größer und koſtſpieliger wird. Ich ſtimme daher für die fofortige 
Inſtandſetzung des Oder-Ufers auf der Siiller-Infel, ohne zu erwägen, daß in Rürgefter Seit das 
v. Gieſcheſche Eigenthum in andere Hände übergehen könnte !).“ 

Die hauptſächliche Tätigkeit v. Walthers beſtand in der Leitung und Beauffichtigung der 
oberſchleſiſchen verwaltung. Im Oktober 1845 übernahm er das Lehnstraͤgeramt unter Verzicht 
auf das bisherige Gehalt v. Liebermanns ?). Als durch das Geſetz von 1851 an die Stelle der 
Eehnsträger Gruben Repräſentanten mit weſentlich erweiterten Befugniſſen getreten waren, wurde 
v. Walther durch Vollmacht vom 15. Juli 1851 mit der vertretung der Geſellſchaft, insbeſondere 
bei der Wahl der Gruben Repräſentanten, im allgemeinen aber auch bei allen andern die 
Gieſcheſchen Gruben betreffenden Angelegenheiten beauftragt"). Als er darauf ſelbſt zum 
Repräſentanten der meiſten Gieſcheſchen Gruben gewählt worden war, wollte das Bergamt 
die Beſtätigung verweigern, weil nach dem Geſetze der Repräfentant in der Mahe der Gruben 
wohnen ſollte. C. v. Walther fah fid) dadurch genötigt, zeitweilig einen doppelten Wohnſitz, in 
Rapatſchütz und in Scharley, [páter in Milhelminehütte zu haben. Sür feine Wohnung in 
wilhelminehütte wurden im April 1853 auf Geſellſchaftskoſten „gebrauchte () Mahagoni 
Meubles“ angeſchafft?). Da v. Walther ſehr häufig im Induſtriebezirt weilte und feine ein- 
gehenden Reiſeberichte vortrefflich über den Suftand ber Werke unterrichteten, kamen die andern 
Repräſentanten nur wenig nach Gberſchleſien. Erft 1860 wurden regelmäßige jährliche Infpektions: 
reifen aller Repräfentanten zu den Werken verabredet. > 

Nur einige wenige Punkte der regen und vielfeitigen Tätigkeit v. Walthers in der ober: 
ſchleſiſchen Verwaltung können hier hervorgehoben werden: feine Bemühungen um Befeitigung 
der Galmeiverſteigerung und um die Ermäßigung der Bergwerksabgaben, feine Teilnahme an 
den Dorberatungen für das neue Berggeſetz und an den verhandlungen über die gemeinſame 
Wafferhaltung der Scharlen: und wilhelminegrube, feine erfolgreiche Tätigkeit für die Erwerbung 
von Gruben- und Grundbeſitz. Daß v. Walther auch hierbei durch feine perſönliche Liebens: 
würdigkeit Erfolge erzielte, zeigt 3. B. eine Eintragung im Ronferenzprotoholl vom Dezember 1855: 
„Herr v. Tiele⸗[Pinckler hat fid) bereit erklärt, um dem Herrn Obriftlieutenant von Walther: 
Croneck jedwede Ungelegenheit zu erſparen,“ das für Wilhelminehütte und Morgenrothgrube be: 
nötigte Terrain an die Geſellſchaft zu verkaufen. Eine erhebliche Entlaſtung v. Walthers erfolgte 
feit 1854 durch die Anſtellung Scherbenings, der bald fein ſtändiger Vertreter als Gruben: 
repräfentant wurde. Aber auch dann noch war v. Walther häufig in Gberſchleſien und hatte 
bis Ende der fünfziger Jahre im Kollegium ftändig das Referat über den oberſchleſiſchen Betrieb. 

Dieſes aufopfernde, erfolggekrönte Wirken fand in der Geſellſchaft ſchon früh gebührende 
Anerkennung. In der Generalverſammlung vom 7. Okt. 1853 überreichte Stadtrat Walter der 


1) Geſellſchaftsaltten II, 24. Über den 1854 geplanten Verkauf des ganzen Geſellſchaftsbeſitzes vgl. S. 110 ff. 

4) Jahresbericht 1845. Gefellfcaftsahten I, 24. fonferengprotoholle 1845 ORL—2Dey. ſtopierbücher 
1845 Juli Dez. 

?) Geſellſchaftsakten II, 13. 4) ſtonferenzprotofolle 1851 Mov., 1852 Dez., 1853 April. 
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Geſellſchaft ein Bildnis des Oberftleutnants v. Walther, das mehrere Mitglieder „als ſichtbares 
Seichen ihres Dantes“ für feine „weſentlichen berdienſte“ durch den Portraitmaler Ernſt Reich 
hatten anfertigen laffen. Das fd)óne Bild ziert noch heute den Sikungsfaal des Repräſentanten⸗ 
Rollegiums, Serner war es wohl eine beabſichtigte Huldigung für v. walther, daß bie 
Generalverſammlung von 1858 ihn zum vorſitzenden des Kollegiums förmlich wählte, obwohl 
es nach dem Statut dieſer Wahl nicht bedurfte, da der vorſitz ihm ohnehin als dem (nad) 
v. Teichmann) älteften Repraͤſentanten gebührte !). 

Auch in andern Sällen hat man ſich, wie wir in den folgenden Abſchnitten noch öfter 
fehen werden, über die Dorfchriften des Statuts hinweggeſetzt. Bald mit, bald ohne den vor 
geſchriebenen Beſchluß der Generalverſammlung wurden größere oder kleinere Anderungen 
vorgenommen. Schon 1847 wurde die vorſchrift des § 14, daß vor den Xepráfentantenmablen 
drei Kandidaten durch beſondere ahlausſchreiben vorgeſchlagen werden müßten, abgeändert, 
1856 wurden zum erſten Male Repräfentanten durch Suruf gewählt. Das im § 18 allen 
Mitgliedern gewährte Recht zur Teilnahme an den Repräſentanten-ftonferenzen wurde 1847 
eingefchränkt. Die wichtigſte Meuerung war, daß man „zur Unterftügung der Herrn Re 
präſentanten“ ihre Sahl von 3 auf 6 zu erhöhen beſchloß. Die 3 neuen Mitglieder des 
Rollegiums ſollten nach anfänglicher Beſtimmung nur „für die inneren Angelegenheiten der 
Geſellſchaft“ ſtimmberechtigt fein; doch wurde diefe Befchränkung bald fallen gelaſſen. Die 
Vermehrung wurde ſchon 1856 beantragt, 1857 grundfäßlich genehmigt, ſollte aber erft nach 
der Erwerbung der Korporationsrechte in Kraft treten. Als diefe fid jedoch verzögerte, beſchloß 
die Generalverſammlung 1858, die Vermehrung alsbald vorzunehmen und wählte als neue 
Repräfentanten den Kgl. Kammerherrn Wilhelm v. prittwitz und Gaffron für die ildenſteinſche, 
den Landesälteften Julius v. Srankenberg-Profehliß für die Teichmannſche und den Ritterguts: 
beſitzer, Stadtrat a. D. Gottlieb Walter für die pogrellſche Linie ?). Da gleichzeitig für Jesdinszki 
der Raufmann Guftav Dreſcher und im folgenden Jahre für den verftorbenen Rammerherrn 
v. Teichmann der Landesältefte Lothar Sreiberr v. Richthofen gewählt wurde, erhielt das 
Rollegium in den Jahren 1858/59 nicht weniger als 5 neue Mitglieder. 

Der Geſellſchaftsleitung wurden damit überaus wertvolle, friſche Kräfte zugeführt. Alle 
Meueintretenden hatten ſchon als Repräſentanten Stellvertreter, Dreſcher außerdem als J&affen: 
und Lagerhalter der Geſellſchaft (1848—56) Sühlung mit den Geſchaͤften gewonnen. ammer: 
herr v. Prittwiß, der ſpaͤtere Vorſitzende des Kollegiums (1870—72), hatte ſchon an der Statuten: 
beratung von 1845 hervorragenden Anteil genommen und auch in den Generalverfammlungen 
von 1848, 1852 und 1855 für den Ausbau des Statuts und die Befeſtigung des Geſellſchafts⸗ 
verbandes unermüdlich gewirkt. Jetzt eröffnete fid) den neuen Repräfentanten alsbald ein 
fruchtbares Seld der Tätigkeit. Rammerherr v. prittwitz ſorgte an der Seite L. v. Walthers 


1) Generalverfammlungs-Protokolle 1853, 1888. 
?) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 3, fol. 19 ff. Generalverfammlungs-Protoholfe 1856—58, 
Heſchichte der Bergwerhsgefellihaft ©. v. Biefche's Erbenst 18 
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für die endgültige Erledigung der Rorporationsangelegenheit und führte neben ihm die Der. 
handlungen mit Graf Henckel Neudeck über den Erwerb der Bleiſcharley-Grube. Landesaͤlteſter 
v. Srankenberg und Dreſcher übernahmen das Raffenkuratorium und die Aufficht über die 
Pfüllerinfel. Sreiherr v. Richthofen und Stadtrat Walter wurden 1859 mit dem Gutachten 
über den Rauf eines der Geſellſchaft in Ruſſiſchſpolen angebotenen Güterkomplexes betraut!) . 
Die dankbare Würdigung der [páter noch weiter zu ſchildernden Tätigkeit der Repräſentanten 
von 1858/59 durch die Geſellſchaftsmitglieder zeigte fid) am beſten darin, daß die damals Meu 
gewahlten lange Jahre und Jahrzehnte, bis zu ihrem Ableben oder freiwilligen Ausſcheiden, 
durch Wiederwahl dem Kollegium erhalten blieben. Dreſcher hat 12, J. v. Sranhenberg 15, 
Sreiberr v. Richthofen und W. v. prittwitz 34, G. Walter 38 Jahre dem Repräfentanten 
Kollegium angehört. 

Da mit der Vermehrung der Sahl vor allem eine Entlaftung der Repräfentanten ver: 
bunden fein follte, hatte die Generalverſammlung von 1858 gleichzeitig beſchloſſen, das 1845 
von 200 auf 400 Cl. erhöhte Nepräfentantengehalt wieder auf den alten Betrag von 200 TI. 
herabzuſetzen. Don dieſer Beſtimmung wurden die vor 1858 gewählten Mitglieder des 
Kollegiums ausgenommen, aber L. v. Walther verzichtete 1861 freiwillig auf fein Vorzugsrecht, 
worauf ihm 200 Cl. zur Beſtreitung der ihm in feiner Eigenſchaft als Grubenrepraͤſentant 
erwachſenden Ausgaben bewilligt wurden ?). " 

Bezüglich der Repräfentanten-Stellvertreter und des Rechnungsausſchuſſes wurde gleichfalls 
von den borſchriften des Statuts mehrfach abgewichen. Selbſt die eigentliche Beſtimmung der 
Stellvertreter, zum Erſatz für verhinderte Repräfentanten einzutreten, blieb namentlich bei einzelnen 
Sitzungen öfter unerfüllt. So läßt fid) einmal v. Teichmann durch feinen Kollegen Jesdinszki, 
£. v. Walther durch den Gefchäftsführer Dreſcher vertreten. Rur bei längerer Verhinderung der 
Repräfentanten wird regelmäßig der Erſatzmann berufen ?). Auch die Dorfchrift, daß die Stell: 
vertreter bei Entſcheidungen über die Ausübung des Vorkaufsrechts an Geſellſchaftsanteilen zu 
gezogen werden ſollten, blieb mehrfach unbeachtet. Es ſcheint ſich die Auffaſſung gebildet zu 
haben, daß die Xepráfentanten nur dann die Stellvertreter berufen müßten, wenn fie die Srage 
nach der Ausübung bejahen, aber nicht, wenn fie dieſelbe zu verneinen beabfichtigten. Anderſeits 
wurden die Stellvertreter auch in Sällen einberufen, wo das Statut dies nicht vorſchrieb, z. B. 
1848 bei der Beratung über die Meubeſetzung des Kaffenführerpoftens. Nach dem Statut ſollte 
der Repräfentant, der fid) in einer Sitzung vertreten ließ, den Stellvertreter mit 10 Tl. aus feiner 
Caſche honorieren. Die Generalverſammlung von 1847 ſetzte feſt, daß die Stellvertreter für jede 
Einberufung 10 Cl. Reifekoftenentihädigung aus der Gefellfchaftskaffe erhalten ſollten “). 

Der Rechnungsausſchuß, der bei ber Generalverſammlung die Entlaftung der Repräſentanten 
zu beantragen hatte und nach einem Beſchluſſe von 1855 fid) nicht nur über die zahlenmäßige 


1) Ronferengprotokolle 1859 Auguft, 1860 Mai, Juni. 2) Ebd. 1861 Ont. 
5) Ebd. 1849 Sebr, Sept., Nov., 1858 Jan., Mai, Sept., Okt. 
4) ceſellſchaftsaßtten II, 9. Generalverſammlungs Protokolle 1847 u. 48. 


99 


Richtigkeit der Rechnungen, ſondern auch über „die leitenden Prinzipien der Verwaltung” äußern 
durfte, war urſprünglich als felbftändige Inftanz neben den Reprafentanten-Stellvertretern gedacht. 
1846 wurde ausdrücklich beftimmt, daß die Amter eines Ausſchußmitgliedes und eines Stell: 
vertreters nicht in einer perſon vereinigt ſein dürften. Aber ſchon 1847 erklärte man dieſe 
vereinigung für zulaͤſſig, ja es blieb ſogar für eine Reihe von Jahren Regel, daß die 
Repraͤſentanten Stellvertreter zugleich als Rechnungsausſchuß tätig waren. Erft nach 1860 ijt 
man zu dem ſtatutenmaͤßigen Brauche der Pahl eines beſonderen Ausſchuſſes zurückgekehrt !). 

Es könnte auffallend erſcheinen, daß die Geſellſchaft an ihrem unter ſchweren Kämpfen 
zuſtandegekommenen Statut fo bald jhon wieder, zum Teil doch erhebliche Anderungen vor 
nahm. Jedenfalls ift es aber ein erfreuliches Seichen für die feit 1845 erlangte innere Ruhe und 
Geſchloſſenheit, namentlich für das gute Derbáltnis des Repraͤſentanten-Rollegiums zur General: 
verſammlung, daß dieſe Anderungen ganz geräufchlos, ohne weitere Kämpfe fid) vollziehen 
konnten. 


9. Die Generalverſammlungen 1845—00, 


Streitigkeiten über die Teilnahme andrer Mitglieder an den Repräfentanten-Konferenzen 1845—47. 
Statutenmäßige Tätigkeit der Generalverſammlungen: Wahlen, Entlaſtung der Repräſentanten, Statutenánberungen, 
Beſchlußfaſſung über Veräußerung des Gefellihaftsbefiges. Gelegentliche Eingriffe der Generalverſammlungen in 

die Befugniſſe der Repräſentanten. 


Ein glücklicherweiſe kurzes Nachipiel zu den eben überſtandenen inneren Rämpfen 
knüpfte fid) in den Jahren 1845—47 an die Srage, wieweit andre Geſellſchaftsmitglieder an 
den Repräſentanten⸗Ronferenzen teilnehmen dürften. Schon in den letzten 1 Jahren vor dem 
Zuſtandekommen des Statuts hatten mehrere Mitglieder, wie Jesdinszki, Dreſcher, Dr. Rutfch, 
Stadtrat Walter, Leutnant Sontanes und andere das Bedürfnis gefühlt, die von der Partei 
Schreiber Schneider fo ftark angegriffene Bejchäftsführung der Repräſentanten aus eigener An: 
ſchauung kennen zu lernen und hatten deshalb häufig an den Konferenzen teilgenommen. Das 
Statut erteilte auch im § 18 jedem Geſellſchaftsmitgliede das Recht, „den Conferenzen beizuwohnen 
und Anträge anzubringen, welche die Repraͤſentanten zu hören und darüber Beſchluß zu faſſen 
verpflichtet find." Als daraufhin Dreſcher, Walter und Sontanes auch weiter zu den Sitzungen 
erſchienen, muß es zwiſchen ihnen und den Repräſentanten zu Reibereien gekommen fein. Die 
3 Mitglieder beſchwerten fid) im Sebruar 1846 beim Kollegium, daß namentlich der Vorfikende, 
Rammerherr v. Teichmann, ihnen die Teilnahme an den Sitzungen zu verleiden ſuche; gleichzeitig 
hvitifierten fie im allgemeinen die Geſchaͤftsführung der Repräfentanten und forderten ſchließlich, 
nach dem früheren Schneider Schreiberſchen Rezepte, ihre Anteile am Reſervefonds als Darlehne. 
Dieſe Sorderung konnten die Repräfentanten mit Hinweis auf das Statut leicht ablehnen, und 
auch ſonſt verlief der Streit, nach einigem weiteren Schriftwechſel, im Sande. Neue Differenzen 


1) Ronferengprotoholle 1847 Okt., 1850 Okt., 1858 Oft. Generalverfammlungs-Protoholle 1846, 47, 55. 
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entftanden im folgenden Jahre, als Drefcher und Walter zu ihrer Information Abſchriften von 
den Monatsrechnungen und von ben J&onferengprotohollen forderten. Die Repräfentanten ver: 
wieſen die Antragſteller an die Generalverſammlung und diefe entſchied im Oktober 1847 die 
ganze Streitfrage durchaus im Sinne des Kollegiums: die Repräſentanten hätten zu beſtimmen, 
welche Gegenftände in Gegenwart andrer Mitglieder und welche in geheimer Sitzung zu ver: 
handeln feien. JAKonferenzprotoholle und Rechnungen feien andern Mitgliedern nicht in Abſchrift 
zu liefern, könnten aber von ihnen bei dem Buchhalter der Geſellſchaft eingeſehen werden !). 
Von da ab erſcheinen andre Mitglieder nur noch höchft felten bei den Konferenzen. Wenn man 
außerhalb der Generalverſammlungen Anträge an die Repräfentanten richten wollte, geſchah das 
meiſt ſchriftlich. So rieten die Mitglieder Müller und Walter im Mai 1850 zu ſchleunigem Rück 
tritte von dem mit der Geſellſchaft der „Vieille Montagne" geſchloſſenen Sinkpreis-Rartelle, Die 
Repräfentanten konnten erwidern, daß das betreffende Abkommen bereits gekündigt fei. 

Im allgemeinen genügte jedoch für den verkehr der Geſamtheit der Mitglieder mit den 
Repräſentanten das verfaſſungsmäßige Organ, die Generalverſammlung. Dieſe wählte die 
Repräſentanten, die Stellvertreter und den Rechnungsausſchuß. Sie hatte den Geſchäͤftsbericht 
der Repräfentanten und den Revifionsbericht des Rechnungsausſchuſſes entgegenzunehmen und 
daraufhin die Repräſentanten zu entlaſten. Wer etwa vorſchläge in verwaltungs angelegenheiten 
machen, oder wer den Geſellſchaftsleitern feinen Dank ausfprechen wollte, tat es meift im Anſchluß 
an die Berichte. Daß die Generalverſammlung von ihrer weiteren Befugnis, mit Sweidrittel⸗ 
Mehrheit Statutenänderungen zu beſchließen, ziemlich oft Gebrauch machte, haben wir ſchon 
im letzten Abſchnitt gefehen. Hier ſei noch erwähnt, daß man 1852 die nach $ 23 vierteljährlich 
an die Mitglieder zu verſendenden Rechnungsauszüge abſchaffte, daß man feit 1859 den 
Gefchäftsbericht den Mitgliedern ſchon vor der Generalverſammlung mitteilte, und daß die Be: 
ſtimmung des $ 34, die Derfammlungen immer am erſten Montag im Oktober abzuhalten, faft 
nie befolgt wurde. wegen dieſer Statutenverletzung wollte das Oberbergamt eine in der 
Generalverſammlung vom 16. Oktober 1861 vollzogene Repräfentantenwahl beanſtanden. Die 
Behörde beruhigte fid) aber ſchließlich bei der Auskunft, daß die Beſtimmung des $ 34 [don 
längft in der praxis aufgegeben fei?). Mehrere weitere Statutendnderungen, die Kammerherr 
v. prittwitz 1852 beantragte, wie z. B. eine Beſchraͤnkung der durch Bevollmächtigte abzugebenden 

Stimmen, um einen ftärkeren Beſuch der Generalverſammlungen zu erzielen, wurden von der 
Derfammlung abgelehnt. 

Mit Plänen zur Veräußerung des ganzen Geſellſchaftseigentums hatten fid) die General: 
verſammlungen in den fünfziger Jahren, wie wir noch ſehen werden, mehrfach zu beſchaͤftigen. 
Daß fie dabei ſchließlich zu ablehnenden Beſchlüſſen gelangten, werden ihnen die Söhne und 
Enkel der damaligen Mitglieder heute noch danken. Der verkauf der Pfüllerinfel ift mehrfach, 


1) Geſellſchaftsaßtten II, 9, Vol. 6. Aonferenzprotoholle 1843 Oht., 1844, 1846 Sebr, März, 1847 Sebr., 
Juni. Generalverfammlungs-Protoholle 1847. 
2) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 3. Generalverfammlungs-Protoholle 1852, 59. 
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namentlich 1856 und 1858, erwogen worden. Damals wollte man verkaufen, wenn ein Preis 
von 15 000 Cl. zu erreichen fei; 1865 gelang jedoch der Verkauf an die Stadtgemeinde Breslau 
für 35000 CL, ſodaß fid in diefem Salle das Abwarten gut gelohnt bat). 

Außer den genannten Verhandlungsgegenftdnden war der Generalverſammlung durch 
§ 33 des Statuts zugewieſen „die Beſchlußnahme über Verwaltungs ⸗Maaßregeln, für welche 
die den Repräfentanten ertheilte Generalvollmacht nicht ausreicht“. Daß diefe negative, recht 
allgemeine Definition in der Praxis verſchieden ausgelegt wurde, iſt ja natürlich. Wenn die 
Repräfentanten ihre wichtigſten neuen Maßregeln in Sachen der Rorporationsrechte vorher von 
der Generalverſammlung begutachten ließen, ſo war dies ſchon bei der Bedeutung der Sache 
ganz in Ordnung, ebenſo wenn das Kollegium 1847 einen [páter zu beſprechenden Vergleich 
mit R. Schreiber?) nicht auf feine alleinige Verantwortung nahm. Su dem Erwerb neuen 
Bergeigentums waren die Repräfentanten nach § 13 des Statuts ermächtigt. Aber daß die 
Generalverſammlung von 1848 im allgemeinen den Ankauf neuer Gruben „nicht nur für gut, 
ſondern ſogar für notwendig“ erklärte und über die Aufbringung der hierfür erforderlichen 
Geldmittel Beſchlüſſe faßte, ift nicht weiter auffallend, 

In andern Sállen hat jedoch zweifellos die Generalverſammlung in die Befugniffe der 
Repräſentanten eingegriffen, z. B. 1848 bei der Beſchlußfaſſung über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts an Geſellſchaftsanteilen und bei der Wahl Dreſchers als Raſſen- und Lagerhalter, 
ferner 1851 bei der Entſcheidung über die Teilnahme an Sinkkartellbeftrebungen. Denn über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts hatten (nad) S 9) die Repräfentanten und die Stellvertreter in 
gemeinſamer Sitzung, über die Anſtellung von Beamten und über den Sinkverkauf hatten 
(nach § 13) die Repräfentanten allein zu entſcheiden. Soweit die Repräfentanten in diejen 
Sällen die Beſchlüſſe der Generalverſammlung nicht ſelbſt hervorgerufen haben, um ihre eigene 
Derantwortlichkeit zu vermindern, haben fie jedenfalls das Übergreifen in ihren Wirkungskreis 
aus guten Gründen ungerügt gelaſſen. Es iſt ja überhaupt im großen wie im kleineren 
Gemeinſchaftsleben ein Gebot politiſcher Klugheit, wenn eine Aörperfchaft nicht jeden un: 
erheblichen Eingriff in ihre Befugniffe gleich zur „Haupt: und Staatsaktion" aufbauſcht, fondern 
mitunter auch vornehm überſteht. 


10. Die Entſtehung der modernen kaufmänniſchen Verwaltung 1859—48. 


Befchränhte Tätigkeit und Bezüge der Gebr. Schreiber feit 1839. Aufſicht der Repräfentanten 
über den Sinkverhauf. Regreganfpriiche an R. Schreiber wegen des Schillerſchen ſtonkurſes. Das „verruchte 
Jahr" 1848, Geſchaͤftsſtochung und Geldnöte. Sahlungsunfahigheit R. Schreibers. Seitweiliges Eintreten Jesdinszhis 
und endgültige Anftellung Drefehers als faffen und Lagerhalter. 


Die allmähliche Entſtehung der modernen haufmännifchen Verwaltung von Georg 
v. Gieſche“s Erben in den Jahren 1839—48 ift mit den damaligen Derfaffungshámpfen, mit 


1) Geſellſchaftsaſtten TI, 24. Generalverfammlungs-Protokolle 1856, 58. 2) Dal. S. 103. 
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den perfönlichen Konflikten zwiſchen v. Liebermann und der Partei Schreiber-Schneider aufs 
engſte verknüpft. Es mußte daher [don in anderem Sujammenhange erzählt werden!), mie 
feit 1839 die Gebr. Schreiber ihre frühere, unbefchränkte Selbftindigheit als Geſchaftsführer 
verloren, wie ihnen unter der Leitung v. Liebermanns nur noch eine beſcheidenere Stellung als 
ſtaſſen⸗ und Lagerhalter übrig blieb, und wie fie auch trotz allen Stráubens wiederholte Be 
ſchränkungen ihrer Bezüge hinzunehmen genötigt waren. Im März 1843 verſuchte man ſogar, 
die Provifion R. Schreibers ), der feit 1841, wie erwähnt, die Geſellſchaftsgeſchaͤfte allein über: 
nommen hatte ), von 1% des Bruttoertrages beim Sinkverkauf auf die Hälfte herabzuſetzen. 
Namentlich v. Liebermann drang auf die Ermäßigung, da, wie er in den Ronferenzen ausführte, 
„die beſten Häufer der Stadt“ für ½% als Vertreter zu haben wären. Schließlich behielt aber 
Schreiber doch den früheren Proviſtonsſatz. 

Der Sinkverkauf erfolgte zwar durch Schreiber, aber ganz nach Anweiſung v. Lieber: 
manns, der ſeinerſeits allgemeine berhaltungsmaßregeln von den Repräfentanten empfing. Als 
nach dem Tode v. Liebermanns fein Gefchaftsfihreramt einging, pflegten die Repräfentanten in 
jeder Konferenz zu beſchließen, wieviel Sink und zu welchem Mindeſtpreiſe Schreiber bis zur 
nächſten Ronferenz verkaufen dürfe. Es kam dafür der Ausdruck auf, daß die betr. Menge 
Sinh „in's Sreie gegeben“ wurde. Außerdem wurde aber Schreiber wiederholt und dringlich 
angewieſen, zu jedem einzelnen Verkaufe vorher die Suftimmung des Repräfentanten Jesdinszki 
einzuholen ?). Monatlich hatte Schreiber v. Gieſche's Erben einen Rontoauszug und eine 
Rechnung über das verkaufte Sink einzureichen“). Aus dieſen Rechnungen ſehen wir, daß in 
den Jahren 1842—48 der direkte Verkauf nach auswärts faft ganz aufgehört hatte. Die letzten 
auswärtigen Abnehmer waren die Sirmen Lederer Berlin, von Oſten-Cöln, des Arts-Damburg 
und der alte, treue unde aus der Galmeizeit, das ſächſiſche Meffingwerk iederauerbach. Sonft 
verkaufte man die ganze Sinkproduktion an Breslauer Aäufer, unter denen wir alle Spitzen der 
hiefigen Großkaufmannſchaft, die Sirmen Eichborn, Pahal, Xuffer, Lobbecke, Sriesner, Schiller, 
Muller, Ertel, D. TD. Tietze und J. A. Sranh vertreten finden. 

Eine Beſtimmung des vertrages vom 10. März 18416), der zufolge Schreiber bei allen 
Sinkverkäufen für den richtigen Eingang der Maufgelder bürgen mußte, verurfachte in einem 
Salle ein ernſthaftes Zerwürfnis. Bei dem Dezember 1846 eintretenden Bankerott der alten 
Sirma Schiller hatten v. Gieſche's Erben an die Maffe eine Forderung von 10 333 ½ CL, von 
der 75% (7750 CL) verloren gingen. R. Schreiber verweigerte den geforderten Schadenerſatz, 
ließ fic) von der Geſellſchaft verklagen und wurde zur Sahlung verurteilt. Schließlich wurde 


1) Vgl. S. 83 ff. 2) fionferenzprotoholle 1843 März, Mai. 
3) Dal. S. 86, Anmerk. 1. 

) fionferengprotoholle 1845 Juli, Aug., Okt., 1846 Juni, 1847 Sebr. 
5) Gefellfhaftsakten II, 43. 

*) Gefellfchaftsakten II, 34. Vgl. S. 84. 
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aber mit Genehmigung der Generalverſammlung ein vergleich geſchloſſen, wonach v. Gieſche's 
Erben und Schreiber fid) in den Schaden zur Hälfte teilten! ). 

Sum €rtvagen. gefchäftlicher verluſte war die Geſellſchaft weit beffer als früher gerüftet, 
feit fie fid) eines Reſervefonds erfreute. Der Sonds war im Herbſte 1839 auf 50000 Cl. ge 
bracht worden, wurde während des ſchlechten Geſchäftsjahres 1842 auf die Hälfte vermindert, 
ſtieg aber jhon wieder im Juni 1843 auf die alte Höhe?). Große Anſprüche an feine Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ſtellte dann wieder das Jahr 1848, das „verruchte Jahr“, wie £. v. Walther jpäter 
einmal ſchreibt“). Schon vor dem Ausbruche der Berliner Märzrevolution, am 10. März 1848 
gaben die Repräſentanten der Beſorgnis Ausdruck, daß „die Wirren der europäiſchen Volks- 
verhältniffe fid) in kürzerer Seit nicht abwickeln dürften,“ und daß deshalb die übliche 
Repartition zu Oftern jedenfalls werde unterbleiben müſſen. In der Tat erfolgte damals eine 
allgemeine Geſchaͤftsſtochung. Die Sinkpreiſe fielen vom Januar bis April 1848 faſt um die 
Hälfte (von 5½ auf 2½ CL). Die Repräfentanten wollten unter dieſen traurigen Umftänden 
den Grubenbetrieb einfchränken, aber die Bergbehörden hatten gegen die Entlaſſung von Arbeitern 
unter den obwaltenden Seitverhältniffen politiſche Bedenken und verweigerten deshalb ihre Ger 
nehmigung. So mußte man, um die Betriebsmittel aufzubringen, den Refervefonds ftarh 
angreifen. Ja man dachte jhon an die Derpfändung von Sinkbeſtänden, konnte aber glücklicher 
weiſe ſchon im Juli durch Verkaufe der drückendſten Geldnot abhelfen *). 

Eine nachhaltige Wirkung hatte das „verruchte Jahr“ auf die Geſellſchaftsverwaltung, 
indem es ihre vollſtändige Trennung von der Sirma Schreiber bewirkte. Die Gejchäftshrifis 
des Srühjahres 1848 zwang nämlich das alte Handlungshaus 5. E. Schreiber Söhne, feine 
Sahlungen vorübergehend einzuftellen. Es kam allerdings zu keinem förmlichen Bankerott, 
ſondern es konnten bei allmählicher außergerichtlicher Abwicklung der Verbindlichkeiten alle 
Gläubiger befriedigt werden. Gieſche's Erben hatten, wie fid) bei der im April vor- 
genommenen Raſſen und Lagerrevifion ergab, an Schreiber über 25000 Tl. und 275 Sentner 
Sink zu fordern, waren aber durch die ihnen verpfändeten Geſellſchaftsanteile R. Schreibers 
gedeckt. Die Geldforderung wurde alsbald auf den Anteil hnpotheharifch eingetragen, und den 
Erſatz des fehlenden Sinks übernahm A. Schreiber für feinen Bruder?), ſodaß die 16 jährige 
Geſchaͤftsverbindung mit der Sirma Schreiber jetzt wenigſtens ohne Derluft ſchloß. 

Daß fid) die Repräfentanten bei der Neubeſetzung des Hafen: und Lagerhalterpoftens 
nicht übereilen wollten, ift nach den bisherigen Erfahrungen wohl verſtändlich. Deshalb über: 
nahm für die nächften Monate der Xepráfentant Jesdinszki mit dankenswerter Bereitwilligkeit 


1) fonferenzprotoholle 1846 Deze, 1847 Jan — Marz, Juli, Aug. Generalverfammlungs-Protokoll 1847. 
— Als Schreiber den Schadenerſatz verweigerte, wurde berechnet, daß er und ſein Bruder ſeit 1832 von der 
Geſellſchaft 36567 Cl. Provifion bezogen hatten. Man meinte demnach, daß fie den Schillerſchen Derluft 
ſchlimmſtenfalls ganz decken könnten. 

3) fionferengprotokolle 1839 Sept., 1842 Nov., 1843 Juni. 

3) Geſellſchaftsaßten II, 9 unter 1853 März 23. 4) Konferenzprotokolfe 1848 März bis Juli. 

5) Geſellſchaftsaßten II, 34 und II, 9. ftonferengprotoholle 1848 April, Mai. 
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vertretungsweiſe die Geſchafte, während man mit den verschiedenen Anwärtern um den erledigten 
Poften verhandelte. Beworben hatten fid) die der Geſellſchaft angehörenden Kaufleute Eichborn, 
Muller, Jaeſchke und Dreſcher. Die Repräfentanten überliegen „bei der Wichtigkeit der Sache“ 
die Meubeſetzung der Generalverſammlung; die Wahl derſelben fiel im Oktober 1848 auf den 
Kaufmann Dreſcher, dem für feine Tätigkeit als Raſſen- und Lagerhalter eine Proviſion von 
½ % der Brutto- Sinkeinnahme bewilligt wurde. Als der Poften nach dem Ausſcheiden Drefchers 
1856 durch den bisherigen Buchhalter ©. Hoffmann neubeſetzt wurde, trat an die Stelle der 
Provifion ein feſtes Gehalt von 1200 Cl.). Außerlich vollzog fid) die Trennung von der 
Sirma Schreiber ſchon dadurch, daß Oftern 1849 die ihr bisher abgemieteten Räume mit einem 
neuen Befchäftslokal, Albrechtsſtr. 27, vertauſcht wurden. Gleichzeitig erhielt die neue Verwaltung 
noch ein weiteres Wahrzeichen ihrer Selbftändigkeit. Die Repräfentanten beſchloſſen, „in Ev 
wägung der unruhigen Seit, der überhandnehmenden raffinierten Diebereien und einer eventuellen 
Seuersbrunſt“ für bie fich jetzt wieder häufenden Gelder der Hauptkaffe" einen eiſernen Geld: 
ſchrank ſowie einen Trefor für bie Urkunden der Geſellſchaft anzuſchaffen. 

Durch die Neuordnung der Dinge im Jahre 1848 erhielten Georg v. Gieſche's 
Erben das wieder, was fie vielleicht feit Caspary, mindeſtens aber feit dem Tode von [beiß 
nicht mehr beſeſſen hatten: eine ganz ſelbſtändige, lediglich ihren eigenen Swecken dienende 
kaufmännifche verwaltung. Der neue Haffen und Lagerhalter Dreſcher betrieb Reine Privat: 
geſchäfte, die ihn mit den Geſellſchaftsintereſſen in Miderftreit bringen konnten. Als er 1856 
wegen Aränklichkeit fein Amt niederlegte, rühmte ihn C. v. Walther?) mit Recht als einen 
Mann, der „mit unerſchütterlicher Treue und Rechtſchaffenheit feine Dienſte der Geſellſchaft 
geweiht hat“. 


N. Die Erwerbung eigener Geſellſchaftsanteile 1846—60, 


veränderte Bedeutung des Eintritts Michtverwandter in die Geſellſchaft feit 1845. Vorkaufsrecht der 
Geſellſchaft an ihren Anteilen. auf des Schneiderſchen Anteils 1846. Verzichtleiftungen auf das vorftaufsrecht 
1846—50. Anteilskäufe 1851—58. Beweggründe der Geſellſchaft bei Ausübung des Vorkaufsrechts. 


Der Eintritt Michtverwandter in die frühere Samiliengeſellſchaft durch Ankauf von 
Anteilen hatte nur darum zu ſo ſchweren Erſchütterungen geführt, weil vor 1845 die ungeregelte, 
unſichere innere Derfaffung der Geſellſchaft gewandte, rückſichtslos ihren vorteil fuchende 
Geſchaͤftsleute zur Verfolgung von Sonderbeſtrebungen auf Roſten der Allgemeinheit geradezu 
einlud. Seit dem Erlaſſe des Statuts brauchte man im allgemeinen Sriedensftörungen durch 
den Sutritt fremder Anteilskäufer nicht mehr zu befürchten. Um in einzelnen Sällen das 


1) fionferengprotoholle 1848 Mai bis November, 1855 Nov. Generalverſammlungs Protokoll 1848 
Geſellſchaftsaßtten II, 34. 
2) Oejellichaftsakten II, 34. 
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Eindringen unliebfamer Elemente zu verhindern, beſaß die Geſellſchaft eine Handhabe in $9 
des Statuts, der ihr bei Anteilsverkäufen das Vorkaufsrecht ficherte. 

Sofort nach Inkrafttreten des neuen Statuts im Juli 1846 fah ſich die Geſellſchaft 
genötigt, ihr Vorkaufsrecht auszuüben. Der „Sinkhönig" Godulla, der ſchon die A. Schreiberſchen 
Rue der Scharley Grube erworben hatte!), wollte jetzt den e Anteil W. Schneiders haufen, 
und es ijt verftändlich, daß man auch nach dem Erlaſſe des Statuts diefen mächtigen Son: 
kurrenten fernzuhalten wuͤnſchte. wahrend die Geſellſchaft im Mai 1845 den Rauf der An 
teile A. Schreibers und [. Schneiders für 50.000 bezw. 60000 Cl. abgelehnt hatte, beeilte fie 
fid) jetzt, den Schneiderſchen Anteil unter febr günftigen Bedingungen, für 35000 CL, zu er 
werben. Wie febr hierbei, außer dem niedrigen Preife, die Beſorgnis gerade vor Godullas 
Eintritt mitgeſprochen hatte, ergibt fid) daraus, daß die Geſellſchaft in der Solgezeit 
durch Verzicht auf ihr Vorkaufsrecht mehrere andere Sinkintereſſenten unbedenklich zuließ. So 
wurden 1846 die Kaufleute Müller, Schiller und Eichborn, 1850 der Sabrife, Gruben: und 
Düttenbefiler G. v. Mramfta Geſellſchaftsmitglieder. Als im März 1850 der Buchhalter 
O. Hoffmann einen Anteil erwerben wollte, ließ man das zwar zu, behielt ſich aber für etwaige 
beiterveräußerungen des Anteils das Dorkaufsrecht vor. Auch wurde beftimmt, daß Hoffmann, 
folange er Beamter der Geſellſchaft fei, „fih jedes Stimmrechts enthalten“ folle. Eine freiwillige 
Befchränkung ihrer Befugnis vollzog die Geſellſchaft im Juni 1850 dadurch, daß fie erklärte, 
bei Verkäufen zwiſchen Eltern und Kindern grundfaglic) vom Raufe abzuſehen 2). Im ganzen 
war damals die Stimmung der Geſellſchaft der Erwerbung von eigenen Anteilen nicht ſehr 
günſtig. Im Oktober 1850 beſchloß die Generalverſammlung, zunächft keine weiteren Anteile 
zu kaufen, „ſondern vielmehr alles Beſtreben dahin zu richten, disponible ſträfte zu ſammeln, 
um Grund⸗Eigenthum durch Gruben zu erwerben, wann darin ein größerer Vortheil für die 
Geſellſchaft pro futuro erſichtlich ift". Ja man erwog ſogar ernſtlich, den Schneiderſchen Anteil 
wieder zu veräußern, und der Derhauf an den Kammerherrn v. prittwitz unterblieb 1851 nur, 
weil man fih über den Preis nicht einigen konnte d). 

Obwohl die Geſellſchaft dementſprechend auch in den nächften Jahren auf die Ausübung 
des borkaufsrechts häufig verzichtete, fo fab fie fih doch in anderen Sállen durch die Macht 
der Derhältniffe mehrfach zu Anteilskäufen gezwungen. Der Eintritt unwillkommener Elemente, 
namentlich auch jüdifcher Spekulanten, war beſonders bei der Subhaſtation von Geſellſchafts⸗ 
anteilen zu befürchten. Deshalb fuchte die Geſellſchaft, oft mit großer Mühe, durch rechtzeitigen 
Erwerb der auf den Anteilen laſtenden Hypotheken entweder den Swangsverkauf ganz zu ver 
hindern oder wenigſtens den Rauf des Anteils bei der Subhaftation vorzubereiten. So wurden 
1851—52 bei dem v. Rämpfſchen, 1855—57 bei dem €, v. Siegrothſchen Anteile erſt in ſehr 
verwickelten Verhandlungen die Hypotheken, dann die Anteile ſelbſt erworben. Der 


1) Vgl. S. 92. ) Ronferenzprotoholte 1846 Juli, Auguft, 1849 April, Mai, 1850 März, Juni. 
9) Konfevenzprotoholle 1850 Oht, 1851 Sebr., Mai. 
Sefchichle der Bergwerhsgefeitfchaft ©. v, Hleſches Exben.t 14 
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R. v. Siegrothſche Anteil wurde 1858 freihdndig gekauft, Als 1854 bei einem v. Süldenerſchen 
Anteile die Smangsverfteigerung drohte, wurde gleichfalls der Ankauf befchloffen, aber die 
Subhaſtation unterblieb ſchließlich. Um den €. v. Siegrothſchen Anteil hatte man fid) darum 
befonders bemüht, weil die Gefahr beftand, daß die „Schleſiſche Aktiengefellfchaft für Bergbau 
und Sinkhüttenbetrieb" die zu dem Anteile gehörigen Murteile der Scharley, und König Saul: 
Grube erwerben könnte. 

Auch ſonſt nahm man es jetzt mit dem Ausſchluſſe von Konkurrenten etwas genauer als 
früher. Am 3. Dez. 1852 ſchreibt C. v. Walther an Kammerherrn v. Teichmann: A. Schreiber 
wolle feinen Anteil „an ein Hamburger großes Handlungshaus, das in Sink bedeutende Umſätze 
macht,“ verkaufen. Man müſſe alles daranſetzen, um die „ſehr unangenehme aſſocielle Gemein: 
ſchaft eines großen Sink-Handlungs-Haufes, das uns in jeder Hinficht in die Charte zu blicken 
Gelegenheit hätte," zu vermeiden. In der Tat beſchloſſen die Repräfentanten — bei der Dring 
lichkeit der Sache fogar ohne die ſtatutenmaͤßige Suziehung der Stellvertreter — den Ankauf 
des Anteils für 40 000 Cl. In einem andern Salle wurde das Vorkaufsrecht, wie das Konferenz: 
protokoll vom April 1853 angibt, „aus perſönlicher Rüchficht für den Maffenhalter herrn Guſtav 
Dreſcher“ ausgeübt. Wahrſcheinlich ftand der auszuſchließende Käufer, einer der erſten Breslauer 
Handelsherrn, mit Dreſcher auf geſpanntem Suße. Ein andres Mal wollte die Geſellſchaft von 
ihrer Befugnis Gebrauch machen, als G. v. Rramſta ein Drittel feiner Geſellſchaftsanteile 
verkaufen wollte. Da aber v. Rramſta erklärte, er werde in dieſem Salle feinem in Ausſicht 
genommenen Käufer ein andres Drittel feiner Anteile verkaufen, mußte man den Widerfpruch 
aufgeben ). d 

Im ganzen kann man wohl die damalige Politik der Geſellſchaft hinfichtlich des 
Erwerbs eigener Anteile als eine durchaus geſunde, einſichtsvolle bezeichnen. In befonderen 
Sällen übte ſie ihr Vorkaufsrecht aus, wodurch ſie nicht nur unerwünſchten Suzug fernhielt, 
ſondern zugleich einen wertvollen Dermögensbeftand für künftige Seiten, gleichſam einen zweiten 
Refervefonds anſammelte. Im allgemeinen wurde aber der Aufnahme neuer, geeigneter Elemente 
in die Reihen der Geſellſchaftsmitglieder kein Hindernis bereitet. In den ſechziger Jahren hat 
die Geſellſchaft ſogar den durch Rauf Eintretenden noch weiter ihre Pforten geöffnet, und fie 
hat wohl daran getan. Denn Mitglieder, die fie auf dieſem Wege gewann, verbanden mit 
andern für die Allgemeinheit höchft wertvollen Sahigheiten und Dorgügen eine Hingabe an das 
Geſellſchaftsintereſſe, die von keinem Angehörigen der alten blutsverwandten Geſchlechts⸗ 
genoſſenſchaft übertroffen werden konnte. 


1) Gefellfchaftsahten IL 18. fionferenzprotokolle 1851 Nov, Dez, 1852 Sebr, März, 1853 Juni, 1854 
Mai- Juli, 1855 April, 1857 März Auguſt, 1858 Mai- Juli. 
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12. Bemühungen um Erlangung der Korporationsrechte 1846—55. 


Notwendigkeit der ſtorporationsrechte für die Geſellſchaft. Bedenken des Vormundſchaftsgerichts 
und der Bergbehörden. Erfolgloſe erſte Schritte der Geſellſchaft 1846/47. Wiederaufnahme der Bemühungen und 
Ablehnung durch den Handelsminiſter 1851. Neue Schritte bei den Behörden. Grundfäßliche Genehmigung durch 
den Miniſter 1853. 


Wir haben in den letzten Abſchnitten geſehen, wie die Geſellſchaft den Neubau ihrer 
verfaſſung in friedlichem Schaffen innerlich ausgeſtaltete. icht ganz fo friedlich vollzog fid) 
die äußere Vollendung des Werkes. Das Ringen mit den Behörden um die Beftätigung des 
Statuts und die Erlangung der Rorporationsrechte erſchien manchmal faſt wie eine Sortſetzung 
der verfaſſungskampfe von 1839—45. Der zu überwindende Seind war jetzt nicht mehr der 
Erwerbsſinn des Geſchaͤfsmanns, ſondern die juriſtiſche Spitzfindigkeit, die bureaukratifche 
Bedenklichkeit des Beamten. 

Daß die Geſellſchaft Rorporationsrechte nachſuchen müſſe, war in § 7 des Statuts 
vorgeſchrieben. Solange diefe Rechte fehlten, hatte die Derfaffung der Geſellſchaft noch immer 
keine genügende, unantaſtbare Rechtsgrundlage. So konnte die alte, leidige Streitfrage über 
die Bevollmächtigung der Repräfentanten immer wieder auftauchen. Vor allem aber fehlte der 
Geſellſchaft die je länger immer ſchwerer zu entbehrende Befugnis, Grundbeſitz auf ihren 
Namen zu erwerben. Daß alfo die Erlangung der Korporationsrechte für die ganze Geſellſchaft 
wie für jedes einzelne ihrer Mitglieder einen großen Gewinn darſtellte, war für jeden klar, 
nur nicht für das hohe vormundſchaftsgericht zu Breslau, dem eine Anzahl minorenner 
Geſellſchaftsmitglieder aus den Samilien v. Lewinski und v. Loos unterſtanden. Das Gericht 
hatte fid) auf die ſchoͤne Sormel verſteift, daß in dem Beitritte zu einer Korporation „eine 
Veräußerung des ideellen Sondereigentums jedes einzelnen Mitgliedes an dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen" liege, und hatte deshalb ſchon das Statut mur unter Verwahrung gegen § 7 
genehmigt, Als im Oktober 1846 die Weigerung des Bergamts, die neugehauften Schneiderſchen 
Anteile auf den Namen der Geſellſchaft ins Hypothekenbuch einzutragen, den Repräfentanten 
die Notwendigkeit der Rorporationsrechte wieder zum Bewußtſein brachte, machte das Kollegium 
den Derfuch, durch eine lange, vortrefflich motivierte Eingabe des Juſtizrats Müller die Bedenken 
des Gerichts zu zerſtreuen. Aber umfonft; die Sorge um das „ideelle Sondereigentum“ ſchlug 
alle Smwechmäßigkeitsgründe aus dem Selde, und fo lehnte das Gericht im April 1847 die 
Huſtimmung zur Umwandlung in eine Korporation nochmals endgültig ab!). 

Gleichzeitig hatte man auch gegen Bedenklichheiten des Bergamts zu kämpfen. Das 
Statut hatte in § 6 verſchiedene Befchränkungen der freien Verdufertichheit der Geſellſchafts⸗ 
anteile feſtgeſtellt und hatte beſtimmt, daß, um diefe Befchränkungen auch für künftige Erwerber 
von Geſellſchaftsanteilen bindend zu machen, die bezüglichen Beſtimmungen des Statuts in die 


1) Gefellfchaftsakten II, 8. Aonferenzprotoholle 1846 Okt, 1847 Jan., Mai. 
14˙ 
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Berggegenbücher eingetragen werden ſollten. Als bie Repräfentanten dieſe Eintragung beantragten, 
machte das Bergamt Schwierigkeiten, bemängelte einen großen Teil der Beitrittserklärungen 
zum Statut und ließ ftatt der betr. Statutenbeftimmungen nur eine vorläufige „proteſtation“ 
in die Gegenbücher eintragen. Übrigens ftellte fid) [páter heraus, daß diefe „Proteftation" für 
die von der Geſellſchaft beabſichtigte Rechtswirkung völlig ausreichend war!). 

Anfänglich ſchien man die Durchſetzung der KRorporationsrechte trotz der Bedenken des 
Vormundſchaftsgerichts und des Bergamts verſuchen zu wollen. Die Generalverſammlung 
Oktober 1847 beſchloß, beim Handelsminiſterium anzufragen, „ob von Seiten des Staats der 
Ertheilung von Corporations Rechten etwas entgegenſtehe“. Doch auch in den höchiten Schichten 
des Beamtentums ſcheint die Geſellſchaft vorläufig noch kein Entgegenkommen gefunden zu 
haben. Der Rechtsfreund der Geſellſchaft, Juſtizrat Haupt, meinte im Dezember 1848, man 
könne nichts tun, als die Großjährigkeit der durch die Vormundſchaftsgerichte vertretenen 
Mitglieder abzuwarten. Die Generalverſammlungen von 1848 und 1849 ſchloſſen ſich wohl 
dieſer Auffaſſung an; fie ſprachen nur noch die Hoffnung aus, daß die in vorbereitung befind: 
lichen neuen Berggeſetze vielleicht eine der Geſellſchaft günſtige Wendung bringen könnten?). 
Inzwiſchen hatten die Bergbehörden ſeit Ende des Jahres 1848 wenigſtens inſofern mildere 
Seiten aufgezogen, als fie auf die Beibringung von Vollmachten durch die Repräfentanten, die 
anfänglich trotz des Statuts immer noch weiter verlangt worden war, endlich verzichteten, und 
fo die Geſellſchaft eine höchft láftige und koſtſpielige Sörmlichkeit glücklich los wurde. Das 
Bergamt begnügte ſich jetzt damit, daß ihm die Protokolle über die Repräſentantenwahlen in 
notariell beglaubigter Ausfertigung überſandt wurden?). Dafür wurden aber die Schwierigkeiten 
beim Grundeigentumserwerb immer fühlbarer, namentlich da die Geſellſchaft gerade ſeit 1850/51 
Geſellſchaftsanteile und Bergwerkseigentum in größerem Maße anzukaufen begann. Immer 
noch mußte man ſich mit fingierten Beſitzern behelfen. Der Schneiderſche Anteil wurde 1850 
auf den Hamen L. v. Walthers eingetragen, ebenſo 1849 die pfüllerinſel, als Srau v. Teichmann 
ihr Schein-Eigentum loswerden wollte?). Später diente bei Geſellſchaftsanteils und Ruxkäufen 
meiſt der Kaffen: und Lagerhalter Dreſcher als vertreter der Geſellſchaft. 

Die Rorporationsfrage kam, entſprechend dem Gutachten Haupts, wirklich erft in Sluß, 
als im Srühjahr 1851 die Geſchwiſter v. Loos und v. Lewinski der Sürforge des Vormund- 
ſchaftsgerichts entwachſen waren und nun natürlich ſofort das Statut, einſchließlich des ominöfen 
$ 7, genehmigt hatten“). Die Repräfentanten richteten am 7. April 1851 zum erſten, aber 
leider nicht einzigen Male an den Handelsminiſter die Bitte um Erteilung der Rorporationsrechte, 
unter Hinweis auf die aus dem Sehlen dieſer Rechte erwachſenden Nachteile, ſowie auf den 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 8 unter 1853 Sebr, 9. ſtonferenzprotofolle 1840 Nov., 1848 
Sebr., Aug., Nov. 

4) ftonferengprotoRolle 1848 Dez., Genevalverfammlungs-Protokolle 1848, 49. 

3) Akten des Oberbergamts, Sach 494, Vol. 2. Vgl. auch Sach 689. 

*) Gefellichaftsakten II, 24. Aonferenzprotoholfe 1850 März. Dal. S. 39 f. 5) Ebd. 1851 Sebr., April. 
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„fortdauernden, gemeinnützigen Swedk,” den die Geſellſchaft verfolge. Das vom Minifter durch 
die Breslauer Regierung eingeholte Gutachten des Bergamts vom 29. Mai 1851 ſprach fid) 
jedoch ſehr entſchieden gegen das Begehren der Gieſcheſchen Erben aus. Der Geſellſchaft 
fehlten alle geſetzlichen Merkmale einer Rorporation. Ihr Sweck fei kein gemeinnütziger, 
ſondern „ein Privatvorteil, der eigene handelsgewinn“. Das Objekt ihres Vermögens fei Reim 
dauerndes, da der Abbau der Gruben ihre Subſtanz aufzehre, und insbeſondere bei mehreren 
Gieſcheſchen Gruben der Seitpunkt der Erſchoͤpfung nicht mehr fern fei. Das Statut von 1845 
gebe für die innere Geſchloſſenheit der Geſellſchaft Reine Gewähr, denn es fei keinesfalls bindend 
für Dnpothehengläubiger, die ihre Anrechte an Geſellſchaftsanteilen vor 1845 erworben hätten. 
Dieſe Gläubiger ſeien jederzeit in der Cage, durch Subhaſtation den oder jenen Anteil von der 
Geſellſchaft loszuloͤſen. Daraufhin erging am 24. Juli 1851 ein ablehnender Beſcheid des Miniſters, 
ber fid) die Ausführungen des Bergamts durchaus aneignete !). Georg v. Gieſche's Erben 
ließen ſich aber durch den erſten Mißerfolg nicht entmutigen. Sie entwarfen eine zweite Ein« 
gabe an den Miniſter, in der fie namentlich dem Einwande, daß das Objekt ihres Geſellſchafts⸗ 
vermögens nicht dauernd fei, mit dem Hinweiſe auf die für „Jahrhunderte“ ausreichende Er- 
giebigkeit ihrer Gruben zu begegnen ſuchten und zugleich die aus dem Mangel der Morporations: 
rechte entſtehende Rechtsunſicherheit nochmals beleuchteten. Dieſen Entwurf fandten fie dem 
Bergamte mit der Bitte um gutachtliche Beſtätigung ihrer tatſächlichen Angaben. Der plan, 
fid) auf dieſe Weife den Rücken zu decken, war gut erdacht, aber leider verharrte das Bergamt 
bei feiner unfreundlichen Haltung und erklärte, daß es nur im amtlichen Auftrage Gutachten 
erſtatten könne, übrigens auch mit dem Inhalt des Entwurfs großenteils nicht einverftanden fei. 

Daraufhin unterblieb jedenfalls die Abſendung des Entwurfs an den Miniſter, aber die 
Repräfentanten gaben die Hoffnung auf die Rorporationsrechte nicht auf, ſondern beſchloſſen 
nur, dem neuen Dorftoge ſorgfaͤltiger vorzuarbeiten. Oberftleutnant v. Walther verhandelte 
zunächſt perfönlich mit dem ihm offenbar befreundeten Oberpráfibenten v. Schleinitz und empfing 
befriedigende Suficherungen. Sodann bemühte man fih, auch die hleinften Steine aus dem 
Wege zu räumen, indem man die letzten vom Bergamt gerügten Mängel der Beitrittserklärungen 
zum Statut abſtellte. Endlich wurde das neue Geſuch an den Miniſter durch Juſtizrat Müller 
mit größter Umficht und Sorgfalt ausgearbeitet, ſodaß es an überzeugender Kraft feine Dor: 
gänger weit übertraf ?). Die Repräfentanten machten in dieſem Geſuche nicht ohne Selbft. 
gefühl geltend, daß von einem „ephemeren Unternehmen“, das den Schutz der Rorporations- 
rechte nicht verdiene, bei ihrer Geſellſchaft nicht die Rede ſei. Dies bewieſe ihre 150 jährige 
Geſchichte, ihr jährlich 180—200000 Cl. betragender Gewinn, ihre Arbeiterſchar von 
1500 Köpfen, die fortgeſetzte Erweiterung ihres 3ergmerhsbetriebes, Andre gewerbliche, wiſſen⸗ 
ſchaftliche, ja geſellige Vereinigungen befäßen die Rorporationsrechte. Wenn v. Gieſche“s Erben 

1) Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 2. 


) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 8, Sad) 495, Vol. 2. -ftonferengprotoholle 1851 Auguft, Sept., 
1852 Mai, Sept. 
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dieſelben erſtrebten, wollten fie damit vor allem Sicherheit und Schlagfertigkeit beim Gruben: 
erwerb gewinnen und das jetzige „ungeſunde Verhältnis", das Pirtſchaften mit fingierten Beſitzern 
loswerden. 

Als C. v. Walther dieſes eindrucksvolle Schriftſtück im Oktober 1852 dem Miniſter in Berlin 
perſönlich überreicht hatte, wurde ihm von den „einflußreichften Geheimen Rathen“ und von dem 
Oberprafidenten v. Schleinitz alle Hoffnung auf guten Erfolg gemacht. Sogar bei dem vor Jahres, 
friſt fo feindlichen Bergamte war jetzt der Wind umgeſprungen. Es äußerte fid) am 9. Sebruar 
1853 über die Ausſichten der Gieſcheſchen Gruben beruhigend und verwies darauf, daß fogar 
eine Spiegelfabrik in Aachen Rorporationsrechte beſitze. Als im Mai Juſtizrat Müller meldete, 
daß die Sache „beim Miniſterialdezernenten feft liege“, eilte C. v. Walther wieder nach Berlin, 
um fie „flott zu machen“, und hörte, daß der Erfolg fo gut wie ſicher ſei. In der Cat erging 
am 30 Juli 1853 eine Verfügung des Miniſters an das Oberbergamt, daß dem Geſuche um 
Erteilung der Korporationstechte ftattzugeben fei. Vorher feien nur noch die Beſtimmungen des 
Geſellſchaftsſtatuts über den Lehnstrager gemäß dem Berggeſetze von 1851 abzuändern. Serner 
feien von den Beſitzern der vor 1845 eingetragenen Hypotheken auf Geſellſchaftsanteilen Su- 
ftimmungserklärungen zum Statute beizubringen !). 

Beide Bedingungen für die Erteilung der langerſehnten Rorporationsrechte ſchienen 
nicht allzu ſchwer zu erfüllen. Als v. Walther im September 1853 hierüber mit dem Bergamte 
verhandelte, erbot ſich Berggerichtsrat Krickende bereitwilligſt, zur Beſeitigung aller Anſtände 
behilflich zu ſein. Das Schifflein war dem Hafen nahe, da wurde es noch einmal durch einen 
unerwarteten Gegenwind zu weiterer, mehr als ſechsjähriger Irrfahrt ins Meer zurückgetrieben. 


15. Verhandlungen über den Verkauf des Geſellſehaftsbeſitzes und 
die Gründung einer Aktiengeſellſchaft 1855—58. 
Verkaufsverhandtungen mit der „Schleſiſchen Alktiengeſellſchaft für Bergbau und Sinſihüttenbetrieb“ 1853—55. 


Verhandlungen mit W. Rau und Th. Molinari. verſuchte Gründung einer Ahtien-Gefellichaft 1855—57. Ver 
mittlung Molinaris. Ablehnung der Gründung 1858. 


Die plötzliche Wendung, durch die gegen Ende des Jahres 1853 die Erwerbung der 
Rorporationsrechte noch auf längere Seit hinausgeſchoben wurde, brachte ein ganz neues 
Element in die Geſchichte der Geſellſchaft. Bisher hatten v. Gieſche's Erben mit ihren 
Bergwerksunternehmungen finanziell ganz auf eigenen Süßen geſtanden. Die Vermehrung 
ihres Beſitzes erfolgte nur mit eigenem Gelde, aus überſchüſſigem Gewinne. Jetzt aber follten 
fie hineingezogen werden in das Treiben der großen Geldmächte. Ihre Gruben und Hütten 
ſollten durch Verkauf an fremde Unternehmer oder Spehulantenverbände dem internationalen 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol, 8. Gefellfchaftsahten II, 8. fonferenzprotokolfe 1852 Nov., 
1853 Mai Sept. 
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Kapital anheimfallen, oder bie Geſellſchaft ſollte fic) in eine Aktiengeſellſchaft verwandeln, ihre 
Anteile ſollten, zu Aktien mobilifiert, dem freien Börſenſpiele preisgegeben werden. 

Wenn auch heute das Scheitern der Verkaufs- und Gründungsverſuche von 1853—58 
gewiß nicht bedauert wird, fo werden wir doch anerkennen, daß einleuchtende Gründe die 
damaligen Geſellſchaftsleiter zu dieſen Verfuchen getrieben haben müſſen. Als Ende 1853 die 
„Schleſiſche Alktiengeſellſchaft für Bergbau und Sinſthüttenbetrieb“, bekanntlich eine Tochter 
Geſellſchaft der franzöfifchen „Société de la vieille montagne“, die ſchleſiſche Sinkproduktion in 
ihrer Hand vereinigen und daher den Gieſcheſchen Beſitz für 4 Millionen erwerben wollte, 
war kein Geringerer als Louis v. Walther und Croneck ein eifriger Sürfprecher des Verkaufs. 
Er erläuterte in einer Denkfchrift vom 6. Dezember 1853, wie leicht die mächtige Konkurrenz 
geſellſchaft, wenn man ihr Anerbieten ablehne, v. Gieſche's Erben Hinderniffe in den Weg 
legen, ihnen durch Anträge auf den Betrieb friſtender oder Infriſtenlegung betriebener Gruben 
Schaden zufügen oder gar mit der Seit die größere Hälfte ihrer Anteile erwerben könne. Schon 
jetzt feien Anteilsverhäufe an die „Schleſiſche Aktiengeſellſchaft“ nur mit Mühe verhindert worden. 
Sowohl die andern beiden Repräſentanten, als auch die Mehrheit der Generalverſammlung 
billigten C. v. Walthers Gründe, und man führte vom Dezember 1853 bis Sebruar 1854 febr 
ernſtliche Verhandlungen mit dem Generaldirektor Marche, dem Vertreter der Räuferin. Anfangs 
war man im Preife weit auseinander; v. Gieſche's Erben forderten 5 Millionen, Marche bot 
erft 4 Millionen, dann 4140000 Cl. Auf letztere Summe ſcheint man fid) ſchließlich geeinigt zu 
haben. Als vorbedingung des Kaufes mußte bie „Schleſiſche Geſellſchaft“ die landesherrliche 
Genehmigung zur Erhöhung ihres Aktienkapitals erlangen, was ihr auch nach einigen An: 
ſtänden Ende Auguſt gelang. Nun erfuhren aber v. Gieſche“s Erben, was es heißt, mit inter: 
nationalen Geldleuten zu tun zu haben. In Paris, wo die erforderlichen Geldmittel bejchafft 
werden ſollten, war im Winter 1854/55 durch den ausbrechenden Arimhrieg die Unternehmungs⸗ 
luft der „haute finance” auf Rull reduziert. Marche forderte zur Vollziehung des Kaufes immer 
neue Sriſten. Im Januar 1855 reiſten auf feinen Punſch die Reprafentanten v. Teichmann und 
v. Walther und Cronech nach Paris, um bei der Geldbeſchaffung behilflich zu fein und wegen 
der Sahlungsbedingungen zu verhandeln. Schließlich fah fid) aber die „Schleſiſche Aktien: 
geſellſchaft“ im Sebruar zu der Erklarung genötigt, daß fie „wegen der politiſchen Derbáltniffe" 
für jetzt vom Raufe abftehen müſſe!). 

Der Gedanke der Umwandlung in eine Ahtiengefellfchaft, der nun nach dem Scheitern 
der Derkaufsverhandlungen in den vordergrund trat, war ſchon deshalb in den letzten Jahren 
öfters erwogen worden, weil mit dieſer Umwandlung v. Gieſche's Erben die ſchmerzlich ent: 
behrten Rorporationsrechte erlangt hätten. Dem Antrage der Repräfentanten, jetzt zur Gründung 
einer Ahtiengefellfchaft zu ſchreiten, ſchloß fid) die Generalverſammlung im März 1855 bereit. 
willig an. Die Mitglieder G. v. Kramſta, Stadtrat Walter und R. Schreiber wurden mit der 


1) Gefellfchaftsahten II, 21; II, 22. Ronferengprotoholle 1853 Dez., 1854 Jan., Aug.— Hov., 1855 Jan., Sebr. 


112 


Abfaſſung eines Statutenentwurfs für die neue Geſellſchaft beauftragt und legten im Juni ihre 
Arbeit den Repräfentanten vor!). Inzwiſchen hatten fih allerdings neue Derkaufsverhandlungen 
entſponnen. Die Raufleute Silbergleit und TD. Rau wollten im Auftrage eines Monfortiums, 
dem unter anderen Rotfchild Wien und Magnus, Berlin angehörten, den Geſellſchaftsbeſitz für 
4140000 TI. kaufen und dann ihrerfeits eine Aktiengefellfchaft bilden; fie traten aber im Sep: 
tember 1855 von dem Gefchäfte zurück, angeblich weil fid) Sachverſtändige über die voraus, 
fichtlihe Dauer der Gieſcheſchen Galmeigruben ungünſtig geäußert hatten?). Im Oktober 
beriet darauf die Generalverſammlung über den Statutenentwurf für die eigene Aktiengefellfchaft, 
und man ſchien einſtimmig dem Gründungsplane geneigt, als plotzlich ein unerwartetes Hindernis 
eintrat. Der Vormund des geifteskranken Dr. Rutſch, Stadtrichter Wentzel, erblickte in der Um: 
wandlung der Geſellſchaftsanteile in Aktien eine Veräußerung, zu der er nicht befugt zu fein 
glaubte, und wieder, wie bei den Bemühungen um die Korporationsrechte “), war ber Wider: 
ſpruch von einer einzigen Seite imſtande, das Vorhaben der Geſellſchaft in der Ausführung zu 
hemmen. vergebens erſchoͤpften die Reprafentanten, um dies Hindernis zu beſeitigen, den 
Inſtanzenzug. Die letzte zuläffige Beſchwerde⸗Inſtanz, das Breslauer Appellationsgericht, erklärte 
im November 1856 den Widerfpruch [entzels für begründet“), und damit war die Umwandlung 
in eine Aktiengeſellſchaft einſtweilen vereitelt. 

Inzwiſchen waren im Juli 1856 zum dritten Male Derkaufsverhandlungen begonnen 
worden, und zwar zunächſt vertraulich zwiſchen C. v. Walther und dem hochangefehenen Rauf: 
mann Theodor Molinari, dem Urbilde des Handelsherrn in Guſtav Srentags „Soll und Haben“. 
Weil bei den früheren DerRaufsplánen eine Minderheit der Mitglieder entſchieden gegen die 
Deráuferung des Geſellſchaftsbeſitzes geweſen war, verfiel man jetzt auf ein eigenartiges Mittel. 
L. v. Walther ſollte, mit Vollmacht der dem Verkaufe Suſtimmenden verſehen, zunächſt zwei 
Drittel des Geſellſchaftsbeſitzes an Molinari verkaufen; wahrſcheinlich meinte man, daß die 
Minderheit fid) dann wohl oder übel würde anſchließen müſſen. Aber der wunderliche Plan 
ſcheiterte im Sebruar 1857, teils an ungünftigen Geld und Areditverhaltniffen, teils an Bedenken 
der Hintermanner Molinaris gegen den Rauf von nur zwei Dritteln des Geſellſchaftsbeſitzes. 

Molinari trat darauf mit neuen vorſchlaͤgen hervor. Dank feinen guten Beziehungen 
in Berlin wollte er verſuchen, die Umwandlung in eine Alttiengeſellſchaft durchzuſetzen. Im 
verein mit dem bewahrten Breslauer Juriſten, Juſtizrat Graff, verfaßte er einen neuen Statuten: 
entwurf, der, wie er hoffte, auch die Bedenken der Rutſchſchen bormundſchaftsbehoͤrde beheben 
würde. Hierin täufchte er fid) freilich. Das Stadtgericht lehnte im April 1857 nochmals die 
Huſtimmung zur Umwandlung in eine Aktiengeſellſchaft ab, weil hierbei der einzelne Anteils 
inhaber fein Eigentum dem Ganzen, der Geſellſchaft übertrage und weil außerdem Immobilien 
(Ruxanteile) in Mobilien (Aktien) umgewandelt würden). 


1) Ronferengprotoholle 1855 März, Juni. 3) Gefellfehaftsatten II, 21. II, 22. 3) Vgl. S. 107 f. 
4) Geſellſchaftsaßten II, 22. Ronferengprotokolle 1855 Mov., 1856 Jan.—Mai, Sept., ov. 
5) Geſellſchaftsaßten IL, 22. 
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So mußte man noch einmal den juriſtiſchen Bedenken fid) fügen, bis im Movember 1857 
die vormundſchaft über Rutſch aufgehoben wurde und dieſer erklärte, einem ſonſt einſtimmigen 
Beſchluſſe der Generalverſammlung zugunſten der Afkiengeſellſchaft auch ſeinerſeits nicht wider: 
ſprechen zu wollen. un aber, wo die Bahn für die geplante Gründung geebnet zu fein ſchien, 
trat die überraſchende Wendung ein, daß ein großer Teil der Mitglieder von der früheren 
Vorliebe für die Umwandlung zurück ham. Ende Movember übermittelte Molinari den Re 
präfentanten einen von ihm gefertigten Entwurf einer Eingabe an die Breslauer Regierung, in 
der die Behörde um die Befürwortung des beigefügten Statutenentwurfs für die neue Aktien: 
geſellſchaft angegangen wurde. In dieſem gefchicht abgefaßten Schriftftüch wurde, nach einem 
Rückblick auf die ältere Geſchichte der Geſellſchaft und auf die Entſtehung des Statuts von 
1845, ausgeführt, wie Georg v. Gieſche's Erben in ihrer jetzigen Derfaffung hinſichtlich der 
„Verwendung von Geldhräften zu Betriebserweiterungen“ befchranht feien. Die Geſellſchaft 
habe reiche Kohlenlager, deren Ergiebigkeit den Kohlenbedarf für die Sinkproduktion weit 
überfteige und die, wenn man die Sörderung erweitere, um Kohlen zu verkaufen, große Ein: 
künfte verfprächen. Aber die zur Steigerung der Sörderung notwendigen Geldmittel feien 
weder durch Beiträge der Geſellſchaftsmitglieder noch durch Kredit zu beſchaffen, „weil eines 
ſolchen die nur zur verwaltung des in ſpezielle Anteile zerfallenden vermögens der Geſellſchafter 
gebildete Geſellſchaft gänzlich entbehrt, abgeſehen davon, daß es ihren Organen, ben Re 
präfentanten, an der Befugnis gebricht, fid überhaupt eines ſolchen Credits zu bedienen“. Die 
Umwandlung in eine Ahtiengefellfhaft mit einem Kapital von 4 Millionen TL. liege daher 
durchaus im Intereſſe der Mitglieder wie im öffentlichen Intereſſe. Aber ſchon als Molinari 
diefen Entwurf vorlegte, war die Stimmung für das Aktienprojeht erheblich abgekühlt. Zunächſt 
wurde Kammerherr v. Teichmann erſucht, Molinari unter der Hand mitzuteilen, daß man „nicht 
unwahrſcheinlich“ von dem ganzen Plane abſtehen werde. Im Dezember 1857 erklärte ihm 
das Kollegium offiziell, „daß die Seitverhältniffe uns veranlaffen, den uns angedeuteten beg 
nicht zu betreten, weil wir bei unſern Geſellſchaftsmitgliedern Cheilnahme dafür nicht finden 
würden", Endlich in der entſcheidenden Generalverſammlung vom 13. März 1858 erhielt der 
Aktiengefellfchafts:Plan nur 40 gegen 39 Stimmen, alfo bei weitem nicht die erforderliche 
Sweidrittelmehrheit. Bemerkenswert ift, daß die drei Xepráfentanten, früher eifrige Sörderer 
des Planes, diesmal mit „Rein“ ſtimmten und ihn damit endgültig begraben halfen !). 

Die Gründe dieſer plößlichen Sinnesänderung find nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, 
wie überhaupt über manche Kreuz, und cuerzuge aus den Jahren 1853—58 die vorliegenden 
Quellen keine hinreichende Auskunft geben. Aber wir dürfen uns wohl genügen laffen an ber 
Gewißheit, daß die ſchließliche Crgebnislofigheit der damaligen, 1872/73 noch einmal in ver⸗ 
dnderter Sorm fih erneuernden Pläne, verſuche und Verhandlungen der Geſellſchaft nur 


4) fonferengprotoftolfe 1857 April, Nov., Dez. Generalverſammlungs Protokoll 1858 Marz. 
Oeſchichte der Bergwerhsgefettfchaft G. v. Oleſches Exben.t 18 
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zum Heile gereicht hat. Denn der Dereitelung des Aktienprojekts verdanken Georg v. Gieſche's 
Erben die Bewahrung des im beſten Sinne konſervativen Wefens ihrer Erwerbspolitik und 
vollends in der Ablehnung der Anregungen zur Deráufjerung ihres Beſitzes wird die Geſellſchaft 
von heute eine der glücklichſten Sügungen ihrer Geſchichte erblichen dürfen. 


14. Die endliche Erlangung der Korporationsrechte 1860. 


Wiederaufnahme der Bemühungen um die ſtorporationsrechte 1856. Sorderung eines neuen Statuts durch. 
die Bergbehörden. Gegenteilige Entſcheidung des Miniſters. Abänderungen des alten Statuts. Genehmigung des 
abgeänderten Statuts von 1845 und Verleihung der ſtorporationsrechte. „Reue Ara“ der ceeſellſchaftsgeſchichte. 


In der Seit der Verkaufs und Gründungsverhandlungen waren die vorher fo lebhaften 
Bemühungen um die Rorporationsrechte ganz eingeſchlafen. Die vom Miniſter im Juli 1853 
aufgeftellten Bedingungen !): Beibringung von Suſtimmungserklärungen der Hypotheken. 
gläubiger zum Statut und Abänderung des Statuts gemäß dem Berggeſetze von 1851 blieben 
unerledigt. Im April 1854 berichtet das Oberbergamt dem Minifter: v. Gieſche“s Erben täten 
nicht das mindeſte in der Rorporationsſache. Da es fid) um ihr eigenes Intereſſe handle, fei 
wohl von Amts wegen vorläufig nichts weiter zu tun. Das Carnowitzer Bergamt konnte dagegen 
nicht umhin, die Geſellſchaft im April 1855 um Erledigung der Sache zu mahnen. Wenn nicht 
bald weitere Schritte getan würden, müſſe die Behörde annehmen, daß auf Erlangung der 
ſtorporationsrechte überhaupt verzichtet werde. Darauf antwortete L. v. Walther der Behörde 
im Juni, die Verhandlungen über den Verkauf des Geſellſchaftsbeſitzes, die an der bisherigen 
verzögerung der Rorporationsangelegenheit ſchuld feien, hätten fid) zerſchlagen; jetzt werde man 
daher die Sache „ernſtlich zu finaliſiren“ ſuchen. Im Mai 1856 erklärte v. Walther dem Berg 
amt noch einmal, die Rorporationsfrage folle jetzt ſchleunigſt erledigt werden, wozu er fid) eine 
Abſchrift des Protokolls über die im September 1853 geführten Verhandlungen erbitte *). 

In ber Tat begann man Ende 1856, während die Verkaufs: und Gründungs— 
verhandlungen noch fortdauerten, fid) um Beſchaffung der vom Miniſter verlangten Suftimmungs: 
erklärungen zu bemühen. Mach viel Schreiberei und Seitverluſt konnten die Repräfentanten im 
Juli 1857 dem Bergamte teils die gewünſchten Erklärungen einreichen, teils die inzwiſchen ev. 
folgte Lofchung der vor 1845 eingetragenen Hypotheken nachweiſen. Ohne nochmalige Rück: 
fragen der Behörde und Aufklärung einiger zweifelhafter Punkte ging es nicht ab. Aber im 
März 1858 erklärte das Bergamt dem Gberbergamt, daß die Bedingungen des Miniſters, 
ſoweit es fih um die Hypothekenverhaͤltniſſe der Geſellſchaft handle, nunmehr erfüllt ſeien “). 

Sreilich gab es jetzt noch eine Schwierigkeit zu löfen. Der Miniſter hatte doch außerdem 
die Anpaſſung des Statuts an das Berggeſetz von 1851, namentlich die Abänderung der den 


1) Dgl. S. 110. ) dgl. S. 110, Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 8 und Sach 495. 
2) Konferenzprotokolle 1856 Nov., 1857 Jan., Juli. Akten des Oberbergamts, Sach 495, Sach 837, Vol. 9. 
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Lehnsträger betreffenden Beſtimmungen gefordert. Beide Bergbehörden waren nun überein: 
ſtimmend der Meinung, daß die nötigen Anderungen nicht im Rahmen des alten Statuts von 
1845 vorgenommen werden könnten. Sie meinten, es müſſe jedenfalls ein neues Statut am 
gefertigt werden, wozu das Bergamt ſchon Entwürfe abzufaſſen begann. Daß v. Gieſche's 
Erben von dieſer Ausſicht ſehr wenig erbaut waren, läßt ſich denken. Gerade jetzt, im Srühr 
jahr 1858, war der Plan, eine Aktiengeſellſchaft zu gründen, endgültig aufgegeben worden. 
Bald darauf zeigte fid) die Ausſicht auf ein verlockendes, aber ohne den Beſitz der Morporations: 
rechte nicht ausführbares Taufchgefhäft mit der „Schlefifchen Alktiengeſellſchaft für Bergbau und 
Hinkhüttenbetrieb“. Man wollte, wie es ja auch 1861 geſchehen ift, die Davidhütte und die 
König Saul Grube gegen die Paulshütte und die Abendſterngrube vertauſchen. Alſo hatte die 
Geſellſchaft jetzt ein gefteigertes Intereſſe an der möglichft raſchen Erlangung der Rorporations. 
rechte, und raſch ging's keinesfalls, wenn erſt ein neues Statut entworfen und von jedem einzelnen 
Mitgliede genehmigt werden mußte. Aber trotz aller Einwendungen der Repräsentanten erklärte 
im März 1859 das Oberbergamt dem Miniſter, daß eine vollftändige Umarbeitung des Statuts 
notwendig fei. Es fei untunlich, etwa in dem Abſchnitte über den Lehnsträger einfach die neue 
Bezeichnung „Grubenrepraͤſentant“ einzufügen; auch feien andere Beſtimmungen, wie z. B. die 
des $ 6 über die Beſitzrechte der Mitglieder änderungsbedürftig. 

Angeſichts dieſer letzten Schwierigkeit, die fid) der Erringung der Rorporationsrechte 
noch in zwölfter Stunde entgegenſtellte, fanden v. Gieſche's Erben beim Miniſter wirkſame 
Hilfe. Derſelbe erklärte dem Oberbergamt am 29. Juni 1859, daß von der Aufſtellung eines 
neuen Statuts wegen der damit verbundenen beitläufigkeiten abzuſehen fei. Der beanftandete 
§ 6 fei bei richtiger Auslegung unbedenklich. Es werde genügen, wenn in dem Erlaſſe über die 
Beſtätigung des Statuts und die Erteilung der Korporationsrechte die abzuändernden Ber 
ſtimmungen genau bezeichnet würden. über die vorzunehmenden Anderungen habe ſich das 
Bergamt mit v. Gieſche's Erben zu verſtändigen !). Damit war nun endlich freie Bahn ge 
ſchaffen. Das Bergamt wollte zwar immer noch Bedenken erheben und durchaus die Abfaſſung 
eines neuen Statuts erreichen. Aber die Miniſterialentſcheidung ſprach doch zu unzweideutig 
zugunſten der Geſellſchaft. 

Als vertreter des Repräfentantenkollegiums führten Gberſtleutnant von Walther und 
Rammerherr von prittwitz am 19. Dezember 1859 die entſcheidende Schlußverhandlung mit dem 
Carnowitzer Bergamt. Das Ergebnis derſelben war, daß das alte Statut von 1845 der Aller: 
höchften Beftätigung empfohlen werden ſollte, aber „mit folgenden Maßgaben“: 1. Abänderungen 
und Ergänzungen des Statuts, foie die freiwillige Auflöſung der Geſellſchaft follen der landes: 
herrlichen Genehmigung bedürfen. 2. Die Beſtimmungen ber $8 18, 38, 45—48 über den 
Lehnsträger follen wegfallen. 3. Die Bekanntmachungen der Geſellſchaft haben in der Schleſiſchen 
und in der Breslauer Seitung zu erfolgen. 4. Wenn Repraͤſentanten oder Beamten der Gefell 


1) Akten des Oberbergamts, Sach 837, Vol. 8. 
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ſchaft trotz des in $ 49 ausgeſprochenen Derbots für eigene Rechnung Bergwerks oder Hütten: 
eigentum erwerben, ift die Geſellſchaft zwar berechtigt, die überlaſſung des betr. Eigentums zu 
fordern; fie muß aber dem Erwerber die Selbjthoften vergüten. 5. Die Regierungen zu Breslau 
und Oppeln follen befugt fein, Rommiſſarien zur Wahrnehmung ihres Aufſichtsrechts über die 
Geſellſchaft zu beſtellen. — Mit dieſen Abänderungen ift die Beftätigung des Statuts zugleich mit 
der Verleihung der Rorporationsrechte am 23. April 1860 endlich erfolgt !). 

über die Verkündigung der frohen Botfchaft in der Repräſentantenſitzung vom 15. Mai 
berichtet das ftonferengprotoholl, wie folgt: Es war zunächſt das hoͤchſt erfreuliche und 
wichtige Ereignis zu regiſtrieren, daß, laut Miniſterial- Verfügung d. d. Berlin, 
7. Mai 1860, Seine Königliche Hoheit der prinz-Regent mittelſt Allerhöchften 
Erlaſſes vom 23. April d. J. Georg von Gieſche's Erben Rorporations-Rechte zu 
verleihen und das Geſellſchafts-Statut vom 11. Mai 1845 mit den in dem qu. Erlaſſe 
enthaltenen Maaßgaben zu beftätigen geruht haben. Es beginnt hiermit eine 
neue Aera für Georg von Gieſche's Erben, welche fegensreid) und heilbringend 
für die Geſellſchaft und deren Nachkommen ſein mögel“ 


3) Geſellſchaftsakten II, 8. Abdruck des Statuts mit der Beftdtigungsurkunde im Amtsblatt der 
Rol, Regierung zu Breslau 1860, S. 111—118. 


IV. 
Die neue Geſellſchaft. 


1. Das Geſellſchaftsſtatut von 1864. 


Stärheres Hervortreten des wirtſchaftlichen Elements in der inneren Heſellſchaftsgeſchichte feit 1860. 
veranlaſſungen zur Statutenänderung. Abänderungsvorſchlage 1861. Drängen des Oberbergamts auf ein neues 
Statut 1862. Abfaſſung und Beftätigung desſelben 1863/64. Maßregeln infolge des neuen Statuts. 


In den früheren Abſchnitten der Geſellſchaftsgeſchichte mußten wir mehr als einmal 
beobachten, wie Georg v. Gieſche's Erben in ihrem wirtſchaftlichen Gedeihen durch die 
rechtlichen Mängel ihrer Derfafjung gehemmt und beeinträchtigt wurden. Das Beſtreben, diefe 
Mängel zu beſeitigen, dem Wirken der Geſellſchaft die unentbehrliche Rechtsgrundlage zu geben, 
bildete bisher den Hauptinhalt ihrer inneren Geſchichte. Seit der landesherrlichen Beſtätigung 
ihres erſten Statuts und der Erlangung der Korporationsrechte 1860 iſt dieſes Siel erreicht. 
Nicht mehr behindert durch verfaſſungsſchwierigkeiten kann fih die wirtſchaftliche Tätigkeit der 
Geſellſchaft jetzt frei entfalten, ſofern es ihr gelingt, die hierfür erforderlichen Derwaltungsformen 
zweckentſprechend auszuprägen. So treten jetzt in der inneren Geſellſchaftsgeſchichte ftatt der 
Rechts: und verfaſſungsfragen wirtſchaftliche und Verwaltungsfragen in den Vordergrund und 
geben den Anſtoß zur Meiterentwicklung. Wenn nunmehr die Geſellſchaft Statutenänderungen 
plant oder ausführt, fo geſchieht es meift, um durch Vervollkommnung ihrer Geldwirtſchaft, 
durch Vermehrung oder zwechmäßigere Geftaltung ihrer Sonds ihre Suhunft beffer zu ſichern. 

Eine ſcheinbare Ausnahme bildet nur das neue Geſellſchaftsſtatut von 1864, das 
hinſichtlich feiner Entſtehung und Bedeutung noch ganz mit der vergangenen Periode, der Seit 
der Derfaffungskämpfe, zuſammenhängt. In der Seit von 1845—60, in den langen Jahren 
zwiſchen der Entſtehung und der landesherrlichen Genehmigung des erſten Statuts, hatte man, 
wie wir ſahen !), zahlreiche, zum Teil recht einſchneidende Derfaffungsánberungen vorgenommen. 
Crotzdem hatte man zur landesherrlichen Beſtätigung das unveränderte Statut von 1845 ein- 
gereicht. Ja, man hatte fid) dem Drängen des Bergamts auf Abfaſſung eines neuen Statuts 


1) vgl. S. 97, 100, 
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mit aller Macht widerſetzt!), weil ein ſolches damals mod) (vor Verleihung der Jtorporations: 
rechte) von jedem einzelnen Mitgliede hätte genehmigt werden müſſen. In der Tat war nun 
1860 die Beftätigung des Statuts mit einigen „Maßgaben“, aber ohne wefentliche Anderungen, 
erfolgt. Wenn jetzt auch die feit 1845 eingeführten Neuerungen rechtliche Kraft erhalten follten, 
fo mußte man ſich nunmehr entſchließen, dieſelben als Statutennachträge oder als Beftandteile 
eines neuen Statuts zur landesherrlichen Beſtätigung vorzulegen. Da ſeit der Erwerbung der 
Rorporationsrechte hierzu der Beſchluß einer Sweidrittelmehrheit der Generalverſammlung 
genügte, war der Apparat einer Statutenänderung jetzt weit leichter zu handhaben als vor 1860. 

Die Notwendigkeit, die ſeit 1845 vorgenommenen Neuerungen nun auch in vechtsgültige 
Sorm zu bringen, wurde v. Sieſche! 5 Erben bald eindringlich nahegelegt, als fie fid) am. 
ſchickten, die mit den ſtorporationsrechten erhaltene Befugnis zum Erwerb von Grundeigentum 
wirklich auszuüben. Es galt, das bisher auf den Mamen aller einzelnen Gewerken oder für 
vorgeſchobene Beſitzer, wie Dreſcher und L. v. Walther, eingetragene Gruben Hütten: und Grund: 
eigentum auf den Namen der Geſellſchaft umſchreiben zu laffen. Man wollte ferner die 1860 
gekaufte Hälfte der Bleiſcharleygrube als Geſellſchaftsbeſitz eintragen laffen. In beiden Sállen 
machten die Bergbehörden Schwierigkeiten. Die Anträge auf Beſitztitelberichtigung für die 
Geſellſchaft feien von ſechs Repräfentanten unterzeichnet, während das Statut deren nur drei 
kenne. Mach dem Statute betreibe die Geſellſchaft nur Galmei- und Steinkohlengruben, fet alfo 
zur Erwerbung von Bleierzgruben nicht berechtigt. Auch wurde die Legitimation der Repräſen⸗ 
tanten beanſtandet, weil die Generalverſammlung, in der ſie gewählt worden waren, nicht 
ftatutengemäß am erſten Montag des Oktobers ſtattgefunden hatte”). 

Obwohl v. Gieſche's Erben in den vorliegenden Fällen gegen die Bergbehörden bei 
den Gerichten Hilfe fuchten und fanden, ſchien es doch geratener, für die Suhunft Weiterungen 
zu vermeiden. Die Generalverſammlung vom 16. Oktober 1861 beſchloß daher eine ganze Reihe 
von Anderungen, die als Nachtrag zum Statut von 1845 zur Beſtätigung eingereicht werden 
ſollten. So wurden, um jede Erweiterung des Geſellſchaftsbetriebes zu ermöglichen, die Worte 
„Sinkhütten, Galmei- und Steinkohlengruben“ überall in „Hütten und Gruben“ umgedndert. 
Die Hahl der Repräfentanten wurde, gemäß den Beſchlüſſen von 1858, auf ſechs, ihre Beſoldung 
auf 200 Cl. feſtgeſetzt. Der vorſitzende des Rollegiums ſollte künftig von dieſem ſelbſt gewahlt 
werden. In § 20 und 34 wurde die Seſtſetzung beſtimmter Tage für die Repräfentanten 
honferengen und die Generalverſammlungen als ungmedimáfjig beſeitigt. Der Reſervefonds follte 
nicht unter 50 000 Cl. herabgeſetzt werden dürfen. Das Stimmverhältnis in der General: 
verſammlung follte fid) von 8 (früher von 4) zu 1 abſtufen, ein Anteil von weniger als "io 
nicht ſtimmberechtigt fein. An Stelle der zu ſtreichenden 88 45—48 über den Éebnstráger und 


1) dgl. S. 115. 
3) Gefellfchaftsahten II. 8. Akten des Oberbergamts, Sach 495, Vol. 3, Sach 837, Vol. 8 Aonferenz 
protokolle 1861 Nov. 
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die anderen Geſellſchaftsbeamten ſollte nur allgemein die Befugnis der Repräfentanten zur Wahl 
und Anſtellung der Beamten ausgeſprochen werden !). 

Erſt nach mehr als Jahresfriſt, im November 1862 erfolgte die Begutachtung dieſes 
Statutennachtrags durch das Oberbergamt, aber fie war dafür febr forgfältig und ſachgemaß 
ausgefallen. Die Behörde empfahl dringend, bei der Sahl und Bedeutung der vorzunehmenden 
Anderungen fid nicht mit Slidtarbeit zu begnügen, ſondern lieber gleich ein neues Statut zu 
entwerfen. In dieſes ſeien vor allem die „Maßgaben“, unter denen 1860 die Beſtätigung des 
alten Statuts erfolgt fei), aufzunehmen. Serner müßte zur Vermeidung aller möglichen 
Irrungen der Satz, daß der Geſellſchaftsbeſitz Jiorporationsvermógen fei, an das dem einzelnen 
nur im Derbáltniffe feines Anteils ein Anſpruch zuſtehe, möglichft ſcharf und beſtimmt gefaßt 
werden. Sweckmaßiger IDeife müſſe der Vorſitzende des Repräfentantenhollegiums zur Vertretung 
der Geſellſchaft gegenüber den Bergbehörden bevollmächtigt werden. Da endlich feit 1860 die 
Anteile der einzelnen Mitglieder nicht mehr in das Berggegenbuch eingetragen würden, müffe die 
Geſellſchaft ſelbſt in einem „Stammbuch“ die amen und die Anteile ihrer Mitglieder genau 
verzeichnen und dürfe nur den dort Eingetragenen Anteil an der Ausbeute gewähren ?). 

Die wohlgemeinten Ratſchlaͤge des Oberbergamts fanden bei der Geſellſchaft verſtändnis⸗ 
volle Aufnahme. Die Repräfentanten beſchloſſen im Januar 1863 die Abfaſſung eines neuen 
Statuts, das, von Juſtizrat Morb entworfen, von Srh. v. Richthofen, J. v. Srankenberg und 
Dreſcher endgültig redigiert, am 5. Oktober von der Generalverſammlung unverändert genehmigt 
wurde. Auch die Behörden fanden daran nichts zu verbeſſern, als daß die „Rontrahirung von 
Anlehen für die Swecke der Geſellſchaft“ nicht ohne Genehmigung der Generalverſammlung 
erfolgen dürfe, und daß zur [ahl neuer Geſellſchaftsblatter die Suſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde nicht erforderlich fei. Mit dieſen zwei Anderungen wurde das Statut durch Aller: 
höchften Erlaß vom 18. Mai 1864 beſtätigt. 

Gegenüber der erſten, in Seiten des Kampfes entſtandenen Verfaffungsurkunde der 
Geſellſchaft zeugte das neue Statut von reicherer Erfahrung und ungeftörterer Erwägung. Außer 
den ſchon beſprochenen Beſchlüſſen der Generalverſammlung von 1861 und den „Maßgaben“ 
von 1860 enthielt das Statut folgende erheblichere Tleuerungen: In $ 3 war das Eigentums: 
recht der Geſellſchaft und das Anteilsrecht des einzelnen am Gefellfchaftsvermdgen, entfprechend 
den Natſchlaͤgen des Oberbergamts, klar ausgeſprochen. § 4 beſtimmte die Ausſtellung von 
„Gewaͤhrſcheinen“ über die Mitgliederanteile. § 5 und 6 brachten einen wichtigen verwaltungs⸗ 
techniſchen Sortſchritt durch einheitliche Surüchführung aller Anteile auf oo, an Stelle der 
bisher durch Erb: oder ſonſtige Teilung entſtandenen unregelmäßigen Bruchteile. § 8 beſtimmte, 
nach den vorſchlaͤgen des Oberbergamts, die Einrichtung eines „Lagerbuchs“. Nach $ 9 hatten 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts an Anteilen nur noch die Repräfentanten, nicht auch die 
Stellvertreter zu beſchließen. Neue zwechmäßige vorſchriften gab § 14 über das Verfahren bei 


1) Geſellſchaftsaſtten II, 8. ?) gl. S. 115. ) Gejellichaftsakten II, 8. 1) Vgl. S. 115, 118. 
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den Repräſentantenwahlen, § 17 über die Befchlußfähigkeit des Mollegiums und über feine Be 
fugnis, fid) durch Bevollmächtigte vertreten zu laffen. Don dem in $ 25 ausgefprochenen Der: 
bote der Bekleidung anderer Befellihaftsämter durch die Repräfentanten wurde das Amt des 
Grubenrepräſentanten ausgenommen. § 28 gab genauere Beſtimmungen über die Legitimation 
der Repräſentanten und über die Anzeige ihrer Wahlen an die Behörden. § 32 beſtimmte, daß 
in der Generalverſammlung nur Mitglieder oder nahe Verwandte derſelben (gemäß § 119 u. 121 
Teil I Titel 13 des Allg. Candrechts) als Bevollmächtigte auftreten dürften. § 34 brachte endlich 
ein neues Stimmrecht für die Generalverſammlung, das fich, unter Berückſichtigung der Anteils, 
teilung in "roo, von 28 zu 1 abſtufte. 

Wie die Annahme und die Beftätigung des neuen Statuts vollzog fid) auch die Aus 
führung der durch dasſelbe angeordneten Neueinrichtungen ohne Schwierigkeit. Die neuen 
Gewährſcheine wurden im Herbſte 1864 in fünſtleriſcher Sorm entworfen, im Sebruar und 
Mai 1865 notariell ausgefertigt. Das eigentlich jetzt erſt zu Recht beſtehende ſechsgliedrige 
Reprafentantenkollegium erhielt in der Generalverſammlung vom 28. Sept. 1864 durch ein: 
ftimmige Wiederwahl eine förmliche Beſtätigung!). Die Surüchführung der Anteile auf "oo 
war inſofern recht umſtändlich, als die Mitglieder hierbei fehlende Bruchteile hinzuerwerben, 
uͤberſchießende Bruchteile an andere Mitglieder oder an die Geſellſchaft ſelbſt veräußern mußten. 
Trotzdem war etwa nach Jahresfrift alles erledigt. Wenn auch diefe Neuerung dazu beitrug, 
die alte hiſtoriſche Einteilung in die drei Linien zu verwiſchen, fo hat fie doch andererſeits, 
nachdem die mühevolle erſte Einrichtung vollzogen war, der verwaltung eine unendliche Laſt 
nutzloſer Arbeit erſpart. 

Alles in allem hat ſich die durch das Statut von 1864 der Geſellſchaftsverfaſſung 
gegebene Sorm zwei Jahrzehnte hindurch aufs beſte bewährt. Abgeſehen von einigen 1866 und 
1873 vollzogenen Anderungen hat fie bis zum Jahre 1884 der Geſellſchaft den Rahmen für 
ihre inzwiſchen fo mächtig herangewachſene Wirkjamkeit geboten, 


2. Die Geſellſchaftsverwaltung von 1860—70. 


Die ſechziger Jahre als vorbereitungs und Übergangszeit. berfaſſung, Sufammenfegung und Tätigheit 
des Repräfentantenhollegiums. Die ftriegsjahre 1864, 66 und 70. Erweiterung des ſtreiſes der Gefellfchafts- 
mitglieder. Die Generalverſammlungen. Die oberſchleſiſche und die Breslauer Verwaltung. Beſtrebungen 
Sth. v. Rihthofens. Vorläufer der jpäteren berwaltungsreform. 


Gegenüber dem ungeahnten Aufſchwunge, den die Geſellſchaft in den letzten drei 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts erlebt hat, bilden die ſechziger Jahre fo recht eine Dor 
bereitungs, und Übergangszeit. Auf allen Gebieten der Gefellfchaftstätigkeit gewahren wir ein 
rüſtiges Dormwärtsftreben, aber es fehlt noch vielfach die klare Erkenntnis der zur Erreichung 


1) fonferengprotoholle 1864 Sept., 1865 Sebr., Mai. Generalverfammlungsprotoholl 1864. 
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des Sieles erforderlichen Mittel. Bei Beſchaffung eines Erfakes für die dem Abbau fid 
nähernde Scharleygrube, bei Erweiterung und Erſchließung der geſellſchaftlichen Aohlengruben, 
beim Übergange zur Bleis und Silbererzeugung — überall hat die damalige Geſellſchaftsleitung 
die [pátere Blütezeit vorbereitet und angebahnt, überall wurde ihr aber der Erfolg durch Mängel 
der Organifation und durch techniſche Schwierigkeiten zunächſt noch verkümmert, In der Ver: 
waltung jener Jahre fehlt es gewiß nicht an einzelnen tüchtigen perſonen und Leiſtungen. Aber 
im ganzen zeigte ſich doch je länger je mehr, daß die Sormen der Geſchaͤftsbehandlung den 
geſteigerten Anfprüchen auf die Dauer nicht genügen konnten, daß eine völlige Umbildung der 
Verwaltung unumgänglich notwendig war. 

Das feit 1858 auf ſechs Mitglieder erweiterte Reprafentantenhollegium fuchte ſchon früh, 
feine Derfaffung den wachſenden Aufgaben anzupaſſen. In Ergänzung der bezüglichen Be 
ſtimmungen des Statuts von 1845 wurde nach einem Entwurfe L. v. Walthers am 19. April 1861 
die erſte Geſchaͤftsordnung des Kollegiums beſchloſſen !). Dieſelbe enthält in ihrem erſten Teile, 
„Laufende Geſchaͤfte“ überfchrieben, außer allgemeinen parlamentariſchen Vorfchriften, Be: 
ſtimmungen über die Beſchlußfaͤhigkeit des Kollegiums bei Anweſenheit von 5 Mitgliedern, über 
die Berufung außerordentlicher Konferenzen auf Antrag von 3 Mitgliedern und über die Der: 
teilung der Referate. Sür jede Konferenz beſtimmt der vorſitzende „nach Reihenfolge“ einen 
Referenten, der vor der Sitzung ſich über alle vorliegenden Beratungsgegenſtände zu unterrichten 
und dem Dorfißenden Vortrag zu halten hat. Der zweite Teil der Gefchaftsordnung, betitelt 
„prüfung und Beſtimmung der Geld und Producten Angelegenheiten“ beginnt mit dem Satze, 
daß „Mehrkenntniß und Anſchauung des inneren Betriebes zur höchſten Aufgabe für das 
Collegium zu ſtellen find", Demgemäß follen „öftere Xevifionen" der Produkten, Material, und 
Kaffenbeftände in Gberſchleſien durch je zwei vom borſitzenden nach der Reihenfolge zu 
beſtimmende Repräfentanten unter Suziehung eines Breslauer Bureaubeamten vorgenommen 
werden. Die monatlichen Lohnungsgeldernachweifungen find in den Konferenzen zu prüfen, 
etwaige Ausſtellungen durch den jeweiligen Referenten vorzutragen. Sür die Breslauer Haupt 
kaffe follen die in Breslau wohnenden Repräfentanten „bis auf weiteres“ das Raſſenkuratorium 
bilden. Monatlich einmal find ordentliche, jährlich mindeſtens zweimal find außerordentliche 
Kaffenvevifionen vorzunehmen. Jeder Repräſentant darf jederzeit unangekündigt von den Büchern 
und der Raffe Einficht nehmen, muß aber dann dem Rollegium über den Befund berichten. 

Die Beſtimmungen der Geſchaͤftsordnung über den monatlichen Mechfel der Referenten, 
die über ſämtliche in einer Konferenz vorliegende Gegenſtände zu berichten hatten, waren 
offenbar von dem loͤblichen Beſtreben diktiert, allen Repräfentanten in den geſamten Gefchafts: 
betrieb gleichmäßig Einblick zu gewähren, waren aber bei dem Wachſen der Geſchaͤfte undurch⸗ 
fübrbar. Sehr bald zeigte fid) das Streben nach fachlicher Arbeitsteilung, nach der ftánbigen 
Bearbeitung beſtimmter Sacher durch den oder jenen hierfür beſonders fachverftändigen Repräfen: 


1) fionferenzprotoholl 1861 April 19. Geſellſchaftsanten II, 41. 
Gefchichte der Bergwerksgefellfchaft ©. v. Gieſches Erben.t 16 
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tanten. Als man in den ſechziger Jahren im Intereſſe einer ſparſameren Dermaltung und 
ordnungsmäßigen Geldwirtſchaft Doranfchläge aufzuſtellen begann, ergab fid) für die Beratung 
derſelben im Kollegium eine fachliche Verteilung der Referate ganz von ſelbſt. Dies war die 
Dorítufe für die 1872 erfolgte, im weſentlichen heute noch geltende Einteilung aller Geſellſchafts⸗ 
geſchaͤfte in drei Gejchäftshreife'), innerhalb deren je zwei Repräfentanten im Referate fid) abwechſeln. 
Auch die Beſtimmungen über die Reviſionsreiſen der Repräſentanten nach Gberſchleſien traten 
bald wieder außer Wirkfamkeit und wurden durch die Reformen von 1872/73 endgültig beſeitigt. 

Die Huſammenſetzung des Kollegiums blieb in den ſechziger Jahren unverändert. Als 
Dorfißender, der feit dem Statut von 1864 vom Kollegium ſelbſt gewählt wurde?), und als 
Grubenrepräſentant wirkte noch immer L. v. Walther und Croneck. Er leitete die 1863/64 
erfolgte Anlage einer Bleihütte, der nach ihm genannten „Palther⸗Croneckhütte“. In ſpaͤteren 
Jahren hielt ihn Aränklichheit nicht felten von den Sitzungen fern, und feine Kollegen nahmen 
mehrfach Veranlaſſung, in telegraphiſchen Grüßen ihr Bedauern über fein Sernbleiben und ihre 
herzlichſten [Pünſche für feine Wiedergenefung auszuſprechen. Us fih ſchließlich C. v. Walther 
im Oktober 1870 „bei feinem vorgerückten Alter und feinem körperlichen Leiden" zur Nieder 
legung feiner lange und ruhmvoll geführten mter genötigt fah, lieh die Generalverſammlung 
durch feine Ernennung zum Ehrenrepräſentanten, eine nie vorher und nachher einem Geſellſchafts⸗ 
mitgliede erwieſene Auszeichnung, ihrer tiefgefühlten Dankbarkeit einen angemeſſenen Ausdruck. 
Als Repräfentanten der MWildenfteinfchen Linie wählte die Derfammlung für die noch übrigen 
zwei Jahre der Wahlperiode CL. v. Walthers better, den Generalleutnant z. D. Hermann 
v. Walther und Croneck auf iapatſchütz, der allerdings ſchon 1872 aus Geſundheitsrückſichten 
auf eine Wiederwahl verzichten mußte d). $ 

Der Derluft der langgewöhnten Leitung durch L. v. Walther wurde für die Geſellſchaft 
dadurch gemildert, daß dieſem in dem Kammerherrn D. v. prittwitz ein Stellvertreter und 
ſchließlich ein Nachfolger erſtand, der mit großem Eifer und Geſchick namentlich der größten 
Aufgabe jener Seit, der bermehrung des Grubenbeſitzes, ſich widmete. Mit den für die Solgezeit 
fo ſegensreichen Erwerbungen der ſechziger Jahre wird der Mame Wilhelms v. Prittwitz immer 
verbunden bleiben. Nachdem er ſchon Jahr und Tag £. v. Walther vertreten hatte, wurde 
v. prittwitz am 12. Movember 1870 zum vorſitzenden des Kollegiums, am 18. September 1871 
zum Grubenrepraͤſentanten gewählt; am 26. Juli 1872 wurde er zur Vertretung des Kollegiums 
nach außen bevollmaͤchtigt. Sein Amt als ſtellvertretender Vorfikender ging im Movember 1870 
an Stadtrat Walter über“). 

Wie febr das von C. v. Walther und W. v. prittwitz geleitete Rollegium jener Jahre 
ſeine pflichten ernſt nahm, zeigen ſchon die mehrfach vorkommenden zweitägigen Ronferenzen, 
ferner die häufigen Reifen der Xeprájentanten nach Oberſchleſien. Groß und verantwortungsvoll 


1) Weiteres darüber im ſtapitel 9 dieſes Abſchnittes. 9) vgl. S. 97. 
3) Ronferensprotokolle 1870 Oktober. Generalverfammlungsprotoholl 1870. 
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waren die Entſcheidungen, die bei der Anlage der MWalther-Eroneckhütte, bei dem Ankaufe der 
Bleiſcharleygrube (1860 und 68) und anderer Erzgruben, bei ber Abrundung des Komplexes der 
jetzigen Gieſchegrube und bei dem Beginn der dortigen Tiefbaue an das Kollegium herantraten"), 
um ſo verantwortungsvoller, als man damals nicht wie in der Gegenwart über wohlgefüllte 
Reſerve, Betriebs: und Erneuerungsfonds verfügte. Andre ſorgſam erwogene und lange eifrig 
verfolgte Pläne, wie die Erwerbung eines großen Galmeigrubenbeſitzes bei Olkusz in Ruſſiſch⸗ 
polen, ſcheiterten kurz vor der Ausführung ?). Auch die großen Ereigniſſe der Jahre 1864—70, 
in denen unfer Volk feiner ſchwer errungenen Einheit entgegenging, mußten zeitweilig die 
Sorgen der Geſellſchaftsleitung vermehren. Swar die 1864 von den Dänen angekündigte 
Blokade der Oftfeehdfen*) hat den Abſatz der Geſellſchaftsprodußte kaum ernſtlich geftört. 
Aber als vor dem affengange mit Öfterreich das zeitweilige Eindringen des Seindes in unfere 
Provinz, namentlich in Oberfchlefien, durchaus nicht unmöglich erſchien, beſchloß man, angefichts 
der „gänzlichen Geſchaͤftsloſigkeit“, durch Setriebseinjd)ránRungen und verſchiebung von lieu. 
anlagen die Ausgaben möglichft herabzuſetzen. Aber wenn man auch notgedrungen zu ſolchen 
vorſichtsmaßregeln griff, fo wurden doch Georg v. Gieſche's Erben in dem Vertrauen zu 
ihrem Könige und feinem großen Ratgeber nicht wankend. Am 19. Juni 1866 beſchloſſen die 
Repräfentanten auf Antrag C. v. Rihthofens einen Erlaß an die Beamten und Arbeiter der 
Geſellſchaft zugunſten der Pahl von Abgeordneten, „welche öffentlich die Erklärung geben, 
der Regierung in der jetzigen Lage ohne jede Gegenbedingung die Mittel zu gewähren, um die 
Ehre und die Exiſtenz des Vaterlandes zu retten.“ Im Jahre 1870 war von weſentlichen 
Betriebsbeſchränkungen nicht erft die Rede. Nur bei einzelnen nicht dringlichen Neuanlagen 
hören wir mitunter, daß fie „nach Rückkehr friedlicher Suſtände“ vorgenommen werden ſollten. 
In der Unterſtützung der Angehörigen ihrer zur Sahne berufenen Beamten und Arbeiter erblickte 
die Geſellſchaftsleitung eine felbftverftändliche Ehrenpflicht ^). 

Das berhältnis des Reprafentantenkollegiums zur Geſamtheit der Mitglieder blieb in 
jenen Jahren ganz ungetrübt. Obſchon fid) gerade damals der Teilnehmerkreis ſtark erweiterte, 
ift von Sonderbeſtrebungen und Sriedensſtörungen nichts zu ſpüren. Der Eintritt neuer Mitglieder 
durch Rauf erfolgte teils infolge Derzichts der Geſellſchaft auf ihr vorkaufsrecht !), teils fogar 
durch Verkauf eigener, der Geſellſchaft gehöriger Anteile. Nachdem bei Surückführung der 
Anteile auf 10 000 ſtel die im Beſitz der Geſellſchaft ſelbſt befindlichen Anteile?) auf hoo 
berechnet worden waren, beſchloß die Generalverſammlung von 1865 auf Antrag des Rollegiums, 
1000 Anteile dem Reſervefonds zu übermeifen, die übrigen 111 aber für je 300 Cl. zu veräußern, 
um den Erlös für den Ankauf von Teilen der Gieſchegrube verwenden zu können”). 


1) dgl, Bernhardi, Die Entwicklung des Veſitzes der Geſellſchaft etc. S. 12 ff. 24 ffa 40. 
?) Ronferengprotoholle 1864 Auguft bis 1865 Sebruar. ?) Heſellſchaftsaßtten TT, 9. 
4) Ronferenzprotoholle 1866 Mai, Juni, 1870 Juli, Oktober, Gefellfchaftsahten Il, 9. 


5) Über dieſes vgl. S. 104 ff. *) Über die Erwerbung derſelben in den Jahren 1846—60 f. S. 104 ff. 
7) Generalverſammlungsprotofoll 1865. 
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Der verlauf der Generalverſammlungen jener Jahre zeugte von unbedingtem Vertrauen 
der Mitglieder zur Geſellſchaftsleitung; die Wiederwahl der ausſcheidenden Repräſentanten erfolgte 
meiſt einſtimmig. Seitweilig hören wir klagen, daß einzelne Mitglieder durch Anhäufung von 
Vollmachten für Abweſende einen un verhältnismäßig großen Teil der Stimmen (3. B. 156 von 
542, oder gar 190 von 572) vereinigten und dadurch die Generalverſammlung faſt beherrſchten. 
Deshalb wurde durch einen am 26. September 1866 beſchloſſenen, am 5. Juli 1867 landes: 
herrlich beftätigten Statutennachtrag das in § 32 des Statuts von 1864 ausgeſprochene Verbot 
der Annahme von Vollmachten durch die Repräfentanten auf die Geſellſchaftsbeamten aus 
gedehnt !). Aber noch in den Verhandlungen über die Verwaltungsreform von 1872/73 bildet 
die Vollmachtshdufung einen öfter wiederkehrenden Bejchwerdepunkt?). 

Je mehr die Unternehmungen der Geſellſchaft an Umfang und Dielfeitigkeit wuchſen, 
umſomehr ſtieg auch die Hahl, die Verantwortung und die Bedeutung ihrer Beamtenſchaft. 
Daß Georg v. Gieſche's Erben der hieraus fid) ergebenden Mahnung, die Sukunft ihrer 
Beamten und deren Hinterbliebenen ſicher zu ſtellen, ſich nicht verſchloſſen, zeigt die 1865—67 
erfolgte Gründung der Seamtenpenfionshaffe?). Doch noch weit ſchwieriger war die Aufgabe, die 
Befugniffe der einzelnen Beamten und Beamtengruppen gegen einander abzugrenzen, zwifchen 
der für ein gedeihliches Wirken des einzelnen unentbehrlichen Selbftändigkeit und der im 
Intereſſe der Einheitlichkeit der ganzen Verwaltung ebenſo unentbehrlichen Leitung und Ber 
auffichtigung das richtige Gleichgewicht herzuſtellen, für den Verkehr der einzelnen Verwaltungs: 
zweige miteinander und namentlich für das immer verwickelter werdende Rechnungsweſen die 
richtigen Sormen zu finden. Die Leitung der oberſchleſiſchen Werke ruhte in den bewährten 
Händen Hermann Scherbenings, der 1854 mit dem Titel „Bergkkommiſſarius“ oberſter Betriebs: 
leiter der Gruben geworden war, ſeit 1858 auch die Aufſicht über die Hütten führte und 1861 
zum Bergwerksdirehtor ernannt wurde. Das Bedürfnis, den erſten Beamten der oberſchleſiſchen 
verwaltung mit der Breslauer Befellfchaftsleitung in möglichſt enge Beziehungen zu bringen, 
zeigte fid) in der gegen Ende der ſechziger Jahre faft zur Regel werdenden Teilnahme 
Scherbenings an den Reprajentantenkonferengen. Andererſeits bedingten die ſteigenden An: 
ſprüche des Betriebes eine wiederholte Erweiterung feiner Vollmacht zur Vertretung der Ger 
ſellſchaft nach außen. Das oberſchleſiſche Rechnungsweſen erfuhr zwar dadurch eine Derbefferung, 
daß man 1862 die Revifion der Gruben und Hüttenrechnungen von Oberfchlefien nach Breslau 
verlegte und einem eigens dazu angeſtellten Beamten, dem Reviſor Miedenführ, übergab, es blieb 
aber doch noch lange ein Schmerzenskind der Verwaltung, bis die Reformen von 1872/73 auch 
hierin gründliche Abhilfe ſchufen. 

Die Breslauer Gefchäftsftelle, deren perſonal noch in den fünfziger Jahren aus dem 
Raſſen und Lagerhalter und einem Buchhalter beſtanden hatte, zählte 1869 ſchon 6 Beamte. 


1) Generalverfammlungsprotoholle 1864—66, Gefellichaftsahten II, 8. 
2) Dal. Kapitel 4 dieſes Abſchnitts. 5) Weiteres im Rapitel 6. 
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Su ihrem IDirkungshreife trat jetzt, außer der eben erwähnten Rechnungsrevifion, feit 1864 der 
Blei und Silberverkauf. Auch der Mohlenverkauf erlangte in den fechziger Jahren einen 
größeren Umfang'). Leiter der Breslauer Verwaltung war Otto Hoffmann, 1848 als Buchhalter, 
1854 als Raſſen⸗ und Lagerhalter angeſtellt, 1863 zum „commerziellen Direktor“ ernannt. Er 
hatte die faſt ganz felbftändige Leitung des Drobuhtenverhaufs, namentlich ſeitdem er für den: 
ſelben am 23. März 1866 vom Repräſentantenſtollegium vollmacht erhalten hatte. Er beforgte 
ferner die Geldwirtſchaft der Geſellſchaft, die verteilung der Erträge, die Beſchaffung der Ber 
triebsmittel und der für die Vergrößerung des Grubenbeſitzes erforderlichen Raufgelder. Er 
führte aber auch mehrfach Verhandlungen über die Grubenankdufe ſelbſt, wie denn überhaupt 
feine geſchaͤftliche Gewandtheit und feine große Arbeitskraft ihm einen über feine unmittelbaren 
Amtsbefugniſſe hinausreichenden Einfluß auf die Geſellſchaftsleitung verſchafften 2). 

Die erſten Vorläufer der in den Jahren 1872/73 erfolgten Umbildung der verwaltung 
reichen ſchon in die Mitte der ſechziger Jahre zurück. Namentlich war es Lothar Sreiherr 
v. Richthofen, der im Repräfentantenkolfegium ſchon damals Reformwünſche, teils durch Anträge, 
teils durch motivierte Abſtimmungen gegenüber Beſchlüſſen der Mehrheit, kräftig zum Ausdruck 
brachte. Manche feiner Anregungen fanden ſchon damals bie Suſtimmung des Kollegiums. 
So wurde auf feinen Antrag 1863 beſchloſſen, daß die Reviſtonsreiſen der Repräfentanten nach 
Oberſchleſien nicht nach feſter Reihenfolge und zu beſtimmten Seiten, ſondern „nach freier Wahl“ 
vorgenommen werden ſollten. Um Mißbräuche bei Beſchaffung der für die Gruben und Hütten 
erforderlichen Materialien zu verhüten, beantragte er im Januar 1865 die Errichtung einer 
gemeinſamen „Saktorei" zu Scharley, die den Ankauf und die Ausgabe der Materialien für 
alle Werke beſorgen ſollte und gab dadurch den Anſtoß zu einer jetzt noch beſtehenden zweck 
mäßigen Einrichtung. Behufs billiger Beſchaffung von Arbeiterhäufern veranlaßte Srh. 
v. Richthofen 1866 die Bewährung von Vorfhüffen an Bauluſtige. Die auf feinen vorſchlag 
1870 beſchloſſene Anſtellung eines Baubeamten, der bei den geſellſchaftlichen Bauten die An: 
ſchläge anfertigen und die Ausführung beauffichtigen ſollte, wurde [páter wieder aufgegeben “). 

Mit andern Auffaſſungen und Anregungen vermochte Srh. v. Richthofen damals nicht 
durchzudringen. So vertrat er, wenn das Kollegium bei einzelnen oberſchleſiſchen MWerksleitern 
Übergriffe über ihre Befugniſſe oder Überfchreitungen der voranſchlage zu rügen hatte, ſtets 
gegenüber der Mehrheit eine „ſchaͤrfere Tonart"; 1869 beantragte er vergeblich eine Unter: 
ſuchung des „ſchlechten Ausbringens“ der MWilhelminehiitte; 1870 verlangte er ein Gutachten 
eines „höheren königlichen Rechnungsbeamten“, wann die oberſchleſiſchen Werkstechnungen 
fpäteftens eingereicht werden könnten. Um die Schlagfertigkeit der Geſellſchaftsleitung zu 
erhöhen, beantragte Srh. v. Richthofen wiederholt, daß dringliche Entſcheidungen, namentlich 

1) Weiteres im Kapitel 5. 

4) Konferenzprotoholfe 1863 Januar, 1866 Sebruar, Dezember, 1867 Dezember, 1869 Sebruar, Juli, Auguft. 

8) Gefellfhaftsakten II, 9, Ronferengprotokolle 1862 Dezember, 1863 Januar, 1865 Januar, Dezember, 
1866 Sebruar, September, Oktober, Dezember, 1870 Sebruar, 1871 Dezember, 1872 April, 
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über Grundftückskäufe, die fid) ohne Schaden nicht bis zur nächften Konferenz verfchieben 
ließen, durch eine „Swiſchendeputation“ des Kollegiums getroffen werden ſollten. Als der 
Rechtsfreund der Geſellſchaft, Juſtizrat Morb, erklärte, daß dieſer Vorſchlag ohne Statuten: 
änderung undurchführbar fei, drängte Sch. v. Richthofen wenigſtens auf häufigere Abhaltung 
der Konferenzen. Dieſes verlangen, der Vorſchlag einer „Swiſchendeputation“ und die 1865 
erfolglos beantragte Einführung der doppelten Buchführung haben in den Erörterungen der 
Jahre 1871—73 noch eine große Rolle gejpielt '). 

Während Srh. v. Richthofen anfänglich mit feinen Anregungen alleinftand, fand er gegen 
Ende der ſechziger Jahre bei feinem Kollegen J. v. Srankenberg meift bereitwillige Unterſtützung. 
Damit bildete fid) im Kollegium der Kern einer Reformpartei, Doch ihr fehlte einſtweilen nod) 
die Moglichkeit, ihren Anſchauungen und Sorderungen Geltung zu verſchaffen. 


5. Die Umbildung der Verwaltung 1871—75. 


Eintreten des Grafen v. d. ReckeVolmerftein in das Repräſentantenkollegium. Reform der Breslauer 
Verwaltung. Ausſcheiden Hoffmanns und Scherbenings. Anſtellung Römhilds und Olbrichs. Neue Geſchaͤfts. 
ordnungen für die Breslauer und die oberſchleſiſche verwaltung. Meinungsverſchiedenheiten über oberſchleſiſche 

Derwaltungsangelegenheiten. Berufung Bernhardis. Veränderungen im Repräfentantenkollegium. 


Die entſcheidende Wendung, die aus einzelnen Derbefferungsmwünfchen und worſchlägen 
ein allgemeines, einheitliches, noch heute die Grundlage der Geſellſchaftsverwaltung bildendes 
Reformmerk hervorgehen ließ, knüpfte fid) an die Repräſentanten⸗Reuwahlen in der General: 
verſammlung vom 26. Oktober 1870. Wieder, wie bei den Entſcheidungen von 1780—86, 
1810—12 und 1838/39 ), zeigte fid) die Bedeutung des perſönlichen Elements in der Geſchichte. 
In dem Beſtreben, dem Kollegium bei der Neuwahl gleichgeſinnte, reformfreundliche Elemente 
zuzuführen, hatte Sch. v. Richthofen fein Augenmerk auf den Generallandſchaftsrepräſentanten 
Conſtantin Grafen v. d. Recke Volmerſtein gerichtet, der feit 1866 durch Kauf der Geſellſchaft 
angehörte. Da dieſer aber damals am Seldzuge gegen Srankreich teilnahm, beantragten 
Srh. v. Richthofen und J. v. SranRenberg im Kollegium, mit Rückſicht auf diejenigen Mit- 
glieder, „welche gegenwartig im Rampfe für das Vaterland fid) in Seindes Land aufhalten“, 
die Repräſentantenwahlen bis zum Sriedensſchluſſe zu verſchieben. Der Antrag wurde zwar 
abgelehnt, aber der Hauptzweck der Reformpartei wurde trotzdem erreicht. Graf v. d. Reche 
wurde am 26. Oktober an Stelle des verſtorbenen Kaufmanns Dreſcher zum Reprdjentanten 
der pogrellſchen Linie gewählt und erklärte durch Schreiben d. d. Chambourcy 5. Nov. 1870 
die Annahme der Wahl"). Damit gewann die Reformpartei die treibende Kraft, die Geſellſchafts, 

1) fionferenzprotoholle 1865 Januar, 1866 Dezember, 1867 Januar, März, April, Juli, September, 
Movember, 1869 Sebruar, Mat, Juni, Dezember, 1870 Oktober. 

4) Dal. S. 8—10, 15, 30, 77. 

?) fonferengprotoRolle 1870 Oktober, Movember. Generalverfammlungsprotoholle 1870, 
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leitung das Mitglied, unter deſſen Sührung fie mehr als ein Menſchenalter hindurch, in einer 
Seit harter Arbeit, aber auch glänzender, ungeahnter Erfolge Georg v. Gieſche“s Erben 
ſiegreich vorangeſchritten ift. 

Nachdem Graf v. d. Reke im April 1871, aus Sranhreid) zurückgekehrt, in das 
Kollegium eingetreten war, ham das Reformwerß im September desſelben Jahres in Slug, und 
die Umbildung, zunächſt der Breslauer verwaltung, wurde tatkräftig in Angriff genommen. In 
der Septemberhonfereng wurden Graf v. b. Reke und Stadtrat Walter beauftragt, behufs 
Anderung der bisherigen Buchführung und Rorreſpondenz fid) über die anderwaͤrts beftehenden 
Einrichtungen zu unterrichten. Anfang Oktober wurde füommergienrat Eichborn als Sad» 
verftändiger über die Buch: und Rechnungsführung zur Ronferenz zugezogen, und auf feinen 
vorſchlag beſchloß man „zur augenblicklichen Abſtellung erkannter Mißftände" die Einführung 
verſchiedener neuer Geſchaͤftsbücher. Über weitere Neuerungen ſollten Direktor Hoffmann und 
Revifor Miedenführ vorſchläge machen. Der gewünſchte Plan für die neue Buchführung wurde 
schließlich vom Aalhulator Weingarten entworfen, von Stadtrat Walter zuſtimmend begutachtet 
und von Neujahr 1872 an zunächſt probeweiſe eingeführt. Um das Kollegium über den Gang 
des Abſatzes der Gefellfchaftsprodukte beffer auf dem Laufenden zu erhalten, wurde Ende 
Oktober beſchloſſen, daß Direktor Hoffmann in jeder Konferenz einen ſchriftlichen Geſchafts⸗ 
bericht einreichen ſolle, eine Einrichtung, die gegenwärtig noch in Kraft ſteht. Da mit der 
Inangriffnahme der berwaltungsreform die Geſchäftslaſt des Kollegiums ftark geftiegen war, 
beantragten Graf v. d. Recke und Srh. v. Richthofen die Abhaltung vierzehntägiger Konferenzen. 
Die Mehrheit verhielt ſich zwar ablehnend, aber es kam zur Einſetzung eines Ausſchuſſes, der 
aus den in oder nahe bei Breslau wohnenden Repräfentanten: Graf v. d. Recke, Srh. v. Richt: 
hofen und J. v. Sranhenberg beſtand und namentlich den Verkauf der Geſellſchaftsproduftte 
zu leiten hatte. Dom Movember 1871 bis April 1872 ift dieſer Ausſchuß drei bis viermal 
monatlich zufammengetreten !). 

Am 7. Dezember 1871 wurde die Annahme einer von Stadtrat Walter entworfenen neuen 
Geſchäftsordnung für das Repräſentantenſtollegium beſchloſſen. Dieſelbe handelte in 8 Abſchnitten 
von den Rechten und pflichten der Repräfentanten, von ihren Konferenzen, von den Befugniffen 
und Aufgaben des vorſitzenden, der Referenten, der Raſſenkuratoren und des Protohollführers, 
endlich von den Amtspflichten des Rechnungsreviſors und des ſonſtigen Bureauperſonals. 
Während dieſer das Bureau betreffende achte Abſchnitt ſchon im nächften Jahre durch die {pater 
zu beſprechende Ordnung für die Breslauer Hauptverwaltung erſetzt worden iff, hat die eigent 
liche Geſchaͤftsordnung für das Repräfentantenkollegium heute noch Geltung ?). 

wahrend das Reformwerß noch völlig im Sluffe war, wurde dasſelbe dadurch ſchwieriger 
und verwichelter, daß das Kollegium gleichzeitig fid) vor die Entſcheidung wichtiger Perfonen: 
fragen geſtellt ſah. Ende Dezember kündigte Direktor Hoffmann feine Stellung wegen Meinungs: 


1) Gofellfchaftsakten II, 9. ſtonferenzprotokolle 1871 Sept. — ov. ) Geſellſchaftsanten II. 41 
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verſchiedenheiten mit den Repräfentanten. Bald darauf ftarb ber Reviſor Niedenführ. Im 
Januar 1872 erklärte Direktor Scherbening, einer unter ehrenvollen und glänzenden Bedingungen 
erfolgten Berufung der „Schleſiſchen Aktiengefeltfchaft für Bergbau und Sinſthüͤttenbetrieb“ fid) 
nicht entziehen zu können und bat, fein Ausſcheiden im Auguſt d. J. zu genehmigen. Das 
Kollegium entſprach feinem Erſuchen mit dem Ausdrucke „lebhaften Bedauerns“, unter warmer 
Anerkennung der achtzehnjährigen „erfolgreichen und hingebenden Tätigkeit“ Scherbenings. 
Unter dem Eindrucke dieſer erhöhten Schwierigkeiten für die Mirkfamkeit des Kollegiums 
beantragte Graf v. d. Reche im Januar 1872 nochmals die Einführung vierzehntägiger Ronferenzen; 
ferner wünſchte er die Anſtellung eines Syndikus, der in den Sitzungen das Protokoll führen 
und bei allen Verhandlungen „den Rechtsftandpunkt wahrnehmen“ follte. Beide Anträge wurden 
mit Stimmengleichheit, durch die ausſchlaggebende Stimme des borſitzenden abgelehnt. Die 
Anftellung eines ſtändigen Syndikus der Geſellſchaft ift erft 1896 zur Ausführung gelangt"). 
Aber die vierzehntägigen Konferenzen find, trotz der damals und fpdter im März noch einmal 
erfolgten Ablehnung ihrer Einführung, doch durch die acht der Catfachen wenigſtens zeitweilig 
in Wirkfamkeit getreten. Das Rollegium hat 1872 24, 1873 19 Sitzungen abgehalten, von denen 
mehrere zwei Tage dauerten und über 50 verhandlungsgegenſtände zählten. 

Rur unter derartiger Anſpannung aller Kräfte gelang es, die Neuordnung der Breslauer 
Verwaltung bis zum Sommer 1872 im weſentlichen zu erledigen. Anfang März regelte man 
die Perfonenfrage, indem von April ab als Raſſenhalter und Leiter des kaufmänniſchen Geſchaͤfts 
der im Bankhaufe G. v. Pachalys Enkel ausgebildete Buchhalter hugo Römhild, als Rechnungs: 
inſpektor der bisherige Rechnungsbeamte von der „Schleſiſchen Aktiengeſellſchaft“ Marl Olbrich an 
geſtellt wurde. Gleichzeitig wurde auf Antrag des Grafen v. d. Recke die endgültige Einführung 
der doppelten italieniſchen Buchführung von Neujahr 1878 an beſchloſſen. Am 26. März 1872 
genehmigte das Kollegium ſodann einen Entwurf des Grafen v. d. Rechte zu einer Gefchäfts: 
ordnung für die Breslauer Hauptverwaltung, der in einer vom Inſpektor Olbrich überarbeiteten 
Saffung am 30. Auguft endgültig beſchloſſen wurde:). Die hierdurch geſchaffene, nunmehr durch 
mehr als dreißigjährige Erfahrung in ihren Grundzügen bewährte Neuerung beſtand darin, daß 
die Verwaltung in zwei im weſentlichen felbftändige Abteilungen geteilt wurde: die Rechnungs 
prüfung, die Malhulatur, die Regiſtratur, der Briefwechſel in Verwaltungsangelegenheiten ſowie 
die Aufſicht über die Befolgung der Gefchäftsordnungen und die Ausführung der Repräfentanten: 
befchliiffe wurden dem Rechnungsinfpektor unterſtellt; der Kaſſenhalter ſollte dagegen das Kaſſen⸗ 
weſen, die Buchhalterei, den Produktenverkauf und den kaufmännifchen Briefwechſel unter fich 
haben. Die Trennung beider Abteilungen ſollte allerdings inſofern Reine vollftändige fein, als 
beide Dorftände Sammelvollmacht erhielten und jeder von beiden die Briefe und Verfügungen 
des andern an zweiter Stelle mitzeichnete. Aber ſchon in dieſer, [páter noch etwas abgeänderten 


1) Dal. hierüber Kapitel 10 dieſes Abſchnitts. 
) Geſellſchaftsaßten II, 41. Aonferenzprotoholle 1872 März, Aug. 
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Geſtalt!) bedeutete die Scheidung der Rechnungsprüfung von ber kaufmännifchen verwaltung 
einen grundlegenden Sortſchritt. Mach Erledigung aller einzelnen bureautechniſchen Dorfragen 
konnte zu Neujahr 1873 die Breslauer Hauptverwaltung von „Georg von Gieſche's Erben“ 
in ihrer neuen Geſtalt ins Leben treten. 

icht fo bald ſollten die bezüglich der oberſchleſiſchen verwaltung zu entſcheidenden Organi: 

- fations: und Perfonenfragen ihre Erledigung finden. Schon Ende 1871 hatte man auch für Ober: 

ſchleſien Reformen geplant. So war Scherbening im November mit der Einreichung von Dor. 
fchlägen zur Vereinfachung des dortigen Raſſenweſens beauftragt worden. Im April 1872 erhielt er 
den Auftrag, den Beamten Verfügungen gegen Mißbrauche beim Ankauf von Materialien und beim 
Verkehr mit Lieferanten einzuſchaͤrfen. Eine neue „Befchäftsordnung für die Betriebsleitung der 
Gruben und Hutten Etabliſſements der Bergwerksgefellfchaft Georg von Gieſchels Erben“ 
wurde dem Kollegium im Juli 1872 im Entwurf vorgelegt und nach eingehender Beratung 
Ende Oktober genehmigt). Aber in anderen Verwaltungsfragen, wie hinſichtlich der Entſcheidung 
über die perſon des künftigen leitenden Beamten, beſtanden lange Seit tiefgehende ſachliche 
Meinungsverſchiedenheiten im Kollegium. Es ham hierbei zu Beſchlüſſen mit Stimmengleichheit 
durch die entſcheidende Doppelſtimme des Vorfigenden, bei der die unterlegene Minderheit die 
Derantwortung für die Solgen des Beſchluſſes ablehnen zu müſſen erklärte. Es entſtand in der 
Leitung der oberſchleſiſchen Verwaltung ein unfertiger Smifchenzuftand, der um fo unerwünſchter 
war, als gerade damals die geſellſchaftlichen Rohlengruben durch Betriebsſchwierigkeiten hart 
bedrängt waren?) und bei den Hütten einer der Werksleiter hatte entlaſſen werden müſſen. 

Durch diefe Spaltungen im Kollegium erklaren fih die im folgenden Kapitel zu be 
fprechenden Anträge des Grafen v. b. Reke und des Sreiherrn v. Richthofen auf Statuten 
änderung vom Juni 1872. Damit hing ferner zuſammen die gleichfalls fpáter zu erwähnende 
Einſetzung einer ſtommiſſion durch die Generalverſammlung Oktober 1872, die zur Neuordnung 
der Verwaltung Dorfchläge machen ſollte. Aber kaum hatte diefe „Reorganiſationskommiſſion“ 
ihre Tätigkeit begonnen, als das Kollegium in der Perfonenfrage für Gberſchleſien zur Entſcheidung 
gelangte. Im Movember wurde ein von Graf v. d. Recke, Srh. v. Richthofen und Stadtrat Walter 
geſtellter Dringlichheitsantrag auf Wahl einer geeigneten Perfönlichkeit für „die geſamte techniſche 
Leitung in Oberfchlefien" faſt einſtimmig angenommen, und nachdem Graf v. d. Rehe mit dem 
Bergaſſeſſor Sriedrich Bernhardi über die Grundzüge feiner Anſtellung einig geworden war, 
beſchloß das Kollegium im Januar 1873 über den Anſtellungsvertrag des lange geſuchten und 
endlich gefundenen „rechten Mannes“. 

Saft gleichzeitig mit dieſer weittragenden Entſcheidung war im Repräfentantenkollegium 
ſelbſt eine bedeutſame Veränderung eingetreten. Im November war ſtatt des Kammerherrn. 


1) Vgl, darüber Kapitel 8, 
) Gefellfchaftsahten II, 41. Nonferenzprotoholle 1871 Nov., 1872 April, Juli Oft. 
5) Dgl. Bernhardi, Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft etc, S. 17. 
Heſchlchte der Bergwerksgefeilfchaft ©. v. Glefhe's Erben k, 17 
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v, Prittwi Graf v. d. Reche:Dolmerftein bei Stimmengleichheit durch das Los zum Vorfikenden 
des Mollegiums gewählt worden. Als darauf Aammerherr v. Prittwik, in der Meinung, das 
Amt des Grubenrepräfentanten müffe mit dem des Dorfienben verbunden fein, auf erfteres 
Amt verzichtete, wurde am 3. Dezember 1872 Stadtrat Walter, dann nach deffen Verzicht Graf 
v. d. Recke am 25. März 1873 zum Grubenrepräfentanten gewählt. Auch der perſonenſtand des 
Kollegiums änderte fid, indem im Oktober 1872 an Stelle des Generalleutnants v. Walther General: 
major z. D. Maximilian v. Roux, im folgenden Jahre an Stelle J. v. Srankenbergs fein Sohn Rammer: 
herr Cäſar v. Srankenberg, der jetzige ftellvertretende Vorſitzende des Kollegiums, zu Repräfentanten 
gewählt wurden. Sum Glück entſtand weder durch den Amterwechſel noch durch die vorher: 
gegangenen Aämpfe um die oberſchleſiſchen berwaltungsfragen irgendwie ein dauernder Mif 
klang im Kollegium. Hatten doch bei den erwähnten Meinungsverſchiedenheiten alle Beteiligten 
nur das Wohl des Ganzen verfolgt und lediglich in dem fachlichen Urteil über die Swed- 
mäßigkeit des einzuſchlagenden Weges fid) voneinander getrennt. Auch gegen die Wiederwahl 
des Rammerherrn v. prittwitz war ein wichtiger fachlicher Grund, die Notwendigkeit, daß der 
Vorfikende in Breslau wohne, in die [agſchale gefallen. Als im Juni 1874 von neuem die 
verteilung der Amter im Kollegium vorzunehmen war, erfolgte auf vorſchlag des Grafen 
v. d. Recke, da „nach nunmehr beendigter Reorganifation der verwaltung es nicht mehr 
erforderlich fein dürfte, daß der Dorfigende am Orte wohnhaft fei", die Wahl des Kammerherrn 
v. Prittwiß zum vorſitzenden durch Suruf. Aber dieſer bat felbft, „unter dankbarer Anerkennung 
dieſes bertrauens⸗Votums,“ den bisherigen bewährten Leiter des Rollegiums ſeinem Amte zu erhalten. 

Schon im Srübjabr 1873 waren gegenüber den alsbald zu beſprechenden Anregungen zum 
verkaufe des Geſellſchaftsbeſitzes oder zur Gründung einer Aktiengeſellſchaft die Repräſentanten 
durchaus einig und geſchloſſen. Der frühere und der gegenwärtige Dorfigende des Kollegiums be- 
gegneten fich in dem Entſchluſſe, das Beſte an der Geſellſchaft, ihre in einer faſt zweihundertjährigen 
Geſchichte unter mancherlei Schichfalsichlägen feſtgeſchmiedete Eigenart nicht zerſtören zu laffen. 


4. Statutenentwürfe, Verkaufs- und Gründungspläne 1872/75. 


Der Milliardenſegen und die Gründerzeit. Anregungen zum verkaufe des Geſellſchaftsbeſitzes. 
Ablehnung derſelben durch die Reprafentanten. Anträge auf Statutenänderung. Die „Reorganiſationskommiſſton“. 
Pläne zur Gründung einer eignen Alttiengeſellſchaft. Widerſpruch der Repräſentanten. Bildung einer „freien 

fiommijfion". Statutenentwurf derſelben. Schließlicher Verzicht auf alle Statutenänderungen. 

Die Umbildung der verwaltung von Georg v. Gieſche's Erben fiel durch eine eigen: 
artige Sügung in eine für das ganze deutſche [irtſchaftsleben kritiſche, verhängnisfchwere Seit. 
Die feit dem Sriedensſchluſſe mit Sranhreid) heveinftrömenden Milliarden, die hierdurch ver. 
anlaßte beiſpielloſe Slüffigkeit des Geldmarktes, das Schwergewicht der Rapitalien, die zur An: 
legung in immer neuen Unternehmungen drängten, erzeugten das berüchtigte Gründungsfieber 
der Jahre 1871—74, von dem fid) unfer Volk fo langſam und fo ſchwer wieder erholt hat. 
Wenn damals fo oft Aktiengefellfchaften mit vielen Millionen Kapital und klangvollen Namen 
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auf den Profpehten eigentlich auf blauen Dunft hin gegründet wurden, um wieviel mehr mußte 
das ſolide, fo wohlfundierte Unternehmen unſrer Geſellſchaft als ein überaus verlockendes 
Griindungsobjekt erſcheinen. So wiederholten fic) für Georg v. Gieſche's Erben die Dor 
gange der Jahre 1853—58'). Sremde Geldmachte wollten wie damals den Geſellſchaftsbeſitz 
zum Swecke der Umwandlung in eine Ahtiengefellichaft erwerben, und unter den Teilnehmern 
ſelbſt regte fid wiederum der Plan zur Bildung einer eigenen Whtiengefellfchaft. Nicht nur 
agiohungrige Gründer gewöhnlichen Schlages ſuchten fid) damals an die Geſellſchaftsleiter 
heranzudraͤngen. Auch Geſchaͤftsleute von mahellofer Rechtlichkeit und die vertreter der an 
geſehenſten Bankinftitute glaubten, den Verkauf des Geſellſchaftsbeſitzes als ein für beide Teile 
vorteilhaftes Geſchaft empfehlen zu dürfen. Bot man als aufpreis anfänglich, im Dezember 
1871, nur die Summe von 5 Millionen, die v. Gieſche“'s Erben bereits 18 Jahre früher von 
der „Schleſiſchen Aktiengefellfchaft" gefordert hatten, fo ftiegen die Angebote in wenigen Monaten 
auf 8 Millionen. Aber im Repraſentantenkollegium hatte der Bazillus des Gründungsfiebers 
keinen fruchtbaren Nährboden gefunden. Man beantwortete die Angebote höflich ausweichend 
und beſchloß endlich, die Gründungsluſtigen durch die hohe Preisforderung von 12 Millionen 
abzuſchrecken ). Dieſes draſtiſche Mittel ſchaffte denn auch bald Ruhe. Sum Wiederaufleben 
der Gründungspläne in anderer Sorm, durch Bildung einer eignen Ahtiengefellfchaft, kam es erft 
Ende des Jahres 1872 im Anſchluß an die Verhandlungen über Anderung des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts. 

Die in den Jahren 1872/73 eifrig gepflogenen Beratungen über die Abänderung des 
Statuts von 1864 waren weniger wirklichen Bedürfniffen der Geſellſchaft, als den mit der 
berwaltungsreform notwendigerweiſe verbundenen Meinungsverſchiedenheiten entſprungen. So 
erhlärt es fid) auch, daß man nach Durchführung der Reform den in langen Verhandlungen 
endlich zuftandegehommenen Statutenentwurf größtenteils fang: und klanglos in den Akten 
begrub. Mehrere der damals beantragten beränderungen ſind, obwohl ſeitdem zweimal, 
1884 und 1893, Statutennachträge beſchloſſen worden find, heute noch nicht durchgeführt. 
Andrerſeits hat man einige Beſtimmungen des Entwurfs, deren Einführung notwendig und 
dringlich erſchien, durch einfachen Beſchluß der Generalverſammlung in Kraft treten laſſen, ohne 
deswegen eine förmliche Statutenveränderung in geſetzlicher Sorm für nötig zu halten. 

Roch mitten in den Kämpfen um die Dermaltungsreform, im Juni 1872, beantragten 
Graf v. d. Recke und Srh. v. Richthofen mehrere Neuerungen in der Geſellſchaftsverfaſſung. 
Sie verlangten Erhöhung der Nepräfentantenzahl auf 7, da „das Prinzip der Abftimmung 
Majorität und Minorität verlange“. Serner follte künftig eine außerordentliche General: 
verſammlung auf Antrag der Beſitzer von mindeſtens "ho der Geſellſchaftsanteile berufen werden 
müſſen. Eine Beſtimmung über die Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung ſollte getroffen 
und die Sahl der von einem Mitgliede abzugebenden Stimmen auf 28 befchränkt werden. 


1) Dat. S. 110 ff. ) ſtonferenzprotokolle 1871 Dez., 1872 März, April, Dez. 
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Endlich follten die Repräfentantenkonferenzen nach Bedarf „allmonatlich oder öfter" ftattfinden. 
Im Auguft richtete Rittmeiſter v. Teichmann auf Goldſchmieden, zum Teil in Erneuerung 
früherer, im Jahre 1869 gegebener Anregungen, umfangreiche Abänderungsanträge an das 
Kollegium. Auch er wünſchte neue Beſtimmungen über die Berufung der Generalverſammlungen 
und das Stimmrecht auf denſelben. Außerdem verlangte er größere Sreiheit für die Einbringung 
von Initiativantrdgen bei der Generalverſammlung, die Einrichtung eines „Amortiſationsfonds“, 
die Umwandlung der von den Repräſentanten bezogenen feſten Beſoldungen in Tantieme vom 
Reingewinn und endlich die Einrichtung von „Swiſchenſonferenzen“, letzteres gemäß den 
früheren borſchlägen des Grafen v. d. Recke und des Sr. v. Richthofen !). Die Mehrheit des 
ſtollegiums verhielt fid) anfänglich gegen beide Gruppen von Anträgen ablehnend, ſchließlich 
einigte man fid) aber dahin, der Generalverſammlung eine Reihe von Neuerungen vorzuſchlagen, 
die wenigſtens zum Teil den [bünſchen der Antragfteller entſprachen. So ſollte ftatt des durch 
v. Teichmann beantragten Amortiſationsfonds eine regelmäßige Speiſung des Refervefonds ein: 
treten. Der alte Streitpunkt über die Sahl der Nepräſentantenſitzungen wurde durch die Dor. 
ſchrift „mehrfacher“ Ronferenzen beigelegt und das Recht zur Beantragung außerordentlicher 
Generalverſammlungen einer Sahl von 200 Stimmen zugeſprochen. 

Doch die Generalverſammlung vom 31. Oktober 1872 ließ fid) auf die Erörterung dieſes 
Entwurfs überhaupt nicht ein, ſondern ſchritt zu weitergehenden Maßnahmen. Sie verftárhte 
den Rechnungsausfchuß von drei auf zehn Mitglieder und beauftragte ihn, „Renntniß von der 
bisherigen Verwaltung zu nehmen und auf Grund derſelben borſchläge zu neuer Organifation 
der Verwaltung der Geſellſchaft zu machen“. Die fo gebildete, durch Rittmeifter v. Teichmann, 
fpäter durch Rammerherrn C. v. Srankenberg geleitete „Reorganifationskommiffton" fand auf 
dem Gebiete der Dermaltungsreform die Hauptarbeit durch die Repräſentanten ſchon getan und 
wandte ſich daher zu Beratungen über eine grundlegende Umbildung der Geſellſchaftsverfaſſung. 
Namentlich ein überaus rühriges, in Entwürfen und Anträgen fruchtbares Kommiffionsmitglied, 
Referendar Volkmann, wirkte mit großem Eifer und vorübergehendem Erfolge für die Um: 
wandlung in eine Aktiengefellfchaft. Schon Ende Dezember 1872 hatte fic) die Mehrheit der 
ſtommiſſion auf zwei Statutenentwürfe geeinigt, die der Generalverſammlung zur Auswahl 
vorgelegt werden ſollten. Der Entwurf, den ſie in erſter Reihe zur Annahme empfahl, machte 
vollftändig „tabula rasa“. Er beſtimmte die Bildung einer „Actiengeſellſchaft für Bergwerks: 
und Hütten Betrieb, Georg von Gieſche's Erben“ mit einem Grundkapital von 24 Millionen 
Mark, das in 400 Aktien zu je 3000 Mark und in 2000 Aktien zu je 600 Mark zerfallen ſollte. 
Aber auch der in zweiter Reihe vorzulegende Entwurf, der fid) äußerlich möglichſt an die alten 
Sormen anlehnte, änderte das Wefen der Geſellſchaft von Grund aus. Die Geſellſchaftsanteile 
wurden auf "ooo zurückgeführt, alfo auf ein Drittel verkleinert und durch die Beſtimmungen über 
die Anteils: und Dividendenſcheine möglichft beweglich und leicht veräußerlich geſtaltet. Das 


1) Geſellſchaftsaßtten II, 8. Aonferenzprotoholle 1872 Juni, Aug. 
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Vorkaufsrecht der Geſellſchaft an den Anteilen war felbftverftändlich befeitigt. Die vorſchriften 
über die Bilanzen, über die Verteilung des Reingewinns und die Sahlung der Dividenden, ferner 
die Geſtaltung der Organe der Geſellſchaft, die aus Generalverſammlung, Verwaltungsrat und 
vorſtand beftehen ſollten — alles war der Derfaffumg der Aktiengeſellſchaften im weſentlichen 
nachgebildet! ). 

Als diefe Entwürfe Ende Sebruar zur Vorberatung an das Repräfentantenkollegium 
gingen, war dasſelbe in der Ablehnung fo grundſtürzender Neuerungen durchaus einig. Der 
Vorfikende Graf v. d. Reke machte geltend, daß eine Ahtiengefellfchaft zwar in mancher 
Hinſicht größere Beweglichkeit gewähre; aber keinesfalls könne fie den Teilnehmern folche 
Sicherheit für ihren Beſitz bieten, wie die bisherige verfaſſung von Georg v. Gieſche's Erben. 
Dieſe geſtatte eine bermögensverwaltung nach den Grundſätzen guter und vorſichtiger Hausvater, 
wie fie bei einer Aktiengeſellſchaft mit ihren täglich an der Börfe zu handelnden Aktien durchaus 
unmöglich fei. Kammerherr v. Prittwiß, als Rorreferent über die Entwürfe, erblickte in ihnen 
das Ergebnis einer „ungefunden Seitrichtung“. Das auf dem Wege der Aftiengeſellſchaft an: 
geſtrebte Siel: höhere Renten und leichtere Slüſſigmachung des Geſellſchaftskapitals, könne man, 
ſoweit möglich und nötig, auch innerhalb der bisherigen Derfaffung erreichen. Der zweite 
Entwurf begmedie ebenſo wie der erſte die Umwandlung in eine Aktiengefellfhaft, nur in ver: 
ſchleierter Sorm. Wenn auch die bisherigen Reprafentanten in den neuen Verwaltungsrat ein: 
treten ſollten, ſo werde doch dieſer, und damit auch die ganze Geſellſchaft ſehr bald eine ganz 
andere Phyfiognomie aufweiſen. Das Ergebnis diefer ablehnenden Haltung des Kollegiums 
war, daß fid) nun die Reorganifationskommiffion mit den Repräſentanten als „Sreie Rommiſſion“ 
zur Abfaſſung eines dritten Statutenentwurfs vereinigte. Dieſer Entwurf, an das geſchichtlich 
Gegebene anſchließend, ſuchte nur zeitgemäße Verbefferungen vorzunehmen. Das MWichtigfte war 
der ſogenannte Abſchnitt IL, die Beſtimmungen der $ 9—13 über „Grundkapital, Bilanz, 
Dividende und Referve»Sonds". Diefe Paragraphen haben allein von dem ganzen Entwurfe 
Geltung erlangt und find, wie ſpaͤter im Sufammenhange zu ſchildern fein wird?), bis zur 
Statutenänderung von 1884 die Grundlage für eine neue, vervollkommnete Geldwirtſchaft der 
Geſellſchaft geworden. Erheblichere Neuerungen waren ſonſt: die Beſtimmungen über die Der: 
tretung der Geſellſchaft durch die Repräfentanten ($ 18), über die Einrichtung eines aus 
dem Dorfißenden und zwei andern Mitgliedern beſtehenden Ausſchuſſes des Kollegiums 
(8 25), über das Recht zur Berufung außerordentlicher Generalverſammlungen ($ 31) und 
über die Befchränkung der von einem Mitgliede zu führenden Stimmen auf 56 ($ 35). Don 
Intereſſe, mit Rüchficht auf die fpätere Entwicklung, ift auch die Dorfchrift des $ 36, wonach 
Stäufe, verkaufe und Derpfändungen von Immobilien der Genehmigung der Generalverſammlung 
bedürfen ſollten, wenn der Kauf oder Verkaufspreis oder die Schuld, für welche durch die Der 
pfandung Sicherheit geboten werden folle, den Betrag von 360 000 Mark überfteige "). 


1) Gefellfchaftsakten II, 22. II, 8. *) Dal. Kapitel 6 u. 8 dieſes Abſchnitts. 9) Geſellſchaftsaßten II, S. 
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Die Seſtſtellung dieſes Entwurfs der ,Sreien Rommiſſion“, der von den urſprünglichen 
Ideen der „Reorganiſationskommiſſion“ weit abwich, begegnete doch bei verſchiedenen Mit 
gliedern der letzteren fo lebhaftem Widerfpruch, daß man beſchloß, nicht nur den Entwurf der 
„Sreien Rommiſſion“, ſondern auch den „offenen“ und den „verfchleierten" Aktiengefellichafts: 
entwurf der Generalverſammlung zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. Als aber die Generals 
verſammlung am 26. September 1873 zuſammentrat, hatten fich die Derhältniffe gegen das Dor: 
jahr doch weſentlich geändert. Im allgemeinen hatte jetzt das Gründungsfieber feinen Höhe: 
punkt bereits überſchritten. Innerhalb der Geſellſchaft war die Verwaltung, nach ihrer ganz 
lichen Umbildung, in friſcher Tätigkeit; im Repräfentantenkollegium waren alle Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten ausgeglichen. Sür die Männer, die jetzt hier wie dort an der Spitze ſtanden, war 
es ein ehrenvoller Dertrauensbemeis, daß die Generalverſammlung nur den die Geldwirtſchaft 
betreffenden Abſchnitt II des letzten Statutenentwurfs den Repräſentanten als „Derwaltungsnorm" 
empfahl, alle ſonſtigen Anderungsvorſchläge aber zunächft vertagte und 1875 ganz fallen ließ. 
Sreilich konnte damals noch niemand ahnen, wie glänzend dieſes vertrauen durch den Auf: 
ſchwung der Geſellſchaft in den nachſten drei Jahrzehnten gerechtfertigt werden würde. 


5. Der Verkauf der Geſellſchaftsprodukte im letzten halben Jahrhundert. 


Der Sinkhandel. verwendung und verwertung bes Kadmiums. Der Abſatz des Bleis, 
der Bleifabrikate und der Bleiglätte. Verwertung der Silberproduktion. Der Mohlenhandel. Abſatz und Ver: 
wertung der Schwefelfäure. 

Ehe wir von der Geſellſchaftsverfaſſung und werwaltung ſeit den Reformen von 
1872/73, mit der dem Geſchichtsſchreiber angeſicht⸗ der jüngften Vergangenheit geziemenden 
Selbſtbeſchränkung, einige Umriſſe zu entwerfen verſuchen, miiffen wir uns als Rahmen und 
Grundlage hierfür die großartige wirtſchaftliche Entwicklung der Geſellſchaft in den letzten 
3 Jahrzehnten vergegenwärtigen. Sür die oberſchleſiſchen Werke ſei ein für allemal auf die durch 
ihren Leiter Bergrat Bernhardi aus dem unerſchoͤpflichen Shake feiner Erfahrung gegebene 
Darſtellung!) verwiefen. Das Wirken der H: Römhild unterſtehenden kaufmännifchen Verwaltung 
und der Rechnungskammer foll in dieſem und dem folgenden Kapitel nach den beſten un: 
mittelbaren Quellen?) in den Grundzügen geſchildert werden. Sür den einen Hauptzweig der 


1) Georg v. Gieſche's Erben. Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft v. J. 1851 ab. Breslau 1904. 

2) Die Kapitel 5, 6 und s beruhen größtenteils auf Materialien, die dem verfaſſer auf Deranlaffung des 
Repräfentantenkollegiums der Geſellſchaft ſeitens der Verwaltungen, deren Tätigkeit hier beſprochen wird, freundlichſt 
zur Verfügung geftellt worden find. So gab Herr Direktor Römhild eine Darftellung über den Verkauf von Sink, 
Kadmium, Blei, Bleiglätte, Bleifabrikaten und Silber, über den Geldverhehr, die geſellſchaftlichen Sonds, die Buch 
führung, die Geſchaftsraͤume und das Beamtenperſonal. Serner berichteten Herr Direſitor Menzel über die 
Rechnungskammer, die Herren ſtorreſpondenten und Prohuriften Springer und Bungenftab über den Verkauf der 
Schwefelfäure und der ſtohlen. Dieſe aus vollfter Sachkenntnis hervorgegangenen Mitteilungen, namentlich die febr. 
intereſſante Darftellung des Herrn Direktors Römhild, konnten, mit Rüchficht auf die ganze Anlage dieſes Bandes, 
leider nicht im Sufammenhange abgedruckt werden, find aber ſoviel wie möglich in den vorliegenden Tert verwoben. 
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kaufmännifchen Tätigkeit, den verkauf der auf den gefellfchaftlichen Werken gewonnenen 
Produkte, wird, ſoweit tunlich, auch auf die Seit vor 1872/73, bis zum Urſprunge der felb- 
ftändigen kaufmänniſchen verwaltung im Jahre 1848"), zurückgegriffen werden. 

Der Sinkverkauf war feit dem Exlöfchen des Galmeiverſands 30 Jahre hindurch faft 
der einzige, in den ſechziger Jahren immerhin noch der wichtigſte Handelszweig der Geſellſchaft. 
Obwohl er feit 1878 an Menge und Wert des verkauften Produkts allmählich vom Kohlen: 
handel überflügelt worden ift”), fo hat doch auch der Sinkhandel fortgeſetzt an Umfang zu: 
genommen. Die jährliche Derkaufsmenge ift bis zur Gegenwart gegen 1873 auf das vierfache, 
gegen 1848 gar auf das zwölffache geſtiegen. Das alte übel des Sinhhandels, das ftarke 
Schwanken der Preife, hat fid) auch in neuerer Seit noch geltend gemacht?). Im erſten Jahre 
der ſelbſtändigen kaufmännifchen Verwaltung der Geſellſchaft, 1848, hatte der Sinkpreis mit 
11,32 MR. einen feit Anfang der dreißiger Jahre unerhörten Tiefſtand. Aber ſchon 1857 war 
der Sinkerlos mit 26,10 Mk. auf einer Höhe, wie fie ſeitdem nie wieder erreicht worden ift. 
In der Solgezeit haben ſich die Preife in etwas mäßigeren Schwankungen zwiſchen 15 und 
24 Nth. bewegt. Eine Sührerſtellung auf dem Sinkmarkte haben Georg v. Gieſche's Erben 
inſofern feit langer Seit behauptet, als ihre 1D. H. Marke (bas dink der Wilhelminehütte) 
infolge größerer Sorgfalt beim Raffinierverfahren und bei Auswahl der Erze fid) beſonderer 
Beliebtheit bei den Ronſumenten, namentlich bei den Meffingfabrikanten, erfreut. Mindeſtens 
feit 1860) erzielt ID. D. Sink gegenüber allen andern Marken einen Überpreis, der zeitweilig 
bis auf 3 Mk. pro Sentner ſtieg, dann wieder, infolge ftärkerer Produktion der Wilhelmine: 
huͤtte und verbeſſerten Verfahrens anderer Hütten, fid) etwas ermäßigte, aber gegenwartig 
immer noch 1 Ink. pro Sentner beträgt. 

Die Abnehmer des Sinks waren lange Seit meiſt Breslauer Großhändler, die, als Ein: 
kaufskommifftondre für überfeeifche Verbraucher, durch Vermittlung vereideter Borſenmaßler ihre 
Käufe abſchloſſen. Der Verfand des Sinks von Gberſchleſien nach Breslau erfolgte anfänglich, 
wie wir fahen, von Gleiwitz oder Jiofel aus auf dem Wafferwege, war alfo auf die Schiffahrtszeit 
befchränkt. Die erſten Verjuche zum Eiſenbahnverſand erfolgten in den vierziger Jahren, fielen 
aber infolge Pagenmangels und hoher Srachtſätze nicht ſehr ermutigend aus. Erft feit 1854 
trat das neue Verkehrsmittel in weiterem Umfange in den Dienſt des geſellſchaftlichen Sink 
handels. Etwa feit Ende der ſiebziger Jahre ſahen fid) die Breslauer Sinkkäufer allmählich 
verdrängt durch auswärtige Großhändler, die das Sink für eigene Rechnung kauften, um es an 
verbraucher oder Aleinhändler weiter zu verſchleißen. So ift es gekommen, daß heute in 
Breslau kein Handlungshaus mehr beſteht, das ein regelmäßiges Engrosgeſchaft in Rohzink 
betreibt, und daß auch Rein vereideter Makler mehr für Sink von der Handelskammer angeſtellt 


1) dgl. S. 104. 

?) gl. die graphiſche Darſtellung der Produktionsmengen und der Verkaufswerte auf Tafel 1. 
) dgl. die graphiſche Darſtellung der Jahresdurchſchnittspreiſe auf Tafel 2. 

4) Blafig, Die ſchleſiſche Sinkproduktion S. 8 ff. 


136 


ift. Ebenſo hat die einzige amtliche Börſennotiz aufgehört, bie bis dahin die Grundlage nicht 
nur für viele Abſchlüſſe in Rohzink, ſondern auch für die Bewertung der Sinkerze bei ihrem 
Verkaufe wie bei Berechnung der bis 1895 erhobenen Bergwerhsfteuer bildete. Die Notierungen. 
für Sink an der Londoner Börfe find zwar Reine amtlichen und deshalb bisweilen nicht ganz 
zuverlaͤſſig, aber doch gegenwärtig die einzige Grundlage für Dertráge zu gleitenden (d. h. kon 
junkturgemäßen) Preifen in Sink wie in Erzen. Wie ſchon in feinen Anfängen!) hat der Sink 
handel auch in neuerer Seit unter Auswüchſen der Spehulation zu leiden gehabt. Die zeitweilig 
eintretende willkürliche Preistreiberei nach oben wie nach unten war für die Produzenten um 
fo unerträglicher, je kleiner die Sahl der Großhändler wurde. Wollte man nicht in vollſtändige 
Abhängigkeit von dieſen wenigen Sirmen geraten, jo mußte verfucht werden, mit den Dev 
brauchern in Großbritannien, dem Hauptausfuhrlande für ſchleſiſches Sink, in direkte Ver- 
bindung zu treten. Durch die Errichtung einer der Sirma H. Königs 1884 übertragenen Agentur 
in Condon ijt dies mit fo gutem Erfolg angeſtrebt worden, daß das nach England abgeſetzte 
Quantum Rohzink in den letzten Jahrzehnten etwa '"—"; der ganzen Rohzinkprodußtion der 
geſellſchaftlichen Hütten betragen hat. Das für England beſtimmte Sink wird unter moglichfter 
Ausnutzung des Wafferweges und des Standes der Rahnfrachten nach Stettin und von dort 
hauptſächlich nach London und Hull, zumteil auch nach Liverpool, Glasgow und andern Häfen 
verfrachtet, um entweder in den Hafenplätzen ſelbſt oder an Binnenplätzen den Käufern gegen 
ſofortige Barzahlung übergeben zu werden. 

Die Abſatzgeſchichte des Radmiums hat, trotz der geringen Mengen, in denen dieſes 
dem Sink ſehr ähnliche Metall bei der Sinkfabrikation gewonnen wird, doch ein gewiffes 
Intereſſe wegen des häufigen Wechfels feiner Verwendung, und dementſprechend auch feines 
Abſatzes und feiner Preiſe ?). Es diente anfänglich nur zur Darſtellung des Schwefel Radmiums, 
einer für feinere Malerei verwendeten gelben Sarbe, ſowie einiger Salze. Der erſte Verkauf von 
Kadmium erfolgte 1832 zu 15 Mk. das Pfund, während die Selbfthoften auf 9 Mk. berechnet 
wurden. 1838 war der Preis auf 7 ½ Mh. gedrückt, 1845/46 aber wieder bei ſtarkem Abſatz auf 
19 %½—21 Mk. geſtiegen, ſodaß „eifrigſte SabriRation" des gewinnbringenden Produkts bei der 
wilhelminehütte angeordnet wurde"), Obwohl die Nachfrage in den fünfziger Jahren ziemlich 
lebhaft war, fanken die Preife infolge größeren Angebots auf 4,50—5 Mk. Eine neue preis: 
ſteigerung bis auf 21 NTR. erfolgte, als feit 1869 neue berwendungsarten des ftabmiums; zum 
„Schönen“ der Seide und zu verfchiedenen wegen ihres niedrigen Schmelgpunktes geſchätzten 
Legierungen aufkamen, Aber beide Verwendungen waren von kurzer Dauer, ſodaß wieder ein 
erheblicher Preisrückgang, ſchließlich bis auf 2 Mark pro Pfund erfolgte. Sudem mußte auf 
den geſellſchaftlichen Hütten wegen veränderter Ronſtrußtion der Sinhöfen die Radmiumdarſtellung 
für eine Reihe von Jahren eingeſtellt werden. Eine im Jahre 1896 plotzlich einſetzende ftarke 


1) Dal. S. 56 ff. 3) Graphiſche Darſtellung der Jahresdurchſchnittspreiſe für Kadmium auf Tafel 3. 
4) ftonferensprotokolle 1832 Mov., 1838 Mov., 1845 Jan, Sebr., 1846 März, Auguft. 
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Nachfrage der deutſchen Geſchoßfabrinen nach Radmium zu Legierungszwecken ließ die Preife 
auf 10 Mark anſchwellen, ging aber bald wieder vorüber, da das neue Verfahren fid) nicht 
bewährte, In den letzten zwei Jahren hat fih die Nachfrage wieder gehoben, da eine Der 
wendung des Radmiums für eleſtrotechniſche Swecke zu guten Ergebniſſen geführt hat. Gegen: 
wärtig hat der Radmiumabſatz bei einem Preiſe von 3—3'/» Mark und einer gegen früher ftark 
geſteigerten Produktion einen ziemlich regelmäßigen Gang. Der Abſatz erfolgt faſt ausſchließlich 
nach dem Inlande, nur zum kleinen Teile nach England, Öfterreich und Srankveic. 

Die ebenfalls recht wechſelvolle Geſchichte des Bleihandels beginnt nach Erwerbung 
der Bleiſcharleygrube und nach Anlegung der Walther-Cronech:Bleihütte im Dezember 1864 mit 
dem Verkaufe der erſten 100 Sentner Weichblei zum preiſe von 6 Tl. pro Sentner !). Haupt: 
abnehmer der wegen ihrer vorzüglichen Beſchaffenheit bald hochgeſchaͤtzten Produktion wurde 
ſchon 1865 für längere Seit die Sirma E. v. d. Heydt in Berlin, die das Blei zum Weiterverkauf 
an amerikanifche Bleimeißfabriken kaufte. Die fpäter fo gewaltige Produktion Amerikas dechte 
damals noch nicht den eigenen Bedarf. Beſonders eng waren bie gejchäftlichen Beziehungen 
zu €. v. d. Heydt in den Jahren 1870—73. Georg v. Gieſche's Erben erhielten nämlich 
1869 zum Swedke von Grubenankäufen von genannter Sirma ein unter Berüchſichtigung ber 
bedungenen Kommiffionsgebiihr mit 6 Prozent verzinsliches, in Guartalsraten innerhalb 4 Jahren 
rückzahlbares Darlehn von 200000 Tl. Gleichzeitig ſchloſſen fie mit der Sirma einen Blei: 
lieferungsvertrag über monatlich 1700 Sentner Weichblei mit einem garantierten Reingehalt von 
mindeſtens 99,977 % zum feſten Preife von 5% Tl. pro Sentner für die Seit vom 1. Januar 1870 
bis 31. Dezember 1873. Leider hatte der Käufer das wunderliche Recht eingeräumt erhalten, 
jedesmal am Jahresſchluſſe den Vertrag für das nächfte Jahr außer Wirkfamkeit zu ſetzen, ihn 
für fpatere Jahre aber wieder in Kraft treten zu laffen. Don erſterem Rechte machte auch 
v. d. Heydt für das Jahr 1871 Gebrauch, um für einen Teil des Dertragsquantums noch 
ſchaͤrfere Analyſengarantien (99,99% Reingehalt), für den andern eine Preisermäßigung zu er- 
langen. Dagegen ließ er den urfprünglichen Vertrag für die beiden nächſten Jahre unverändert 
in Rraft, als die Konjunktur zu feinen Gunſten umſchlug und der laufende Bleipreis um faft 
2 Cl. pro Sentner den Dertragspreis überſtieg. Auf die Garantie des höheren Reingehalts 
brauchte er keinen Wert mehr zu legen, da er ficher war, daß v. Gieſche's Erben, des Rufes 
ihrer Marke wegen, das Blei nicht mit geringerem Reingehalt an den Markt bringen würden. 
Auch nach Ablauf des Vertrages blieb v. d. Heydt noch 1874 und 75 Hauptabnehmer zu feſten 
Jahrespreiſen, aber die Abſchlüſſe erfolgten immer nur auf ein Jahr; 1876 ham fogar nur ein 
Vertrag für das erſte Halbjahr zuſtande. 

Im Jahre 1876 begann nämlich die rückläufige Preisbewegung auf dem Bleimarkte, 
Nicht nur ging das amerikanifche Abſatzgebiet für unfre heimiſchen Bleihütten verloren, ſondern 
die dortige Produktion überftieg mehr und mehr den eigenen Bedarf, und ſchon im Jahre 1875 


1) Graphiſche Darſtellung der Jahresdurchſchnittspreiſe für Blei auf Tafel 3. 
Heſchichte der Bergwerhsgefeilfchaft G. v, Oleſches Exben.t 18 
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hatte fid) die Ronkurrenz amerikanifchen Bleis auf dem europäifchen Markte fühlbar gemacht, 
So Ram es, daß die Verbindung mit der Sirma €. v. d. Heydt, die hauptfächlich das amerikanifche 
Gejchäft betrieb, 1876 vollſtändig aufhörte. An ihre Stelle als Hauptabnehmer trat für 1877 
und 1879—97 (mit Ausnahme eines Jahres) die Sirma Aron Hirſch u. Söhne in Halberſtadt, 
für 1878 und dann wieder feit 1898 die Sirma Beer, Sondheimer u. Co. in Sranhfurt a. M. Beide 
Sirmen bezogen das Blei großenteils zum Weiterverkauf an engliſche Abnehmer. Der 1878 ab; 
geſchloſſene Jahresvertrag war der letzte, der auf Grund eines feſten Preifes zuſtande kam. 
Die preiſe gingen nämlich noch während der Abwickelung des Vertrages rapide zurüc und 
erreichten einen fo niedrigen Stand, daß v. Gieſche's Erben einen weiteren Rückgang für 
ausgeſchloſſen, vielmehr eine Beſſerung für wahrſcheinlich hielten und deshalb fürchteten, mit 
einem verkaufe zu feſtem Preife ein ungünſtiges Geſchaft zu machen. Umgekehrt wollten 
die Räufer fih nicht einmal auf ein Jahr binden, weil fie bei dem dauernden preisfturge 
auf noch niedrigere preiſe hofften. Deshalb wurde feit 1879 die Bleiproduktion immer auf 
Grund eines gleitenden, zu den Londoner Börſennotizen in einem beſtimmten Verhältnis ſtehenden 
preiſe meiſt nur für ein Jahr verſchloſſen. Sunächſt entſprach der Minderpreis für das Blei 
der Geſellſchaft gegenüber dem Londoner Preife ungefähr der Sracht von Gberſchleſien nach 
England. Jemehr aber für das ſchleſiſche Blei ſtatt des engliſchen Abſatzgebietes das ruſſiſche 
und öſterreichiſche an Bedeutung gewannen, umſomehr verringerte fid der Abſchlag, weil 
ſchleſiſches Blei für jene füdlichen und öftlichen Abſatzgebiete den Betrag der Sracht von Schleſien 
nach England voraushatte. Im Jahre 1894 verwandelte ſich ſogar der Abſchlag gegen den 
Londoner Preis in einen Aufſchlag, bis vom Jahre 1902 ab wieder das frühere Derbáltnis eintrat, 

eben den genannten Hauptabnehmern hatten immer noch andere Handler und Der. 
braucher kleinere Poften von Weichblei bezogen. Dies hörte in der Mitte der achtziger Jahre 
faſt ganz auf, weil das den Hauptabnehmern gelieferte Quantum ohnehin ſchon durch den 
Bleibedarf der eigenen geſellſchaftlichen Werke ſtark beſchränkt worden war. Im Jahre 1878 war 
nämlich, zunächft um die eigene Schwefelſäurefabriſt verſorgen zu können, auf Walther⸗Croneck⸗ 
hütte ein Bleiwalzwerk mit Röhrenpreſſe, 1879 eine Schrotfabrik und 1880 eine Minium: (Mennige:) 
fabrik gebaut worden. Dadurch und durch wiederholte Betriebsſtörungen auf Mathilde Grube 
verringerte fid) der zum Verkauf an Sremde verfügbar bleibende Teil der Bleiproduktion fo 
weit, daß zum Beiſpiel im Jahre 1900 nur etwa 7000 Sentner als [beichblei in Mulden ab: 
gegeben werden konnten. Galt im Jahre 1879 ein Bleipreis von 14 Mk. ſchon für fo niedrig, 
daß man daraus Veranlaffung nahm, Jahresverträge nicht mehr zu feſten, ſondern nur mod) 
zu gleitenden Preifen abzuſchließen, fo wurde 1893/94 ein Tiefftand von weniger als 10 Mk. 
erreicht. Außer Amerika war auch Auſtralien mit einer ſehr ſchnell fteigenden Produktion als 
Konkurrent am engliſchen und ſelbſt am feftländifchen Markte aufgetreten, und trotz der ftetigen 
Sunahme des Verbrauchs in der Bleiweiß und Mennige-Sabrikation, der Elektrotechnik und 
zu Wafferleitungen hatte das Angebot der beiden jüngſten Weltteile einen überaus ungünftigen 
Einfluß auf den Bleipreis. Derſelbe ſchlug allerdings nach feinem Tiefftande von 1893/94 
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wieder eine fteigende Richtung ein, erreichte aud) 1900 ganz kurze Seit die Hohe von etwa 
17 Mk. pro Sentner, ſtürzte dann aber 1901 unaufhaltſam auf faft 10 Mk. zurück und fchmankt 
ſeitdem zwiſchen 11 und 13 Mk. 

Der Handel mit den, in den oben erwähnten Sabrikanlagen der Geſellſchaft erzeugten 
Bleifabrikaten, feit 1879 Bleiblech, Bleivshren, Bleidraht und Schrot, feit 1880 auch Minium 
und geſchlaͤmmte Bleiglätte, ſtand lange Seit unter dem Seichen heftiger Monkurvenzhampfe. 
Raum hatten v. Gieſche“s Erben in Breslau ein Lager eingerichtet und den Vertrieb ihrer 
Produkte dem Agenten Arthur Wolff übertragen, fo entbrannte ein erbitterter Rampf mit der 
Breslauer Sirma E. 5. Ohle's Erben !), die bis dahin in dieſen Sabrikaten fo ziemlich ein 
Monopol für die öftlichen Provinzen ausgeübt hatte, fid) nun erklaͤrlicherweiſe nicht ohne 
Gegenwehr verdrängen laffen wollte und zunächft jede Derftánbiqung ablehnte. Natürlich gab's 
bei dieſem Rampfe auf beiden Seiten Wunden, und der Gewinn aus dem Abſatz der Blei: 
fabrikation blieb in den erſten Jahren hinter den gehegtem Erwartungen zurück :). rft als 
v. Gieſche's Erben nach Ablauf des Vertrages mit A. Wolff ihr Lager in eigene verwaltung 
und fpäter den ganzen verkauf ſelbſt in die Hand genommen hatten, kam es zu einer Der. 
ftändigung mit Ohle's Erben. Dieſe Sirma verzichtete gegen eine während 5 Jahren zu zahlende 
Entſchaͤdigung auf jeden weiteren Wettbewerb, ja überhaupt auf die Erzeugung der ftrittigen 
Bleifabrikate. Ein neuer Konkurrenzkampf entſtand 1895, als die Blei- Induftrie: Aktien- 
Geſellſchaft in Sreiberg i. Sachſen in unmittelbarer Nachbarſchaft der Sriedrichshütte eine 
Siliale errichtete. Infolgedeſſen fanken während der nächſten Jahre die Preife. für Blei 
bleche und Bleiröhren, ſelbſt im allernächſten Abſatzgebiete, wieder auf einen Stand, der die 
Selbftkoften nur wenig übertraf. Sechs Jahre dauerte diesmal der Friegszuſtand; erft 1901 
kam es zu einer berſtändigung, die beiden Ronkurrenten wieder einen beſcheidenen Nutzen 
ermöglichte. Ahnliche Derhältniffe hatten 1899 auch einen Suſammenſchluß der deutfchen 
Schrotfabriken herbeigeführt. In dieſem Salle, wie bei allen ſolchen Vereinbarungen mit ihren 
Ronkurventen, haben fih v. Gieſche's Erben bemüht, eine ungebührliche Ausbeutung der 
ſtäufer durch übertriebene Preisſteigerungen zu verhindern. Denn grade ſolche Steigerungen 
gefährden die geſchloſſenen vereinbarungen, indem fie zu neuer, fpäter ſchwer wieder zu be 
ſeitigender Konkurrenz den Anreiz bieten. Die anfänglich nur kleine Erzeugung von Blei: 
glatte wurde zuerſt meiſt nach dem Inlande, fpäter auch nach Öfterreich, beſonders Galizien, 
und nach Rußland abgeſetzt. Während die inläͤndiſchen Abnehmer zum Teil verbraucher waren, die 
an der Bedingung der Barzahlung keinen Anſtoß nahmen, waren die galiziſchen und ruſſiſchen 
Käufer faſt ausſchließlich Händler, weil die dortigen kleinen Verbraucher, namentlich Töpfer, 
nicht in der Cage waren, gegen bar einzukaufen, auch die billigere Waggonfracht nicht aus: 
nutzen konnten ?). 

1) Über dieſe Sirma vgl. Hiftor. Biograph. Blätter, herausg. von Jul, Echftein, Lieferung 11. 


) Hraphiſche Darſtellung der Jahresdurchſchnittspreiſe für Bleifabrinate auf Tafel 3. 
3) Graphiſche Darftellung der Jahresdurchſchnittspreiſe für Bleiglätte auf Tafel 3. 
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Der gleichzeitig mit dem Bleihandel beginnende Silbervethauf erfolgte anfänglich 
meiſt in Mengen von 200—300 Pfund. Die Preife') blieben bis 1873 felten um mehr als 
1%½ MR. hinter dem münzmäßigen Preife von 30 Cl. pro Pfund zurück. Die ſtäufer waren 
größtenteils Handler, welche die damals von der Hütte gelieferten, etwa 100 Pfund ſchweren 
Mulden in kleinere Sormen umgoſſen und an Silberwarenfabriken und andere verbraucher 
vereinzelten. Später entſchloß ſich die Betriebsleitung, das Silber gleich in kleinen Barren 
etwa zu 4 Pfund zu liefern. Nur einige Male in den erſten Jahren des Betriebes kauften die 
fal. Münze und das Kgl. Hauptbank-Direhtorium in Berlin direkt Silber von G. v. Gieſche's 
Erben, da beide ftaatliche Anſtalten verhältnismäßig niedrige Preife zahlten. Die ungünftigften 
verkaufe vor Einführung der Goldwährung ſchloß man 1871 mit der Hamburger Bank, die 
für zwei £ofe nur rund 29 Cl. 5 Sgr. und 29 Cl. 8 Sgr. pro Pfund bezahlte. Im folgenden 
Jahre wurde noch ein Lieferungsvertrag mit einer Silberwarenfabrik in Höhe der ungefähren 
Produktion für ein Jahr zum preiſe von 29 C. 19 Sgr. pro Pfund mit bean Reingehalt ab: 
geſchloſſen. während der Erfüllung dieſes Vertrages machte fid) aber ſchon Deutſchlands Über: 
gang zur Goldwährung in feinen Wirkungen bemerklich. Seitdem ift bekanntlich ein fort: 
geſetzter Rückgang des Silberpreifes eingetreten. Da es bei dem hohen Werte des Metalls zur 
Vermeidung von Sinsverluſt wichtig ift, möglichſt ſofort nach Beendigung eines „Reichtreibens“ 
und des Seinbrennens das dabei gewonnene Silber bezahlt zu erhalten, iſt feit 1874 die 
Produktion ſtets für ein Jahr auf Grund der amtlichen Silbernotiz der hamburger Börfe am 
Cage der Abſendung ab hütte verkauft worden. Abnehmerin iſt ſeit jener Seit ununterbrochen 
die Deutſche Gold- und Silber-Scheide-Anftalt in Srankfurt a. M. 

Ein wie wichtiger, verantwortungsvoller Sweig der geſellſchaftlichen Handelstätigkeit, ent: 
ſprechend der Entwicklung des Bergbaubetriebes, je länger je mehr der Rohlenhandel geworden 
ijt, werden ſchon die wenigen unten mitgeteilten Abſatzziffern zur Genüge erkennen laffen”). 


1) Graphiſche Darſtellung der Jahresdurchſchnittspreiſe für Silber auf Tafel 2. 
) Der Abſatz an Steinkohlen betrug: 
im Jahre 1866 673 757 Ctr. im Werte von 200 003,93 Mh: 


in den 8 Jahren 1866 bis 1873 19530100 . + © 8 137 095,90 
im Durchſchnitt 2441270 ' D 1017 136,99 
in dem Höchſtjahre 1872 4505370 . «+ ' 1 912 805,08 
in den 10 Jahren 1874 bis 1883 66 766 245 > 20811 662,68 
im Durchſchnitt 6676625 + > > > 2081 166,27 
in dem Höchſtjahre 1883 10 520 60 > + — 285593521 
in den 10 Jahren 1884 bis 1893 184001 422 57 913 164,57 
im Durchſchnitt 18 400 1122 5791 310,46 
in bem Hoöͤchſtjahre 1891 28 684 35 10 430 449,25 
in den 10 Jahren 1894 bis 1903 zes 178 879 D + 153141 156,26 
im Durchſchnitt 37517838 3 + « 15314 115,03 

in dem Höchftjahre 1901 43 879 60 2231313265 

im Jahre 1903 40401090 0 + > 18 858 795,14 


Vergleiche auch die graphiſchen Darſtellungen der e p ENSEN und Derkaufswerte auf Tafel 1 
und der Jahresdurchſchnittspreiſe auf Tafel 2. 
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Gegenwärtig ift die Menge der abgefekten Kohlen gegen 1873 auf das 18fache, gegen 
1866 auf das 6Ofache, ihr Derhaufsmert gegen 1873 auf das 14fache, gegen 1866 auf das 
94fade geftiegen. So unerhört raſch dieſer Aufſchwung in den letzten Jahrzehnten fid) vollzogen 
hat, eine ſo langſame, mühevolle Entwicklung iſt ihm vorausgegangen. Saſt ein Menſchenalter 
hindurch, feit dem Erwerb der erſten geſellſchaftlichen Rohlengruben diente deren Sörderung fo 
gut wie ausſchließlich dem Bedarfe der eigenen Sinkhütten. 1847 wird zum erſten Male im 
Repräſentantenſtollegium angeregt, den Betrieb der Morgenrothgrube zu ſteigern „und zum 
Abſatz des Kohls einen Debit am hieſigen Orte zu etablieren.“ 1852 beantragte £. v. Walther 
wiederholt, einen Rohlenverſand nach Breslau einzurichten und bei der Direktion der ober: 
ſchleſiſchen Eiſenbahn die Anlegung von Rohlenweichen bei der Morgenroth und der Elfriede: 
grube zu veranlaſſen. 1855 und 56 bemühte man fich, anfänglich erfolglos, bei der Eiſenbahn— 
Direktion um Überlaſſung eines Kohlenlagerplatzes am Bahnhofe !). Als allmahlich das 
Rohlengeſchäft in Gang kam, und die Produktion der Gruben entſprechend ftieg, ſchloß man 
zur Sicherung des Abſatzes ſtändige Geſchaͤftsverbindungen mit Mohlenhandlern. während 
G. v. Gieſche's Erben bis 1866 nur eine Breslauer und eine Berliner Sirma als Abnehmer 
hatten, wurde feit 1866 zur Erzielung günftigerer Preife und Derkaufsbedingungen mit gutem 
Erfolge die Heranziehung eines größeren Abnehmerkreifes von Breslauer und auswärtigen 
Händlern durchgeführt. Eine vorübergehende Abweichung von dem Grundſatze, keine Monopole 
zu ſchaffen, bildete nur der Ende 1869 mit Gebrüder Guttmann in Wien geſchloſſene Vertrag, 
der feiner Entſtehung und Deranfaffung nach ein Gegenſtück bildet zu dem früher?) erwähnten 
Bleilieferungsvertrage mit der Sirma v. d. Hendt. Die Geſellſchaft erhielt von Gebr. Guttmann 
ein zinsfreies, in vierteljährlichen Raten von 6250 TI. zu tilgendes Darlehn von 100000 Cl. und 
verſchloß dafür der Wiener Sirma für 1870—73 jahrlich etwa 40 000 Tonnen (1,466,000 Sentner) 
Stückkohle der Wildenfteinsfegen-Grube zum Alleinverkauf in Gſterreich Ungarn. Dieſes Aus: 
ſchließungsrecht der Gebr. Guttmann ift nach Abwicklung des Lieferungsvertrages wieder er: 
loſchen; ihre Gefchäftsverbindung mit G. v. Gieſche's Erben beſteht aber noch heute. 
wahrend in der Seit von 1866 bis 1872 die friſch geförderten Mengen, ab und zu auch 
drüchend gewordene Beftände, an die einzelnen Abnehmer von Sall zu Sall verkauft worden 
waren, begann man 1873, den Abſatz der alljährlich feſt verkäuflichen Mengen nach Möglichkeit 
von vornherein ficher zu ſtellen und den „Rohlenverkauf auf der Grundlage von Jahresverträgen 
zu tunlichſt gleichmäßigen Bedingungen einheitlicher zu geſtalten, ein Verfahren, das bis zur 
Gegenwart maßgebend geblieben if. Die Hauptpunkte dieſer Verträge find: Abnahme der ge 
kauften Mengen aller Sorten in möglichft gleichmäßigen monatlichen Raten, Rechnungserteilung 
am Schluffe eines jeden Liefermonats und Begleichung der Rechnungen bis zum achten Tage 
des dem Liefermonat folgenden Monats, Hinterlegung von Kaution entſprechend der Höhe einer 


1) Ronfevengprotoholle 1847 April, 1852 Mov., 1855 Nov., 1850 März, April. 2) Dal. S. 187. 
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1½ fachen Monatsentnahme, endlich Gewährung eines fic) nach dem Umfange der Jahres: 
abnahme richtenden Rabatts. Die den Jahresverträgen zugrunde liegenden berkaufspreiſe waren 
zeitweiſe feſte, zeitweiſe veränderliche, je nachdem die Konjunktur das eine oder das andere vorteil: 
hafter erſcheinen ließ. Als Vertragsperiode gilt für die Marken [ildenſteinsſegen und Morgenroth 
(Hieſche- Grube) die Seit von Juli bis Juni, für Mleophas und heinitz das Kalenderjahr. Eine 
Anderung in dem Grundſatze, den Abſatz durch eine beſchrankte Anzahl von Großabnehmern 
zu bewirken, brachte das Jahr 1900. Als zu Anfang desfelben, zum Teil infolge der Streiks 
im oſtrauer und fächfifchen Revier, unpermittelt eine ftürmifche Nachfrage nach oberſchleſiſchen 
Kohlen und dadurch eine gewiſſe Kohlenknappheit eintrat, entſtand in Derbraucherkreifen eine 
lebhafte Agitation für tunlichſte Ausſchaltung des Rohlen-Swiſchenhandels und für Ermöglichung 
eines direkten Bezugs von den Gruben. Dieſer Strömung trugen G. v. Gieſche“s Erben 
Rechnung durch den Beſchluß, einen Teil der feft zu verkaufenden Jahresmengen an Selbft. 
verbraucher, Genoſſenſchaften und platzhaͤndler direkt abzugeben. Bis in das Jahr 1902 hinein 
wurde dieſer Teil der Jahresmengen von den Verbrauchern auch aufgenommen. Als aber die 
Befürchtung, wegen Deckung des Rohlenbedarfs in Verlegenheit zu geraten, geſchwunden war, 
zogen die Verbraucher mit wenigen Ausnahmen vor, die ihnen läſtigen Bedingungen der gleich: 
mäßigen Abnahme, Rautionsſtellung etc. nicht weiter einzugehen, ſondern wie zuvor fid) durch 
Vermittlung der Händler zu verſorgen. 

Im ganzen hat fih der Abſatz in gleichem Maße mit der Sörderung ſtetig fortentwickelt, 
nur vorübergehend ungünſtig beeinflußt durch Wagenmangel, Betriebsſtörungen oder allzu milde 
winter. Selbſt ungewöhnlich raſche Zunahmen der geförderten Mohlenmengen, wie bei dem 
Beginn der Sörderung von Kleophas-Grube Ende 1888 und bei dem Ankauf der heinitz Grube 
1890, verurfachten heine Abſatzſtockungen. Siw die Kohlen der Wildenfteinsfegen: und der 
Morgenvoth-Grube ift hſterreich Ungarn nach wie vor das wichtigſte Abſatzgebiet. Sür den 
Inlandsverkehr haben diefe Gruben unter Carifſchwierigkeiten zu leiden. berladungen nach 
Suüd⸗Rußland und Rumänien hatten in den ſiebziger Jahren größeren Umfang, ſind aber 
fpäter, infolge veränderter Hollverhaͤltniſſe, nur noch vereinzelt vorgekommen. Auch in Ruſſiſch⸗ 
polen verringerte fich, mit der wachſenden Leiftungsfahigheit der dortigen Gruben, die Nachfrage 
nach oberſchleſiſchen Rohlen. Von Kleophas' und heinitz Grube werden ebenfalls erhebliche 
mengen nach Öfterreich ausgeführt. Das Hauptabſatzgebiet für diefe Gruben find jedoch die 
Provinzen Schleſien, Pofen, Brandenburg, Pommern, Ofte und Weftpreugen. Bei dem ſcharfen 
Wettbewerb der engliſchen Kohle in den der Oftfee zunächſt gelegenen Gebieten ift. der Abſatz 
nach denſelben nur durch Preisnachläffe zu ermöglichen. Eine weſentliche Anderung iſt im 
Laufe der Jahre in bezug auf die Sorten Nachfrage eingetreten. och bis gegen 1880 wurden 
Abſchlüſſe zum überwiegenden Teile für Stüchhohlen gemacht und Würfel und Rußkohlen nur 
in kleinerem Umfange abgegeben. Mit der Vervollkommnung der Seuerungstechnik und mit 
der zunehmenden Verwendung der billigeren kleinen Sorten in Sabrikbetrieben, verringerte 
fid die Nachfrage der Induſtrie nach Stückkohle. Auch für den Hausbrand kamen mehr und 
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mehr die Sorten Würfel und Mughohle in Srage. Durch den Bau und die weitere Verbefferung 
der Separationsanlagen wurde diefem Wechfel der Nachfrage Rechnung getragen. 

Die Geſchichte des Schwefelfäureabfaßes der Geſellſchaft beleuchtet vortrefflich die 
große, allgemeine Bedeutung der Nebenprodukte für die moderne Großinduſtrie. Entſprechend 
der ſteigenden Ausdehnung ihrer Sinkhütten war die Geſellſchaft, wie an andrer Stelle ge 
ſchildert ift'), auch zu immer wachſender Erzeugung von Schwefelfäure gezwungen und mußte 
bald in dieſem, bald in jenem Induſtriezweige, bald im Inlande, bald im Auslande immer 
neue Abſatzquellen für ihr Produkt ſuchen ?). Der Verkauf der Schwefelſäure, der nach Vollendung 
der Blenderöftanftalt Reckehütte 1875 begann, wurde zundchft einem Generalverhäufer, Dr. Ludwig 
Epſtein übertragen, dann 1886 mit gutem Erfolge ſelbſt in die hand genommen. Der Abſatz 
nach den Nachbarländern nötigte zeitweilig zur Annahme von auswärtigen Vertretern; gegen: 
märtig ift dies nur noch in Rumänien erforderlich. Die erſten Räufer des Produktes der 
Geſellſchaft fanden fic) naturgemäß in Gberſchleſien. Die chemiſchen Sabriken, die Sprengſtoff⸗ 
fabriken und die Eiſeninduſtrie brauchen fortlaufend große Mengen zur Herſtellung von künft- 
lichen Düngemitteln, von Sprengſtoffen und zu Beizzwecken. Serner find regelmäßige anſehnliche 
Abnehmer die Mineralwaſſerfabriken, Sárbereien, Bleichereien, Suckerfabriken, überhaupt mehr 
oder weniger jede Induſtrie. Allen dieſen oberſchleſiſchen Verbrauchern, die fid) bis dahin von 
Saarau oder aus öfterreichifchen Grenzfabriken verſorgen mußten, brachte die Errichtung der 
Reckehütte erhebliche Srachterſparniſſe und auch Preisvorteile. Serner gelang es dem erwähnten 
Generalverkäufer fofort, trotz der beſtehenden Sollſchranten, auch in den Grenzländern Rußland 
und chſterreichalngarn Räufer zu gewinnen, die erſt infolge des Entſtehens neuer Produktions: 
ftätten ſpaͤter zum Teil wieder verloren gingen. Dank der einſichtsvollen Zurückhaltung der 
Konkurrenzfabriken vollzog fid) die Einführung des Reckehütter Produktes in Oberſchleſien ohne 
erhebliche Preisftörungen, und dieſes freundnachbarliche Verhältnis hat fid) zwiſchen G. v. Gieſche“s 
Erben und ihrem ſchleſiſchen Haupthonhurrenten, der „Silefia, Verein chemiſcher Sabrihen, 
Saarau und Brockau", bis in die Neuzeit zu beiderſeitigem Vorteil erhalten, 

Eine der wichtigſten Lebensfragen für den, mit der wachſenden Sabrikation notgedrungen 
zu erweiternden Abſatz war, bei dem verhältnismäßig geringen, infolge des verftärkten An: 
gebots immer weiter fallenden Werte der Schwefelfäure, die Derbilliqung des Transports und 
der Transportmittel. Die Jahrzehnte lang anhaltenden Bemühungen, eine dem Wert der 
Schwefelfäure und den ſchwierigen Abſatzverhaͤltniſſen angemeſſene Herabſetzung der Bahnfrachten 
zu erreichen, hatten nur inſofern einen Erfolg, als ſchließlich für die Ausfuhrmengen der 
Spezialtarif III zugebilligt wurde, ein in Anbetracht der geringen Entfernungen bis zu den Grenz 
ftationen febr mäßiges Sugeſtändnis. Mit dieſem geringen Entgegenkommen ſchnitt übrigens 
die Bahnverwaltung auch ins eigene Sleiſch, denn ſtatt einen Bahnverſand oberſchleſiſcher 


1) Bernhardi, Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft elc, S. 30, 39 f. 
?) Dg. die graphiſche Darſtellung des Geſamtabſatzes der Schwefelfäure auf Tafel 4. 
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Schwefelfäure im Inlande auf weitere Entfernungen zu ermöglichen, begünftigte fie die Gründung 
neuer inländifcher Schwefelfäurefabriken z. B. in Ratibor, Reichenbach O. C., Pofen, die ſowohl 
zum Bezug des Rohmaterials aus dem Auslande, wie zum berſand ihres fertigen Produktes 
vorwiegend den lDaffermeg benutzten. Auch die Einführung von eigens für den Schwefel: 
ſäureverſand eingerichteten Reſſel- und Etagewagen, die gegenüber dem bisherigen Derfand in 
Glasgefäßen eine Erſparnis ermöglichte, vermochte die fo dringend erwünfchte Wandlung der 
Stachtverhältniffe nicht herbeizuführen. Anfangs bewilligten wohl die Eiſenbahnen für bie von 
der Geſellſchaft geftellten Pagen eine Vergütung; ſchließlich aber wurde die Einſtellung neuer 
wagen von dem Verzicht auf jede Entſchadigung, auch für die alten Pagen abhängig gemacht, 
ſodaß die Eiſenbahnen ſchließlich nur noch die Lokomotiven ſtellten. So hatten die oberſchleſiſchen 
Säurefabriken nach langem Ringen um Verbilligung der Srachten und nach großen Auf: 
wendungen für die Beſchaffung der Wagen nur den beſcheidenen Erfolg einer bequemeren Der: 
ladung ihrer wachſenden Erzeugung und einer geringen Srachtermäßigung beim Derfand ins 
Ausland. Das unabläſſige Beſtreben, den ausländifchen Mäuferhreis zu erweitern, führte 1879 
zur Errichtung einer Niederlage am Nordbahnhof in wien. [Pohl gelang es dadurch, mit 
Unterſtützung orts und fachkundiger Verwalter eine große Anzahl neuer, wichtiger Runden zu 
gewinnen, aber die Niederlage erwies fid) ſchließlich doch als zu foſtſpielig, ſodaß fie 1891 ver: 
kauft wurde. 

von entſcheidender Bedeutung für den Abſatz der Erzeugung, die teils durch Übernahme 
des Verkaufs für fremde Hütten (Sileſtahütte 1883, Kagpbütte 1896), teils durch Hinzutritt der 
eigenen Bernhardihütte (1896) eine betrachtliche Ausdehnung erfuhr, wurde die Entwickelung 
der Superphosphat und Ammoniakinduſtrie, vor allem aber der Aufſchwung der öfterreichifch- 
ungariſchen und rumaniſchen Petroleuminduſtrie, herbeigeführt durch die Erſchließzung der reichen 
Naphthalager in Boryslaw (Galizien) und Campina (Rumänien). Sür den Abſatz nach Gſterreich . 
Ungarn beſaßen die oberſchleſiſchen Hütten, in erſter Reihe die Rechehütte, anfänglich vor den 
öfterreichifchen Werken einen großen Dorfprung durch die Lieferung von 98% Säure (Monohydrat 
genannt) und ihren umfaſſenden Wagenpark, der zuletzt 128 Keſſel, und 7 Etagewagen um: 
faßte. Hierdurch, durch gefchdftliche Rührigkeit und weitgehende Preiszugeftändniffe gelang es, 
die bedeutendſten Verbraucher Gſterreich Ungarns und Rumäniens zu gewinnen, und trotz der 
großen Entfernungen, der öſterreichiſchen Hölle und der inzwiſchen erfolgten Weiterentwichelung 
der öfterreichifchen Säureinduſtrie auch bis zur Gegenwart an fid) zu feſſeln. Gleichzeitig er 
möglichte die Gründung des Alaunwerks in Rosdzin (1898) ſowie die Erweiterung der 
1900 übernommenen Chemiſchen Sabrik A. G. vorm. Marl Scharff u. Co. in Hawodzie eine 
namhafte Steigerung des oberſchleſiſchen berbrauchs!). So lange die Induſtrie Ruſſiſch⸗ Polens 
für ihren Schwefelſäurebedarf vorzugsweiſe auf eine einzige Warfchauer Sabrik angewieſen 
war, ließ fid) trotz des hohen Eingangszolles der Abſatz von Oberfehlefien, namentlich nach dem 


1) Dal. Bernhardi, Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft etc, S. 39 f. 
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Grenzdiftvikt anhaltend ſteigern. Derſelbe ſtieg 1885 auf faft 90000 Sentner. Die Entſtehung 
zahlreicher neuer Sduvefabriken in Ruſſiſch⸗Polen befchränkte zeitweilig dieſen Befchäftsverhehr 
erheblich; aber Kartellbildungen und preisſteigerungen der dortigen Sabriken haben ihn 
wenigſtens ſoweit wiederbelebt, daß in den letzten Jahren, bei freilich fer gedrückten Preifen, eine 
jährliche Derfabung von je 50—100 Wagen dorthin möglich war. Die Beteiligung deutſcher Banken 
an Ausbeutung und verarbeitung der rumäniſchen Naphthaſchatze läßt eine Steigerung des dortigen 
Raffinerie Betriebes für Ausfuhrzwecke und damit des Schwefelſäureverbrauchs hoffen. Leider 
beabſichtigt die rumaͤniſche Regierung, die bisher zollfreie Einfuhr von Schwefelfäure durch Soll, 
fchranhen zu erſchweren. Dieſes Vorhaben hat Deranlaffumg gegeben, die Reichsregierung um 
energiſche Vertretung der oberſchleſiſchen Intereſſen bei den Handelsvertragsverhandlungen mit 
Rumänien anzugehen. Auch für die Handelsverträge mit Öfterreich und Rußland iſt gegenüber 
der in beiden Ländern vorhandenen Neigung zur Erſchwerung der deutſchen Einfuhr eine tat 
kräftige Gegenwirkung erbeten worden!). 


6. Die Geldwirtſchaft der Geſellſchaft in neuſter Zeit. 


Die Geldwirtſchaft einſt und jetzt. Steigen des fiaſſen- und wechſelumſatzes, der Cohnungsgelder 
und der Dividenden. Die geſellſchaftlichen Sonds. Der Reſerve, und der Referve-Betviebsfonds. Abſchlags und Xejt 
dividenden. Der Erneuerungs, und Erweiterungs, der Seuerverficherungs», der Spezialreſervefonds. Der Ausbeute: 
Sicherungs- Sonds. Der Kaifer Wilhelm, und Augufta-Sonds. Der Kronprinz Sriedrich Wilhelm: und Viktoria-Sonds. 
Die Anlegung der geſellſchaftlichen Sonds. Die Penfionskaffe für Hüttenarbeiter und die Beamten-Penfions: und 
Unterſtützungskaſſe. 


Moch deutlicher und unmittelbarer als in der Ausbreitung des geſellſchaftlichen Handels 
wird fid) der Sortſchritt vom Einſt zum Jetzt in dem wachstum der Geldwirtſchaft der Gefell 
ſchaft in den letzten 30—50 Jahren offenbaren. In der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts war 
der Geldverkehr bei Georg v. Gieſche's Erben nach heutigen Begriffen recht befchränkt und 
primitiv. Die für Sink eingehenden Raufgelder wurden aufgefammelt, die wenigen funden: 
wechſel bei Drivatbanhiers diskontiert, im Salle größeren Geldbedarfs bei den Geſchäftsführern 
oder bei vermögenden Geſellſchaftsmitgliedern Anleihen aufgenommen. von den Eingängen 
wurden zunachſt die Lohnungsgelder der oberſchleſiſchen Werke und die geringen jonftigen 
Geſchaͤftsunkoſten beſtritten; der Uberſchuß galt als Reingewinn und wurde an die Mitglieder 
repartiert. Voranfchläge und Bilanzen gab es nicht. Die Bildung geſellſchaftlicher Sonds war 


1) Von dem Heſamtabſatz an Schwefelfäure aus den oberſchleſiſchen Sabriken in Rosdzin, Lipine, Lazy 
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in den erſten Anfängen. Aufwendungen für Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes, für Erſatz der 
durch den Abbau verringerten Grubenſubſtanz, waren verhältnismäßig felten und wurden aus 
den laufenden Einnahmen oder durch Anleihen mühſam beſtritten. 

Wie gewaltig an Umfang, wie vielſeitig und weitverzweigt in ihrer Gliederung ift 
demgegenüber die Geldwirtſchaft der Geſellſchaft von heute!). Der geſamte Bargeldverkehr 
der Breslauer Hauptkaffe in Einnahme und Ausgabe ijt gegen 1848 auf das 70 fache, gegen 
1873 auf das S fache geſtiegen. Der Reichsbank-Biro-Derkehr feit 1877 und der Wechfel: 
umfaß feit 1872 haben fid) verfiebenfacht. Dieſer Wechſelumſatz rührt daher, daß behufs 
zinsbarer verwertung zeitweilig verfügbarer Barbeftände erfthlaffige Wechſel gekauft und bei 
Bedarf wieder verkauft oder bei der Reichsbank diskontiert werden. Andere zeitweilig vet: 
fügbare Beſtände, bei denen (wie bei den zur Sahlung der Reftdividende*) erforderlichen 
Beträgen) beſtimmt vorauszufehen iſt, wie lange dieſelben entbehrt werden können, werden in 
größeren Beträgen auf längere Sriften gegen Sicherftellung durch Hinterlegung von Inhaber 
papieren ausgeliehen. Auch dieſer Leihverkehr, verbunden mit der Aufbewahrung und Kontrolle 
der hinterlegten Unterpfänder, bildet gegenwartig einen nicht unerheblichen Teil der Jüaffen 
geſchaͤfte der kaufmännifchen Verwaltung. Seine Bedeutung erhellt daraus, daß im letzten 
Jahre aus Wechjeln und Darlehen ein Sinſengewinn von über 200 000 Mk. erzielt worden ijt. 

In engſter Beziehung zu dem Wachstum des oberſchleſiſchen Betriebes ſteht der Bedarf 
an Cohnungsgeldern, der feit 1848 auf das 44 fache, feit 1873 faſt auf das 5 fache geſtiegen 
ift. Die Cohnungsgelder waren früher nur immer am zehnten jedes Monats an die Werkskaffen 
in Gberſchleſien abzuſenden, und da damals überwiegend ſameradſchaftsweiſe gelohnt wurde, 
fo genügte im allgemeinen Papiergeld, um den Schichtmeiftern die Cohnung zu ermöglichen. 
Später wurde ein Teil der Cohnungsgelder ſchon gegen Ende des Monats zu Dorfchußzahlungen 
gebraucht, und ſeitdem dann allgemein die Einzellohnung, das heißt die Auszahlung des von 
jedem Arbeiter verdienten Lohnes an ihn felbft, eingeführt ift, müſſen die oberſchleſiſchen 
Raffenbeamten mit den erforderlichen Münzſorten, vom Hundertmarkſchein bis herab zum 
Pfennigftüch verfehen werden. Es ift daher erhlärlich, daß jetzt eine Cohnungsgelderſendung 
eine Laft von ca. 1200 kg in 45 bis 50 Säcken darſtellt. Dieſe Sunahme der Kohnungsgelder- 
ſendungen hat ein Gegenſtuck in den Portoausgaben für ausgehende Briefe, die trotz des gegen 
früher billigeren Briefportos feit 1849 von 247,62 auf 6678,63 MR. geftiegen find. 

Gegenüber dem ganzen Umfange des heutigen Raſſenverkehrs bildet die an fünf Terminen 
im Jahre ftattfindende Auszahlung der Dividenden nur einen kleinen Bruchteil. Immerhin 
ift aber auch in dieſem Suſammenhange zu erwähnen, daß nicht nur die Sahl der Geſellſchafts, 
mitglieder feit 1848 von 97 auf 378 geſtiegen ift, ſondern daß auch die Dividendenſumme gegen 
1873 mehr als achtmal größer ift”). Aber nicht die Auszahlung, ſondern die richtige Seft» 


1) vergleiche zu dem Solgenden die graphiſchen Darſtellungen des ſtaſſenumſatzes und des Reichs bangt, 
Giro-Derhehrs auf Tafel 5, des [echſelumſatzes und der Cohnungsgelder auf Tafel 6. 
) dgl. S. 148. 5) gl. die graphiſche Darftellung auf Tafel 1. 
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ſetzung der Dividenden ift die wichtigſte, ſchwerſte und verantwortungsvollſte Aufgabe der 
verwaltung. Thr Leiter hat durch feine dem Repräfentantenhollegium zu unterbreitenden Vor: 
Schläge und Anregungen in erſter Reihe dazu mitzuwirken, daß der Gewinn der Geſellſchaft 
richtig ermittelt, vor allem aber auch richtig verteilt wird. Selbſt in den kleinen Derbáltniffen 
früherer Seiten hat der verhängnisvolle Sehler, die Erträge immer ganz auszuſchütten, dadurch 
die Dividende einem ſteten Schwanken zu unterwerfen und für die Sukunft der Geſellſchaft 
heine finanziellen Rücklagen zu ſchaffen, genug Unheil aller Art angerichtet). Heute, bei der 
unendlich geſtiegenen Sahl der von der Geſellſchaft in irgend einer Sorm abhängigen wirtfchaft- 
lichen Exiſtenzen, könnten Mißgriffe ähnlicher Art geradezu unüberſehbare Wirkungen haben. 
Dieſer ihrer ſchweren Verantwortung hat fid die Geſellſchaftsleitung in den letzten Jahrzehnten, 
vollauf bewußt gezeigt. Sie hat einerſeits mit beſtem Erfolge ftatt des früheren Schwankens 
eine fortlaufende Aufwärtsbewegung der Dividenden herbeizuführen verſtanden. Sie hat ferner, 
nach den Ratjchlägen der kaufmaͤnniſchen Verwaltung und ihres bewährten Leiters, durch die 
Schaffung, Vermehrung und fachgemäße Anlegung immer neuer geſellſchaftlicher Sonds die 
Suhunft der Geſellſchaft, ihrer Mitglieder und Angeftellten, ſoweit dies durch finanzielle Maß 
regeln überhaupt möglich ift, für lange Seit gefichert. 

Der diltefte geſellſchaftliche Sonds, der Reſervefonds, ift allerdings, wie wir ſahen ), 
ſchon in den dreißiger Jahren entſtanden, war aber lange Seit nur dürftig ausgeſtattet, in feinem 
Beſtande wenig geſichert. Er war damals nicht nur, wie heute, dazu beſtimmt, „außergewöhn⸗ 
liche, unvorhergeſehene Derfufte" zu decken, ſondern er mußte auch bei Vermehrung des 
Geſellſchaftsbeſitzes die Maufgelder liefern. Obwohl er der einzige finanzielle Rückhalt der 
Geſellſchaft war, wurde er nicht regelmäßig erhöht und blieb oft jahrelang ohne Zuwendung. 
Die Statuten von 1845 und 1864 ſetzten nur feinen regelmäßigen Mindeſtbeſtand auf 
50 000 Cl. feft. Erft der früher") erwähnte Abſchnitt II des Statutenentwurfs von 1873 be. 
ſtimmte die regelmäßige Vermehrung des damals 200000 Cl. betragenden Refervefonds. Die 
Statuten von 1884 und 1893 trafen noch weitergehende Verfügungen, ſodaß der Sonds 
ſchließlich im Jahre 1894 feine gegenwärtige Höhe von 9000 000 Mark erreichte. Seine Beftände 
ſind ausſchließlich in mündelſicheren Werten angelegt. 

Einen Betriebsfonds beſaß die Geſellſchaft bis zum Jahre 1871 eigentlich gar nicht. 
Stockte der Verkauf von Sink und verringerten fid) infolgedeſſen die Einnahmen, fo mußte man 
entweder Darlehne aufnehmen, oder die Ausgaben durch Betriebseinfchränkungen oder Der. 
ſchiebung von Meuanlagen herabzuſetzen ſuchen. Nicht felten zwang auch die Geldnot bei 
geringer Nachfrage und weichenden preiſen zu ungünſtigen Verkäufen, damit nur die nötigen 
Lohnungsgelder beſchafft werden konnten. Ein Reſervebetriebsfonds, der eigens dazu be 
ſtimmt war, bei ſtochendem Abſatze die Betriebsgelder vorzuſtrecken, wurde erft im Jahre 1871 
mit 49 000 Cl. begründet und in den folgenden Jahren allmählich auf 300000 Mark erhöht. 


1) Vgl, S. 25—27, 60—62. 3) Vgl. S. 61, 74. 3) Dal, S. 124. 
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Auf dieſem Stande verblieb der Sonds, bis ihm 1893, bei der dem jetzigen Statut entſprechenden 
euaufſtellung der Bilanz des beweglichen Vermögens '), der Wert der Inventarien, Materialien 
und Produktenbeftände zugeſchrieben wurde. Durch weitere, der wachſenden Ausdehnung des 
Betriebes entſprechende Überweifungen hat er eine Höhe von 4000000 Mk. erreicht. Dev 
Fonds wird durch den Wert der vorhandenen Inventarien, Materialien und Produhtenbeftände 
und eventuell durch flüffige Barmittel repráfentiert. 

Außer der Begründung des Refervebetriebsfonds diente zur Beſchaffung der erforderlichen 
Betriebsmittel eine in dem obenerwähnten Abſchnitt IL des Statutenentwurfs von 1873 ent: 
haltene wichtige Neuerung, das Syſtem der Abſchlags- und Reſtdividenden. Bis 1873 
waren die jährlichen Uberſchüſſe vierteljährlich in möglichft gleichmäßigen Raten repartiert 
worden. Zetzt ging man dazu über, an den Quartalsterminen nur Abfchlagszahlungen auf die 
Dividende des laufenden Jahres zu leiſten, und den, je nach dem Jahresabſchluſſe größeren oder 
geringeren Reſt der Ausbeute im Mai, fpäteftens im Juli des folgenden Jahres auszuzahlen. 
Die Überſchüſſe des Jahres 1872 waren noch in vierteljährlichen Teilzahlungen mit 22½, 18, 24 
und 30 Mk., zufammen alfo mit 94 ½ NR. für einen Sehntaufendftel-Anteil voll ausgezahlt worden. 
Dagegen wurden 1873 nur 18 Mk. für das erſte und je 21 MIR. für die folgenden Guartale als 
Abſchlagszahlungen beſchloſſen. Die Reftdividende von 1873 gelangte dann im Juni 1874 
mit 36 Ink. zur Auszahlung. Dafür wurde im zweiten Vierteljahr 1874 Reine Abſchlagszahlung 
auf die Dividende von 1874 geleiſtet. Bei dem Verfahren, im zweiten Vierteljahr, in dem die 
Reſtausbeute des verfloſſenen Jahres gezahlt wurde, keine Abſchlagszahlung auf die Dividende 
des laufenden Jahres zu gewähren, blieb es bis 1890. Erſt ſeit 1891 wird auch im zweiten 
Vierteljahr neben der Reſtdividende eine kleine Abſchlagsdividende gezahlt. Durch dieſes 1873 
geſchaffene Syſtem bleibt immer ein größerer Teil des Gewinns vom vergangenen Jahre jo 
lange, bis ſchon wieder ein Teil des Gewinns vom laufenden Jahre verfügbar iſt, in den 
Raffen der Geſellſchaft und wird für die laufenden Ausgaben verfügbar. Da Georg 
v. Gieſche's Erben fo glücklich waren, trotz mehrfacher ſchwerer induſtrieller Arifen feit 1867 
keinen Rückgang ihrer Ausbeute mehr zu erleben, im Gegenteil feit 1871 nur mit erheblich 
ſteigenden Ausbeuten rechnen zu können, fo vollzog fid) die Ausführung dieſer finanziellen 
Reform ohne jede Unbequemlichheit für die privatwirtſchaftlichen Verhältniffe der einzelnen 
Mitglieder. 

Als ein empfindlicher Mangel wurde es ſchon in den ſechziger Jahren empfunden, daß die 
für Ankäufe, beſonders für Grubenerwerb erforderlichen Geldmittel nicht immer ſchon zur Seit 
dieſer Erwerbungen bereit lagen, ſondern daß erſt nachträglich aus den Uberſchüſſen der folgenden 
Jahre die Raufgelder ratenweiſe abgezahlt oder die zum Swedke des Raufs aufgenommenen 
Darlehne?) nach und nach getilgt werden mußten. Wenn es auch nicht ahtenmäfjig bewieſen 


1) Vgl. hierüber Rapitel 7 dieſes Abschnitts. 
3) Über die zum Sweeke von Neuerwerbungen 1869 bei Abnehmern der Gefelljchaftsproduhte aufgenommenen 
Darlehne vgl, S. 137 und 141. 
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werden kann, fo ift es doch febr wahrscheinlich, daf bei manchem Aaufgefchäfte gegen ſofortige 
Barzahlung ein niedrigerer Preis zu erzielen geweſen wäre. Solchen Swangslagen und 
indirekten verluſten konnte nur vorgebeugt werden durch rechtzeitige Anfammlung verfügbarer 
Mittel, um jederzeit Ergänzungen und Erweiterungen des Geſellſchaftsbeſitzes durch Räufe ober 
durch Neubauten mittelſt Barzahlungen durchführen zu können. Diefer Sed: ift feit 1873 aus: 
giebig erreicht worden durch Rücklagen aus den jährlichen Gewinnen unter dem Titel "m 
ſchreibungen für MWertsverminderung" und feit 1892 dich Gründung eines befonderen 
Erneuerungs und Erweiterungs- Sonds. Indem regelmäßig nach dem Ermeſſen des 
Repraͤſentanten⸗Rollegiums für Wertverminderung durch Abbau und Ausnutzung ein ent 
ſprechender Teil des Gewinnes zurückbehalten wurde, ohne Ritchficht darauf, ob eine Erwerbung 
oder ein Neubau bereits geplant wurde oder nicht, ſammelte man allmählich hinreichende 
Mittel, um auch bei größeren Ankäufen und Anlagen jederzeit finanziell auf eigenen Süßen zu 
ſtehen. Rur im Jahre 1875 mußte noch einmal zu dem Auskunftsmittel einer ſchwebenden 
Schuld in Sorm eines Georg v. Gieſche's Erben bei dem Bankhaufe Eichborn u. Co. ev: 
öffneten Ahzept-Avedits gegriffen werden. Sonſt haben alle Erwerbungen, und Neubauten, fogar 
die erheblichen Aufwendungen für die Mleophasgrube und die Heinitzgrube, ſofort aus bereiten 
Barmitteln beſtritten werden können. Eine Ausnahme bildete erft das im Jahre 1899 mit dem 
Grafen v. Tiele Winckler abgeſchloſſene Gruben und Grunderwerbsgejchäft, verbunden mit der 
Regalablöſung ). Bei dieſem zahlten G. v. Gieſche's Erben nur die Halfte des Raufpreiſes mit 
15000000 Mg. bar und blieben die andere Hälfte gegen hypothekariſche Eintragung ſchuldig. 
Da indes dieſer mit 3 ½ % verzinsliche Raufgelderreſt von feiten des Gläubigers nicht kündbar 
ijt, ſeitens der Geſellſchaft aber jederzeit ganz oder teilweiſe vüdigegablt werden darf und nur 
mit jährlich 500 000 MIR. getilgt werden muß, fo ift mit dieſer Schuld eine irgendwie drückende 
Sinfenlaft oder eine Gefahr um fo weniger verbunden, als die Schuld durch den Geſellſchafts, 
beſitz an Wertpapieren mehr als gedeckt iſt. 

Das Brandunglüch, das die Geſellſchaft 1871 auf Morgenroth⸗Grube erlitten hatte”), 
führte 1874 zur Gründung eines Seuerverſicherungsfonds, der, dem jetzt geltenden Statut 
zufolge, „zur Deckung von Verluften durch Brandſchaden dient, inſoweit ſolche nicht durch 
anderweitige Derficherung gedeckt fein follten“. Der Sonds wurde mit einem ſehr beſcheidenen 
Grundſtock von 1000 Cl. angelegt, aber {pater fo reichlich bedacht, daß er feit 1892 500 000 Nik. 
enthält. Unter den Bauhoften der Geſellſchaft kommen alljährlich ſolche vor, die, ohne ein 
falſches Bild von den Selbfthoften zu geben, nicht unter den Betriebsausgaben verrechnet 
werden konnen, die aber auch nicht eigentlich zu den Ausgaben für Vermehrung des Immobil: 
beſitzes gehören. Sur Deckung folder Baukoften begründete das Repräfentantenkollegium auf 
vorſchlag der kaufmaͤnniſchen verwaltung 1878 einen Spezialreſervefonds von 200 000 Nik. 
Sein Beſtand ging Ende 1892 auf den damals begründeten Erneuerungsfonds über, aus 


1) gl. Bernhardi, Die Entwicklung des Geſellſchaftsbeſitzes etc, S. 43 ff. 3) Ebd. S. 15. 
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welchem jetzt außer den Neuerwerbungen auch fämtliche Bauten beftritten werden, die nicht 
als bloße Inſtandſetzungen anzuſehen ſind. 

Ein fernerer Akt weitſchauender Vorforge für die Sukunft war die 1883 erfolgte Gründung 
des Ausbeute Sicherungs- Sonds, durch die einer Wiederkehr des alten bels ſchwankender 
Ausbeuten vorgebeugt werden ſollte. Dieſer zuerſt mit 648 000 Ik. ausgeftattete, ſpaͤter bis 
auf 4000000 Ik. erhöhte Sonds war nach dem Statut von 1883 dazu beſtimmt, das Herab: 
finken der Dividende unter einen gewiſſen Mindeſtſtand zu verhindern. Rach dem Statut von 
1893 ſollte überhaupt mit feiner Hilfe ein Rückgang der Dividende tunlichſt verhütet werden. 

Die beiden Sreudenfeſte, die unfer Volk mit feinem Herrſcherhauſe feierte, die goldene 
Hochzeit Kaifer Wilhelms J. und der Kaiferin Augufta am 11. Juni 1879 und die Silberhochzeit 
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des kronprinzlichen Paares am 26. Jan. 1883 gaben dem Repräfentantenkollegium Derantaffung 
zur Stiftung des Kaifer Wilhelm: und Auguſta-Sonds und des Mronpring Sriedrich Wilhelm 
und Diktoria-Sonds. Erſterer, mit 40 000 Nik. begründet, jetzt auf 505 593,41 NIk. angewachſen, 
ift zur Unterſtützung invalider Bergleute beſtimmt. Letzterer mit 50000 Mk. geftiftet, jetzt auf 
269 303,80 Mk. geſtiegen, dient zur Invaliden und Reliktenverforgung für Hüttenarbeiter. 

Die Anlage aller dieſer angeführten geſellſchaftlichen Fonds erfolgte bis zum Jahre 1886 
ausſchließlich in pfandbriefen, Rentenbriefen, Staatsanleihen und andern müundelſicheren Inhaber: 
papieren. Dieſe Anlage, fo einwandfrei fie auch hinſichtlich der Sicherheit der Derginjung war, 
konnte unter Umſtänden doch zu Rapitalsverluſten infolge Sinkens der Rurſe führen. Denn 
die Deranlaffungen, bei denen die Geſellſchaft am eheſten in die Lage kommt, ihre Sonds in 
Anſpruch zu nehmen: Rückgang des Erlöfes der Produkte und damit der Ausbeuten, oder ber 
fonders günftige Gelegenheiten zu wohlfeilen Neuerwerbungen fallen in der Regel mit Seiten 
allgemeinen wirtſchaftlichen Niedergangs zuſammen. In folchen hritifchen Seiten find aber ftarke 
Rurseinbußen auch bei den ſicherſten Papieren zu erwarten. Solange diefe im Kaften liegen 
bleiben können, find die Derlufte nur eingebildet ober buchmäßig; müſſen die Papiere indes 
verkauft oder in Hahlung gegeben werden, jo tritt der berluſt tatfächlich ein. Penn nun auch 
unſtreitig ein ausreichender Beſtand an leicht realiſierbaren und namentlich jederzeit bei der 
Reichsbank beleihbaren Wertpapieren für eine vorſichtige Verwaltung unentbehrlich ift, fo läßt 
fid) doch die Inanfpruchnahme gewiſſer Sonds, wie des Referves und des Ausbeuteſicherungs⸗ 
fonds, immer [don ſolange im voraus überfehen, daß auch bei bedungenen Ründigungsfriſten 
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die erforderlichen Beträge zu rechter Seit flüfftg gemacht werden können. Die kaufmännifche 
Verwaltung empfahl deshalb bereits 1885 dem NRepräfentantenkollegium, die Beſtände der 
geſellſchaftlichen Sonds zum Teil ftatt in Inhaberpapieren auf erſtſtellige, innerhalb der Mündel, 
ſicherheitsgrenze ausgehenden Hypotheken auszuleihen, und das Kollegium erklärte fid) auf 
Grund der vorgebrachten Motive hiermit einverſtanden. 

Bei Darſtellung der finanziellen Rücklagen, die Georg v. Gieſche's Erben fid) in 
neuer Seit geſchaffen haben, dürfen endlich die Denfionshaffe für Hüttenarbeiter der Geſellſchaft 
und die Beamten-Penfions: und Unterftüßungshaffe nicht unerwaͤhnt bleiben. Beide Maffen ge 
hören zwar in rechtlicher Hinſicht nicht zu den geſellſchaftlichen Sonds, beſitzen vielmehr die 
Rechte einer juriſtiſchen perſon, behördlich genehmigte Statuten und eigene verwaltung; ihre 
Beftände befinden fid) aber im geſellſchaftlichen Gewahrſam, und bei der einen Kaffe ift auch 
ihre Anlage der Geſellſchaftsverwaltung durch Statut übertragen. Beide Sonds verdanken ihre 
Entſtehung der Sürforge, welche die Geſellſchaftsleitung von jeher der Alters: und Relikten- 
verſorgung ihrer Beamten und Arbeiter gewidmet hat. 

Die jetzige penſionskaſſe für Hüttenarbeiter wurde urſprünglich als Arbeiter: 
Aranken-Unterftügungs: und :Sterbehajje für die Sinkhüttenwerke auf Grund einer von den 
Arbeitern der Wilhelminehütte 1856 an das Kollegium gerichteten Bitte begründet, um den 
Hitttenarbeitern wenigſtens einigermaßen die Wohltaten zuteil werden zu laffen, die den Berg 
arbeitern aus der Anappfchaftskaffe zufließen. Der geſellſchaftliche Suſchuß wurde auf 50 % der 
Mitgliederbeiträge feſtgeſetzt. Aber diefe Beiträge und damit auch die Leiſtungen der Kaffe 
waren zunächſt noch mäßige. Im Laufe der Seit erforderten ſowohl die Swecke der Kaffe, 
als auch ihr Mitgliederkreis eine Erweiterung. Die Arankenlöhne bedurften der Erhöhung, die 
Penfionen mußten allen dienftunfähig gewordenen, nicht nur, wie anfänglich geſchah, nur den 
verunglückten Kaſſenmitgliedern gewährt werden; endlich mußte man auch den Arbeitern der 
Bleihütte wie überhaupt allen Hüttenarbeitern der Geſellſchaft den Beitritt zur Kaffe geſtatten. 
Dazu war eine Erhöhung der Mitgliederbeiträge erforderlich; der Zuſchuß der Geſellſchaft blieb 
vorläufig noch in Höhe von 50% der Mitgliederbeitraͤge beſtehen. Mit Inkrafttreten der ftaat- 
lichen Arbeiterverſicherungsgeſetze und der Gründung der geſetzlich vorgeſchriebenen befonderen 
Betviebshrankenkaffe für die Hüttenarbeiter der Geſellſchaft wurde die bisherige Kranken: und 
penſtonskaſſe in eine bloße Penfionskaffe umgewandelt. Sugleich wurde eine weſentliche 
Derbefferung der Penfionsfäße ermöglicht, indem das Repräfentantenkollegium die Leiſtung der 
Geſellſchaft von 50 auf 125% der Mitgliederbeitraͤge erhöhte. Dieſer ſtattliche Sufchuß ſollte fich 
zwar auf 100 /½ ermäßigen, ſobald das Dermógen der Kaffe auf 600000 Mk. angewachſen fein 
würde; er ift jedoch, auch nachdem der genannte bermoͤgensſtand langſt erreicht worden ijt, bis 
auf weiteres unverkünzt geblieben. Der geſellſchaftliche Suſchuß, der im Durchſchnitt der 
erſten drei Jahre des Beſtehens der Kaffe rund 2200 Mk. betrug, belief fid) 1903 auf 45 430 Mk. 
Das Vermögen der Raſſe beträgt heute rund 1300000 Mk. Es ijt zum Teil in ſchleſiſchen 
und Pofener Pfandbriefen, größerenteils aber in mündelſicheren Hypotheken angelegt. 
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Die Begründung der Beamten-penſionskaſſe wurde 1865 durch eine Petition der ober: 
ſchleſiſchen Betriebsbeamten angeregt. Die Beratung der Statuten war eine febr eingehende, und die 
Beſtätigung durch die Auffichtsbehörde konnte erft 1867 erfolgen. Das Kollegium bewilligte der 
Kaffe einen jährlichen feſten Beitrag von 750 Cl., der aber wegfallen follte, ſobald das Vermögen 
der Kaffe die Höhe von 50 000 Cl. erreicht haben würde. Der Beitrag der Mitglieder wurde auf 
5% ihres Gehalts feſtgeſetzt, doch ſollte ein höheres Jahresgehalt als 1000 Cl. bei der Kaffe 
überhaupt nicht verſichert werden. An Penfion gewährte die Maffe den Mitgliedern bei einer 
Dienftzeit von weniger als 15 Jahren 2%, bei 15 und mehr Dienſtjahren 2½ % des verſicherten, 
mit der Anzahl der Dienſtjahre zu multiplizierenden Gehalts, höchſtens aber des verficherten 
Gehalts. Die Héchftpenfion konnte alfo mit 30 Jahren verdient werden. Aber ſchon nach 
fünfjährigem Beftehen der Kaffe 1872 wurde anerkannt, daß der zugeſicherte feſte Suſchuß der 
Geſellſchaft nicht im richtigen Derbáltnis ſtehe zu der, mit der Ausdehnung der Werke fort. 
geſetzt wachſenden Mitgliederzahl und zu den mit der Steigerung der Gehälter dauernd an: 
ſchwellenden Verpflichtungen der Jaffe. Das Kollegium bewilligte deshalb nunmehr einen den 
ordentlichen Beiträgen der Mitglieder gleihkommenden Suſchuß. Damit ſchnellte der gefell: 
ſchaftliche Beitrag in den Jahren 1872/73 von 2250 auf 7809,35 Mk. empor und ift auch weiter, 
hin bis zur jetzigen höhe von 40 729,82 Mk. ftetig geſtiegen. Der Suſchuß ſollte ſich auf die 
Hälfte ermäßigen, wenn das Vermögen der Kaffe auf 50 000 Tl. angewachſen fei. Indes auch 
bei der Beamtenpenſionskaſſe hat das Reprafentantenkollegium den einmal bewilligten Suſchuß, 
der, abgeſehen von den Eintrittsgeldern und Nachzahlungen, 5% der verſicherten Gehälter aus 
machte, in voller Höhe weitergewährt. Dadurch ift die Ermäßigung der Mitgliederbeiträge von 
5 auf 3¼ und die Erhöhung des penfionsfähigen Höchſtgehalts von 3000 auf 6000 MR. ev. 
möglicht worden. Das bei der Hauptkaffe in Breslau hinterlegte Vermögen der Penfionshaffe 
beträgt etwa 1500000 Mk. Es ift nach den Beſchlüſſen des Raſſenkuratoriums zum Teil in 
ſchleſiſchen Pfandbriefen, Deutſcher Reichsanleihe und Preußifcher Staatsanleihe, zum Teil in 
Hypotheken angelegt. 

Der vorſtehende, gewiß nicht nur den Angehörigen der Geſellſchaft und einem engeren 
reiſe von Sachleuten willkommene Überblick über die Geldwirtſchaft von Georg v. Gieſche's 
Erben zeigt eine weitverzweigte, vorſorgliche, nimmer raſtende Tätigkeit für die Sicherung der 
Gegenwart und der Sukunft der Geſellſchaft ſelbſt wie aller ihrer Glieder. Nicht nur die Kriege 
der Sürften und Völker erfordern eine unausgeſetzte, ſorgſame Pflege der Wehrhraft. Auch wer im 
wirtſchaftlichen Rampfe ſiegreich beſtehen will, muß feine goldne Rüftung unaufhörlich verftärken 
und befeſtigen. 
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7. Statutenänderungen 1884 und 1895. 


Catſächliche Geltung einzelner Teile des Statutenentwurfs von 1873. Anregungen auf Statuten. 
Anderung 1878. Statutennachtrag von 1884. Erörterungen über die Hrundſaͤtze der Heldwirtſchaft Ende der achtziger 
Jahre. Anträge auf Statutenänderung feit 1889. Statutennachtrag von 1893. 


Haben wir im letzten Kapitel die Sortſchritte der einzelnen Zweige der gejellfchaft: 
lichen Geldwirtſchaft in ſachlicher Anordnung betrachtet, jo müffen wir jetzt auch die Seitfolge 
dieſer Reformen und die Wirkungen, die fie in Geſtalt von Statutennachträgen auf die 
Geſellſchaftsverfaſſung ausübten, im Huſammenhange uns zu vergegenwärtigen ſuchen. 

Wir haben früher gefehen'), wie nach den Erörterungen der Jahre 1872/78 über die 
Umwandlung in eine Aktiengeſellſchaft die Anhänger des Alten und des Neuen in dem Statuten: 
entwurfe der ſogenannten „Sreien Rommiſſion“ gewiſſermaßen auf der Mittellinie fih einigten. 
Man verzichtete einerſeits auf die gänzliche Umbildung der Geſellſchaft und ihres Wefens; man 
entlehnte aber doch andrerſeits in dem mehrfach erwähnten Abſchnitt II des Entwurfs dem 
zeitgemäßen Vorbilde der Aftiengeſellſchaft diejenigen geſchaͤftstechniſchen Sormen und Cin 
richtungen, die als brauchbar und ohne Gefährdung der Eigenart der Geſellſchaft anwendbar 
erſchienen. So wurde durch die in § 9 vorgeſchriebene Aufſtellung einer jährlichen Bilanz eine 
gegen früher richtigere Berechnung des Vermögensftandes der Geſellſchaft und der von ihr 
erzielten Gewinne angeſtrebt. Allerdings überſah man hierbei, welch ein grundlegender Unter: 
ſchied zwiſchen einer Bergwerksgeſellſchaft und einer Handelsgeſellſchaft inſofern beſteht, als der 
Sergmerhsbefit, ſowohl nach feinem urſprünglichen Werte, wie nach feiner durch den Abbau 
erfolgenden Wertverminderung, fid) jeder einigermaßen ſicheren Berechnung entzieht, ſodaß die 
für Grubenbeſitz in die Bilanzen eingeſetzten Wert und Abſchreibungszahlen immer nur auf 
willküwlicher Schätzung beruhen können. Erft jpäter hat man diefem wichtigen Umſtande durch 
die Befchränkung der Bilanz auf das bewegliche Vermögen der Geſellſchaft Rechnung getragen. 
Aber auch in ihrer erſten unvollkommenen Sorm brachten die Bilanzen gegenüber dem früheren 
Verfahren, den Überfhuß aus dem Erlös der verkauften Produkte über die Unkoſten einfach als 
Gewinn anzufehen und moͤglichſt vollftändig zu verteilen, einen entſchiedenen Sortfchritt. Durch 
die jährlichen Abſchreibungen von dem angenommenen Werte des beweglichen und unbeweglichen 
Geſellſchaftsbeſitzes wurden Mittel für Erneuerung und Erweiterung desſelben angeſammelt. Die 
Bedeutung des in § 10 des Entwurfs feſtgeſtellten Syſtems der Abjchlags: und Reftdividenden 
für Gewinnung der erforderlichen Betriebsmittel iſt ſchon früher?) beleuchtet worden. 

Trog der Bedeutung dieſer in Abſchnitt II des Entwurfs vorgeſchriebenen Neuerungen 
wurden dieſelben, wie wir ſahen, durch die Generalverſammlung von 1874 nur den Repräfen: 
tanten als „verwaltungsnorm“ empfohlen. Auf ihre förmliche Einfügung in die Statuten 
glaubte man damals, im vollen Vertrauen zu der feit 1872/78 beſtehenden Leitung und verwaltung 


1) Vgl. S. 134. 4) Dal. S. 148. 
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der Geſellſchaft verzichten zu können. Auf die Dauer erſchien aber diefe in fo wichtigen 
punkten beſtehende Abweichung des geltenden Brauchs von den Vorfehriften des Statuts als 
bedenklich). Die kaufmännifche verwaltung entnahm daher ſchon 1878 dem äußeren Umſtande, 
daß die vorrätigen Druckeremplare des alten Statuts auf die Neige gingen, die beranlaſſung, 
eine Statutenänderung anzuregen. Außer der Einfügung der Neuerungen von 1873 wünfchte 
die verwaltung unter anderem die Angabe beſtimmter Grundfake für die Aufſtellung der Bilanz 
und die ſtatutenmäßige Seſtlegung des 1874 gegründeten Seuerverſicherungsfonds. Aber dem 
Repräfentantenkollegium erſchien eine Statutenänderung damals noch nicht als zeitgemäß, und 
fo wurde 1880 das unveränderte Statut von 1864 mit dem Nachtrage von 1866?) noch einmal 
gedruckt. Erſt 1883 wurde die Einfügung der inzwiſchen vorgenommenen Neuerungen und 
einiger weiterer, als notwendig ſich ergebender Anderungen vom ‚Kollegium beſchloſſen und 
in verhältnismäßig kurzer Seit, ohne weſentliche Schwierigkeiten, ausgeführt. Die neuen 
Statutenparagraphen wurden durch eine im April 1883 auf Antrag C. v. Sranhenbergs 
gewählte Rommiffion, beſtehend aus dem Vorfikenden Grafen v. d. Recke, Kammerherrn 
v. prittwitz, Juſtizrat Korb und Direktor Römhild, entworfen, vom Reprafentantenkollegium 
und der Generalverſammlung mit geringen Anderungen genehmigt und ſchließlich, nach Behebung 
einiger formeller Mängel und Beanſtandungen, am 28. Oktober 1884 als zweiter Nachtrag zum 
Statut von 1864 landesherrlich beftätigt. 

Die wichtigſten Anderungen des Statutennachtrags von 1884 betrafen naturgemäß die 
in den § 10 12e behandelte Geldwirtſchaft der Geſellſchaft. § 10 gab jetzt genaue Dorfchriften 
für die Aufſtellung der Bilanz und ſetzte feſt, wieviel Prozent des Bruttogewinns jährlich auf 
Abſchreibungen (d. h. auf Erneuerung und Erweiterung des Geſellſchaftsbeſitzes), auf Vermehrung 
des Refervefonds und des Seuerverſicherungsfonds verwendet werden ſollten. In § 11 erhielt 
das Syſtem der Abſchlags- und Reſtdividenden jetzt ftatutenmäßige Geltung; § 12 a—c handelte 
von Anlegung und verwendung des Refervefonds, des feit 1874 beſtehenden Seuerverficherungs: 
fonds und des neu gegründeten „Dividenden-Garantiefonds“ (jett Ausbeute ⸗Sicherungsfonds). 
Abgeſehen von dieſen geldwirtſchaftlichen Neuerungen beftimmte der neue § 4, daß Handels, 
firmen, offene Handelsgeſellſchaften, Rommandit, oder Aktiengefellichaften nicht Geſellſchafts⸗ 
mitglieder werden könnten. § 17 gab neue Vorfehriften über den Ausſchluß der Öffentlichkeit 
bei den Repräſentantenſitzungen, über die geſchaͤftliche Behandlung der von Geſellſchaftsmitgliedern 
an das Kollegium geſtellten Anträge und über die vertretung der Geſellſchaft durch die Re 
präſentanten. Auf Grund einer ſchon 1882 durch Hauptmann v. Seydlitz gegebenen Anregung 
beſtimmte § 28, daß ben Repräſentanten, unter Aufrechterhaltung ihres Jahresgehalts von 
600 Mk., nicht nur für die im Auftrage des Rollegiums unternommenen Dienſtreiſen, ſondern 
auch für die Reifen zu den Sitzungen die Moften erſtattet werden ſollten. Die $ 27 und 34 

1) Die folgende Darſtellung beruht, außer auf den Generalverſammlungs' und ſtonferenzprotoſtollen, meift 


auf Geſellſchaftsaßten II, 8. 
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bewilligten den Repräfentanten-Stellvertretern und den Mitgliedern des Rechnungsausſchuſſes 
diefelben Diäten und Reifekoften wie den Repräſentanten und ſetzten feſt, daß für den Rechnungs: 
ausſchuß außer den drei ordentlichen Mitgliedern noch ein ſtellvertretendes Mitglied gewählt werden 
ſollte. Umfangreiche Ergänzungen erfuhr auch der von den Befugniſſen der Generalverſammlung 
handelnde § 29. Durch denfelben wurden, teils in Beftätigung des beſtehenden Suftandes, teils 
als wirklich neue Befugniffe der Generalverſammlung zugewieſen: die Seſtſtellung der eft 
dividende, die Beſchlußfaſſung über eine etwaige Anlegung des Refervefonds in nicht mündet 
ſicheren Papieren, ſowie die Genehmigung zu Ankäufen im werte von einer Million und zur 
Aufnahme von Anleihen, die nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤftsjahrs gebedit 
werden können. bon den zahlreichen rein formellen Anderungen des Statutennachtrags von 
1884 fei nur erwähnt, daß die Geſellſchaft durch ihn ſtatt der alteren ſchleppenderen Ber 
zeichnung „Georg von Gieſcheſche Erben“ ihren jetzigen mohlklingenden Namen „Georg 
von Gieſche's Erben“ erhielt. 

Nicht unruhige Meuerungsfucht, ſondern lediglich die raſche wirtſchaftliche Entwicklung 
der Geſellſchaft veranlaßte, daß ſchon nach wenigen Jahren eine nochmalige Abänderung der 
Statuten aufs Tapet kam. Die gegen Ende der achtziger Jahre namentlich durch den wachſenden. 
Rohlenabſatz!) beſchleunigte Sunahme des Geſellſchaftsgewinns mußte zu erneuter eifriger Ere 
oͤrterung geldwirtſchaftlicher Sragen Deranlafjung bieten. Als man im Statutennachtrag von 
1884 feſtſetzte, daß beſtimmte Bruchteile des Gewinns alljährlich zur vermehrung der ver 
ſchiedenen geſellſchaftlichen Sonds verwendet werden müßten, hatte man mit weit niedrigeren 
Ertragsziffern gerechnet. Jetzt konnte mit Sug und Recht die Srage aufgeworfen werden, ob 
nicht eine allzu raſche, unbegrenzte Dermehrung der Sonds für die Geſellſchaft geradezu nach: 
teilig werden könne. Es konnte ratſam erſcheinen, in einem neuen Statutennachtrage feft- 
zuſetzen, daß, wenn ein beſtimmter Höchftbetrag erreicht fei, die Vermehrung der Sonds aufhdre. 
Serner erſchienen, bei dem durch den guten Gefchäftsgang herbeigeführten raſchen Anwachſen 
der an die Mitglieder gezahlten Ausbeuten, Maßregeln zur Verhütung [páteren Rückganges, 
überhaupt eines unheilvollen Schwankens der Ausbeuten, beſonders dringlich. Deshalb ftand 
namentlich die Vermehrung und verwendung des Ausbeute Sicherungsfonds im Mittelpunkte der 
Erörterung. 

Eine Denkfchrift C. Srh. v. Rihthofens über die finanzielle Lage der Geſellſchaft, in der 
die eben angedeuteten Befichtspunkte ausführlich beſprochen wurden, brachte ſchon im Januar 
1888 die Srage einer wiederholten Statutenänderung in Sluß. Aber die im Anſchluß an die 
Denſiſchrift erſtatteten Referate der Repräſentanten C. v. Sranhenberg, füraher v. Schwarzenfeld 
und v. prittwitz kamen zu widerſprechenden Ergebniſſen. 

Ceils wich man zwar in Einzelheiten von den vorſchlägen Srh. v. Richthofens ab, war 
aber gleich ihm von der Notwendigkeit einer berfaſſungsanderung überzeugt; teils wurde eine 


1) dgl. Bernhardi, Die Entwicklung des Geſellſchaftsbeſitzes etc., S. 34. 
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Anderung überhaupt als unzeitgemäß oder entbehrlich erachtet. So kam man lange Seit zu 
keiner endgültigen Entſcheidung, obwohl in den Jahren 1889—91, infolge wiederholter Anregungen 
C. v. Srankenbergs und eines im April 1889 von dem Geſellſchaftsmitgliede Major v. Rochow 
geſtellten Antrags, immer wieder über die Statutenfrage verhandelt wurde. Sum Abſchluſſe 
gelangten diefe Erörterungen erft, als im Oktober 1891 eine aus dem borſitzenden Grafen 
v. d. Reke, Rammerherrn v. Prittwitz, Bergrat Bernhardi und Direktor Römhild beſtehende 
Kommiffion zur Seftftellung eines Entwurfs für die Statutendnderungen gewahlt wurde. Der 
Entwurf der Rommiſſion wurde im März 1892 von ber Geſamtheit des Kollegiums, im Mai 
1892 von der Generalverſammlung genehmigt. Durch Allerhochſten Erlaß vom 22. Sebr. 1893 
wurde der dritte und bis jetzt letzte Statutennachtrag von Georg v. Gieſche's Erben landes: 
herrlich beftätiat. 

In den wichtigſten geldwirtſchaftlichen Fragen wird man wohl als den Grundzug des 
neuen Statutennachtrags bezeichnen dürfen, daß jetzt, ſtatt das Repräfentantenkollegium und die 
Generalverſammlung durch genaue borſchriften allzu eng zu binden, dem „pflichtmaͤßigen Er- 
meſſen“ beider Körperſchaften ein etwas weiterer Spielraum gewährt wurde. In den 
$ 10—12e wird zunächſt die Aufſtellung der Bilanz aus den im Eingange dieſes Kapitels er- 
wähnten Gründen!) auf das bewegliche Geſellſchaftsvermögen bejd)ránht. An Stelle der Ub- 
ſchreibungen traten Überweifungen an einen „Erneuerungs und Erweiterungsfonds“. Durch die 
Beſtimmungen über Vermehrung und Verwendung der bisher beſtehenden Fonds wird den Be: 
denken gegen ihr unbegrenztes Anwachſen gebührende Rechnung getragen, ohne die Grundlagen 
ihrer Wirkfamkeit anzutaſten. von fonftigen Anderungen ſeien erwähnt die genauere Bezeichnung 
des zuzulaſſenden Mitgliederkreiſes in § 4 und die neuen Beſtimmungen über die Tätigkeit der 
Generalverſammlung in § 29. Hiernach ift die Suftimmung der Derfammlung bei etwaiger 
Verwendung des Refervefonds zur Beſtreitung der Betriebskoſten oder zu neuen Erwerbungen 
erforderlich; entbehrlich ift fie dagegen bei Deräußerungen von Geſellſchaftseigentum, wenn der 
jedesmalige Verkaufspreis 20 000 Mark nicht überfteigt. In der ſprachlichen Sorm ſuchte der 
Statutennachtrag überflüſſige Fremdwörter tunlichſt zu vermeiden. 

Die 1893 geſchaffene Geſtalt der Geſellſchaftsverfaſſung iſt bis heute unverändert 
geblieben, obwohl die Geldwirtſchaft der Geſellſchaft ſeitdem in noch größerem Maße als in 
dem vorhergegangenen Jahrzehnte an Ausdehnung gewonnen hat. Inſofern bei Seſtſtellung des 
letzten Statutennachtrags mancherlei abweichende Anſichten auf einer Mittellinie ſich begegneten, 
liegt in der Bewährung des Werkes von 1893 ein neuer Beleg für das jo oft wiederholte, mit: 
unter freilich auch gemißbrauchte Wort unfres größten deutſchen Staatsmannes, daß alles 
öffentliche Leben auf Rompromiſſen beruht. 


1) Val. S. 153. 
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8. Die Oraanijation der Breslauer Verwaltung jeit 1875. 


Ergänzungsbeftimmungen für die kaufmännifche Verwaltung 1876. Abgrenzung ihrer Gejchäfte von denen 
der Rechnungskammer 1883. Vollmachten. Leitung der kaufmänniſchen Verwaltung. ſtaſſen⸗ und Schatzverwaltung. 
Buchführung. Die Redinungskanmer. Zunahme der Beamtenſchaft. Die Gefhäftsräume. 


Wie Georg v. Gieſche's Erben an ihre Statuten nur, ſoweit es die wirtſchaftlichen 
Anforderungen der Neuzeit nötig machten, beſſernde Hand angelegt haben, fo ift auch die 
1872/73 geſchaffene berwaltungsordnung zwar in Einzelheiten ausgebaut worden, in ihren 
Grundzügen aber unangetaſtet geblieben. Als im Oktober 1874 das Repräſentantenkollegium 
eine Rommiſſion unter Leitung feines Dorfienben Grafen v. d. Recke einſetzte, um die Srage 
zu unterſuchen, ob eine weitere Vermehrung des Beamtenperſonals nötig oder eine Vereinfachung 
der 1873 eingeführten Buchführung und des Rechnungsweſens möglich fei, wurde allſeitig an- 
erkannt, daß das neue Syſtem fid) in allen weſentlichen Punkten bewährt habe. So gab es 
in der Solgezeit nur einzelnes zu beſſern und ausgeſtalten. 

In der Gefchäftsordnung für die Hauptverwaltung vom 30. Auguft 1872 waren 
genauere Beſtimmungen über den Gefchäftsgang im Rafjen: und Rechnungsweſen und bei der 
Buchhalterei bis nach Durchführung der doppelten Buchführung vorbehalten worden. Am 
27. September 1876 erließ das Kollegium auf Antrag des Disponenten Römhild die nötigen 
Ergänzungsbeſtimmungen über die Führung des Raſſenbuchs durch den Disponenten und die 
verteilung der Buchhaltereigeſchaͤfte. Eine andere wichtige Weiterbildung der Verwaltungs: 
ordnung erfolgte im Jahre 1883. Bei der Reform von 1872/73 hatte man die Rechnungs: 
revifion und die kaufmännifche Verwaltung zwar in fid) ſelbſtändig, aber doch als Glieder 
eines Ganzen organifiert und ihre Vorſtände als kollegialiſch einander gleichgeordnete Leiter der 
geſamten Breslauer Hauptverwaltung eingeſetzt. Jetzt aber nötigte der wachſende Umfang des 
oberſchleſiſchen Betriebes und die dadurch veranlaßte Vermehrung der Revifionsarbeiten zu 
einer vollftändigen Trennung des Revifionsbureaus von der übrigen verwaltung. Sum felb: 
ſtaͤndigen Leiter des erſteren wurde Rechnungsinſpeßtor Olbrich ernannt „unter beſonderer UAn- 
erkennung ſeiner bisherigen erfolgreichen Mitwirkung bei der kaufmänniſchen Verwaltung“. 
Diefe, die bisher mit der Rechnungsrevifion verbundene Bearbeitung der Verwaltungs: 
angelegenheiten und die Bearbeitung der Gefchäfte des Repräſentantenkollegiums wurden dem 
Disponenten Römhild unterſtellt. Damit erloſch auch die 1872 für Römhild und olbrich aus: 
geſtellte Sammelvollmacht und wurde durch eine neue für Römhild und den Korreſpondenten 
Bruno Springer erſetzt. Später find noch Sammelvollmachten für den Kaſſierer Max König 
(1891), den Buchhalter Hugo v. Ende (1892) und die Rorreſpondenten Georg Schneider (1894) und 
Oskar Bungenſtab (1900) erteilt worden. Die gewaltige Steigerung des Umfangs und der Be: 
deutung der kaufmännifchen verwaltung in den letzten Jahrzehnten, die uns jhon bei Ber 
trachtung des Produktenverkaufs und der Geldwirtſchaft zum Bewußtſein gekommen ift, hat feitens 
der Geſellſchaftsleitung die gebührende Würdigung erfahren durch Ernennung Hugo Römhilds 
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zum kaufmännifchen Direktor, 1884, ferner durch Erteilung einer Einzelvollmacht an denfelben, 
Dezember 1894. Auch anläßlich der 25jährigen Dienjtjubelfeier Direktor Romhilds im Sebruar 
1897 ijt das Aufblühen des Gejchäftsbetriebs der Geſellſchaft und das berdienſt feines Leiters 
dankbar anerkannt worden. 

Don den einzelnen Zweigen der kaufmänniſchen Verwaltung feien, in Ergänzung des in 
früheren Kapiteln Mitgeteilten, noch die Kaſſen- und Schatzverwaltung und die Buchführung 
erwähnt. Erſtere wird gegenwärtig geführt gemäß der vom Repräfentantenkollegium am 
28. Sebr. 1893 beſchloſſenen „Raſſen⸗ und Schatz Verwaltungsordnung“, die anläßlich der bevor: 
ftehenden Verlegung der Gejchäftsräume im Januar 1901 in einigen Punkten ergänzt worden 
ijt. Bis zum Jahre 1890 führte der kaufmännifche Direktor neben feinen ſonſtigen Obliegen: 
heiten auch die Raſſengeſchaͤfte. Damals erwies fid) aber, bei der Steigerung des Kaſſenverkehrs, 
die Anſtellung eines beſonderen Maffierers als notwendig. Eine ganz befondere Sorgfalt widmete 
die Verwaltung von jeher der ſicheren Aufbewahrung der Beftände, ſowohl der eigenen Fonds, 
als aud) der Wertpapiere, die teils als Kautionen von Beamten und Unternehmern, teils zur 
Sicherheitsleiſtung von Abnehmern und Darlehnsnehmern hinterlegt ſind. Die erſten in ſchleſiſchen 
Pfandbriefen angelegten Beftände des Refervefonds wurden durch Außerkursſetzung vor Diebftahl 
geſchützt. Aber diefe Maßnahme verhinderte oder erſchwerte doch wenigſtens die Beleihbarkeit. 
Deshalb ijt man wohl davon wieder abgegangen und hat die Aufbewahrung in einem feuer 
und diebesſichern Geldfchrank unter Mitverſchluß eines Mitgliedes des Reprafentantenkollegiums 
vorgezogen. Als die Beſtände der eigenen Sonds nach 1872 in ftärkerem Maße wuchfen, ſchritt 
man zu weiteren Sicherheitsmaßregeln. Die ſchleſiſchen Pfandbriefe wurden bei der General: 
landſchaft hinterlegt, dann wenige Jahre darauf die in preußiſchen Ronfols und deutſcher Reichs: 
anleihe angelegten Beträge in das preußiſche Staats: und deutſche Reichsſchuldbuch eingetragen 
und die andern Papiere dem Reichsbank Effekten⸗Montor in Berlin zur Aufbewahrung übergeben. 
In eigener Verwahrung blieben die Kautionen der Geſchäftsfreunde und Lieferanten, weil diefe 
Depots öfterem Wechſel unterlagen. Bei dem Bau des neuen Verwaltungsgebdudes, Schweidnitzer 
Stadtgraben 26, wurde von vornherein auf einen einbruch und feuerſicheren Trefor Bedacht 
genommen, in welchem jetzt alle Beſtände von Wertpapieren in Geldſchränßen, die Sinsſcheine 
meiſt von den Stücken getrennt, aufbewahrt werden. Die Abteilung des Trefors, welche die 
eigenen Sonds enthält, wird von einem Mitgliede des Reprafentantenhollegiums, dem Direktor 
der kaufmännifchen Verwaltung und dem Direktor der Rechnungskammer, die je einen Schlüffel 
zur Eingangstür ſowie zu jedem der Geldfchranke führen, verſchloſſen. Zwei Bevollmaͤchtigte 
der kaufmännifchen verwaltung führen je einen Schlüſſel zur Haupt⸗Eingangstür der Abteilung. 
Der die Unterpfänder von Lieferanten. Abnehmern und andern Gefchaftsfreunden enthaltende 
Schrank ftebt unter gemeinſamem Derfchluß des kaufmännifchen Direktors und des Direktors 
der Rechnungskammer. Die Nummern jämtlicher Effekten find in den Schatzbüchern verzeichnet, 
und ein ummernverzeichnis der eigenen Maſſen ijt außerdem bei einem Mitgliede des Repräfen- 
tantenkollegiums hinterlegt. 
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Die Buch: und Rechnungsführung der fünfziger und fechziger Jahre entſprach in ihren 
einfachen Sormen dem damaligen Bejchäftsverkehr, der fid) lediglich durch bare Einnahmen und 
Ausgaben abwickelte. Man begnügte fid) im weſentlichen mit der Ermittlung des Überfchuffes 
der baren Ausgaben, und diefer Überfhuß war auch im großen und ganzen gleichbedeutend 
mit dem Ertrage, wenn die Produkte laufend verkauft werden konnten und mit dem Erloſe 
lediglich die Moften ihrer Erzeugung beſtritten wurden. Sur befferen Uberſicht und bequemeren 
vergleichung mit den Vorjahren, wurde die Einnahme, wie die Ausgabe auf eine Anzahl feft« 
ftehender Titel verteilt. Aber je mehr der Betrieb und damit aud) der Verkauf fid) auf eine 
größere Anzahl pon Produkten ausdehnte, und je häufiger jetzt Gefdhafte abgeſchloſſen werden 
mußten, die fih nicht Sug um Sug durch Barzahlung abwickeln ließen, um fo mehr entſtand 
das Bedürfnis nach einer Buch: und Rechnungsführung, welche die Ermittelung des Ertrages 
der einzelnen Gejchäftszweige ermöglichte und jederzeit eine überſicht über Soll und Haben der 
Geſchäftsfreunde gewährte. Deshalb wurde zunachſt von dem 1872 eingerichteten Revifionsbureau 
die Rechnungsführung der oberſchleſiſchen Werke vervollkommnet durch Einführung regelmäßiger 
monatlicher Rechnungsüberſichten, in denen allmonatlich die Selbjthoften jedes Produkts ermittelt 
wurden. In den Büchern der kaufmännifchen Verwaltung wurden Konten für jedes einzelne 
Produkt eröffnet, auf denen die Selbftkoften zur Laft, die Verkaufserlöfe aber gutgeſchrieben und 
unter Berüchfichtigung der Beſtandswerte die an jedem Produkte gemachten Gewinne ermittelt 
wurden. Allmonatlich, mit Ausnahme des Januar, wurde ſeit 1878 dem Repräfentantenkollegium 
an Stelle der bisherigen Raſſenrechnung eine genaue Gewinn: und verluſtbilanz vorgelegt. Auf 
Grund der Dezember-Bilanz erfolgten die Vorfchlage für die Verwendung des im abgelaufenen 
Geſchaftsjahre erzielten Gewinns. Beſonderer Wert wurde bei der Einrichtung der Buchführung 
darauf gelegt, daß die verſchiedenen Bücher einer Verwaltung einander gegenſeitig kontrollieren, 
daß ferner durch die Bücher der Hauptverwaltung die Nechnungsführung der Werke und um; 
gekehrt durch die Bücher dieſer die Rechnungsführung der Hauptverwaltung kontrolliert wird. 

Dieſe verbeſſerte Sorm der Buch und Rechnungsführung gewährte auch eine zuverläffige 
Grundlage für die Tätigkeit des Revifionsbureaus, feit 1888 Rechnungskammer genannt. Die: 
ſelbe befchränkte fih nicht auf die rein vechnerifche Prüfung. Alle Beläge und Rechnungen 
wurden auch materiell auf ihren Inhalt geprüft und damit die im Betriebe erzielten Ergebniſſe 
einer fortlaufenden Rontrolle unterworfen. Leiter der Rechnungskammer blieb bis zu feinem 
1889 erfolgten Ableben Rechnungsinfpehtor (feit 1887 Direktor) Karl Olbrich. Sein Nachfolger 
wurde Januar 1890 Rechnungsinſpektor (feit 1894 Direktor) Richard Menzel, der fic) bereits 
während einer langen Dienſtzeit in der oberſchleſiſchen Verwaltung!) bewährt hatte und 1902 
die feltene, vierzigjährige Jubelfeier feines Dienfteintritts begehen konnte. Entſprechend der 
fteigenden Revifionsarbeit hat fid) die Beamtenzahl der Rechnungskammer feit 1873 faft 
verdreifacht. 


1) Vgl. das verzeichnis der geſellſchaftlichen Oberbeamten am Schluſſe dieſes Bandes. 
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Überhaupt hat naturgemäß die Beamtenſchaft der ganzen Breslauer Verwaltung in den 
letzten Jahrzehnten einen Umfang gewonnen, den die ,Sahtoren und „Beichäftsführer" der 
alten Seit ſich nicht hätten träumen laſſen. Die Breslauer Verwaltung beſtand 1848 nur aus 
dem Gejchäftsführer und dem Buchhalter, 1862 aus dem Disponenten, dem Buchhalter, dem 
Rechnungsfuͤhrer und einem Kontoriſten, zu denen bis 1869 noch ein Rontoriſt und ein Aſſiſtent 
hinzutraten. Bei der erſten Einrichtung der neuen kaufmännifchen Verwaltung und der Rechnungs: 
kammer zahlten beide zuſammen 8 Beamte. Dagegen wuchs ihre Sahl bis 1885 auf 25, bis 
1903 auf 42. Gegenwärtig find in der kaufmaͤnniſchen verwaltung tätig: 1 Direktor, 3 forre 
ſpondenten, 1 Kaſſterer, 1 Hauptbuchhalter, 4 Buchhalter, 2 Kalkulatoren, 1 Regiſtrator, 1 affen: 
aſſiſtent, 2 Regiſtraturgehilfen, 10 Rontoriſten, 1 Ranzliſt, 1 Lehrling, dazu an Unterbeamten 
1 Raffenbote und 2 Kontordiener. Die Rechnungskammer zählt einen Direktor und 13 Beamte. 
Der Beamtenetat betrug 1849 6027,82 Mk., beläuft fid) aber gegenwärtig auf 101 360 Mk. 

Die wachſende Beamtenzahl war die Haupttriebfeder für den häufigen Wechfel der 
Geſchaͤftsraume, den Georg v. Gieſche's Erben in den letzten Jahrzehnten erlebt haben, 
Die Breslauer Verwaltung war 1849, wie früher!) berichtet, nach der Trennung von Gebr. 
Schreiber in eine eigene Mietswohnung, Albrechtſtraße 27, übergefiedelt, wo man im erſten 
Stock für 3 Stuben, 1 Alkoven, Müche und 2 Kammern jährlich 180 Cl. Mietszins zahlte. 
Aber ſchon 1853 wurde das Kontor — warum, wiſſen wir nicht — nach dem Erdgeſchoſſe des 
Hauſes Junkernſtraße 11 verlegt. Trotz eines Mietspreiſes von 300 TL. beſtand das neue 
Bureau nur aus zwei Simmern und einer Hofremiſe. Daher wurde auch dieſer auf 6 Jahre 
abgeſchloſſene Mietsvertrag nicht verlängert und 1859 von dem damaligen Repräfentanten 
Stadtrat Walter in deſſen Haufe Cauentzienſtraße 89 eine gleichfalls im Erdgeſchoß gelegene, 
aber aus drei Simmern beſtehende Wohnung für denſelben Preis von 300 Tl. gemietet, nachdem 
der vermieter zu allen im Sicherheitsintereſſe notwendigen Maßnahmen, wie Anbringung von 
Senfterläden, Dermauern von Türen etc. fid) verpflichtet hatte. Aber ein ſehr triftiger Beweg⸗ 
grund trieb G. v. Gieſche's Erben nach 6 Jahren wieder auf die [anderſchaft, nämlich die 
unerhörte Höhe der Rommunalabgaben, die fid) damals für die Geſellſchaft auf 2666 TI. 20 Sgr. 
beliefen. Nach eingehender Erörterung beſchloß das „Kollegium die Verlegung des Befchäfts: 
fies außerhalb des Stadtbezirks. Das Bureau fiedelte nach Kleinburger Chauſſee 48 (jekt 
Kaifer TDilbelmftrafe 10) über, und die weitere Zahlung der Breslauer Rommunalabgaben 
wurde abgelehnt. Verhandlungen zwiſchen der Geſellſchaft und der ftädtifchen Abgaben: 
deputation hatten den Erfolg, daß die Rommunalabgaben der Geſellſchaft auf 280 Cl. 12 Sgr., 
das heißt, auf noch nicht ein Elftel des bisherigen Betrages herabgeſetzt wurden. Daraufhin 
beſchloß das Kollegium die Rüchverlegung des Bureaus nach dem Stadtbezirk in das Haus 
Herrenſtraße 29 ?). 


1) Dal. S. 104. 
4) Die Kommunalfteuern betrugen ſpaͤter: 1820: 1728 Mh.; 1871: 2088 Mh.; 1872: 1836 Mh.; 1873 bis 
1879: 2880 mg.; 1880: 3420 Mh; 1881 bis 1889: 3600 mg.; 1890 und folgende: 4140 Mh, 4320 Mh, 


Geſchäftshaus Georg v. Gieſche's Erben 
von 1889—1900, 


Breslau, Berrenſtraßze 28. 
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Der häufige Wechfel des Gefchafisfikes ließ offenbar damals ſchon den Gedanken an 
den Erwerb eines eigenen Grundftiicks auftauchen; wenigſtens enthalten die Akten der ſechziger 
Jahre eine ganze Reihe ſchriftlicher Grundftiichsangebote, deren Annahme fid) im Laufe der Seit 
als nicht unvorteilhaft für die Geſellſchaft erwieſen haben würde. Aber bei den damaligen Re 
präfentanten beftand keine Neigung, ein ftädtifches Haus als ftändiges geſellſchaftliches Ver: 
waltungsgebäude zu erwerben. So trieb die Vermehrung des Beamtenperſonals zu weiteren 
bohnungsveränderungen. Anfang 1871 zog die Verwaltung nach Junkernftraße 34, 1876 nach 
Herrenſtraße 7. Obgleich dort zu der urſprünglich gemieteten Wohnung im 1. Stock nach und 
nach immer weitere Räume im Erdgeſchoß, wie im zweiten Stock hinzugenommen werden 
mußten, da nicht nur für die kaufmännifche Verwaltung, ſondern auch für das 1873 eingerichtete 
Revifionsbureau platz zu ſchaffen war, fo ergab fid) doch ſchon im Jahre 1885 von neuem die Mot: 
wendigheit, bie Bureaus und das Lager der Bleifabrikate in anderweitigen geeigneten Räumen 
unterzubringen. 

wiederum erwog das Repräfentantenkollegium, auf Anregung feines borſitzenden, 
Grafen v. d. Reke, die Erwerbung eines zum Bau eines eigenen Verwaltungsgebdudes 
geeigneten Grundftüchs, wodurch dem für, die Geſellſchaft eigentlich nicht recht würdigen 
Umherziehen von Mietswohnung zu Mietswohnung ein Ende gemacht werden könnte. Die 
Bedenken gegen einen ſolchen Erwerb und Neubau waren jedoch bei einem Teil des Kollegiums 
noch immer ſo ſtark, daß man noch die Befragung der Generalverſammlung für notwendig 
erachtete. Erſt nachdem dieſe zugeſtimmt hatte, wurde dem Erwerb ernſtlich näher getreten. 
Leider verhinderte auch jetzt noch die bei der Mehrheit des Rollegiums ausſchlaggebende 
NRüchficht auf die volle Rentabilität des zu erwerbenden Grundftücs, die man unter Sugrunde⸗ 
legung der bisherigen Rontormieten berechnete, die Annahme der Vorfhläge der Minderheit, die 
ein auch für die weitere Ausdehnung der Verwaltung ausreichendes und allen Anforderungen 
an Licht und Luft entſprechendes Gebäude errichten wollte. So einigte ſich ſchließlich das 
Kollegium auf den Ankauf des Hauſes Herrenſtraße 28 für den Preis von 174 600 Mk. Die 
Geſellſchaft wurde damit, wie fid) erft ſpaͤter herausſtellte, Eigentümerin des Haufes, in deffen 
Räumen bereits in der Seit von 1816 bis 1832 unter der Gefchaftsfiihrung des Rommerzienrats 
Weiß!) ihre Angelegenheiten beraten und ihre Handels: und Kafjengefchäfte beſorgt worden 
waren. Sür die Erwerbung des Grundſtücks ſprach das verhältnismäßig kleine, darin feft- 
zulegende Kapital und namentlich die Hoffnung, daß durch geeigneten Umbau und den Aufbau 
eines dritten Stochwerks die Bedürfniſſe der Verwaltung auch für die Suhunft ohne allzugroße 
Unkoften befriedigt werden könnten. Die Ausdehnung der Breslauer Verwaltung machte aber 


3637,50 Mh, 4565 MU, 4826,25 Pin, 3248,25 Mik, 2807,60 Mh., 2846,60 Mh., 3390,50 Nik., 4462,50 Mh., 
6314 Mh, 8143 Mk, 9783 Jm, 10322 Mk. Erft im Jahre 1901 erreichte alfo die auf v. Hieſche's Erben nach 
den geſetzlichen Beftimmungen entfallende Kommunalfteuer wieder die Höhe, in welcher die Gefellichaft bereits in 
den Jahren 1861—1864 beſteuert worden mar. 
1) val. S. 40 ff. 
Geschichte der Bergwerſisgeſellſchaft ©. v. Giefche's Exben.t 21 


162 


mit der Seit alle diefe Berechnungen zunichte. Schließlich konnte, abgeſehen von den Mellern, 
nur noch eine Wohnung im vorderhauſe des Grundſtücks an Srembe vermietet werden. Die 
fämtlichen übrigen Räume mußten für geſellſchaftliche Swecke in Anſpruch genommen werden. 
Dabei erwies fid) das Gebäude, trotz aller in ihrer Geſamtſumme nicht unbedeutenden Umbau 
koften, vielfach als unzweckmäßig. Namentlich fehlte es an Luft und Licht in den nach dem 
Hofe gelegenen Simmern. Auch der Raum für die Generalverſammlungen wurde für die zu: 
nehmende Anzahl der Teilnehmer immer unzulänglicher. Dazu trat zuletzt noch die Sorge um 
die ſichere Aufbewahrung von Kaffen: und Cffektenbeftinden. 

Alle diefe Erwägungen drängten daher zu dem Entſchluſſe, ein anderes beffer geeignetes 
Grundſtück zu fuchen und das alte wieder zu veräußern. Die Auflaſſung des an der Promenade 
gelegenen Grundftücks der Provinzial Steuerdireßtion gab eine willkommene Gelegenheit zur 
Ausführung des Beſchluſſes, zumal Graf Balleſtrem fid) bereit erklärte, das Grundſtüch mit 
v. Gieſche's Erben je zur Hälfte zu kaufen, um auf feiner Hälfte ein Wohnhaus zu bauen. 
Der Suſchlag wurde auch der Geſellſchaft erteilt. Als aber der Bauplan und Koſtenanſchlag 
aufgeſtellt wurde, erſchien es dem Repräfentantenkollegium doch vom Standpunkt einer ſoliden 
und ſparſamen Verwaltung bedenklich, die hohen Baukoften aufzuwenden, welche die durch die 
Lage des Grundſtückes zwiſchen [allſtraße und Promenade gebotenen zwei Saſſaden erfordert 
haben würden. Es war daher dem Kollegium ſehr erwünſcht, als Graf Balleſtrem ſich bereit 
erklärte, das ganze Grundſtück allein zu übernehmen. Statt deſſen erwarb die Geſellſchaft bald 
darauf, im Jahre 1898, das Grundſtück Schweidnitzer Stadtgraben 26, deſſen großer Garten 
genügend Raum bot, ein allen Bedürfniffen der Verwaltung Rechnung tragendes, auch eine 
weitere erhebliche Ausdehnung zulaſſendes Gebäude in zwar ſolideſter, aber auch ganz einfacher 
Ausführung zu errichten, während das Dorbergebáube nach wie vor nutzbringend anderweitig 
vermietet werden konnte. Der Bau begann im Jahre 1899, nachdem drei Architekten aufge: 
fordert worden waren, auf Grund eines genauen, alle Erforderniſſe berüchfichtigenden Baw 
programms Pläne und Koſtenanſchläge einzureichen. Swei von ihnen folgten der Einladung, 
und nach forgfältiger Prüfung wurde der Architekt Robert Hönfch in Breslau beauftragt, die 
technifche Leitung des nach feinem Plane auszuführenden Baues zu übernehmen. Sur Ober. 
aufſicht und Entſcheidung über die im Laufe der Ausführung auftauchenden Sragen wählte das 
Kollegium als beſondere Baukommiffton feinen Vorfikenden Grafen v. d. Recke und feinen 
ſtellvertretenden Vorfikenden Seremonienmeifter v. Srankenberg. Rach 1½ Jahren konnte der 
Neubau am 17. November 1901 bezogen werden. Im ellergeſchoß, das aber mur ½ Meter 
unter dem Niveau des Gartens liegt, befinden fid) 4 Wohnungen für Kaffen: und Bureaudiener, 
die Sentralheizung, Kohlen: und MWirtfchaftskelfer. Im Erdgeſchoß liegen der Repräfentanten 
Sitzungsſaal mit einem kleineren Aonferenzzimmer, ein Abſteigezimmer für die von auswärts 
kommenden Repräfentanten, das Bureau der Chemiſchen Sabrik Aftien-Geſellſchaft Rart Scharff 
u. Co., ſowie die Wohnung des erſten Raſſendieners. Im erſten Stockwerß ift die kaufmännifche 
verwaltung ſowie der diebes und feuerſichere Treſor mit einer ins Erdgeſchoß reichenden Ab: 


Gegenwärtiges Derwaltungsgebäude, 
erbaut 1900. 


Breslau, Schweidnitzer Stadtgraben 26. 
(Vorderanficht) 


Gegenwärtiges Derwaltungsgebäude, 
erbaut 1900. 


Breslau, Schweidnitzer Stadtgraben 26. 
(Binteranſicht) 
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teilung, nebſt einem feuerfichern Archiv untergebracht. Im zweiten Stockwerk befinden fid) 
die Bureaus der Rechnungskammer, die Geſchäftsſtelle des Reprafentantenhollegiums und mehrere 
vorläufig unbenutzte Räume, in denen mindeftens noch 20 bis 30 Beamten fchöne, helle und 
luftige Arbeitsplätze angewieſen werden können. Sür einen noch weitergehenden Raumbedarf 
würden übrigens auch die vorläufig vermieteten Räume des Dorberbaufes mit feinen zwei 
Seitenflügeln zur verfügung ftehen. 

Möge mit dieſem letzten Wechſel des Geſchaͤftsſitzes die Bergwerksgeſellſchaft Georg 
v. Gieſche's Erben bis in eine ferne Sukunft eine bleibende Stätte ihres Wirkens gefunden 
haben. vor allem walte aber auch in den neuen Räumen ſtets der alte, gute Geiſt! 


9. Die Aufgaben des Repräſentantenkollegiums der Gegenwart. 


Organifation des Kollegiums: Geſchäftsordnung, verteilung der Referate, Geſchaͤftsſtelle. 
Die Verhandlungsgegenftände des ſtollegiums: Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes, Gruben, und Hüttenbetrieb, 
Bauwesen, Abſatz der Geſellſchaftsproduftte, Geldwirtſchaft, Geſellſchaftsverfaſſung und verwaltung, Beamte und 
Arbeiter der Geſellſchaft. Die Aufgaben des fiollegiums einft und jetzt. 


Wie in den letzten drei Jahrzehnten bei jedem einzelnen Sweige der oberſchleſiſchen 
und der Breslauer Verwaltung von Georg v. Giefde’s Erben der Umfang, die Viel- 
feitigheit und die Bedeutung der Obliegenheiten bedeutend geſtiegen find, jo naturgemäß auch 
an der leitenden Stelle, beim Repräfentantenkollegium. Außerlich betrachtet iſt allerdings das 
Kollegium noch dasſelbe wie vor 30—40 Jahren. Seine 1858 feſtgeſetzte Mitgliederzahl ift 
unverändert geblieben; feine 1871 eingeführte Geſchaͤftsordnung ſteht im weſentlichen heute 
noch in Kraft. Rur in Einzelheiten ift eine zweckmäßige Weiterbildung derſelben eingetreten. 
So wechſelten früher die Referate unter den Repräfentanten von Sitzung zu Sitzung derartig, 
daß in jeder Konferenz ein Mitglied des Kollegiums über alle vorliegenden Angelegenheiten zu 
berichten hatte. Seit 1872 find aber die berhandlungsgegenſtände nach ſachlichen Gefichtspunkten 
in drei Gefchaftshreife eingeteilt. Die Referate aus dieſen drei Gefchäftskreifen find ſtändig je 
zwei Repräſentanten zugewieſen und werden von dieſen abwechſelnd erſtattet, ſodaß jetzt in jeder 
Sitzung drei Referenten tätig find. Gefchäftskreis I umfaßt die Grubenſachen, II die Angelegen: 
heiten der Hütten, des Steinbruchs, der Ziegelei und der Landwirtſchaft. Sum Gefdhaftshveis III 
gehören alle andern Geſellſchaftsgeſchaͤfte. Dieſe Referate werden, ſofern fie der Vorfikende 
nicht fid) felbft vorbehält, vom Stellvertreter des Vorfikenden erſtattet. Angelegenheiten, bei denen 
der Rechtsftandpunkt in Srage kommt, werden feit 1896 als Gefchaftskreis IV dem Syndikus 
der Geſellſchaft zum Mitbericht zugefchrieben. Die bureaumäßige Bearbeitung der „Kollegial 
fachen", d. h. der an das Kollegium oder feinen Vorfigenden gerichteten Eingänge und die 
Protokollierung der Ronferenzbeſchlüſſe war bis 1883 dem Revifionsbureau, dann der hauf. 
männifchen Verwaltung überwieſen. Seit 1903 beſteht hierfür unter der direkten Aufſicht des 


borſitzenden eine beſondere Geſchaͤftsſtelle, die von einem Sekretär verwaltet wird. 
au" 
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Im übrigen find zwar die alten Sormen der Bejchäftstätigkeit des Mollegiums unver: 
ändert beibehalten worden, aber ihr Inhalt ift ungleich größer und reicher geworden. In den 
Seiten des alten Samiliengefchäfts ließ fid) die Tätigkeit der Repräfentanten ſchon in wenigen 
Sätzen!) hinreichend kennzeichnen. Wollte man jetzt auch nur die Namen und Rubriken aller 
der Derhandlungsgegenftände, die in den Repraſentantenſitzungen teils regelmäßig, teils gelegentlich 
zu erledigen find, etwa nach den Regiftern der Monferenzprotokolfe vollſtaͤndig aufzählen, fo 
könnte man damit ganze Seiten füllen. Die bunte Mannigfaltigheit, aber auch die verantwortungs: 
ſchwere Tragweite der Entſcheidungen, vor die das Kollegium von heute geſtellt wird, können 
hier nicht erſchöpft, nur angedeutet werden. I 

Wie die Repräfentanten der letzten Jahrzehnte, beraten von den erſten Befellichafts: 
beamten, ihre Hauptaufgabe, die ftete Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes, durch Erwerb neuer 
Gruben und des entſprechenden Grundeigentums, durch Erweiterung des Hüttenbetriebes und 
durch Übernahme neuer Sabrihationszweige in weitblichender Vorforge für die Zukunft gelöft 
haben, ift an andrer Stelle?) muſtergiltig dargeſtellt worden. Als Nachtrag hierzu fei nur er 
wähnt, wie viele Anerbietungen zu Gruben- oder Grundbeſitzerwerbungen erwogen werden 
müſſen, ehe ein einziger Rauf auch wirklich zuſtande kommt. Mit den ſteigenden Mitteln der 
Geſellſchaft mehren fic) die Angebote von Bergwerks und Großgrundbeſitz aller Art, von Gold., 
Silber, Sink, Blei, Kupfer, Mohlenbergwerken und petroleumquellen in allen Teilen Deutſch⸗ 
lands, in Gſterreich Ungarn, Rußland, der Balkanhalbinſel, Italien, Srankreih, Skandinavien, 
ja, in den Vereinigten Staaten, Afrika und China. Mehrere Projekte find aufgetaucht für den 
Erwerb oberſchleſiſcher Waldherrſchaften, durch den die Geſellſchaft den Holzbedarf ihrer Gruben 
zu decken gedachte. Auch bei der Erweiterung der Hüttenanlagen, bei der Übernahme neuer 
Betriebszweige muß dem fertigen, ſchließlich ausgeführten Plane die Erwägung vieler unaus: 
führbarer Projekte, die Prüfung fo mancher als hochbedeutſam angeprieſener, aber doch wert: 
loſer Erfindungen vorausgehen. 

Jedoch nicht nur in den großen Erwerbungen und den wichtigſten, augenfálfiaften Meu 
anlagen offenbart fid) die Tätigkeit der Geſellſchaftsleitung für die Erhaltung des Betriebes 
und die Mehrung des Beſitzes. Mein, fie durchdringt und durchſetzt auch den alltäglichen, den 
normalen Betrieb bis in feine letzten Derzweigungen, denn überall heißt's: „Per nicht vorwärts 
geht, geht rückwärts“. Jede ſcheinbar noch fo geringe verbeſſerung, jede Beſeitigung eines 
bisher für unvermeidlich gehaltenen Übelftandes, jede Erſparnis an Material oder Arbeitskraft 
ift ein Stein an dem großen Bau des Geſellſchaftsbetriebes. Und der Geiſt ſolchen unermid: 
lichen Sortſchreitens muß, wenn er nicht in den breiteren Schichten der Verwaltung erlahmen 
foll, an leitender Stelle forgfältig gepflegt und wachgehalten werden. Auch von den Hemmniſſen, 
die dem Geſellſchaftsbetriebe fid) entgegenſtellen, haben nicht nur die großen Betriebsftörungen 
durch Seuers» oder Waſſersnot oder die weitgreifenden rechtlichen Schwierigkeiten, die aus den 


1) Dal. S. 15 f. ) Bernhardi, Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft feit 1851. 
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Regalanfprüchen der Grundherrſchaften erwuchſen, der Verwaltung ſchwere Sorgen und große 
Mühen bereitet. Die alltäglichen techniſchen Schwierigkeiten, und die vielen kleinen recht 
lichen Derwicklungen, zu denen der Betrieb Anlaß gibt, bilden ebenfalls in ihrer Summe 
ein fühlbares Schwergewicht, das zu feiner Überwindung einen gewiſſen Kraftaufwand erfordert. 
Durch den Grundeigentumserwerb der Geſellſchaft, der, wie an anderer Stelle ausgeführt ift"), 
nur als Mittel zum Sweck der Sicherung des Grubenbetriebs unternommen wird, trat in den 
freis der Aufgaben der Geſellſchaftsleitung die Güterverwaltung, ein bei der Lage der Land: 
wirtſchaft gewiß wenig verlockendes Tätigkeitsfeld. Auch das Bauweſen ift ein nicht immer 
müheloſer und erquicklicher Sweig der verwaltung, deffen Vernachläſſigung aber ſowohl für 
den Betrieb wie für die Geldwirtſchaft die ſchimmſten Folgen haben würde. 

Eine bunte Muſterkarte zu entſcheidender Einzelfragen wird dem Kollegium in den 
Gefchäftsberichten und Anträgen der kaufmänniſchen verwaltung vorgelegt: das Derlaffen 
alter und das Erſchließen neuer Abſatzwege, Ronkurrenzkämpfe und Kartellbeſtrebungen, Soll: 
und Carifſachen, Pagenmangel und andre Transportfragen, Kreditgewährung und Verfahren 
bei Sahlungsſtockungen der Abnehmer. Dann die Geldwirtſchaft und was alles damit 
zufammenhängt: Prüfung der Bilanzen, Gewinnverteilung, Dermehrung und verwendung der 
geſellſchaftlichen Fonds, Hnpothekenhäufe, Darlehnsbewilligungen und andre Geldanlagen, 
Aufftellung der voranſchläge und verfahren bei Überfchreitungen derſelben, Stempel, Steuer. 
und berſicherungsangelegenheiten, endlich Inventarien-, Materialien, Raſſen⸗ und Rechnungs 
prüfungen. Auch wo es fid) nicht um große Verwaltungsreformen und Statutenänderungen 
handelt, hat die Geſellſchaftsleitung nicht felten in Verfafjungs: und verwaltungsfragen grund: 
ſätzliche Entſcheidungen zu treffen, Härten zu mildern, Reibungen auszugleichen, künftige Reformen 
anzubahnen. Oder fie hat ihre eigenen verfaſſungsmäßigen Rechte oder die andrer Gefelljchafts: 
organe wahrzunehmen und ihre Ausübung zu überwachen. Die Kontrolle der Beſitzveränderungen 
unter den Mitgliedern, die Entſcheidung über das Vorkaufsrecht der Geſellſchaft an den Anteilen, 
die Vorbereitung der Generalverſammlungen und die Ausführung der dort gefaßten Beſchlüſſe 
gehoͤren ebenſo in dieſes Gebiet wie die Regelung der eigenen inneren Angelegenheiten des 
Kollegiums. Dazu kommt die nie ſtill ſtehende Ausgeſtaltung der Verwaltungsorganiſation, 
die Seſtſtellung des Derbáltniffes der einzelnen Amtsſtellen zu einander, die Einzelfragen des 
Bureauweſens, der Geſchaͤftsraͤume, der Amtsſtunden, der Vollmachten, der Xeifehoftem und 
Cagegelder, endlich die Einrichtung der Schatzverwaltung, des Archivs und der Regiſtratur. 

Und nun endlich die in vieler Hinſicht ſchwierigſte, verantwortungsvollſte Aufgabe einer 
Verwaltung: das Derhältnis zu ihren Beamten und ihrer Arbeiterſchaft. Anſtellung, Beſoldung, 
weitere berufliche Ausbildung, Beurlaubung, Unterſtützung, Penfionierung und Reliktenverforgung 
der Beamten, ferner Lohnung, Sürforge für franke, Invaliden und Hinterbliebene, Unfallverhütung 


1) Bernhardi, Die Entwicklung des Veſitzes der Geſellſchaft etc, S. 41 ff. B 
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und MWohlfahrtseinrichtungen +) bei der Arbeiterſchaft — welch ein weiter Kreis’ ſchwerer Pflichten 
ift bei dem jetzigen Umfange der geſellſchaftlichen Betriebe in dieſen wenigen orten angedeutet, 
Hier, wie überhaupt bei Betrachtung der Aufgaben der heutigen Geſellſchaftsleitung, wird ſich 
der Gegenſatz zwiſchen dem Einſt und Jetzt gebieteriſch aufdraͤngen. 

Dor 100 Jahren beftand die Bergwerhsgefellihaft Georg v. Gieſche's Erben aus 
40 Mitgliedern und befchäftigte etwa 50 Beamte und Arbeiter. Ihr Beſitz wurde höͤchſtens auf 
100000 Cl. geſchaͤtzt, und der Ertrag entſprach nicht einmal in allen Jahren einem derartigen 
Rapitalwerte. Heute zählt die Geſellſchaft 378 Mitglieder; ihre Beamtenſchaft beträgt etwa 300, 
die Sahl ihrer Arbeiter über 14000, die mit ihren Samilien eine Volkszahl von rund 
70 000 Köpfen darſtellen. Die Geſellſchaft als ſolche zahlt jährlich mehr als 1800000 Ik. an 
Staats, Kommunal und Bergwerksfteuern, SreiRuygeloern, Beiträgen zur Knappſchaftskaſſe, 
zur Alters: und Invalidenverſicherung, zu den Penfions: und Arankenkafjen ihrer Beamten und 
Arbeiter. Für Erneuerung und Erweiterung ihres Beſitzes haben Georg v. Gieſche's Erben 
in den letzten 30 Jahren aus eigenen Mitteln mehr als 60 Millionen Mark aufgewendet. Angeſichts 
ſolcher Sahlen darf man wohl fagen, daß gegenwärtig der oberſten Entſcheidung des Repräſen⸗ 
tantenkollegiums der Geſellſchaft eine nicht geringere Summe von Menſchenſchickſal und von 
wirtſchaftlichen Werten unterſtellt iſt, als den Beſchlüſſen des Miniſterrats in mehr als einem 
deutſchen Bundesſtaate. 


10. Die Fuſammenſetzung des Repräſentantenkollegiums feit 1875. 


Die Reprajentanten feit 1873. Leitung des ſtollegiums. Die Repräſentanten⸗ Stellvertreter. 
Die Berater des fiollegiums. 


Dafür, daß die Geſellſchaft trotz ihres raſchen wirtſchaftlichen Sortfchreitens niemals den 
Suſammenhang mit ihrer Vergangenheit, mit ihrer guten, alten Tradition verlor, war vor allem 
die Stetigkeit und Gleichmäßigkeit in der Zuſammenſetzung des Repräfentantenhollegiums von 
großem Werte. Bis in die jüngfte Vergangenheit haben Repräfentanten von 1858/59 2), die noch 
die Vorbereitungszeit der ſechziger Jahre durchlebt hatten, Mitglieder, die in der Reformpeit 
Anfang der ſiebziger Jahre in das Kollegium eingetreten waren, und ſpaͤter gewonnene jüngere 
Kräfte einmütig zuſammengewirkkt. 

Die „alte Generation“, der es noch vergönnt war, die „neue Seit“ in rüſtigem Schaffen 
herbeiführen zu helfen, beſtand aus dem Rammerherrn v. Prittwiß, Stadtrat Walter und Lothar 
Srh. v. Richthofen. Nachdem Rammerherr v. prittwitz, wie früher erzählt, im Jahre 1874 auf 
den ihm angetragenen Dorfily im Kollegium zugunften des Grafen v. d. Recke verzichtet hatte, 
hat er dieſem noch 18 Jahre als Stellvertreter treu zur Seite geftanden. Auch als Kaſſenpfleger 


1) Dal. Bernhardi, Die Entwicklung des Beſitzes der Geſellſchaft ete, S. 57 ff. 
?) ber ihre Wahl vgl. S. 97 f. 
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(1876—88), als langjähriger Referent in Grubenſachen und als eifriger Teilnehmer an allen 
Statutenberatungen hat er der Geſellſchaft feine Kraft geliehen. Als Seichen des Dantes für 
fein Wirken war ihm bereits 1871, anläßlich des 25. Jahrestages feiner Wahl zum Re 
präſentanten Stellvertreter, ein Album mit den Photographien der Geſellſchaftsmitglieder über. 
reicht worden. Als im Oktober 1883 Kammerherr v. Prittwitz und Stadtrat Walter ihr 
25 jähriges Repräsentanten Jubiläum feierten, wurde beiden als Ehrengeſchenk je ein Tafel: 
aufſatz aus ſelbſtproduziertem Silber überreicht. Das Einladungsſchreiben zu der Seier rühmte, 
wie beide Jubilare „in ihrer ſteten Sorge um die Erweiterung und Conſolidirung eines 
productiven Beſitzes hervorragend für die Sicherung der Suhunft der Geſellſchaft gewirkt” 
haben. Auch als ID. v. prittwitz am 23. Juni 1892 durch den Tod abberufen worden war, 
pries der borſitzende des Kollegiums in einem warmempfundenen Nachrufe die „unvergänglichen 
verdienſte“ des Entſchlafenen um die Geſellſchaft. 

Gleich ihm hat Stadtrat Walter bis zu feinem Ableben (9. Okt. 1896) Georg 
v. Gieſche's Erben die alte Treue bewahrt. Als Stellvertreter des Dorfißenden wirkte er 
1872/73 und 1893—96, als vorſitzender des Kuratoriums der Beamten-Penfionshaffe ebenfalls 
1893—96. Seine allezeit rege Sürforge für die Beamten der Geſellſchaft bewies er durch die 
„Srau Bertha Walter » von Roſchembahrſche Beamten Unterſtützungs Stiftung“, die er zum An 
denken an feine verſtorbene Gemahlin im November 1883 begründete und durch letztwillige Ver: 
fügung noch reichlicher ausſtattete. Nicht unerwähnt bleibe endlich, daß Stadtrat Walter ſich 
jahrelang um die Erforſchung der Geſellſchaftsgeſchichte bemüht und für die gegenwärtigen Seſt, 
ſchriften dankenswerte Vorarbeiten hinterlaſſen hat. 

Ebenſowenig haben bei Lothar Srhn. v. Richthofen die Jahre den lebhaften Anteil an 
den Geſchickhen der Geſellſchaft herabzumindern vermocht. Noch immer verfolgte er alle 
verfaſſungs, und Dermaltungsfragen mit beſonderem Intereſſe. Von der Begründung der 
Beamtenpenſionskaſſe (1867) bis zu feinem Tode führte er den vorſitz im Kuratorium der 
Kaffe. Aber auch der Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes galt weiterhin feine Sürforge. Er 
begutachtete in den achtziger Jahren die der Geſellſchaft gemachten Kaufangebote oberſchleſiſcher 
waldherrſchaften; er nahm Teil an den Verhandlungen über den Erwerb der Kleophas, Grube 
und des Ritterguts Salenge und leitete mehrere Jahre die Bewirtſchaftung dieſes Gutes. Als 
im Oktober 1884 fein Reprafentantenjubildum, gleichfalls unter Überreichung eines Ehren: 
geichenhes, feſtlich begangen wurde, begründete er zum Gedächtnis daran eine „Sreiherr 
v. Richthofenfche Darlehns, und Unterſtützungsſtiftung“ zum Beſten der Geſellſchaftsbeamten, 
ihrer Witwen und waiſen. Noch in feinen letzten ſchweren Leiden, von denen ihn am 
13. April 1893 der Cod exlöfte, hat fid) Lothar Srh. v. Richthofen im Geiſte angelegentlich mit 
der Suhunft der Geſellſchaft befchäftigt. Seiner baldigen Auflöſung mit vollem Bewußtſein 
entgegenſehend, richtete er am 2. März tiefempfundene, in ihrer Schlichtheit ergreifend wirkende 
Abſchiedsworte an die bevorſtehende Generalverſammlung. Mit herzlichem Danke für das ihm 
34 Jahre lang durch Wiederwahl gefchenkte vertrauen, verband er die ernſte Mahnung zu 
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Sorgfalt und Umficht bei künftigen Ergänzungen des Kollegiums: „Vor Allem müſſen Sie die 
Überzeugung gewinnen, daß der zu wählende Reprafentant nicht fein Hauptbeſtreben dahin 
richtet, hohe Dividenden auszuzahlen, ſondern dahin, immer in erſter Reihe an die Sukunft der 
Geſellſchaft zu denken. Ware dieſer Grundſatz nicht in den letzten 3 Dezennien von dem 
Kollegium ſtets als Ausſchlag gebend betrachtet worden, würden Sie in den letzten Jahren nicht 
den erfreulichen Aufſchwung in der Geſellſchaft erlebt haben“. Das letzte Vermächtnis Sch, 
v. Richthofens klang aus in dem Punſche: „Gott ſegne Georg von Gieſche's Erben!" 

Die Bildniſſe der drei letzten Repräſentanten von 1858/59, W. v, prittwitz, G. Walter 
und L. Sth. v. Richthofen, wurden auf Beſchluß des Rollegiums und der Generalverſammlung 
in den Jahren 1893 und 1897 durch den Porträtmaler v. Jmonshi gemalt und fchmücken jetzt, 
neben dem Porträt Louis v. Walthers, den Repräſentanten⸗Sitzungsſaal. 

Don den zu Anfang der ſiebziger Jahre eingetretenen drei Mitgliedern ift der 1872 ge 
wählte Generalmajor z. D. Maximilian v. Roux dem Kollegium ſchon 1884 durch den Tod ent: 
riffen worden. Des Wirkens der andern beiden Repräfentanten aus der Reformzeit, Grafen 
v. d. Reke und Seremonienmeiſter C. v. Srankenberg darf fid) die Geſellſchaft heute noch 
erfreuen. 

Seit 32 Jahren, einer ſonſt nur noch von Sigismund v. Walther u, Croneck erreichten 
Amtsdauer, ſteht Conſtantin Graf v. d. Recke-Dolmerftein als Vorfikender und als Bevoll: 
mächtigter!) an der Spitze des Repräſentantenkollegiums. Su welcher Blüte die Bergwerks 
geſellſchaft „Georg v. Gieſche's Erben“ in dieſem Seitraume gediehen iſt, welche großen, 
ſegensreichen Entſchließungen das Kollegium unter der Leitung feines jetzigen vorſitzenden gefaßt 
hat, darf an dieſer Stelle nicht noch einmal ausgeführt werden. Es ſei nur erinnert an den 
perfönlichen Anteil des Vorfikenden an der letzten großen Entſcheidung, an der Erwerbung der 
Refervegrube von dem Grafen v. CieledDindiler und der Xegalablófung, durch die der gefell 
schaftliche Rohlenbergbau von einer ſchweren Laft befreit und für eine weite Sukunft gefichert 
worden ijt. Hur erwähnen dürfen wir ferner, wie Graf v. d. Reke außer dem arbeitsreichen 
Amte des Vorfikenden zahlreiche andere Gefellfchaftsämter: als &rubenrepráfentant, als Kaffen- 
pfleger, als Schatzbewahrer, als Kurator der Sreiherr v. Richthofenſchen Stiftung und der 
v. Cippelshird) » v. Teichmannſchen Samilienſtiftung bekleidet hat und großenteils jetzt noch ver: 
waltet. Bei reger Sürſorge für alle Zweige des Geſellſchaftsbetriebes hat Graf v. d. Reche 
fein Intereſſe niemals auf die rein wirtſchaftlichen Aufgaben, die bloße Erwerbstätigkeit 
der Geſellſchaft beſchraͤnkt. Seit den erſten Anfängen feiner Tätigkeit im Rollegium wirkte 
er für Ausdehnung der Wohlfahrtseinvichtungen, für die Sörderung gemeinnütziger und 
wohltätiger Zwecke. Was endlich die Erforſchung der Geſellſchaftsgeſchichte den jahrelang 
immer erneuten Anregungen des Vorjikenden verdankt, wird [páter erzählt werden. Bei der 


1) Die letzte Erweiterung der Vollmacht des Grafen v. d. Reche zur vertretung des Repräfentantenkollegiums 
erfolgte am 12. Dez. 1882. 
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Seier des Repräfentantenjubiläums bes Grafen v. d. Reke am 26. Oktober 1895 rühmte Bergrat 
Bernhardi als vertreter der Beamtenſchaft, wie bei allen Beſchlußfaſſungen des Kollegiums 
über die Gefchiche der Geſellſchaftsbeamten der Vorfikende „immer auf der Seite des größeren 
Wohhwollens und der größeren Güte“ geſtanden habe und noch ſtehe. Als Seiden des Dankes 
der Beamten überreichte er in einer Truhe eine Anzahl Photographien „von denjenigen Werken, 
welche unter der Oberleitung des vorſitzenden entſtanden und nach feinem Namen benannt find, 
der Reckehiitte und des Rechefchachtes der Kleophasgrube“. 

Seremonienmeiſter C. v. Srankenberg:Profchliß konnte am 28. September 1898 den durch 
eine Seſtfeier und ein Ehrengefchenk ausgeſprochenen Dank der Geſellſchaftsmitglieder für fein 
25 jähriges erfolgreiches Wirken im Reprajentantenkollegium entgegennehmen. Sein lebhaftes 
Intereſſe für verfaſſungs und Sinanzfragen ift bei der Schilderung der Vorgeſchichte des 
Statutennachtrags von 18981) hervorgehoben worden. In den Jahren 1896—1903 führte er 
den vorſitz des Kuratoriums der Beamten-Penfionskaffe. Rach dem Ableben Stadtrat Walters 
folgte ihm C. v. Sranhenberg im Oktober 1896 in dem Amte eines ſtellvertretenden Vorfikenden 
des Rollegiums. 

Auch unter den nach 1873 neu gewählten Repräfentanten hat der Tod zwei ſchmerzliche 
Lichen geriſſen. Der 1893 für Kammerherrn v. Prittwik als Vertreter der v. ildenſteinſchen 
Linie gewählte Candesaͤlteſte Emil Baron v. Durant auf Langendorf hat fein Amt nur ein Jahr 
bekleidet; aber auch in feinem Nachfolger, dem Geheimen Regierungsrat, Landrat Conſtantin 
Sreiherrn v. Seherr Thoß zu Neiße ift dem Kollegium eine hochgeſchätzte Rraft zu früh, Juni 
1899, wieder entriſſen worden. Dagegen ijt der andere Vertreter der v. Wildenſteinſchen Linie, 
Rittergutsbeſitzer Albert Kraker v. Schwarzenfeld auf Bogenau, bereits feit 1884 Xepráfentant 
und hat demnach den größten Teil der neueren Entwicklung der Geſellſchaft mit tätigem 
Anteil durchlebt. Seit feinem Eintritte bekleidet er das Amt eines Kaſſenpflegers. Nachfolger 
Lothars Sreiherrn v. Richthofen ift feit 1893 der Kgl. Schloßhauptmann, Rittmeiſter a. D., 
LandfchaftsDirehtor, Majoratsherr Sriedrich Graf Carmer auf Rügen, und zwar nicht nur als 
vertreter der v. Teichmannſchen Linie, ſondern auch in der Sürforge für die Güter und Sorften 
der Geſellſchaft. Die an Amtsjahren jüngften Mitglieder des Kollegiums find der Kgl. Kammer 
herr Oberregierungsrat Dr. Rurt v. Lieres und Wilkau zu Danzig, feit 1897 Vertreter der 
v. pogrellſchen Linie als Nachfolger Stadtrat Walters, und der fgl. Kammerherr Major a. D. 
Ulrich Sreiherr v. Richthofen auf Petersdorf, Rr. Rimptſch, der 1900 als Repraͤſentant der 
v. [ildenſteinſchen Linie auf C. Sreiherrn v. Seherr⸗Thoß folgte. 

Die verfaffungsmäßige Stellung der Repraſentanten Stellvertreter ift feit dem Statut von 
1864 unverändert geblieben; aber auch ihr Amt iſt mit den ſteigenden Aufgaben des Kollegiums 
an Bedeutung gewachſen. während es früher mit der vollzaͤhligkeit des Kollegiums nicht fo 
genau genommen wurde, wird feit 1872 bei Behinderungen der Repräſentanten die Einberufung 


1) Vgl. S. 155, 156. 
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der Stellvertreter, fo weit irgend möglich, pünktlich durchgeführt. Auch wird neuerdings mehr 
als früher dafür geſorgt, die Stellvertreter durch laufende Information über den Gefchäftsgang 
für die Sälle ihrer Amtsführung hinreichend vorzubereiten. Demnach werden die bei den Re 
präfentanten umlaufenden Vorlagen auch den Stellvertretern übermittelt. Ebenſo erhalten die 
ſelben die Tagesordnungen und die Protokolle der Sitzungen fortlaufend zugefandt. 

Es iſt ferner eine ganz natürliche Solge der neuſten Entwicklung der Geſellſchaft, daß 
das Bedürfnis des Rollegiums, über. technifche, haufmännifche oder juriſtiſche Einzelfragen die 
Meinung ſachverſtändiger Berater zu hören, ſich mehr als früher geltend macht. Seitens der 
kaufmänniſchen Verwaltung werden den Repräfentanten durch Direktor Römhild zu den fon: 
ferenzen ſchriftliche Berichte eingereicht, an die ſich die Beratung und Beſchlußfaſſung über 
geſchäftliche oder geldwirtſchaftliche Sragen anſchließt. Die Anweſenheit des oberſten Leiters der 
oberſchleſiſchen Werke bei den Sitzungen hatte fih, wie wir ſahen !), ſchon in den letzten 
Seiten Scherbenings als wünſchenswert herausgeſtellt. Der feit 1873 wirkende Bergwerks: und 
Hüttendireßtor (1884 Generaldirektor) Sriedrich Bernhardi nimmt feit feinem Amtsantritt ftändig 
an den Repräſentantenſitzungen teil. Ihrer hohen [ertſchaͤtzung dieſes Beraters, der feit nun; 
mehr 31 Jahren dem Kollegium in guten und böfen Tagen treu zur Seite geſtanden hat, haben 
die Repräſentanten wie die Geſamtheit der Geſellſchaftsmitglieder ſtets gern Ausdruck geliehen. 
Anläßlich der Repräſentanten⸗Jubelfeier des Sreiherrn v. Richthofen, am 20. Oktober 1884, be. 
ſchloſſen die Repräfentanten, dem Direktor Bernhardi den Titel eines Generaldirehtors beizulegen, 
„in Anerkennung der großen Derdienfte, welche er fid) um die Verwaltung des geſammten Berg: 
und Hütten⸗Eigenthums von Georg v. Gieſche's Erben, um die Hebung der ihm unterſtellten 
ausgedehnten Induſtriezweige, ſowie um die Erweiterung des geſellſchaftlichen Beſitzſtandes und 
deffen Erträge erworben hat“. Bei der Verleihung des Charakters als gl. Bergrat an 
Generaldirektor Bernhardi übermittelte ihm der vorſitzende namens des Mollegiums herzliche 
Glückwünſche „zu dieſer ſtaatlichen Anerkennung feiner für die Geſellſchaft und den ober. 
ſchleſiſchen Bergbau fo erſprießlichen Leiftungen”. Im April 1898 wurde der 25 jährige 
Gedenktag feines Dienſteintritts durch eine Seftfeier in Breslau, bei der ihm ein Schrank mit 
Silber gewidmet wurde, wie durch ein Sreibierfeſt der oberſchleſiſchen Arbeiterſchaft begangen. 

In Rechtsfragen hat zwar das Kollegium ſtets durch eigene rechtskundige Mitglieder 
wertvolle Unterſtützung erfahren. Trotzdem finden wir ſchon früh Rechtsanwälte oder andre 
Berufsjuriſten als ftändige „Ronſulenten“ der Geſellſchaft. Anfang der vierziger Jahre lieh 
Juſtizkommiſſarius Müller II dem Kollegium in den damals fo brennenden Derfaffungs: und 
Statutenangelegenheiten, wie in andern Rechtsfragen feine Unterſtützung. Bei Müllers Weg 
gange nach Berlin 1846 wurde ihm als Beweis der Dankbarkeit des Kollegiums für feine 
„ausgezeichneten Dienſte“ eine „goldne Tabatiere mit Inſchrift“ verehrt. In den Jahren 
1846—59 diente Juſtizkommiſſarius Haupt, 1860—96. Juſtizrat forb der Geſellſchaft als 
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juriſtiſcher Beirat und als prozeßvertreter. Namentlich Juftigrat Korb hat fid) durch feine 
langjährige, erfolgreiche Hilfsleiftung ein dauerndes Gedenken bei dem Kollegium geſichert. 
Die ſchon 1872 durch Graf v. d. Recke beantragte Anſtellung eines geſellſchaftlichen Syndikus, 
der ftändig an den Repräſentantenſitzungen teilnimmt, ift 1896 ausgeführt worden. Das damals 
geſchaffene Amt wurde dem Landesrat (feit 1904: Direktor der Schleſiſchen Bodenkredit-Aktienbanh) 
Noack übertragen. Die Motariatsgefchäfte der Geſellſchaft werden feit dem Ableben Juſtizrat Morbs 
teils durch Juſtizrat Bellerode, der auch in der ſchwierigen Rechtsfrage der Regalablöſung das 
Kollegium erfolgreich beraten hat, teils durch Juſtizrat Dr. Ifenbiel erledigt. 

Aber trotz aller Unterftügung durch beſondere Sachverſtändige ruht die Hauptlaſt der 
Entſcheidung doch immer auf den Mitgliedern des Mollegiums. Immer ſchwerer wird mit bem 
Wachstum der Geſellſchaft die Verantwortung der Repräſentanten. Immer verantwortungsvoller 
wird auch die Aufgabe der Generalverſammlungen, bei Neuwahlen dem Kollegium die beften 
Kräfte zuzuführen. In einem Rundſchreiben der Repräfentanten an die Geſellſchaftsmitglieder 
vom April 1894 wurde unter Hinweis auf das oben mitgeteilte Abſchiedsſchreiben Lothars 
Sreiherrn v. Richthofen vom 2. März 1893 ausgeführt, wie bei Wahlen nur die fachliche 
Ritchficht auf das Wohl der Geſellſchaft, nicht aber irgendwelche perfönlichen Wünſche oder 
Stimmungen maßgebend fein dürften. Sum Heile des Ganzen haben fih die General- 
verſammlungen der letzten Jahrzehnte ſolchen ſachlichen Erwägungen ſtets zugänglich, ihrer 
verantwortung durchaus bewußt gezeigt. 


u. Der Kreis der Geſellſchaftsmitglieder und die Generalverſammlung 
ſeit 1875. 
Vermehrung der Mitgliederzahl. Verfahren bei Verkäufen von Geſellſchafsanteilen. 

Beſtrebungen, den MNitgliederhreis abzuſchließen. Die Einienteilung und die neue Anordnung der Anteilſcheine im 
Lagerbuche, 1876. Die Generalverſammlung. Vollmacht und Stimmrecht bei derſelben. Die Befugniſſe der 
Generalverſammlung und ihr Verhältnis zu den Repräſentanten. 

In den alten Seiten der unfertigen Geſellſchaftsverfaſſung gab das Wachstum des 
Mitgliederkreiſes nicht felten den Anſtoß zu Verwirrungen und Dermidiungen; es führte zur 
Entfremdung zwiſchen den Repräfentanten und den übrigen Teilnehmern. Wenn aber im letzten 
halben Jahrhundert die Sahl der Mitglieder fid) vervierfacht hat!), ohne daß ihr gutes Der 
hältnis zur Geſellſchaftsleitung getrübt wurde, fo dürfen wir das berdienſt daran teils der 
feit 1860 gewonnenen Redhtsficherheit, teils aber auch den leitenden perſönlichteiten zuſchreiben. 

Die erwähnte ftarke Vermehrung der Mitgliederzahl ift einerfeits durch Erbteilung, 
andrerfeits durch Verkauf von Anteilen an [licht⸗Mitglieder erfolgt. Wie in den ſechziger 
Jahren?), fo war auch noch im folgenden Jahrzehnte der Eintritt Fremder durch Kauf nichts 
Seltenes. bon der Ausübung des Vorkaufsrechts an Anteilen nahmen die Repräfentanten in 
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der Regel Abſtand. Als man 1869 ein „verkaufsbuch“ anlegte, in das jeder Teilnehmer fich 
eintragen laſſen konnte, wenn er Anteile verkaufen oder kaufen wollte, wurde anfänglich auch 
ichtmitgliedern geftattet, fid) auf dieſem Wege als Raufluftige anzumelden und Anteile zu er 
werben. Erft feit den achtziger Jahren macht fid) das Beſtreben geltend, den Mitgliederkreis 
abzuschließen, die zum Verkaufe gelangenden Anteile nur an andere Mitglieder übergehen zu 
laſſen. Seitdem ſteht das Derhaufsbud) nur noch den Geſellſchaftsteilnehmern offen. Wenn 
jetzt Mitglieder Anteile an Sremde verkaufen wollen, übt die Geſellſchaft meiſt ihr Vorkaufsrecht 
aus, verkauft aber die erworbenen Anteile gleich wieder an andere Mitglieder. Dieſe neuerdings 
erſtrebte Schließung des Teilnehmerhreifes fteht mit den Lehren der Geſchichte inſofern in Wider: 
ſpruch, als der Geſellſchaft in den durch Rauf eingetretenen Mitgliedern wertvolle Kräfte zur 
gefloſſen ſind. Dagegen erſcheint es durch die Erfahrungen vergangener Seiten gerechtfertigt, 
daß Georg v. Gieſche“'s Erben nicht jedem unterſchiedslos ihre Reihen öffnen, daß bei[piels: 
weiſe die Statuten feit 1884 Handelsfirmen, Handels, und Aktiengefellichaften von der Geil. 
nehmerſchaft ausſchließen und dem Inhaber einer Handelsfirma den Anteilserwerb nur perſönlich, 
die Eintragung des Anteils nur auf feinen Samiliennamen geſtatten. 

Die hiſtoriſche Einteilung der Geſellſchaftsmitglieder in die drei Linien war im wefent 
lichen ſchon durch das Statut von 1845 unwirkſam geworden, indem dasſelbe feſtſetzte, daß 
die Repräfentanten zwar noch dem Namen nach als vertreter der Linien, in Wirklichkeit aber 
nicht mehr von den Angehörigen derſelben, ſondern von der ganzen Beneralverfammlung 
gewählt werden ſollten. Es war auch nach dem Statut nicht mehr erforderlich, daß der Reprå- 
fentant der Linie, für die er gewählt war, tatſächlich angehörte. Sodann hatte die Linienteilung 
durch die Surückführung der Geſellſchaftsanteile auf "ıooo noch weiter an Bedeutung verloren, 
aber man hatte doch in dem 1864 angelegten Lagerbuche die Mitglieder und ihre Anteile noch 
möglichft nach den 3 Linien aufgeführt. Aber bei der Anlegung eines neuen Lagerbuches, 1876, 
entſchloß man fic) aus Swechmäßigheitsgründen, die Mitglieder in alphabetiſcher Ordnung ein: 
zutragen, die Anteilsſcheine fortlaufend zu numerieren und, ſoweit fie im Beſitze desſelben Mit 
glieds waren, auf einem Blatte des Lagerbuches zu verzeichnen. Die Scheidung in die drei 
Linien ſollte nur noch, ſoweit fie aus den vorhandenen Anteilsſcheinen überhaupt noch erſichtlich 
fei, „als hiſtoriſche Bemerkung“ beibehalten werden!). Man wird gewiß bedauern können, daß 
die altehrwürdige Einteilung der Geſellſchaft damit eigentlich jede prahtifche Bedeutung verloren 
hat und nur noch in der Bezeichnung der Repräfentanten fortlebt. Aber „der Lebende hat Recht“, 
Und ſchließlich ift ja doch nicht die Bewahrung des äußeren Beiwerhs die Hauptſache, fondern 
die unverbrüchliche Aufrechterhaltung der alten, ehrenhaften, die Geſellſchaft vor ſo manchen 
ihrer Art auszeichnenden Überlieferung. 

Das Organ der Allgemeinheit der Geſellſchaftsmitglieder, die Generalverſammlung, ift 
in ihrer äußeren Derfaffung feit 1873 im weſentlichen unverändert geblieben. Eine anderweitige 
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Verteilung des Stimmrechts ift zwar gelegentlich angeregt worden, man hat aber die vorſchriften 
des Statuts von 1864 unverändert gelaſſen. Auch die 1872/78 wiederholt gegebenen Anregungen, 
die Hahl der von einem Mitgliede zu übernehmenden vollmachten und für feine Machtgeber 
abzugebenden Stimmen nach oben abzugrenzen, find damals unwirßkſam geblieben und fpäter 
nicht mehr aufgetaucht. Hur § 33 des Statutennachtrags von 1893 hat bezüglich der Dollmadpts: 
erteilung eine Neuerung gebracht durch die Beſtimmung, daß ein Vormund nur, wenn er ſelbſt 
Geſellſchaftsmitglied ift, fein Mündel in der Generalverſammlung perfönlich vertreten darf. Su 
den ſchon früher üblichen ſtändigen Punkten der Tagesordnungen: Erſtattung des Gejchäfts: 
berichts durch den Dorfifenben, Bericht des Rechnungsausſchuſſes, Entlaftung der Repräfentanten 
und Wahlen, find in den letzten Jahrzehnten einige neue getreten. Seit der früher erwähnten 
Einführung des Syſtems der Abſchlags' und Reftausbeuten, 1873, hat die Generalverſammlung 
alljährlich nach den vorſchlägen des Kollegiums die Reſtausbeute feſtzuſetzen. Serner erſtattet 
feit 1877, im Anſchluß an den allgemeinen Geſchaͤſtsbericht des Vorſitzenden, Bergrat Bernhardi 
einen Bericht über den Betrieb der geſellſchaftlichen Werke im laufenden Jahre. Endlich wird 
neuerdings die Generalverſammlung mit einer Mitteilung der im Mitgliederſtande eingetretenen 
veränderungen und einer Begrüßung der neu zugetretenen Mitglieder durch den Vorſitzenden eröffnet. 

Andre, allerdings nicht jährlich wiederkehrende, ſondern nur gelegentlich auszuübende 
neue Befugniffe der Generalverſammlung betreffen die Anlegung und Verwendung des Referve: 
fonds und die Erwerbung neuen Geſellſchaftseigentums. Die Genehmigung der Derfammlung 
ift nötig, nach dem Statutennachtrag von 1884: für eine Anlage des Refervefonds in andern 
als mündelſichern Merten, nach dem Statutennachtrage von 1893: bei einer Verwendung des 
Sonds zur Beſtreitung der Betriebskoften oder zur Erwerbung von Grund, Bergwerks und 
Hütteneigentum. Die Entſcheidung über die Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes durch Neu 
erwerbungen war nach den älteren Statuten lediglich den Repräfentanten überlaſſen. Roch der 
Erwerb der Kleophasgrube 1881 wurde nur vom Kollegium beſchloſſen. Erft der Statuten: 
nachtrag von 1883 ſetzte feft, daß bei Ankäufen, deren Preis 1000000 Mark überfteigt, die Ber 
nehmigung der Generalverſammlung einzuholen ift. Das Kollegium hat bisher diefe Neuerung 
nur als eine Erleichterung feiner Verantwortung, nicht als eine Befchränhung feiner Bewegungs: 
freiheit empfunden. Denn bei den beiden ſeitdem erfolgten großen Entſcheidungen ift die Ver 
ſammlung den vorſchlägen der Repräfentanten bereitwilligſt gefolgt, Die Erwerbung der Heinitz, 
grube wurde mit übermältigender Mehrheit, der Vertrag mit dem Grafen v. CielelWinckler über 
die Regalablöfung und den Kauf der Reſervegrube, trotz des Preifes von 30 Millionen, ein: 
ſtimmig beſchloſſen. 

icht nur bei dieſen folgenſchweren Entſchlüſſen, überhaupt in ihrer ganzen Gefchäfts: 
tätigkeit wahrend der letzten Jahrzehnte hat die Generalverſammlung fid) der Geſellſchafts . 
leitung vertrauensvoll angeſchloſſen. Sreiwillig hat die Derfammlung ſeit 1874 wiederholt ihre 
Befugniſſe befchränkt, indem fie das Kollegium von ihrer ftatutenmäßigen Befragung bei 
Grundftücksverkäufen innerhalb gewiſſer Grenzen entband. Erft der Statutennachtrag von 
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1893 ſetzte feft, daß das Mollegium Verkäufe bis zum Preife von 20000 Mk. ſelbſtändig 
vorzunehmen befugt iſt. Ahnliche Vertrauensbeweife hat die Derfammlung dem Rollegium 
auch dadurch erteilt, daß fie gelegentliche Anregungen zu anderweitiger Seſtſetzung der Aus: 
beuten lediglich der pflichtmäßigen Erwägung der Repräfentanten anheimſtellte. Schon durch 
derartige Selbftbefchränkungen bewies die Derfammlung, daß der Danh, der im Anſchluß an 
den Bericht des Rechnungsausſchuſſes den Xepráfentanten und den Geſellſchaftsbeamten aus 
geſprochen zu werden pflegt, aufrichtig und herzlich gemeint iſt. Auch wo ſich Gelegenheit bot, 
die Verdienfte einzelner Xepráfentanten, bei Jubelfeiern Lebender oder bei Ehrung des Andenkens 
verſtorbener, dankbar anzuerkennen, hat die Generalverſammlung ſtets freudig zugeſtimmt. 
Das Verhältnis der Weprájentanten zu jedem einzelnen Geſellſchaftsmitgliede kann 
natürlich heute nicht mehr ein ſo ganz perſönliches, nahes und unmittelbares ſein, wie in den 
Seiten der Enkel und Urenhel Georgs v. Gieſche, in den Tagen des alten Samiliengeſchäfts. 
Die Befugniſſe der Geſellſchaftsleiter und der Allgemeinheit der Mitglieder müſſen jetzt in viel 
höherem Maße als einft, durch Statut und vertrag gegeneinander abgegrenzt fein. Doch 
niemals wird, trotz Statut und Vertrag, das rein perſönliche Element des gegenfeitigen Ver: 
trauens entbehrt werden können. Zum Glück berechtigt uns die Geſchichte der letzten Jahr: 
zehnte zu der Hoffnung, daß das jetzige Dertrauensverhältnis zwiſchen den Xepráfentanten und 
ihren Mitgewerken allezeit Beſtand haben wird. Wie denn überhaupt, trotz aller materialiſtiſchen 
und ſozialiſtiſchen Irrlehren, es nie gelingen wird, die idealen, lebendigen Krafte des Glaubens, 
des Vertrauens, der perſönlichen Hingabe aus dem wirtſchaftlichen und ſozialen Leben zu verbannen. 


12. Die Geſellſchaft und ihre Pflichten gegen die Allgemeinheit. 


Stellung der Gefellfchaft zu wirtſchaftspolitiſchen Sragen. Opferwillighcit für nationale Smweche, 
Sörderung gemeinnütziger und wohltätiger Beſtrebungen. 


Was Georg v. Biefhe's Erben von einer Erwerbsgemeinſchaft gewöhnlichen Stiles 
nachdrücklich unterſcheidet, ift einmal die uneigennützige Dorforge für eine fernere Zukunft, 
anderſeits die Art, wie die Geſellſchaft ihre über die ſtrenge rechtliche Verbindlichkeit hinaus, 
gehenden Ehrenpflichten von jeher aufgefaßt hat. wie ſehr die Geſellſchaft ſolche anzuerkennen 
bereit ift, beweiſt fie ſchon in ihrem berhaͤltniſſe zu ihren Beamten und Arbeitern, zeigt fie aber 
auch gegenüber der Allgemeinheit, in der Beurteilung wirtſchaftspolitiſcher und nationaler 
Sragen, in der Sórberumg gemeinnütziger und wohltätiger Beſtrebungen. 

Einen je gewaltigeren Umfang der Bergbau und der Handelsbetrieb der Geſellſchaft in 
der jüngften Vergangenheit gewonnen haben, in je weiteren und feineren Dergweigungen ihre 
Unternehmungen und damit ihre Intereſſen fid) ausdehnen, um fo ftärker müffen Georg 
v. Gieſche's Erben von den echſelfällen des politiſchen und des Wirtſchaftslebens berührt 
werden. So wurde in den ſiebziger und achtziger Jahren die Geſellſchaftsleitung durch den 
Beginn der nationalen MWirtfchaftspolitik, durch den leidenſchaftlichen Streit um die Währungs: 
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frage, durch die 1885/86 erfolgten Ausweiſungen ausländiſcher Arbeiter, durch die Kriegsgefahr 
des Srühjahres 1887 zu Erörterungen und Maßnahmen veranlaßt. In neuerer Seit haben 
namentlich ſozialpolitiſche Sragen und die Stellungnahme zur Handelsvertragspolitiſt der Reichs» 
regierung das Repräſentantenkollegium bejchäftigen müſſen. Allerdings hat die pflichtmäßige 
wahrnehmung der Geſellſchaftsintereſſen den Ausgangspunkt für dieſe Erörterungen gebildet; 
es ift in ihnen aber doch nie unberückſichtigt geblieben, daß ſelbſt ein fo bedeutender Komplex 
gewerblicher Unternehmungen, wie ihn der Geſellſchaftsbetrieb von heute darſtellt, doch 
nur einen verhältnismäßig kleinen Teil einer größeren Einheit, des geſamten nationalen Wirt- 
ſchaftslebens, bildet. 

Die Hingabe an das große Ganze, die Liebe zu König und vaterland haben Georg 
v. Gieſche's Erben als Vermächtnis ihrer Altvorderen überkommen. Sie genießen nicht mehr, 
wie einſt, einen beſonderen landesherrlichen Schutz durch Privilegien und Gnadenbriefe. Aber 
wenn fie vor hundert Jahren, bei den verſuchen, die Privilegien zu behaupten, ihre für des 
‚Königs Dienſt gebrachten Opfer geltend machten, fo könnte fid) das Geſchlecht von heute gleicher 
nationaler Opferwilligheit rühmen. Die Geſellſchaftsleitung hat ſtets gern dazu geholfen, die 
Erinnerungen an die großen Seiten der Kriege von 1864—71 und der Gründung des neuen 
Reiches wachzuhalten, den Helden jener Tage den Soll ſchuldiger Dankbarkeit zu entrichten. 
Sie hat den inneren nationalpolitiſchen Sragen, lange bevor fie fo brennend wurden, wie fie 
heute leider ſind, Intereſſe entgegengebracht. Schon im Jahre 1875 unterſtützte die Geſellſchaft 
den „verein zur verbreitung deutſcher Sprache und Bildung im Kreiſe Kattowitz“. Die Beihilfe, 
die Georg v. Gieſche's Erben heute dem Deutſchen Slottenverein gewähren, hat eine eigenartige 
vorgeſchichte: Im Jahre 1861 verzichtete das Kollegium auf die Beteiligung an der Sammlung 
für ein Ranonenboot „Schleſien“, zu der die bevorſtehende Anweſenheit König Wilhelms in Breslau 
veranlaſſung geboten hatte, weil die Agitation für Schaffung einer deutſchen Slotte damals noch 
vorwiegend als Parteifache des liberalen Bürgertums galt. Heute hat die überzeugung von der 
Notwendigkeit, unfer volk auch zur See wehrhaft zu machen, ſchon längft einen großen Teil der 
hemmenden parteiſchranken durchbrochen. Auch kolonialpolitiſche Sragen haben, feit den erſten 
Anfängen zur Begründung eines „größeren Deutſchlands“ im Jahre 1885, das Repräfentanten: 
kollegium wie die Geſamtheit der Geſellſchaftsmitglieder lebhaft bejdpaftiat. 

Unter den gemeinnützigen und wohltaͤtigen Beſtrebungen, welche die Geſellſchaft fördern 
hilft, müſſen wir allerdings die ausſcheiden, die mit Geſellſchaftsintereſſen wenigſtens in einem 
gewiſſen Sufammenhange ftehen, wie die Unterſtützung industrieller und Sachvereine, die Mit- 
wirkung zur Hebung der Oderſchiffahrt, die Bemühungen um Gründung von Sachſchulen im 
Induftriebezich, die Beihilfen zu Schulgründungen in Orten, die vorwiegend von Arbeitern der 
Geſellſchaft bewohnt werden. Aber Georg v. Gieſche's Erben erfüllen Ehrenpflichten auch 
da, wo eigene Intereſſen nicht in Frage kommen. Da find Hilfeleiftungen bei außerordentlichen 
Kataftrophen: bei Unglücksfällen in fremden Bergrevieren, bei Sturmfluten und überſchwemmungen, 
bei verheerenden Seuchen, wie der Typhusepidemie von 1877, bei Mißernten und Teuerungen, 
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wie im Winter 1879/80. Da find ferner Leiftungen für Kirchen und Schulen beider Bekenntniffe, 
für Rrankenanſtalten und Sirankenpflegevereine, für Diakoniffenanftalten, Volksheilftätten, 
Trinkerafnle, Aſple für Obdachloſe, Waifens und Rettungshäufer, Blinden-, Taubftummen: und 
Idiotenanſtalten, für die Deranftaltungen der inneren Miſſion und alle die andern, jährlich fid) 
mehrenden Werke der freien Liebestätigkeit. Ohne auf Einzelheiten eingehen zu dürfen, 
wollen wir nur daran erinnern, wie die unentgeltlichen Rohlenlieferungen der Geſellſchaft für. 
fo viele wohltätige Anftalten Breslaus und der Provinz feit Jahren eine hochwillkommene 
Hilfeleiſtung geworden find. Sum erſten Male begegnen wir dieſer ſchönen Sitte in der Re 
präfentantenkonferenz vom 25. April 1871, in der einer Breslauer Anſtalt „in Rüchficht auf die 
diesjährigen Landes-ftalamitäten" 30 Tonnen Stückkohlen bewilligt wurden. 

Wohltatigheit größeren Stils konnte und wollte das Repräfentantenkollegium nicht ohne 
Mitwirkung der Generalverfammlung treiben. Schon 1859 wurde dem Kollegium ein „Dis. 
poſitionsfonds“ von 500 Cl. bewilligt. Die Generalverſammlung von 1877 ermächtigte das 
Kollegium, abgeſehen von der Verwendung des Dispofitionsfonds, noch darüber hinaus „nach 
freiem pflichtmäßigen Ermeſſen Unterſtützungen für wohlthätige Swecke zu gewähren“. 1884 
wurde der beſtehende Brauch der unentgeltlichen Rohlenlieferungen ausdrücklich von der Ver: 
ſammlung gutgeheißen. Neuerdings wird dem Kollegium alljährlich ein feſter Betrag (feit 1896: 
10000, feit 1900: 15 000 NTR.) zu freier Verwendung für Wohltätigkeitszweche außerhalb des 
Induſtriebezirtes zur verfügung geſtellt. Wenn im Anfang der ſiebziger Jahre Hilfsbedürftige 
bei den Repräfentanten anklopften, regte fic) mitunter, trotz des beften Willens, allen Anſprüchen 
zu genügen, das gewiſſenhafte Bedenken, ob man „als Verwalter fremden Eigentums“ zu Wohl 
tätigkeitsausgaben befugt fei. Jetzt ift die Geſellſchaftsleitung längſt überzeugt, daß fie bei dem 
Beſtreben, im Kampfe gegen die Mot das Thrige zu tun, auf die freudige Suftimmung aller 
Mitglieder rechnen darf. 


15. Rückblicke und Ausblicke. 


Beſchaftigung mit der Vergangenheit der Heſellſchaft 1863—65. Anregungen des Grafen v. d. Reche 
zur Erforſchung der Geſellſchaftsgeſchichte feit 1881. Gefchichte der Wilhelminehiitte. Jubelfeier der Errichtung 
des Repräfentantenhollegiums 1886. Seſtgaben zum Bergmannstage 1892. Geſchichte der Scharleygrube. Seft- 
ſchriften zum Gefellfchaftsjubiläum. Die Lehren der Geſellſchaftsgeſchichte. 

Bisher hatten wir nur Gelegenheit, Georg v. Gieſche's Erben bei ihrem Wirken 
in der Gegenwart und bei ihrer Dor[orge für die Sukunft zu beobachten. Run fei noch zum 
Schluſſe die Srage beantwortet, welche Rückblicke in ihre Vergangenheit die Geſellſchaft bisher 
getan, was ſie für die Erforſchung ihrer Geſchichte erſtrebt und geleiſtet hat. 

In alter Seit hatte man mehr als einmal dem Geſellſchaftsarchive geſchichtliches Material 
zur Entfcheidung brennender praktifcher Sragen zu entnehmen geſucht!). Im März 1780, noch 


1) gl. S. 7, 42. 
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vor der eigentlichen Begründung des Repräfentantenkollegiums, waren die Vertreter der drei 
Linien in Breslau zur Durchſuchung der alten Samiliene und Geſchaͤftspapiere zuſammengetreten. 
Wahrfcheinlich wollte man damals gegen die Angriffe der Grafen Henckel auf die Rechte der 
Geſellſchaft hiſtoriſches Rüftzeug gewinnen oder fid) urkundliche Bemweisftüche zur Begründung 
der Bittſchriften um die Verlängerung des Galmeiprivilegs verſchaffen. Als dann nach der An; 
wendung der Berggeſetze auf die Geſellſchaft, etwa feit 1812, der Mangel eines alten Geſellſchafts⸗ 
ftatuts fid fühlbar machte, begann die Durchforſchung der Urkunden und Akten von neuem. 
Man fuchte wohl in erſter Reihe nach der „abſonderlichen Instruction" über die Sortführung des 
Galmeigeſchafts, deren Erlaß Georg v. Gieſche in feinem Teftamente angekündigt hatte; da 
neben forſchte man aber auch nach ſonſtigen alten Statuten oder Verträgen, durch die das Der. 
hältnis des einzelnen zur Geſamtheit geregelt würde. Aber von dieſen dem praktifchen Be 
dürfniffe entſprungenen Hachforſchungen werden wir hier abſehen und uns auf die aus reinem 
geſchichtlichem Intereſſe hervorgegangene Beſchäftigung mit der Vorzeit befehränken dürfen. 
Über Beſtrebungen letzterer Art, die in ihren Anfängen doch ſchon mehr als 40 Jahre 
zurüchreichen, berichtet uns zuerſt das Protokoll der Repräſentantenſitzung vom 21. April 1863. 
„In Berüchfichtigung", heißt es da, „daß es von Intereſſe fein dürfte, die Sarben von dem 
Wappen des Stifters unſerer Geſellſchaft, des herrn Georg v. Gieſche, Rennen zu lernen, 
wurden hierzu die erforderlichen Schritte gethan, und es gelang nach vieler Mühe endlich, in 
einem heraldiſchen Werke vom Jahre 1724 eine ganz genaue Beſchreibung des v. Gie ſcheſchen 
wappens aufzufinden“. Mach dieſer Beſchreibung wurde eine farbige Seichnung angefertigt und 
im Geſellſchaftslokale angebracht. Eine zweite Spur erwachenden Intereſſes für die Gefellichafts: 
geſchichte finden wir ſodann im Jahre 1865. Es war damals der anſprechende, leider nicht 
zur Ausführung gelangte Gedanke aufgetaucht, für die Mitglieder als äußeres Seichen ihrer 
Sugehörigkeit zur Geſellſchaft Medaillen aus ſelbſtproduziertem Silber anfertigen zu laffen. 
Dies führte dazu, daß durch den bekannten Altertumsforſcher Direktor Dr. Hermann Luchs 
nicht nur das Geburts: und Sterbedatum Georg v. Gieſche's ermittelt, ſondern im Anſchluß 
daran noch eine Anzahl weiterer Nachrichten über ihn und feine Minder geſammelt wurden !). 
Aber nach dieſen erſten Vorläufern traten die Pünſche nach Kunde von der Vorzeit wieder 
zurück, um erft nach 16 Jahren feſte Geſtalt zu gewinnen. In der Konferenz vom 20. Sept. 
1881 führte der vorſitzende des Rollegiums Graf v. d. Recke aus, daß die Geſellſchafts. 
geſchichte „ſo manche intereſſante und lehrreiche Momente biete, die jetzt, tief in unſerm Archiv 
und Akten vergraben, innerhalb der Geſellſchaft vielfach unbekannt feien, und deren Kenntnis 
den Geſellſchaftsmitgliedern jedenfalls von großem Intereſſe fein würde“. Als Vorarbeit für 
eine künftig abzufaſſende Geſellſchaftsgeſchichte ſollten zunächſt einmal im Archiv und in der 
Regiſtratur die geeigneten Materialien geſammelt und geſichtet werden. Schon diefe erfte An: 


1) ſtonferenzprotokolle 1863 Apr., 1865 Mai. Die Anfertigung von Medaillen wurde im März 1886 noch 
einmal im Rollegium durch den vorſitzenden beantragt. 
Gefchichte der Bergwerhsgefeitfchaft ©. v. Giefdhe's Exbent 23 
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regung des Vorfikenden fiel auf fruchtbaren Boden. Stadtrat Walter übernahm die Leitung 
der Durchſicht des Geſellſchaftsarchivs und ließ auch im Breslauer Stadtarchiv Nachforſchungen an; 
ſtellen. In der Sitzung vom Sebruar 1882 berichtete Stadtrat Walter über die bisherigen Ergebniſſe 
feiner Sorſchungen, und das Kollegium beſchloß auf Antrag des borſitzenden, die Koften „für 
eine Aushilfe zur Sichtung der hieſigen Regiſtratur nach weiterem Material“ zu bewilligen. 
Bald darauf wurden durch einen glücklichen Zufall der Geſellſchaft Urkunden über die erſten 
Hauskäufe Georg v. Gieſche's zum Kaufe angeboten und „in Anbetracht, daß die Urkunden 
einſt in den Händen des Begründers der Geſellſchaft ruhten“, wurde die Erwerbung fofort be 
ſchloſſen. Auch in weitere Kreiſe der Geſellſchaftsmitglieder drang allmahlich das Intereſſe 
für die Erforſchung der Vorzeit. Nach vorheriger Verftändigung mit dem borſitzenden ſtellte in 
der Generalverſammlung vom Mai 1882 Rittergutsbeſitzer Julius Rutſch auf Saszyce den Antrag, 
eine Geſchichte der Geſellſchaft mit Jlluſtrationen herauszugeben. Der Antrag wurde einſtimmig 
angenommen und die Ausführung den Repräſentanten anheimgeſtellt. Als erſte wertvolle 
Abſchlagszahlung auf die künftige Geſamtgeſchichte erſchien 1884 eine von Bergrat Bernhardi 
anläßlich der 50 jährigen Jubelfeier der Wilhelminehütte verfaßte Schrift über die Entſtehung 
und weitere Entwicklung dieſes wichtigen geſellſchaftlichen Werkes !). 

Weitere geſchichtliche Erinnerungen weckte der 100 jährige Gedenktag der Begründung 
bes Repräfentantenhollegiums am 16. Mai 1886. Namens der Königlichen Behörden über. 
mittelte Berghauptmann Ottilie dem Kollegium, unter überreichung des dem borſitzenden vers 
liehenen Roten Adlerordens 3. Klaſſe, herzliche Glückwünſche. Das Kollegium hatte zwar von 
einer offiziellen Seier abgeſehen, beſchloß aber, zur Erinnerung an den Tag, die Namen der bis. 
herigen Repräfentanten und Oberbeamten der Geſellſchaft zuſammenſtellen und auf einer Gedenk: 
tafel verewigen zu laffen. Nachdem die erforderlichen Namen und Daten nicht ohne Mühe zu: 
verlájfig ermittelt worden waren, fand die Tafel 1890 einen würdigen platz im Repräſentanten⸗ 
Sitzungsſaale. Im Jahre 1888 wurde das Wappen Georg v. Gieſche's, deffen 1863 angefertigte 
Abbildung nicht ganz zutreffend war, aus dem Wiener Adelsarchive in beglaubigter Zeichnung 
beſchafft und als Geſellſchaftswappen angenommen. 

Zu neuen geſchichtlichen und ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen über die geſellſchaftlichen 
Werke. bot der im September 1892 in Breslau abgehaltene Bergmannstag erwünſchte Der 
anlaſſung. Sür das von H. Dolly zufammengeftellte Sammelwerk „Die Bergwerhs und Hütten: 
verwaltungen des Oberfchlefischen Induſtrie Bezirks“ lieferte Bergrat Bernhardi einen intereffanten 
Abriß der Gefchichte des geſellſchaftlichen Gruben und Düttenbefiles. Serner widmeten Georg 
v. Gieſche's Erben dem Bergmannstage noch eine beſondere Seſtſchrift?). In derſelben 
wurde zunächft die Entwicklung der Waſſerlöſung auf den oberſchleſiſchen und galiziſchen Berg 


1) Denkfchrift zur Seier des 50 jährigen Beftehens der ... Wilhelmine: Sins Hütte zu Schoppinitz. 
3) Den Theilnehmern am V. Allgemeinen deutſchen Bergmannstage zu Breslau 1892 gewidmet von der 
Bergwerks-Gefellfchaft Georg v. Gieſche's Erben. ſtattowitz 1892. 
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werken der Geſellſchaft von ihren erſten befcheidenen Anfängen bis zu ihrer jetzigen hohen 
techniſchen Dervollhommnung geſchildert. Im Anſchluß daran wurde eine Sufammenftellung 
der auf den Geſellſchaftsgruben eingebauten Waſſerhaltungsmaſchinen gegeben; ferner wurde in 
einer Tabelle die Menge der geförderten Mineralien und ber Hüttenprodukte mit den gehobenen 
waſſermengen verglichen. Ein weiterer Aufſatz beſchrieb die Tiefbaufchächte der Kleophasgrube, 
und den Beſchluß der Seſtſchrift bildete eine die Hauptgeſichtspunſite anſchaulich zufammen: 
faſſende Betrachtung über die Beſchaffenheit der oberſchleſiſchen Steinkohlen. Im Jahre 1897 
erſchien ſodann eine Schrift von Bergwerksdivehtor Hugo Runitz „Die Scharley Galmei Grube“, 
in der die Geſchichte dieſer, lange Seit die Grundlage des Geſellſchaftsbetriebes bildenden Grube 
ausführlich dargeſtellt ift. 

Aber trotz der erwahnten vortrefflichen Einzeldarſtellungen, oder vielleicht grade durch fie, blieb 
der Wunſch nach einer zuſammenfaſſenden Geſellſchaftsgeſchichte, dem namentlich der vorſitzende 
des Mollegiums immer wieder Ausdruck verlieh, fortgeſetzt rege. Als Seitpunkt für ihr Er 
ſcheinen wurde endlich das 200 jährige Geſellſchaftsjubilaum in Ausſicht genommen. Um eine 
allſeitige, ausführliche Behandlung des weitſchichtigen und grade auch in ſeinen Einzelheiten 
lehrreichen und intereſſanten Stoffes zu ermöglichen, erſchien eine Arbeitsteilung angezeigt. Als 
berufenſter Darſteller einer, größtenteils an hervorragender Stelle von ihm durchlebten Seit, 
unternahm es Bergrat Bernhardi, die Entwicklung des Geſellſchaftsbeſitzes und betriebes feit 
der Entfeſſelung des Privatbergbaus, 1851, zu ſchildern. Die Bearbeitung der allgemeinen 
Geſellſchaftsgeſchichte bis 1851 und der berfaſſungs und berwaltungsgeſchichte wurde Hijtorikern 
von Sach!) übertragen. 

Wenn die Geſellſchaftsleitung bei feſtlichem Anlaſſe eine fo eingehende Darſtellung der 
vergangenheit veröffentlicht, hofft fie, damit nicht nur wiſſenſchaftlichen, ſondern auch den 
praktiichen Intereſſen der Geſellſchaft zu dienen. Sie erblickt in den aus der Geſellſchafts⸗ 
geſchichte fid) ergebenden Lehren und Nutzanwendungen eine Saat, die wohl künftig einmal 
willkommene Srucht tragen kann. Allerdings, die Geſchichte wiederholt ſich nicht. Nicht genau 
in derſelben Weife werden fid) die Zweifel, die Schwierigkeiten, die Kämpfe, durch die fid) die 
früheren Leiter und Mitglieder der Geſellſchaft haben durchringen müſſen, noch einmal abspielen. 
Aber in einer oder der andern Sorm werden viele Probleme, mit denen die Väter fid) ab: 
gemüht haben, den Söhnen oder den Enkeln von neuem vorgelegt werden. Das richtige Maß 
und Siel bei Vermehrung des Geſellſchaftsbeſitzes, die Sorge für die Stetigkeit der Ausbeuten, 
die Abgrenzung des Teilnehmerkreifes, die Erhaltung der Einigkeit unter den Mitgliedern, die 
Bekämpfung von Sonderintereſſen — alle dieſe und andre Sragen, welche die Vergangenheit 
beſchaͤftigt haben, werden auch in Suhunft wieder auftauchen konnen. Die ernſte Mahnung, 


1) Es fei den verfaſſern geſtattet, bei dieſer Gelegenheit ihren Dank auszuſprechen für die bereitwillige 
Unterſtützung, die fie bei ihrer Arbeit jederzeit nicht nur an leitender Stelle, ſondern auch bei allen beteiligten 
öweigen der Geſellſchaftsverwaltung, namentlich bei dem Sekretár des Repräfentantenkollegiums, Herrn Wilhelm 
Hoch, gefunden haben. 
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die Rechtsgrundlagen, auf denen die Derfaffung und verwaltung der Geſellſchaft ruht, ſorgſam zu 
wahren, aber ebenſo ſorgſam auch die Männer auszuwählen, die den Sormen Leben und Inhalt 
geben ſollen, iſt vielleicht das wichtigſte Ergebnis aus der Betrachtung früherer Seiten. Und 
wer wollte dieſer Mahnung die prahtifche Bedeutung für die Sukunft abſprechen? 

Die zweihundertjährige Geſchichte, auf die Georg v. Gieſche's Erben am 
22. Movember 1904 zurückblicken dürfen, ift nicht nur eine wechſelvolle und reichbewegte; trotz 
einzelner Sehlfehläge und Irrwege, die ja keinem menfchlichen Streben erſpart bleiben, iſt ſie 
auch, namentlich in ihrem letzten Abſchnitte, eine große und glänzende. Die Namen Georg 
v. Gieſche's und derer, die fein Werk zu ungeahnter Blüte weitergebildet haben, find in die 
Ehrentafeln vaterländifcher Kultur und MWirtfchaftsgefchichte tief eingegraben. Möge die 
Erinnerung an dieſe große vergangenheit noch vielen Geſchlechtern künftiger Glieder der 
Geſellſchaft die Bahn ihres Wirkens erhellen! 


„was vergangen, kehrt nicht wieder; 
Aber ging es leuchtend nieder, 
Leuchtet's lange noch zurück.“ 
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fpäter Rittmeiſter. Wohnorte: Schmiedefeld bei Breslau, Breslau, Maltſch. vermählt I. 
14, 9. 1800 mit Johanna Sophie v, Wonrfch, geſchieden 26. 9. 1809, II. mit Stiederihe 
Charlotte lee, geb, 8. 2. 1782, geſt. 21. 8. 1868. Repräſentant v. T. 1799/1800, 
1806/7, 1814/15. 


12. Gottlob Sylvius Wilhelm v. Hofchembahr.* Geb, 15.5. 1756, geft. 7. 12, 1803 
zu Schwiebedawe. Sohn des Sylvius Wilhelm v. Roſchembahr und der Chriftiane Eleonore 
Wilhelmine v. Pogrell. Landrat des Militſch⸗Trachenberger Kreiſes. Rittergutsbeſitzer auf 
Schwiebedawe, Ar. Militſch, und Dobriſchau, Sir. Os. vermählt I. 25. 11. 1788 zu Stephan 
mit Karoline Charlotte v. puſch. II. 16. 2. 1792 mit Albertine Eleonore v, Kleift, geſt. 
23. 3. 1794 zu Militſch. III. 16, 6. 1794 [1795] zu Ellguth mit Chriſtiane Charlotte 
Maximiliane v. Sommerfeld, IV. 15. 5. 1799 zu Sduny mit Elifabeth v. Somnitz. Re 
práfentant v. P. 1799/1800, 1802/3, 


18. Ernſt Sigismund Gottlieb v. Svanfenbera-projcblity^ Geb. 1. 5. 1768 zu 
Schreibersdorf, fir. GrogWartenberg, geſt. 2. 4. 1840 zu Groß'wartenberg. Sohn des Joachim 
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Sylvius Sigismund v. Svankenberg-Profchliß. und der Johanna Srieberihe geb. v. Teichmann 
und Logiſchen. Leutnant im InfanterieRegiment Braunſchweig Bevern. Rittergutsbeſitzer auf 
Biſchdorf, Kr. Groß Wartenberg. Vermahlt 26. 11. 1803 mit Charlotte Emilie Sriedevike 
v. Gersdorf, geb. 25. 11. 1782 zu Magnitz, geſt. 23. 1. 1857 zu Groß ⸗Vartenberg. Repräfentant 
v. CT. 1800/2. 


14. Leopold Sigismund v. Pogrell.“ Geb. 1771, geſt. 1814. Sohn des Sriedrich 
Wilhelm Leopold v. Dogrell und der Raroline Helene geb. v. Gfug. Leutnant a. D. zu Flein, 
Gandau, 1811 zu Breslau, Vermahlt mit Maria Elifabeth perſig, geb. 20. 11. 1777, geſt. 
10. 12. 1853. Repräſentant v. p. 1800/2, 1808/10. 


15. Boguslaw Siegfried Nikolaus v. Thierbach.“ Geb. 1772, geſt. 1. 6.1807. Sohn 
des Hans Sigismund v. Thierbach und der Chriſtiane Wilhelmine geb. v. Pogrell. Repräſentant 
v. P. 1803—7, 


16. Adolf Gujtav Gottlob v. Frankenberg-Proſchlitz.“ Geb. 11. 7. 1774, geft. 
4. 10. 1818 zu Militſch. Sohn des Joachim Sylvius Sigismund v. Sranßtenberg Proſchlitz und 
der Johanne Sriederike geb. v. Teichmann und Logifchen. Leutnant im Huſarenregiment Herzog 
v. Württemberg, fpäter Rittmeiſter a. D. Rittergutsbeſitzer auf Golkowe bei Militſch. vermählt 
11. 6. 1809 mit Antonie v. d. Groeben, geb. 31. 5. 1792, geſt. 3. 3. 1864 zu Görlitz. Xe. 
präſentant v. C. 1807/8, 1810/11, 1813/14. 


17. Friedrich Wilhelm Philipp v. Weaer.* Geb. 7. 5. 1780, geſt. 18. 6. 1850 zu 
Dittmannsdorf, Kr. Waldenburg. Sohn des Joh. Philipp Benjamin v. Weger und der Charlotte 
Juliane geb. v. Teichmann und Logiſchen. 1785 Cornet beim Huſarenregiment Herzog 
v. Württemberg, 1801 Leutnant, 1807 als Stabsrittmeiſter „mit alter Armee-Uniform 
dimittiert“, 1813 Xittmeijter im 5. Schleſiſchen Landwehr-Ravallerie⸗ Regiment, Sept. 1814 ver. 
abſchiedet mit penſion, dem Charakter als Major und der Landwehr Uniform. Wohnorte: 
1808/9 Namslau, 1810/11 Schmelzdorf bei Neiße, 1812—1827 Tarnowitz. Seit 1827 Beſitzer des 
Ritterguts Ober-Boegendorf, Ar. Schweidnitz. Vermahlt mit Wilhelmine v. Podewils, geb, 
1776, geft. 18. 10. 1835 zu Breslau. Repräfentant v. T. 1808/9, 1816/17. Bevollmächtigter 
und £ebnstráger der Geſellſchaft 1812—29. 


18. Karl Leopold Wilhelm Anders.“ Geb. 24. 2. 1782, geſt. 25. 3. 1813. Sohn des 
Chriſtian Karl Bernhard Anders, Pächters der Rittergiiter Ober- und lüeberStrebilfko und 
Jankawe, Kr. Militſch und der Eleonore Charlotte SrieberiRe geb. v. Thierbach. Adminiſtrator 
auf Groß- Rrutſchen, Rr. Trebnitz. Repräſentant v. p. 1810/12. 


19. Karl Moritz Ludwig v. Hoffmannswaldau.® Geb. 1764 zu Minkowsky, fr. 
Namslau, geſt. 9. 7. 1814 zu Stubendorf, Ar. Groß⸗Strehlitz. Offizier im Hufarenregiment 
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Herzog v. Württemberg, 1812 Major a. D. und Brigadier ber Gensdarmerie zu Groß:Darten: 
berg. vermählt 7. 5. 1798 zu Kraſchen mit Helene Leopoldine v. Teichmann. und Logiſchen, 
Tochter des Karl Sriedrich v. Teichmann und Logiſchen und der Maria Anna Sriederike Beate 
geb. v. Martitz, geſt. 5. 2. 1849 zu Groß artenberg. Repräfentant v. T. 1812/13. 


20. Johann Ernſt Wilhelm v. Pogrell.“ Geb. 1770, geft. 31. 3. 1840. Sohn des 
Sriedrich Wilhelm Leopold v. pogrell und der Karoline Helene geb. v. Gfug. Hauptmann a. D. 
Wohnort: Militſch, ſpaͤter Breslau. Unvermahlt. Repräfentant v. P. 1812/14, 1818/20, 
1824/26, 1833/34. 


21. Karl Sigismund Nikolaus. Pförtner v. d. Hölle.“ Geb. 15. 1. 1764 zu Dankwitz, 
Kir. Mimptſch, geſt. 25. 5. 1811 zu Strehlen. Sohn des Karl Gottlob Pförtner v. d. Hölle und 
der Chriſtiane Helene geb. v. Taubadel, verw. v. Siegroth. Leutnant a. D. (1813). Erbherr 
auf Dankwitz und Neudorf bei Namslau. Dermählt 24. 5. 1785 mit Karoline Helene SrieberiRe 
v. prittwitz und Gaffron, Tochter des Karl Sigismund v. Prittwik und Gaffron und der 
‚Karoline Elifabeth Cuiſe geb. v. Teichmann und Logiſchen, geb. 12. 3. 1762, geſt. 22. 3. 1839 
zu Lampersdorf. Xepráfentant v. C. April —Sept. 1818. 


22. Chriſtian Friedrich Wilhelm v. Hofchembahr.* Geb. 15. 4. 1760, geſt. 2. 5. 
1833 zu Breslau. Sohn des Sylvius Wilhelm v. Roſchembahr und der Chriſtiane Eleonore 
Wilhelmine geb. v. Pogrell. Rahm als Sahnenjunker am bayrifchen Erbfolgekriege teil. Wohn: 
orte: 1811 Militſch, 1820 Sulau; fpäter Rittergutsbeſitzer auf Wohnwik, Ar. Neumarkt. Ver: 
mählt L 17. [7] 11. 1798 zu duny mit Antoinette Wilhelmine Urſin v. Baer. Geſchieden. 
IL 1810 mit Sranziska Schneider. Repräſentant v. p. 1814/16, 20/22, 28/30, 32/83. (Unter 
ſchrift ſ. S. 71.) 


23. Ludwig v. Loos." Geb. 26. 9. 1781, geſt. 16. 12. 1864 zu Rlein⸗Poitsdorf, Kr. 
Grof Wartenberg. Um 1810/12 Jngenieuroffigier, [páter Major a. D. Beſitz: Nieder Stradam, 
Air. Grok Wartenberg., vermählt mit Beate Henriette Helene v. Srankenberg:Projdhlik, Tochter 
des Joachim Sylvius Sigismund v. Srankenberg-Profchlißk und der Johanna Sriederike geb. 
v. Teichmann und Logiſchen, geb. 21. 4. 1779, geſt. 15.8. 1828 zu Nieder- Stradam. Repräfentant 
v. T, 1815/16. 


24. wilhelm Sriedrich Ernſt v. Teichmann und Logiſchen. Geb. 13. 6. 1778 zu 
OofylDartenberg, geſt. 5. 1. 1849 zu Großeſbartenberg. Sohn des Chriſtian Wilhelm 
v. Ceichmann und Logiſchen und der Henriette Elifabeth Wilhelmine geb. v. Weger. 1795 Cornet 
im Huſarenregiment Herzog v. Württemberg, 1798 Leutnant, nimmt 1811 Abſchied als Ritt: 
meiſter.  Polizei-Diftrikts:Rommiffarius. Beſitz: Mittellangendorf, Ar. GroßAdartenberg, dann 
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Kapatfchüb, ftv; Trebnik. Vermahlt 20. 5. 1813 mit £uife Emilie Adolphine v. Walther u. Croneck, 
geb. 18. [20.] 5. 1789, geft. 14. 5. 1857 [15. 5. 1858] zu Brieg. Repräſentant v. T. 1817/19. 


25, Chriftian Ferdinand Guſtav v. Thierbach.“ Geb. 21. 12. 1756, geft. 19. 1. 1837 
zu Breslau, Sohn des Hans Sigismund v. Thierbach und der Chriftiane Wilhelmine geb. v. Pogrell. 
1773 Cornet, 1802 Hauptmann, 1807 Hauptmann a. D. . Wohnort: 1811 Steinau, 1815 Breslau; 
um 1825 Rittergutsbeſitzer auf Sieſerwitz, Ar. Neumarkt, fpäter auf Klutſchow, Ar. Kreuzburg. 
Repräſentant v. p. 1817/18, 23/24, 30/32. 


26. Sylvius Heinrich Moritz v. Teichmann und Cogifchen.* Geb. 10. 10. 1791 
[1794] zu Langendorf, Av. Grof Wartenberg, geſt. 23, 1. 1859 zu Pontwik, ft. (is, Sohn 
des Johann Sylvius v. Teihmann und Logiſchen und der Wilhelmine Eleonore v. Prittwitz 
und Gaffron. 1803 Junker im Dragonerregiment v. Brüſewitz, fpäter v. d. Often, macht die 
Schlacht bei Auerſtädt und Blüchers Zug nach Lübeck mit; dann Leutnant im leichten Garde 
Kavallerieregiment der Garde Volontär ⸗Roſachen Eskadron; nimmt teil an den Seldzügen 1813/15, 
darauf Leutnant im 5. Ulanenregiment Brandenburg; nimmt 1818 feinen Abſchied. Kgl. Rammer: 
herr, Ehrenritter des Johanniterordens. Beſitz: Kraſchen, Gaffron und TüefRen, Rr. Groß: 
Wartenberg, pontwitz und Deielonke, fir. Gs. vermählt 30. 6. 1817 [1814] mit Sriederike 
Charlotte Cuiſe Antoinette Elfriede Reichsgräfin v. Malzan, Sreiin v. Wartenberg geb. 10. 12. 1794, 
geſt. 25. 9. 1830. Repräſentant v. T. 1819-59. vorſitzender des Xepráfentanten: 
kollegiums 1839—58. (Unterfchrift ſ. S. 71.) 


27. Gottlob Sylvius Wilhelm v. Kejjel und Ejcheutjch [Seutfh].* Geb. 25. 1. 1759 
119. 1. 1756], geft. 4. 9. 1842 zu Breslau. Sohn des Johann Sigismund v. Keſſel und Eſcheutſch und 
der Marianne Juliane Elifabeth Charlotte v. MWildenftein. 1798 Leutnant, 1825 Hauptmann a. D., 
1798/99 Bürgermeifter zu Schönau, ca. 1803—14 Polizei: und Seuerbürgermeifter zu Meuftddtel, 
Av, Sreiſtadt. Beſitz: feit 1815 Lamsfeld, Ar. Breslau, dann Wilhelmsruh bei Breslau, Vers 
mahlt I. 21. 2. 1798 mit Johanna Elifabeth Schwenk, geb. Aug. 1768 zu Breslau, geſt. 15. J. 1838 
zu Breslau. II. Okt. 1839 mit Agnes Seodorowna Hermine v. Marbach, nachmals verehel. mit 
Dr. med. Robert Rrauſe zu Breslau, geb. 16. 7. 1799, geſt. 18. 8. 1872. Repräfentant v. W. 
und vorſitzender des Repräfentantenkollegiums 1819—39, £ebnstráger 1829—39. 
(Unterfchrift f. S. 71.) 


28. Harl v. pennavaire. 1826 Obriſt a. D. zu Breslau. Repräfentant v. p. 
1826—28. 


29. Karl Chorus.“ Geb. 7. 6. 1784 zu Böhmwitz, fir. Namslau, geſt. 31. 1. 1867 
zu Breslau. Sohn des Rittergutsbeſitzers Chorus auf Böhmwitz. Rittergutsbeſitzer auf Rammel 
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witz, Ar. Breslau, 1836, Dermählt 16. 4. 1833 zu Weffig mit Gottliebe Amalie Henriette v. Pogrell, 
älteften Tochter des Leopold Sigismund v. pogrell und der Elifabeth geb. Perfig, geb. 26. 7. 1796, 
geſt. 18. 10. 1879 zu Breslau. Repräfentant v. p. Oſtern Mich. 1834, 1836/38. 


30. farl Sriedrich v. Loos.” Geb. 1. 6. 1772 zu pyritz, geſt. 7. 9. 1836. Sohn des 
Hauptmanns Karl Sriedrich v. Loos und der Charlotte Chriſtiane geb. v. Drsher. 1806 Ingenieur: 
Hauptmann, Lehrer am fadetten-Rorps zu Berlin, 1828 Major und Ingenieur vom platz zu 
Stettin, 1831 zweiter Direktor der Artillerie- und Ingenieurfchule zu Berlin, 1834 Oberft- 
leutnant a. D. vermaͤhlt mit Karoline Albertine Eugenie v. Liebermann, geb. 17. 5. 1788 zu 
Berlin, geft. 17. 1. 1844 zu Breslau. Repräfentant v. P. 1834/36, 


31. wilhelm Heinrich Eduard v. Liebermann.“ Geb. 14. 10. 1785 zu Berlin. geſt. 
20. 7. 1845 zu Breslau. Sohn des Kapitäns im Regiment v. Lariſch, Marl Moritz v. Liebermann 
und der Hermine Rarolina Henriette Chriftiana Auguſtina geb. v. pennavaire. Mai 1806 
Sähnrich beim Dragonerregiment v. prittwitz, Sept. 1806 Secondeteutnant, erhält 1810 die 
Dimiffion, April 1813 aggregiert dem 1. Schlef. Hufarenregiment, nimmt teil an den Seldzügen 
1813—15, April 1814 Premierleutnant, 1815 zum 8. Ulanenregiment verſetzt, 1816 Adjutant bei 
der Landwehr-Infpehtion Gumbinnen, 1817 bei der Brigade in Glogau, März 1817 Rittmeiſter, 
1824 kommandiert zum Generalkommando des V. 1826 zum Generalkommando des VI. Armee. 
korps, 1829 Major, April 1831 dem 1., im Sept. 1831 dem 5. Alanenregiment aggregiert, 1837 mit 
penſion zur Dispofition geftellt, April 1841 mit dem Charakter als Oberftleutnant verabſchiedet. 
1811 Gutsbeſitzer auf Mettfchüß, Kr. Glogau. Wohnort feit 1838; Altſcheitnig bei Breslau. 
Repräfentant v, p. 1838—45. Lehnsträger 1889—45, (lnterſchrift f. 5. 78.) 


32. Harl Samuel Louis v. Walther und Croneck.“ Geb. 29. 10, 1790 zu Losgehnen, 
Ostpreußen, geſt. 1. 5. 1872 zu Kapatſchütz, Kr, Trebnitz. Sohn des Joachim Samuel Sranz 
v. walther und Cronech und der Juliane geb. v. Rauther⸗billfam. Nimmt teil an den Seld: 
zugen 1806/07 und 1813—15, 1823 Kapitän im 1. Oſtpreuß. Infanterieregiment, fpáter Oberſt⸗ 
leutnant a. D. 1832—54 Rittergutsbefiker auf Rapatſchütz mit Vorwerk Wilhelmshof. Un 
vermaͤhlt. Repräſentant v. W. 1839—70. Bei feinem Ausſcheiden 1870 zum Ehren 
vepräfentanten ernannt. Lehnsträger 1845-51, &rubenrepráfentant 1851—71, Dor: 
ſitzender des Mollegiums 1858—70, Bevollmaͤchtigter 1861—71. (Bildnis j. nach 
Seite 14.) 


33. Friedrich Auguſt Zesdinsfki.“ Geb. 15. 6. 1798 zu Dürr⸗Brockutt, Ar. Nimptſch, 
geſt. 13, 12. 1879 zu Breslau. Sohn des Wirtfehaftsinfpektors Jesdinszhi zu Grottſtau. 
Artilleriſt zu Grotthau. Raufmann zu Breslau, Gutsbeſitzer auf Rammelwik, Kr. Breslau, 
Dermählt 20. 11. 1837 mit Karoline Wilhelmine v. Pogrell, Tochter des Leopold v. Pogrell 
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und der Elifabeth geb. Perfig, geb. Aug. 1799, geſt. 6. 8. 1876. Repräfentant v. P. Aug. 
1845— Okt. 1858, proviſoriſcher Geſchäftsführer der Geſellſchaft 12. 4. bis 7. 10. 1848. 


34. Wilhelm Sriedrich v. Prittwi und Gaffron.“ Geb. 7. 10. 1815 zu Gornsdorf, 
fiv. Grof Wartenberg, geſt. 23. 6. 1892 zu Moisdorf. Sohn des Landrats, Geh. Regierungsrats 
Heinrich Moritz v. prittwitz und Gaffron auf Görnsdorf und Schmoltſchütz und der Erneſtine 
Juliane Elifabeth Chriftiane geb. Sreiin v. MWechmar. Leutnant im 1. Gberſchleſ. Infanterie: 
Regiment Ur. 22, Major a. D. gl. Kammerherr (feit 1853). Beſitz: Wieſegrade, Neudorf 
Rr. Ols (bis 1860); Moisdorf und Meulendorf, Ar. Jauer. vermählt L mit Gertrud Marie 
Charlotte verw. v. Diebitſch, geb. v. Srankenberg-Ludwigsdorf, jüngften Tochter des Karl 
Auguſt v. Srankenberg-Ludwigsdorf auf Bielwieſe, geb. 3. 4. 1815, geſt. 12. 9. 1846. II. mit 
Leocadie Sreiin v. Hohberg, Beſitzerin der Güter Prausni und Haaſel, Rr. Jauer. Re 
präfentanten-Stellvertreter v. W. 184658, Repräſentant v. W. 1858—92, vor; 
ſitzender des Kollegiums 1870—72, Grubenrepräſentant 1871/72, Bevollmaͤchtigter 
Juli—Nov. 1872, vorſitzenden Stellvertreter 1874—92. (Bildnis f. nach Seite 96.) 


35. Guſtav Drejcher.* Geb. 28. 1. 1808 zu Breslau, geſt. 15. 6. 1870 zu Breslau. 
Sohn des Kaufmanns Dreſcher zu Breslau und der Juliane Chriſtiane geb. Scholz. Kaufmann 
zu Breslau. vermählt 29. 10. 1843 mit Emilie Auguſte Elifabeth verw. Jesdinszſti, Tochter 
Leopolds v. Pogrell und der Elifabeth Perfig, geb. 23. 6. 1801, geſt. 23. [20.] 6. 1849. Re: 
präſentanten⸗ Stellvertreter v. p. 1846—1848, Repräſentant v. p. 1858—1870. 
Raſſen⸗ und Lagerhalter der Geſellſchaft 1848—55. 


36. Auguſt Müller. Geb. 27. 1. 1793 zu Giersdorf bei Wartha, geſt. 16. 4. 1854 
zu Breslau. Sohn des paſtors Karl Gottfried Müller und der Chriſtiane Renate geb. Sommer. 
Kaufmann zu Breslau. vermählt 10. 5. 1832 mit Pauline Auguſte Schiller, geb. 10. 5. 1809, 
geſt. 13. 9. 1884. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. T. 1848 —1852. 


37. Gottlieb Walter.“ Geb. 3. 1. 1821 zu Baumgarten, Kr. Wohlau, geſt. 9. 10. 
1896 zu Breslau. Sohn des George Sriedrich Walter zu Groß- Saul und der Anna Elifabeth 
geb. Eckert. Stadtrat zu Breslau 1851—56. Rittergutsbeſitzer auf Eiſenberg, Couisdorf, Schön 
brunn, Lorenzberg, Krippitz, Ar. Strehlen und Cſchileſen, Ar. Pohlau. vermählt J. 21. 11. 1843 zu 
Breslau mit Berta Luife Wilhelmine Tugendreich, verw. Paftor Tzſchachmann, geb. v. Roſchembahr, 
Tochter des Sriedrich Wilhelm v. Roſchembahr und der Antoinette Wilhelmine geb. Urſin v. Baer, 
geb. 21. 11. 1800, geſt. 7. 10. 1883. II. 27. 11. 1884 mit Helene Karoline Elifabeth Mathilde 
Urſin v. Baer, geb. 12. 12. 1855, geſt. 26. 6. 1893. III. 22. 11. 1894 mit Marie Eliſabeth Urſin 
v. Baer, geb. 17. 11. 1861. Repräfentanten- Stellvertreter v. P. 1852—58. Re; 
práfentant v. p. 1858—1896. Grubenrepräſentant 1872/73, VDorfikenden+ Stell: 
vertreter 1872/73 und 1893—96. (Bildnis f. nach Seite 96.) 
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38. Julius Leopold Gottlieb v. Frankenberg u. Profchlit.* Geb. 3. 2. 1803, geft. 
19. 12. 1876 zu Breslau. Sohn des Sylvius Traugott Moritz v. Srankenberg u. Proſchlitz und 
der Auguſte Gottliebe Sophie geb. v. Poſer. Landesaͤlteſter. Befik: Golkowe und Woidnihowe, 
Ar. Militſch; Schreibersdorf, Mr. Grof Wartenberg. vermählt 16. 10. 1831 zu Große Partenberg 
mit Mathilde Erneſtine Sriederihe v. Srankenberg u. Proſchlitz, geb. 7. 2. 1806 zu Biſchdorf, geft. 
19. 5. 1869 zu Breslau. ReprdfentantensStellvertreter v. T. 1855—58. Nepráfentant 
v. T. Okt. 1858—Sept. 1878. 


39. Lothar Karl Oskar Srh. v. Richthofen.“ Geb. 30. 12. 1817 zu Monvadswaldau, 
geſt. 13. 4. 1893 zu Breslau. Sohn des Landesälteften Wilhelm Schn. v. Richthofen auf Ober: 
und Nieder-Hertwigswaldau, CTſchauſchwitz, Krippitz, Ultſche und Ronradswaldau, Badepolizei⸗ 
Direktors zu Salzbrunn und der Charlotte geb. Sreiin v. Nordeck zur Rabenau. Premier: 
Leutnant a. D., Landesältefter, Candtagsabgeordneter, Rechtsritter des Johanniterordens. Beſitz: 
ſtreiſewitz bei Brieg, dann Carlowitz bei Breslau. Dermählt 3. 5. 1844 mit Hulda Eva Joa 
v. Teichmann und Logiſchen, Tochter des Wilhelm Sylvius v. Teichmann und Logiſchen und 
der Luife Adolphine Emilie geb. v. Walther und Croneck, geb. 25. 8. 1825, geſt. 20. 1. 1890. 
Repräſentanten- Stellvertreter v. T. 1858/59. Repräſentant v. T. 1859—93. (Bildnis 
f. nach Seite 96.) 


40. Karl Jofeph v. Schönit;* (in den Adelſtand erhoben 25. 10. 1840). Geb. 3. 6. 1795 
zu Burglehn Raudten, geſt. 14. 9. 1868 zu Jüfein-filoben, Rr. Guhrau. Sohn des Ritterguts⸗ 
beſitzers Anton Schönitz und der Magdalene geb. lein. Machte die Selogüge 1813/14 als 
Sreiwilliger mit, nahm feinen Abſchied als Hauptmann, fpäter Major a. D., Landjchaftsdirehtor, 
Rittergutsbeſitzer auf Klein- ſtloden. Dermáblt 14. 10. 1836 zu Ober Schüttlau mit Berta Elifa 
Maximiliane v. Srankenberg-Ludwigsdorf, Tochter des Majoratsherrn Marl Auguft Serdinand 
v. SrankenbergLudwigsdorf auf Bielwieſe und der Georgine Philippine Maximiliane geb. 
v. Sranſtenberg'Tudwigsdorf, geb. 15. 9. 1800 zu Bielwieſe, geſt. 1. 5. 1862 zu Jilein-Aloden. 
Repräſentanten- Stellvertreter v. W. 1858—08. 


41. Gujtav v. Uramſta (im den Adelſtand erhoben Juli 1862), Geb. 17. 8. 1815 zu 
Sreiburg in Schl., geſt. 13. 12. 1869 zu Sreiburg in Schl. Sohn des Geheimen Rommerzienrats 
Gottlob Rramſta und der Dorothea geb. Krebs. fal. Rommerzienrat, Chef des Großhandlungs, 
haufes C. G. Kramſta und Söhne zu Sreiburg. Beſitzer von Bergwerken in Ober: und Nieder: 
ſchleſien und Ruſſiſch polen. Vermählt 24. 7. 1839 zu Sriedland in Schl. mit Pauline Schmitt, 
geb. 25. 10. 1820 zu Sriedland, geſt. 22. 2. 1880 zu Breslau. Repräfentanten-Stellver: 
treter v. P. 1858—1864. 


42. Alexander v. Hoffmannswaldau.“ Premierleutnant a. D. zu Groß. Warten: 
berg. Repräſentanten⸗ Stellvertreter v. T. 1859 —74. 
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43, Emil heinrich Erdmann Baron v. Durant de Bonne, de Sénégas et de Trevisy, Geb, 
26. 11. 1799 zu Bobrek, Ar. Beuthen O. S., geft. 6. 1. 1873 zu Baranowitz. Sohn des Kgl. Haupt: 
manns a. D., Ritters des Ordens pour le mérite, Baron Heinrich v. Durant und der Johanna geb. 
v. Czarnecka. Landrat des Rreiſes Rybnik, Candesaͤlteſter, Mitglied des bereinigten Landtages der 
Monarchie und des Erfurter Parlaments, langjähriges Mitglied des Preußiſchen Abgeordnetenhaufes 
und des Schleſiſchen ProvingialLandtages, Vorfikender des landwirtſchaftlichen Vereins im Aveife 
Rybnik, Delegierter des Johanniterordens für das Johanniter-Arankenhaus in Pleg. Ritter: 
gutsbeſitzer auf Baranowitz, Ober- und Nieder-Oſchin. vermählt 14. 7. 1836 mit Charlotte 
v. Ralinowshi-Huffiatin aus dem Haufe Hilbersdorf, geb. 29. 12. 1814, geſt. 23. 5. 1882. Re: 
prafentanten:Stellvertreter v. P. 1864—1870. 5 


44. Hermann v. Walther und Croneck.“ Geb, 14. 3. 1801 zu Spandau, geft. 12. 12. 
1893 zu Rapatſchütz, Ar. Trebnitz. Sohn des Majors Vollrad Sigismund Ehrenfried Hermann 
v. Walther u. Cronech und der Wilhelmine geb. v. Sprenger. Generalleutnant z. D. Ritterguts: 
beſitzer auf Rapatſchütz mit Vorwerk Wilhelmshof (feit 1858) und Guhlau, Kr. Trebnitz (feit 1860). 
Unvermählt. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. W. 1869/70, Repräſentant v. W. 1870—72, 


45. Conſtantin Adelbert Werner Graf v. d. Recke-Volmerjtein. Geb. 16. 11. 1829 
zu Diiffelthal bei Düfjeldorf, Rheinprovinz. Sohn des Grafen Adalbert v. d. ReckeVolmerftein auf 
Werdringen, dann Kraſchnitz, und der Gräfin Mathilde geb. Gräfin v. Pfeil und Klein-Ellguth. 
Major a. D. Seldzug gegen Dänemark 1864, gegen Öfterreich 1866 und gegen Sranhreich 1870/71, 
wo er vor Paris ein Garde Candwehr-Bataillon führte. Kgl. Rammerherr, Generallandſchafts⸗ 
Repräfentant für Niederſchleſien feit Weihnachten 1862. Mitglied des Ronvents der Schleſiſchen 
Genoſſenſchaft des Johanniterordens feit 1886. Vorſitzender der Bezirksabteilung Schleſien 
der deutſchen Adelsgenoſſenſchaft. Ritter des Roten Adlerordens und Kronenordens, 
II. Kl., des Eiſernen Kreuzes II. Al. Rechtsritter des Johanniterordens. Rittergutsbeſitzer 
auf Dammer, fir. Militſch. vermählt I. 11. 6. 1863 zu Baranowitz mit Vally Sreiin 
v. Durant de Sénégas a. d. Ñ. Baranowitz, Tochter des Landrats Emil Baron v. Durant 
de Sénégas und der Charlotte geb. v. ftalinomshi, geſt. 27. 12. 1886 zu Kleinburg. II. 4. 4. 1888 
zu Schleibitz mit Betty verw. Srau v. Slotow, geb. v. Bredow a. d. D. Landin, Tochter des 
Landrats v. Bredow auf Candin. Repräſentant v. P. feit Oht. 1870, Vorfikender des 
ſtollegiums feit Mov, 1872, Bevollmächtigter des Rollegiums feit Jan. 1873, Gruben: 
repräſentant feit März 1873. (Bildnis f, nach Seite 168.) 


46. Eugen v. pogrell.“ Geb. 1835 zu Minden in Weftfalen, geſt. 21. 11. 1882 zu 
Crautenſee, Kr. Neumarkt i. Schl. Sohn des Rittergutsbeſitzers Leopold v. Pogrell und der Dorothea 
geb. Harten. Rittergutsbeſitzer auf Trautenfee, Repraſentanten-Stellvertreter v. P. 1870—1882, 


47. Maximilian v. Roux. Geb. 28. 11. 1804 zu Wikoline bei Herrnſtadt in Schl., 
geſt. 24. 6. 1884 zu Schweidnitz. Sohn des Marcus Antonius Julius v. Roux, Rittergutsbefißers 
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auf Wikoline, und der Sophie Wilhelmine geb. Kienitz. 1822—1851 im 10, Infanterieregiment, 
1851 Major und Kommandeur des 1. Bataillons des 11. Landwehrregiments (Glatz), 1856 
Oberftleutnant, 1857 Bataillonskommandeur im 23. Infanterieregiment, 1859 Oberft und Som: 
mandant von Spandau, fodann Sithrer des 4. kombinierten Infanterieregiments (fpäter r. 44) 
zu Danzig und Graudenz, 1860 Kommandant von Neiße, 1864 Generalmajor z. D., 1870/74 
ftellvertretender Rommandeur der 22. Infanteriebrigade zu Breslau. Wohnort: 1864 Liegnitz, 
1867 Breslau, feit 1872 Schweidnitz. Vermahlt 6. 2. 1833 mit Pauline geb. v. £üttmif, geb. 
25. 1. 1807 zu Prausnitz, geſt. 8. 6. 1887 zu Schweidnitz. Repräſentant v. W. 1872—84. 


48. Georg Srh. v. Ueſſel-Feutſeh. Geb. 18. 11. 1827 zu Raake, Kr. Öls, aet. 
24. 10, 1896 zu Raahe, Kr. Ols. Sohn des Marl Gottlob Sriebrid) v. Keſſel Seutſch auf 
Raahe, Majoratsbeſitzers, Rredit⸗Inſtituts⸗Direſtors und der Sophie Karoline Srieberihe geb, 
v. Johnſton. Leutnant im Garde⸗ Jäger-Bataillon. Machte die Seldzüge 1866 und 1870 als 
Johanniterritter mit. Landesaͤlteſter. Rittergutsbeſitzer und Sideikkommißbeſitzer auf Raalte, 
piſchkawe, Neuhof und Medlitz, Rr. Os. vermaͤhlt mit £eocabie Gräfin v. Lüttichau, geb, 
8. 5. 1842. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. W. 1872—88. 


49. Ernſt Sylvius Karl Julius Cäſar v. Frankenberg u. Proſchlitz.“ Geb. 18. 3. 1833 
zu Golhowe, Ar. Militſch, Sohn des Landesälteften Julius Leopold Gottlieb v. Srankenberg u. 
proſchlitz und der Mathilde Erneſtine SrieberiRe geb. v. Srankenberg u. proſchlitz. Rittmeiſter a. D., 
1866 Ordonangoffizier beim Generalkommando des VI. Armeekorps, 1870 Sührer der Johanniter: 
kolonne im Stabe S. R. H. des Kronprinzen. fal. Kammerherr, Seremonienmeiſter, Rechts 
ritter des Johanniterordens. Ritter des Roten Adlerordens III. Kl., des Kronenordens II. Kl., 
des Eiſernen Kreuzes am w. B. u. a. vermählt I. 18. 10. 1865 zu Breslau mit Pauline Sophie 
Albertine v. Srankenberg u. Proſchlitz, geb. 23. 7. 1848 zu Berlin, geſt. 26. 9. 1866 zu Liegnitz. 
II. zu Mittelſteine 28. 10. 1880 mit Eva Charlotte Erneſtine Lidy Sreiin v. Lüttwiß, geb. 
4. 11. 1842 zu Mittelſteine. Repräſentant v. T. feit Sept. 1873. vorſitzenden-Stell⸗ 
vertreter ſeit 1896. (Bildnis ſ. nach Seite 168.) 


50. Sylvius Guido Thaffilo v. Teichmann und Logiſchen.“ Geb. 29. 5. 1826 [1824] 
zu Arafchen, geſt. 18. 1. 1875 zu Liegnitz (). Sohn des Sylvius Heinrich Moritz v. Teichmann 
und Logiſchen und der Sriederike Charlotte Cuiſe Antoinette Elfriede Reichsgraͤfin v. Malzan. 
Rittmeiſter der Landwehr⸗Ravallerie, machte die Seldzüge 1866 und 1870/71 mit. Aechtsritter 
des Johanniterordens. Rittergutsbeſitzer auf Daielonhe, Kr. Öls, Goldſchmieden und Stabelwitz, 
Kr. Breslau. vermählt mit Helene Agnes Pauline Gifeke, geb. 11. 4. 1837, geſt. 7. 11. 1880. 
Repräſentanten⸗Stellvertreter v. T. 1874/76. 


51. Albert Eugen Krater v. Schwarzenfeld.“ Geb. 16. 5. 1836 zu Grogersdorf. 
Sohn bes Rammerherrn Eduard Eugen Frasier v. Schwarzenfeld auf Groß -Sürding, Kr. 
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Breslau und der Albertine Charlotte Eleonore Braune. Rechtsritter des Johanniterordens. 
Rittergutsbeſitzer auf Bogenau, Ar. Breslau. Vermahlt 28. 4. 1868 mit Elifabeth v. Koſchembahr, 
Tochter des Marl Sriedrich v. Roſchembahr und der Karoline Holkhky, geb. 19. 7. 1847. Re: 
präfentanten-Stellvertreter v. T. 1875—84. Repräſentant v. W. feit 1884. (Bildnis 
f. nach Seite 168.) 


52. Willy v. Seydlit.® Major a. D. Rittergutsbeſitzer auf Wehlefronze. Re- 
präfentanten-Stellvertreter v. p. 1883—1893. 


53. Otto Sigismund Diepold v. Köcrit,* Geb. 30. 5. 1832 zu Mondſchüutz, 
Rr. Wohlau. Sohn des fgl. Oberftleutnants a. D. v. Röckritz auf Mondſchütz und der 
Eleonore SrieberiRe v. Rothkird)-Panthen. Diente von 1849—60 in der öfterreichifchen Armee, 
nahm 1860 als Rittmeifter den Abſchied und wurde 1871 fgl. Preuß. Rittmeiſter a. D. 
Rammerherr, Mitglied des Herrenhauſes auf Lebenszeit. Beſitz: Mondſchütz, Kr. Wohlau. 
vermählt 7. 10. 1864 mit Margot Charlotte Maximiliane v. Prittwik und Gaffron a. d. H. 
Moisdorf, geb. 10. 2. 1845. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. €. 1884—93. 


54. Emil Heinrich Erdmann Baron v. Durant de Bonne, de Sénégas et de 
Trevisy a. d. H. Baranowitz. Geb. 16. 12. 1839 zu Baranowik, Kr. Rybnik, geft. 29. 3. 1894 
zu Langendorf, Ar. Gleiwitz. Sohn des Rgl. Candrats, £anbesáltejten Emil Baron v. Durant 
und der Charlotte v. Ralinowski. Cinjahrig-Sreiwilliger beim Schleſiſchen Ulanenregiment r. 2, 
als Referve-Offizier bei dieſem Regiment den Krieg von 1866 mitgemacht, dagegen den Krieg 
von 1870/71 beim 5. Reſerve Ulanenregiment. Als Rittmeifter mit der Erlaubnis zum Tragen 
der Landwehr -Ravallerie-Uniform verabſchiedet. Landesälteſter, Mitglied des Kreisausſchuſſes. 
Rittergutsbeſitzer auf Langendorf, Rr. Gleiwitz, und Ob. u. Nied. Oſchin. Dermáblt 26. 5. 1877 zu 
preiswitz mit Martha v. Raczeck a. d. H. Preiswitz, geb. 16. 7. 1857. Repräfentant v. W. 1893/94. 


55. Friedrich Wilhelm Reinhard Graf Carmer.“ Geb. 22. 6. 1849 zu Groß Often, Rr. 
Guhrau. Sohn des Grafen Julius Carmer und der Henriette v. Unruh. Xittmeifter; 2. Ceib-Hufaren: 
regiment, fpáter Garde-Rüraſſierregiment; im Seldzuge 1870/71, ſchwer verwundet. Rammerherr, 
Schloßhauptmann. Mitglied des deutſchen Reichstages feit 1890, des preußiſchen Herrenhauſes feit 
1892. Landfchaftsdirektor, Kreisdeputierter. Majoratsherr auf Rügen, Groß-Oſten und Niebe, 
Air. Guhrau. Rechtsritter des Johanniterordens. Vermahlt mit Sreda v. prittwitz und Gaffron 
a. d. H. Moisdorf. Repräſentant v. C. feit 1893. (Bildnis f. nach Seite 168.) 


56. Samuel Wilhelm Adam Egmont Bruno Ulrich Sreiherr v. Richthofen.“ Geb. 
13. 1. 1846 zu Neiße. Sohn des Generalmajors Eugen Sreiherrn v. Richthofen und der Eva 
v. Teichmann und Logiſchen. Eingetreten 1864 beim 1. Schleſ. Hufarenregiment Nr. 4, 1866—70 
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Regimentsadjutant, 1875 Rittmeifter, 1879/80 Adjutant der 10. Divifion in Pofen, 1880—85 Adjutant 
der 14. Divifion in Düffeldorf, 1885—88 im Aönigs-Hufarenregiment (1. Rhein.) in Bonn, 1886 
Major, 1888—90 etatsmäßiger Stabsoffizier im Thür. Dufarenregiment Nr. 12. Seldzuge 1866 
und 1870/71. Kammerherr, Rechtsritter des Johanniterordens, Amtsvorfteher, Mitglied des areis: 
tages und Kreisausſchuſſes. Rittergutsbeſitzer auf Petersdorf, Ar. Rimptſch. vermählt 7. 10. 1871 
zu Breslau mit Helene v. Roſchembahr, geb. 18. 11. 1850 zu Beuthen G. S., geſt. 19. 1. 1903 
zu Breslau. Repraͤſentanten Stellvertreter v. T. 1893—1900, Reprafentant v. w. 
ſeit 1900. (Bildnis ſ. nach Seite 168.) 


57. Hugo Samuel Wilhelm Louis Erdmann Sreiherr v. Richthofen.“ Geb. 16. 8. 1842 
zu Neiße, geſt. 10. 4. 1904 zu Slorenz. Sohn des Generalmajors Eugen Sreiherrn v. Richthofen 
und der Eva geb. v. Teichmann und Logiſchen. 1860—63 Leutnant beim Regiment der Gardes 
du Corps, 1870/71 zunächſt bei der freiwilligen Krankenpflege, ſpaͤter bei der Verwaltung des 
okkupierten franzöfifchen Gebiets (Bar- le Duc). Ehrenritter des Johanniterordens. Landrat der 
Kreiſe Ottweiler und Saarbrücken, dann Sürſtlich Lippeſcher Rabinettsminiſter, fgl. Ober 
regierungsrat in potsdam, Regierungspräfident in Cöln, Oberpräfident der Provinz Oftpreußen, 
Wirkl. Geheimer Rat, Exzellenz. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. W. 1893—94. 


58. Conſtantin Karl Hans Serdinand Heinrich Sreiherr v. Seherr-Thoßz.“ Geb. den 
29. 7. 1830 zu Moſchen, Kr. Meuftadt, geft. den 23. 6. 1899 zu Breslau. Sohn des Landesälteften 
Sreiherrn Karl v. Seherr-Choß und der Conſtanze geb. Moriz-Eichborn. Geh. Regierungsrat. 
37 Jahre Landrat des Areifes Neiße. Rechtsritter des Johanniterordens. vermählt 20. 5. 1867 zu 
Neiße mit Nanny Sreiin v. Bock Hermsdorf, Tochter des Sreiherrn Serdinand v. Bock-Hermsdorf, 
Exzellenz, und der Lida geb. v. Teichmann und Logiſchen. Repräſentant v. W. 1894—99. 


59. Louis Hermann Auguſt Arthur v. Walther und Croneck.“ Geb. 11. 12. 1859 
zu Poßindern, Ar. Königsberg i. Pr. Sohn des Emil Louis Sranz v. Walther und Croneck 
und der Adelheid Charlotte Cherefe Simmermann. Leutnant im 1. Schleſ. Dragonerregiment 
Tir, 4, jetzt Rittmeiſter d. C. Rechtsritter des Johanniterordens. Majoratsherr auf Rapatſchütz 
mit Vorwerk Wilhelmshof, feit 1886, auf Guhlau, feit 1896, Rittergutsbeſitzer auf lieber. 
Gläſersdorf, Ar. £üben, feit 1895 und Wilkawe, Ar. Trebnitz, feit 1901. vermählt 27. 12. 1884 zu 
Nieder-Bläfersdorf mit Gert Collin, geb. 28. 3. 1860. Repraſentanten- Stellvertreter 
v. W. ſeit 1894. 


60. Kurt v. Cieres und Wilfau. Geb. 6. 9. 1851 zu paſterwitz, far. Breslau. Sohn 
des Rittergutsbeſitzers Sriedrich v. Lieres und Wilkau und der Klara geb. v. Schulſe. Dr. jur. 
Landrat in Waldenburg, dann in Breslau, Oberregierungsrat in Danzig. Rammerherr. Rechts: 
ritter des Johanniterordens. Beſitz: paſterwitz, Kr. Breslau. Dermáblt 17. 6. 1885 mit Martha 
v. Puttkamer, geb. 14. 8. 1857. Repräſentanten⸗Stellvertreter v. p. 1894—97. Re: 


präſentant v. P. ſeit 1897. (Bildnis ſ. nach Seite 168.) 
Geſchichte der Bergwerks geſellſchaft 6. v. Gieſche 's Erben. x 25 
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61. Friedrich Nickiſch v. Koſenegk. Geb. 26. 2. 1850 zu Broß-Blogau. Sohn des 
ſtreisgerichtsdirektors Sriedrich Nickiſch v. Rofenegh auf Ruchelberg und der Mathilde Gräfin 
Rittberg. Machte als Avantageur den zweiten Teil des Seldzugs 1870/71 beim 2. Garde: 
Ulanenregiment mit, wurde Leutnant im Garde⸗füraſſierregiment, fpáter Reſerveoffizier des 
Regiments, zuletzt Rittmeifter der Garde. CTandwehr⸗Ravallerie. Rechtsritter des Johanniterordens, 
Kanbesáltefter, Areisdeputierter. Rittergutsbeſitzer auf Ruchelberg nebſt Zubehör. vermaͤhlt 
28. 7. 1875 zu Meugut-Heingenburg mit Anna Gräfin v. d. Recke⸗Volmerſtein a. d. H. Werdringen, 
geb. 20. 4. 1853 zu werdringen. Repräfentanten-Stellvertreter v. P. ſeit 1897. 


62. Hans Walter Adam Sylvius v. Teichmann und Logiſchen.“ Geb. 30. 9. 1861 
zu Dzielonße, Ar. Öls. Sohn bes Rittmeifters Sylvius Guido Thaffilo v. Teichmann und 
Eogifhen und der Helene Agnes Pauline Gijeke. Rittmeiſter der Reſerve des Barde-füraffier- 
regiments. CLandesälteſter des Kreiſes Oppeln. Ritter des Johanniterordens. Rittergutsbeſitzer 
auf Dombrowha, Ar. Oppeln und Herzogswalde, Kr. Grotthau. Dermählt 6. 12. 1888 mit Maria 
Olga v. Hoenika, geb. 17. 10. 1868. Repräſentanten⸗ Stellvertreter v. T. feit 1900. = 


‚Friedrich Bernhardi, 
Kgl.Bergrar u General Direktor 


Zuge Römhild, R , Richard Menzel, 
Direkror Ne schen Verwaltung. dire rere Reehnun 
ge $1645 


skammenm, 


Beilage II. 


Verzeichnis der geſellſchaftlichen Oberbeamten. 


1760—1810 
1810—1812 
1812—1829 
1829—1839 
1840—1845 
1845—1854 
1854—1872 


1872— 


1872—1898 
1896—1899 
1899— 


A. Betriebsleiter in Oberfchlefien. 


I. Berawerfs- und Hüttendirektion. 


Joh. Bernhard Heppner, fgl. Berggeſchworener. 

C. ID. v. Alaß, Kgl. Einfahrer. 

Sriedrich Wilhelm v. Weger, Kgl. Major a. D., Lehnsträger. 

J. G. Campricht, Hütteninſpektor. 

Adolph Schneider, Hütteninfpektor. 

Otto Reifland, Dütteninjpehtor, 

Hermann Scberbenina, Kgl. Berghommiffar, feit 1869 fal. Bergrat, Berg 
werks und Hüttendirektor. 

Sriedrich Bernhardi, gl. Bergaſſeſſor, feit 1892 gl. Bergrat, Bergwerks: 
und Düttenbirehtor, feit 1884 mit dem Titel Generaldirektor. Mitglied des freis 
ausſchuſſes und Kreistagsabgeordneter von Rattowitz, Mitglied des Provinzialland⸗ 
tags, des Bezirkseifenbahnrats und des Landeseiſenbahnrats. vorſitzender der 
Gberſchleſ. Bergbau -Hilfskaſſe und des Gberſchleſ. Berg, und Hüttenmännifchen 
vereins. Mitglied des Dorftanbes der Sekt. 6 der Knappſchafts⸗Berufs⸗Genoſſenſchaft 
und der Seht. 2 der Schleſ. Eifen- und Stahl Berufs⸗Genoſſenſchaft. (Bildnis 
f. vor dieſer Seite.) 


II. Bergverwaltung des Erzreviers. 


Hugo Aunitz, Berginſpektor, feit 1886 Bergwerksdirehtor, penſ. 10. 8, 1896. 

Edwin Aneuſe, Bergingenieur. 

Albert Notzny, Kgl. Bergaſſeſſor a. D., Bergwerksdirektor (ſiehe Heinitzgrube). 
26° 
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1897— 


1834—1858 
1858—1872 
1872—1900 
1900 
1900— 


1861—1863 
1863—1871 
1871—1872 
1872—1876 
1876—1877 
1877—1883 
1883—1887 
1887—1893 
1893—1900 


1900 
1900—1901 
1901— 


1863—1871 
1871—1896 
1896— 


1875—1885. 


1885—1896 
1896— 


HI. Hütten⸗Direktion. 


Otto Saeger, fgl, Bergaſſeſſor a. D., Hüttendirektor. 


IV. Einzelwerke. 
a. Hütten. 
1. wilhelminehütte. 
Otto Reifland, Schichtmeiſter und Betriebsleiter, dann Hütteninfpektor. 
Stolte, Hütteninſpektor. 
Auguft Cochlovius, Hütteninſpektor, penſ. 1. 7. 1900. 
Conrad Bruder, Hütteninfpektor (fiehe Paulshütte). 


Paul Meiſter, Hütteninfpehtor, feit 1884 Praktikant, Sinkmeifter und Hüttenmeifter 
auf Milhelminehütte, dann Hütteninfpehtor. 


2. Paulshütte und Normahütte. 
Schneider, Schichtmeiſter. 
Julius Dobſchall, Hütteninſpektor, T Juni 1871. 
Auguft Cochlovius, Hüttenmeifter, dann Hütteninſpektor auf Wilhelminehiitte. 
Rudolf Lorenz, Hüttenmeiſter, vorher auf Wilhelminehütte. 
Ludwig Kleemann, Hütteninjpektor. 
Emil Dagner, Hütteninfpehtor, T 3. 6. 1883. a 
Gottfried Haas, Hüttenmeifter, feit 1883 Hütteninfpektor. 
Julius Starck, Dütteninjpehtor, Y 16. 5. 1893. 


Conrad Bruder, Düttenin[pehtor, feit 1875 Praktikant, Sinkmeifter und Hütten: 
meifter auf Wilhelminehütte, dann Hütteninfpehtor auf Paulshütte, T 12. 9. 1900. 


Paul Meijter, Dütteninfpehtor (fiebe Milhelminehütte). 
Paul Burejch, Hüttenmeifter und Betriebsleiter. 
Mar Berger, Hiitteninfpektor. 


3. Walther⸗Croneckhütte. 


Julius Dobſchall, Hütteninſpektor, 7 Juni 1871. 
Hermann Vogel, Hüttenmeiſter, feit 1872 Düttenin[pehtor, penſ. 3. 7. 1896. 
paul Wohlfarth, Düttenmeifter, feit 1896 Hütteninfpektor. 


4. Reckehütte. 


Sriedrich Beyſfel, Hüttenmeifter, feit 1878 Hiittteninfpektor, penf. 1. 10. 1885. 
Alexis Barbezat, Hütteninfpektor, + 12. 1. 1896. 
Ignatz Eerney, Hütteninſpektor. 


1897—1899 
1899—1901 
1901— 
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5. Bernhardihütte. 
Conrad Bruder, Hütteninſpektor von Paulshütte, 12. 9. 1900. 
Stanz Cochlovius, Dütteningenieur. 


Hermann Götz, Hüttenmeifter, feit 1891 Praktikant, Sinkmeifter und Düttenmeifter 
auf Wilhelmine: und Paulshütte, 


6. Sinkwalzwerk. 


feit 1. 7. 1903 Conrad Mehwald, Walzwerksin{pehtor. 


1869—1890 


1871— 


1890— 


1875—1882 


1882—1891 
1891 — 


1834—1855 
1856—1872 
1872—1874 
1875—1877 
1878—1896 
1894— 

1896— 


1881—1884 
1881—1884 


b. Gruben. 


1. Bleifharlen-Meftfeld. 
Sylveſter Priewieslik, Bergverwalter, feit 1860 Steiger, Oberfleiger und Berg: 
vermalter, penf. 1. 12. 1890. 
Adolf Anſorge, Majchinenwerkmeifter, feit 1863 Monteur, dann Maſchinen⸗ 
werhmeifter. 
Julius Eriebs, Bergverwalter, feit 1862 Steiger, Oberfteiger und Betriebsführer. 


2. Bleiſcharley⸗Oſtfeld. 
Wilhelm Schoen, I. Steiger, feit 1855 Steiger, dann I. Steiger, penj. mit dem 
Titel: Oberfteiger 1. 1. 1896. 
Julius Eriebs, Oberfteiger, fiehe Bleiſcharley⸗ eſtfeld. 
Hermann Haaje, Oberjteiger, feit 1879 [aſchaufſeher, Oberhäuer und Steiger. 


3. Ronſ. Gieſchegrube. 
Johann Heinzel, Steiger, {pater Oberſteiger. 
wilhelm Schmidt, Oberfteiger. 
Theodor Buntel, Berginſpektor. 
Auguſt Heckel, 3erginjpehtor. 
Joſef Poppe, Bergverwalter, ſeit 1886 Berginſpektor, penſ. 3. 7. 1896. 
Emil Rojendal, Maſchineninſpektor. 
Georg Foerſter, Bergverwalter, früher Oberſteiger auf Kleophasgrube. 


4. Ronſ. Kleophasgrube. 


wilhelm Klubet, Maſchinenwerkmeiſter, T 12. 10. 1884. 
Reinhold Gloger, J. Steiger. 
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1884—1886 Ernſt Gelhorn, gl. Bergaſſeſſor a. D., Berginfpektor, 
1886—1890 Reinhold Gloger, Oberfteiger. 

1890—1891 Georg Foerſter, Oberfteiger (fiebe Konf. Gieſchegrube). 
1891—1895 Ernſt Braetſch, Kgl. Bergaſſeſſor a. D., Bergwerksdireßtor. 
1895 Georg Foerſter, Oberfteiger. 

1895— Karl Beſſer, Ral. Bergaſſeſſor a. D., Bergwerksdirehtor. 


5. Ronſ. Heinitzgrube. 


1890—1896 Otto Lucke, fal. Bergaſſeſſor a. D., Berginfpektor, penf. 1. 4. 1896. 
1896 — Albert Notzny, fal. Bergaſſeſſor a. D., Bergwerksdirehtor. 


6. Mathildegrube bei Chrzanow in Galizien. 
1875—1894 Hugo Herrmann, Bergverwalter, feit 1885 Berginfpektor (früher Steiger und 
Gberſteiger), penſ. 1. 4. 1894. 
1894— Clemens Vogt, Bergverwalter, 1882—1894 Oberhäuer, Steiger und Oberfteiger 
auf Gieſchegrube. 


B. Geſchäftsführer und Leiter der kaufmänniſchen 
Verwaltung in Breslau. 


a. Mit Einzelvollmacht. 


ca. 1754—1763 Johann Lucas Glaß, Saktor. 

1769—1790 Johann Gottlieb Luther, Saktor. 

1790—1816 Karl Wilhelm Caspary, Geſchaͤftsführer. 

1816—1832 Karl Heinrich Weifs, Kgl. Rommerzienrat, Gefchaftsfihrer. 

1832—1848 Richard und Alexander Schreiber, Geſchaͤftsführer. 

1848 Apr. — Oft. Sriedrich Auguſt Jesdinszki. 

1848—1856 Guſtav Dreſcher, Geſchaͤftsfuͤhrer. 

1856—1872 0. W. Hoffmann, Raufmänniſcher Direktor, vorher Buchhalter feit 1848. 

1872— Hugo Römhild, Kaffen- und Lagerhalter, feit 1884 Raufmänniſcher Direktor. 
(Bildnis j. vor Seite 195.) d 


b. Mit Sammelvollmacht. 


1883— Bruno Springer, fiorrejponbent. 
1884 1891 paul Voigt, Sekretär, penſ. 1. 10. 1891. 


1892— 
1891— 
1894— 
1900— 


1872—1889 


1889 — 
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Hugo v. Ende, Buchhalter. 

Max König, Kaſſierer, vorher Buchhalter. 

Georg Schneider, Rorrefpondent, vorher Buchhalter. 

Oskar Bungenſtab, Rorrefpondent, vorher kaufmänniſcher Kalkulator. 


C. Leiter der Rechnungskammer. 


Karl Olbrich, Rechnungsinſpektor, feit 1887 Direktor der Rechnungskammer, 
v 6. 10. 1889. 

Richard Menzel, Praktikant auf Davidhütte, 1861 Aſſiſtent und Sinkmeifter auf 
Withelminehiitte, 1865 Hüttenmeifter auf Walther⸗Croneckhütte, 1878 Gberſchicht⸗ 
meiſter, Raſſeninſpektor auf Paulshütte, feit 1889 Rechnungsinfpektor in Breslau, 
feit 1894 Direktor der Rechnungskammer. (Bildnis f. vor Seite 175.) 


„F 
Druck von R. Hiſchtowsky in Breslau. 
rs 


‚Tafel 1. 


Graphische Darstellung 
a) der seit dem Jahre 1186 auf Toor Ankeil zur Auszahlung 
gelangten Ausbeute. 


b) der in den letzten 30 Jahren (1804 - 1903) gewonnenen Pro- 
duktionsmengen und 
c) der in demselben Seitraume erzielten Derkaufswerke. 


Zink rd. 1065%.000 Cir. 


1768, 
geröst Blende rd. 18288000 lr 
prr gee 


Silber rd TIT Gr 


Galmei rd 26103000M; 


M. Fab Blende rd 35034,000.46 


7, Bleierze rd 3700.46. 


geröst. Blende rd 007000MG. 


Schwefelsäure nd 72492000 44. 


Blei u.Ölötte rd 28 91200044 
Silber 10.010,45 
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Jahresdurchſchnittspreiſe. 
Tafel 2 für: 
a. Fink. b. Silber. c. Kohlen. 
Tafel 5 für: 
a. Cadmium. b. Blei. c. Bleifabrikate. d. Bleiglätte. 


Tafel 2. 
Jahresdurch ſehnittspreiſe 


für 


A Sink. b. Silber. c.Rohlen 


Mek pro Ctr. ab Breslau. Mk. pro Pf. ab. Hiitte. Pfg.pro Cir ab Grube. 
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Tafel 3. 
Jahresdurch{chnittspreife 
für 
a. Cadmium. b. Blei c Bleifabrikate b. Bleiglätte. 


Mek pro Pfd.ab Hütte Mark pro Centner ab Hütte. 
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Tafel 4. i 
Gefamt-Derkauf von Schwefelfäure auf 502 berechnet. 
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Geldverfehr bei der Breslauer Hauptverwaltung. 


Tafel 5: 
a. Kaſſenumſatz. b. Reichsbank⸗Giro-Verkehr. 


Tafel 6: 
a. Wechſelumſatz. b. Lohnungsgelder. 


Tafel 5. 


a.Raffenumfatz. b. Reich sbank -Giro-Derkehr. 
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Tafel o. 


a. Wechfelumfata b. Lohnungsgelder. 
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